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VORWORT 
 
Die vorliegende Arbeit will die Struktur und das Recht der Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) ausführlich darstellen und allen Interessierten einen 
tieferen Einblick in die OSZE ermöglichen. 
 
Die Themenwahl für meine Dissertation war von meinem Interesse an internationalen 
Beziehungen und verfassungsrechtlichen Fragestellungen geprägt. Während meines 
Diplomstudiums beschäftigte ich mich eingehender mit internationalen Organisationen. 
Im Rahmen eines von Herrn Univ.-Prof. Dr. Winkler abgehaltenen Seminars widmete ich 
mich vertiefend dem Europarat im Zusammenhang mit der Verfassungsautonomie seiner 
Mitgliedstaaten. Im Zuge dessen habe ich mich erstmals näher mit der Organisation für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa auseinandergesetzt. 
  
Anlässlich meiner Recherchen war ich mit den stetigen Veränderungen innerhalb der 
OSZE konfrontiert. Die Nachforschung der Daten und Fakten für die vorliegende Arbeit 
wurden mit 1. 1. 2010 beendet, danach erfolgte Veröffentlichungen wurden nicht mehr 
berücksichtigt. 
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Winkler sowie Priv.-Doz. Dr. Bernhard Müller. Sie haben mir die Gelegenheit gegeben 
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für ordnungspolitische Grundprobleme und übergreifende Fragestellungen geschärft.  
 
Meiner Ehefrau, Mag. Marguerita Sedrati, möchte ich für die moralische Unterstützung 
sowie ihrer Hilfsbereitschaft bei der Korrektur des Manuskripts meinen herzlichsten Dank 
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1. Einleitung 
1.1. Die Bedeutung der OSZE in den internationalen 
Beziehungen 
Die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) ist eine 
gesamteuropäische Sicherheitsorganisation und mit 56 Teilnehmerstaaten eine der 
weltweit größten regionalen Sicherheitsorganisationen. Die OSZE ist aus einer bloßen 
Staatenkonferenz, der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE), 
erwachsen, die zum ersten Mal 1972 in Dipoli bei Helsinki einberufen wurde.1 
Der OSZE-Prozess lässt sich grundsätzlich in zwei Zeitabschnitte einteilen: Der Abschnitt 
bis zum Zerfall des Ostblockes und die Zeit danach.2 Die Bedeutung der damaligen KSZE 
für die Sicherung des Friedens im ersten Abschnitt, in welcher das Misstrauen zwischen 
Ost und West vorherrschte, ergab sich daraus, dass die Konferenz das einzige Forum für 
Konsultation und Verhandlung zwischen den Staaten aus Ost und West war.3 Die KSZE 
ermöglichte es, über Systemgrenzen hinweg eine neue Dimension der Zusammenarbeit 
zu erschließen.4 Die Verhandlungen und Gespräche in der KSZE gaben den 
aufkommenden Menschenrechtsbewegungen in den Ostblockstaaten weiteren Auftrieb, 
obwohl die getroffenen Vereinbarungen für die Teilnehmerstaaten weder rechtlich 
verbindliche Verpflichtungen waren noch sonstige formelle Durchsetzungsmechanismen 
statuierten.5 Rechtsverbindliche Verpflichtungen innerhalb des KSZE-Prozesses waren 
aufgrund der politischen Eiszeit zwischen Ost und West nicht realisierbar. Formelle 
Durchsetzungsmechanismen konnten aufgrund des Widerstandes der Staaten des 
Ostblockes mit ihrem ausgeprägten Souveränitätsverständnis nicht vereinbart werden. 
Gleichwohl war die KSZE Ausgangspunkt für die Entwicklung eines informellen 
Verfahrens, in welchem die öffentliche Diskussion um Menschenrechtsverletzungen nicht 
mehr als Einmischung in die inneren Angelegenheiten eines Teilnehmerstaates betrachtet 
wurde.6  
Nach dem heutigen Selbstverständnis der OSZE ist die Organisation ein fester Bestandteil 
der sogenannten europäischen Sicherheitsarchitektur, indem sie einen wesentlichen 
                                          
1 
 Höynck, From CSCE to OSCE 36; Tudyka, Die OSZE - besorgt um Europas Sicherheit 12. 
2 
 Liedermann, Österreichs Rolle beim Zustandekommen der KSZE, in Rathkolb/Mascke/Lütgenau (Hrsg), Mit 
anderen Augen gesehen 491. 
3 
 Kokott, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof der OSZE 253. 
4 
 Liedermann, Österreichs Rolle beim Zustandekommen der KSZE, in Rathkolb/Mascke/Lütgenau (Hrsg), Mit 
anderen Augen gesehen 492. 
5 
 Kokott, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof der OSZE 253. 
6  Ebenda 253. 
  - 2 - 
Beitrag zur Schaffung und Erhaltung des Friedens, der Sicherheit und der Entspannung, 
zum Schutz der Menschenrechte sowie der Förderung von Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit leistet. Eine gute Umschreibung hat Pöllinger geliefert, als sie die 
OSZE wie folgt beschrieb:  
"Die OSZE bindet alle Staaten zwischen Vancouver und Wladiwostok in einem durch 
gemeinsame Grundwerte und Verhaltensnormen gebildeten Stabilitätsrahmen ein, der 
auf einem umfassenden Sicherheitskonzept beruht und an dem alle Staaten dieses 
Großraumes gleichberechtigt teilnehmen können."7 
Mit andern Worten vereinigt die OSZE Europa, Nordamerika und die Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion zu einem Raum kooperativer Sicherheit.8 Der Begriff Sicherheit, welcher der 
OSZE immanent ist, umfasst nicht nur die militärische Sicherheit, sondern umschreibt 
alle Formen des menschlichen Zusammenlebens, angefangen bei wirtschaftlichen und 
kulturellen Aspekten bis hin zu humanitären Bereichen. Die OSZE geht daher von einem 
umfassenden Sicherheitskonzept aus.9 Sie umfasst drei Dimensionen der Sicherheit, die 
politisch-militärische, die wirtschaftlich-ökologische und die menschliche.10 Die 
Zusammenarbeit in der OSZE beruht auf gemeinsamen Werten, zu denen Menschen-
rechte und Grundfreiheiten, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit gehören. Ihre drei 
Sicherheitsaspekte – die politisch-militärische, die ökonomisch-ökologische sowie die 
menschliche Dimension – sind eng miteinander verknüpft. Entsprechend dem 
umfassenden Sicherheitskonzept sind die Aktivitäten der OSZE sehr zahlreich. Die 
Schwerpunkte der Tätigkeit der OSZE liegen in der Frühwarnung, in der 
Konfliktverhütung, im Krisenmanagement und in der Konfliktnachbewältigung.11  
Die OSZE hat sich mit ihren derzeit mehr als 20 Feldeinsätzen und rund 5.000 
Mitarbeitern zu einer Organisation entwickelt, die auch aktiv vor Ort tätig ist.12 Ihre 
Aktivitäten nehmen an Umfang und Vielfalt stetig zu. Ein Indikator dafür sind unter 
anderem die Ausgaben, die von 1994 bis 2001 um fast 1.200 Prozent gestiegen sind. Der 
Haushalt belief sich 2001 auf 225 Mio Euro. Wenn man die Gehälter der Mitarbeiter 
einrechnet, für die die Teilnehmerstaaten aufkommen, tätigte die OSZE 2001 Ausgaben 
in der Höhe von insgesamt rund 450 Mio Euro.13 An diesen Wachstumsindikatoren lässt 
                                          
7  Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 118; Liedermann, Österreichs Rolle beim Zustandekommen der KSZE, in 
Rathkolb/Mascke/Lütgenau (Hrsg), Mit anderen Augen gesehen 505. 
8 
 Seidl-Hohenveldern, Das Recht der Internationalen Organisationen einschließlich der Supranationalen 
Gemeinschaften, Rz 2218; Eidgenössisches Departement für Auswärtige Angelegenheiten, Politische 
Abteilung III, Sektion OSZE, Sicherheitsfragen, PfP, OSZE Vademecum 1999, 3.  
9 
 Höynck, From CSCE to OSCE 28; Tudyka, Das OSZE-Handbuch2 14. 
10  
Schlussakte von Helsinki 1975; Höynck, From CSCE to OSCE 28f. 
11 
 Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 118. 
12  Tudyka, Die OSZE - besorgt um Europas Sicherheit 83. 
13 
 OSZE, Der Generalsekretär - Jahresbericht 2001 über das Zusammenwirken zwischen Organisationen und 
Institutionen im OSZE-Gebiet (http://www.osce.org). 
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sich ablesen, dass die OSZE eine der weltweit größten regionalen 
Sicherheitsorganisationen ist.  
In jüngster Zeit wird verstärkt am Aufbau der Beziehungen zu anderen internationalen 
Organisationen, wie den Vereinten Nationen, dem Europarat und der EU gearbeitet, um 
unnötige Doppelgleisigkeiten zwischen den relevanten internationalen Organisationen zu 
vermeiden. 
Die menschliche Dimension bildet ein Kernstück der OSZE. Zur Wahrung der 
Menschenrechte, der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit hat die OSZE spezielle 
Institutionen, insb das Büro für demokratische Institutionen und Menschenrechte 
(BDIMR), der Hohe Kommissar für nationale Minderheiten (HKNM) und der Beauftragte 
für Medienfreiheit, geschaffen, um die Einhaltung und Überwachung der OSZE-
Verpflichtungen zu gewährleisten. Die Parlamentarische Versammlung der OSZE (PV) 
wurde für den demokratischen Dialog innerhalb der OSZE eingerichtet, welche aktiv in 
den OSZE-Prozess eingebunden ist. Die gemeinsamen Wahlbeobachtungseinsätze der 
Parlamentarischen Versammlung der OSZE, der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates und des Europäischen Parlamentes (EP) sind für die internationalen 
Beziehungen unerlässlich geworden.  
In der militärisch-politischen Dimension der Sicherheit stellt die OSZE Vertrauen her, 
indem die Teilnehmerstaaten zu Transparenz, Vorhersehbarkeit, Informationsaustausch 
und Zusammenarbeit verpflichtet sind. Diese Vertrauens- und Sicherheitsbildenden 
Maßnahmen sollen Spannungen und Bedrohungspotenziale zwischen den Teilnehmer-
staaten abbauen und die Stabilität stärken.14 Durch die ständige Weiterentwicklung ist es 
der OSZE gelungen, operational zu agieren und über mannigfaltige Mechanismen zu 
verfügen, die eine direkte Einflussnahme vor Ort ermöglichen. Diese Instrumente sind für 
die Konfliktbearbeitung wichtig und gewährleisten die Umsetzung der von den 
Teilnehmerstaaten eingegangenen Verpflichtungen. Von wesentlicher Bedeutung sind 
auch die Langzeitmissionen in verschiedenen Krisengebieten wie Bosnien, Kroatien und 
dem Kosovo. Die Langzeitmissionen stellen eine wesentliche Tätigkeit der OSZE dar. 
Die OSZE ist aber auch mit einer geänderten politischen Situation konfrontiert, wodurch 
von einigen Teilnehmerstaaten die Legitimation und Effektivität der OSZE in Frage 
gestellt wird.15 Im Verhältnis zur NATO oder zur EU konnte die OSZE die Öffentlichkeit 
nicht im gleichen Maße auf ihre Verdienste und Tätigkeiten aufmerksam machen.16 Die 
OSZE konnte in der Sicherheitspolitik, insb in der militärischen Dimension, nicht die 
                                          
14
  Tudyka, Das OSZE Handbuch2 48. 
15
  Final Report and Recommendations of the Panel of Eminent Persons on Strengthening the Effectiveness of 
the OSCE 2005, 5 ff; Report Colloquium on “The Future of the OSCE”, a joint Project of the OSCE 
Parliamentary Assembly and the Swiss Institute for World Affairs 2005, 3 ff. 
16 
 Tudyka, Das OSZE Handbuch2 10. 
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gleiche Bedeutung wie die NATO erlangen. Im Schatten der NATO wurde das Verhältnis 
Russlands zur OSZE stetig schlechter.17  
Eine Reform der OSZE, ihre Bedeutung und ihre Aufgaben wurden anlässlich des 
Ministertreffens in Sofia im Jahre 2004 diskutiert. Der Ministerrat beauftragte einen 
Ausschuss von Experten, das sogenannte Panel of Eminent Persons,18 damit, 
reformbedürftige Bereiche innerhalb der OSZE zu lokalisieren und entsprechende 
Empfehlungen auszuarbeiten. Im Juni 2005 legte dieses Panel einen Bericht unter dem 
Titel „Common Purpose Towards a More Effective OSCE“ vor. Der Bericht sieht in vielen 
Bereichen eine Reform der OSZE-Struktur vor. Die OSZE soll etwa eine völkerrechtliche 
Rechtspersönlichkeit erhalten, indem eine Satzung durch die Teilnehmerstaaten 
verabschiedet wird.19 Das Panel of Eminent Persons stellte fest, dass alle Teil-
nehmerstaaten konsequenter für die von der OSZE seit 1975 vereinbarten 
Verpflichtungen eintreten müssen, um die Effektivität der OSZE zu erhöhen. Weiters soll 
die OSZE bei ihrer Arbeit dem Prinzip der Gleichberechtigung zwischen den 
Teilnehmerstaaten mehr Gewicht zukommen lassen. Die Zusammenarbeit zwischen den 
Teilnehmerstaaten soll auf dem Bewusstsein basieren, dass sie in der OSZE 
gleichberechtigt sind. Hinsichtlich ihrer Aufgaben und Tätigkeiten soll sich die OSZE auf 
ihre Kernkompetenzen beschränken, in welchen sie die Erfahrungen und erforderlichen 
Instrumente besitzt. Im organisatorischen Bereich wurde der OSZE eine verstärkte 
Zusammenarbeit und Koordinierung zwischen dem Sekretariat, den Institutionen und den 
Feldeinsätzen empfohlen. Hinsichtlich der politischen Rolle der OSZE als Verhandlungs- 
und Konsultationsgremium wurde empfohlen, die politischen Führungsgremien zu 
stärken, um die Kompetenzen und Mandate der OSZE effizienter zu gestalten. Auch die 
Zusammenarbeit mit der EU, der NATO, der UN, dem Europarat sowie anderen 
internationalen Organisationen ist zu reformieren, um Doppelgleisigkeiten zwischen den 
Organisationen zu vermeiden und Synergien zu heben.20 
Anlässlich der 13. Jahrestagung der PV in Edinburgh vom 5. bis 9. Juli 2004 hat auch die 
PV wiederholt auf den Reformbedarf der OSZE hingewiesen.21 Danach soll die Stärkung 
der OSZE-Aktivitäten in den Bereichen Sicherheit und Wirtschaft nicht zu ungunsten der 
menschlichen Dimension erfolgen. Wahlbeobachtungen sind eine der wichtigsten 
                                          
17 
 Rösch, Wisschenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages, Der Aktuelle Begriff OSZE 30 Jahre nach 
Helsinki, Nr 94/05. 
18  Im Panel of Eminent Persons waren Nikolay Afanasievsky, Vladimir Shustov, Hans van den Broek, Wilhelm 
Höynck, Kuansyh Sultanov, Knut Vollebaek, Richard Williamson und Miomir Zuzul vertreten, vgl Final 
Report and Recommendations of the Panel of Eminent Persons on Strengthening the Effectiveness of the 
OSCE 2005.  
19  Final Report and Recommendations of the Panel of Eminent Persons on Strengthening the Effectiveness of 
the OSCE 2005. 
20  Final Report and Recommendations of the Panel of Eminent Persons on Strengthening the Effectiveness of 
the OSCE 2005. 
21  Entschließung der Parlamentarischen Versammlung der OSZE in Edinburgh vom 5. bis 9 Juli 2004.  
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Tätigkeiten der OSZE, die hier erreichten Standards sollen nicht verwässert werden. Die 
PV empfahl auch eine Reform der OSZE in Bezug auf die demokratische Komponente 
durch eine stärkere Einbindung der PV, va bei der Genehmigung des jährlichen Budgets 
und bei der Nominierung des Generalsekretärs. Des Weiteren soll die PV stärker in den 
Prozess der Feldeinsätze eingreifen. Die Parlamentarier haben sich immer wieder dafür 
ausgesprochen, so auch in ihrer Erklärung von Edinburgh im Jahr 2004, das Prinzip der 
Einstimmigkeit bei Abstimmungen zumindest in bestimmten Bereichen abzuschaffen.22 
1.2. Fragestellung und Untersuchungsgegenstand 
Die vorliegende Arbeit will die Organisation und Struktur der OSZE sowie ihren 
rechtlichen Gehalt zusammenfassend darstellen. Hierbei werden die Aktivitäten und 
Institutionen der OSZE näher skizziert und kritisch analysiert. Untersuchungsgegenstand 
dieser Arbeit sind aber auch die Vereinbarungen und Dokumente der OSZE sowie die 
Transformierung der OSZE-Dokumente in das innerstaatliche Recht. Dabei stellt sich die 
Frage nach der rechtlichen Qualifikation der OSZE im Völkerrecht und, damit verbunden, 
deren rechtlichen Einordnung im innerstaatlichen Recht. Insb wird untersucht, ob Form 
und Inhalt der OSZE-Dokumente den Schluss zulassen, diese als außerrechtliche oder 
nicht vielleicht doch als rechtliche Texte zu klassifizieren. 
Im völkerrechtlichen Verkehr schließen Staaten Vereinbarungen, die nicht die Merkmale 
eines völkerrechtlichen Vertrages aufweisen. Solche Vereinbarungen finden sich va in 
politischen Bereichen, wie beispielsweise im internationalen Wirtschaftsrecht, in der 
Sicherheitspolitik oder im Umweltrecht. Für die Einordnung dieser Vereinbarungen in das 
System des Völkerrechts finden sich in der Lehre unterschiedliche Ansätze.  
Für die Analyse dieser Fragestellungen muss sich die Arbeit mit dem geschichtlichen 
Werdegang der OSZE und mit der komplexen Organisationsstruktur auseinandersetzen. 
Um weitere Erkenntnisse hierfür zu erhalten, wurde ein Vergleich mit dem Europarat, der 
ähnliche Ziele wie die OSZE verfolgt, angestellt. Insb ist in diesem Zusammenhang von 
Interesse, ob sich aus den unterschiedlichen Rechtsstrukturen der beiden Organisationen 
Aus- und Rückwirkungen in Bezug auf die Einhaltung und Durchsetzung der 
Verpflichtungen ergeben. 
Schließlich soll die Untersuchung auch Ergebnisse darüber liefern, ob unter der Annahme 
der herrschenden Lehre, die Dokumente der OSZE besäßen keinen rechtsverbindlichen 
Charakter, durch die „OSZE-Normen“ dennoch mittelbare Rechtswirkungen erzeugt 
werden können. 
                                          
22 
 Hanke-Giesers, Der Aktuelle Begriff OSZE – 30 Jahre nach Helsinki; siehe auch die Entschließung der 
Parlamentarischen Versammlung der OSZE in Edinburgh vom 5. bis 9 Juli 2004. 
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1.3. Aufbau der Arbeit 
Die Arbeit ist so gegliedert, dass sie mit der Darstellung des geschichtlichen 
Werdeganges der OSZE beginnt. Da dieser aufgrund der komplexen Entwicklung der 
KSZE zur OSZE und schließlich zur heutigen Form der OSZE sehr umfangreich ist, wird 
nur auf die wichtigsten Ereignisse und auf die nach mE bedeutendsten Dokumente 
eingegangen. Dabei werden für ein besseres Verständnis auch die politischen Hinter-
gründe erläutert. 
Im zweiten Teil werden die Struktur der OSZE, ihre Organisationseinheiten und ihre 
Aktivitäten behandelt, um einen Einblick in die Art und Weise der Arbeit der OSZE zu 
gewinnen. 
Im dritten Teil steht der abstrakte und umfassende Themenkomplex der rechtlichen 
Behandlung der OSZE in allen ihren Eigenschaften im Mittelpunkt. Dieser Teil schließt mit 
dem Versuch, einen Lösungsansatz zu entwickeln, der sowohl die OSZE-Dokumente als 
auch die OSZE selbst aufgrund ihrer Eigenschaften und Charakteristiken rechtlich 
einordnet. Im Zuge dieser Auseinandersetzungen und Darstellungen wird auch auf den 
Europarat Bezug genommen, um Parallelen herauszuarbeiten bzw Unterschiede zu 
charakterisieren. 
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2. Der OSZE-Prozess − Ein geschichtlicher Überblick 
2.1. Von der KSZE zur OSZE 
2.1.1. Hintergrund 
Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges hat sich die politische Situation in Europa 
grundlegend geändert. Europa hat seine Vormachtstellung in der Welt verloren und es 
sind zwei neue Supermächte entstanden, die das politische Weltgeschehen bestimmten. 
Europa wurde in zwei Blöcke – Ost und West − geteilt, die sich politisch und ideologisch 
feindlich gegenüberstanden.23 Die Staaten in Europa und Nordamerika und die 
Sowjetunion erkannten, dass es in Zeiten politischer Konfrontationen für ein friedliches 
Zusammenleben notwendig war, zwischen den beteiligten Staaten in Europa einen 
politischen Interessenausgleich zwischen Ost und West zu finden.24 Die Einberufung einer 
Friedenskonferenz wurde in den 60er Jahren wiederholt vorgeschlagen.25 Die politische 
Eiszeit zwischen Ost und West verhinderte lange, einen Beginn für die notwendigen 
Gespräche zu machen.26 Auch die Gründung der UN konnte den Konflikt zwischen Ost 
und West nicht lösen.27  
Erst in den Jahren 1969/1970 kam es zwischen den Staaten der NATO und jenen des 
Warschauer Paktes zu einem Dialog über ein mögliches Konferenzprojekt.28 Diese 
Gespräche − sie werden als „Communique dialogue“ bezeichnet − bildeten die Basis für 
die spätere Einberufung der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(KSZE). Im Juni 1971 einigte sich der NATO-Rat auf die „Lissabonner Formel“ und 
erklärte sich zur multilateralen Vorbereitung einer „Europäischen Sicherheitskonferenz“ 
unter der Bedingung einverstanden, dass die Verhandlungen von Berlin erfolgreich 
abgeschlossen werden.29 Im Juni 1972 konnte das Viermächte-Schlussprotokoll zum 
Viermächte-Abkommen unterzeichnet werden. Im November 1972 konnten auf Einladung 
der finnischen Regierung die vorbereitenden Gespräche über die KSZE beginnen.30 
                                          
23  Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 26 f. 
24 
 Seidl-Hohenveldern, Das Recht der Internationalen Organisationen7 Rz 0220 ff; Pöllinger, Der KSZE/OSZE- 
Prozess 26 f; Heintze, Die EU, die UNO, der Europrat und die OSZE 165. 
25  Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 28; Tudyka, Das OSZE Handbuch2 11 f. 
26  Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 26 f. 
27  Seidl-Hohenveldern, Das Recht der Internationalen Organisationen7 Rz 0248.  
28  Siehe Prager Erklärung der Außenminister der Staaten des Warschauer Paktes vom 31. Oktober 1969; 
Erklärung der Ministerratstagung der NATO in Rom vom 27. Mai 1970; Memorandum der Konferenz der 
Außenminister der Staaten des Warschauer Paktes vom 21./22. Juni 1970 in Budapest; vgl auch Pöllinger, 
Der KSZE/OSZE-Prozess 29. 
29  Höynck, From CSCE to OSCE 36. 
30  
Ebenda 36; Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 28. 
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Der Westen und der Osten betrachteten die Einberufung der KSZE mit sehr 
unterschiedlichen Interessen. Die Sowjetunion und andere Staaten des Warschauer 
Paktes sahen die KSZE als ein Instrument, um die Nachkriegsordnung − im Besonderen 
die Teilung Deutschlands − zu erhalten. Ziel war, die damals existierende territoriale, 
politische und ideologische Realität nachhaltig festzulegen.31 Der Westen sah die KSZE 
demgegenüber als einen Weg, die Beziehungen zu den kommunistischen Staaten zu 
verbessern und die Menschenrechte in den Oststaaten zu fördern. Die Aufnahme des 
dritten Korbes in die Schlussakte von Helsinki, der die Verpflichtung der Teilnehmer-
staaten zur Anerkennung und Achtung der Menschenrechte festlegte, war die 
Voraussetzung für deren Abschluss. In diesem Zusammenhang hat der damalige britische 
Außenminister erklärt: „Keine Eier in Korb eins, wenn keine in Korb drei kommen.“32 Eine 
Zusammenarbeit in der KSZE sollte insb den wirtschaftlichen Beziehungen, der 
militärischen Sicherheit und den Menschenrechten dienen.33 
Vorrangiges Ziel der KSZE war es, einen Kompromiss zwischen den Interessen von Ost 
und West zu finden und Prinzipien für ein friedliches Zusammenleben zwischen den 
teilnehmenden Staaten zu verankern. Auf der Basis der gemeinsamen Prinzipien sollten 
Nachfolgekonferenzen abgehalten werden, bei denen der Dialog und die Verhandlungen 
aufrechterhalten sowie die Einhaltung der vereinbarten Prinzipien überprüft werden 
sollten. Bei der Einberufung und den organisatorischen Verhandlungen der KSZE war der 
Block der sogenannten neutralen Staaten (Finnland, Schweiz, Österreich) wesentlich 
beteiligt. 34 
An den ersten Konsultationen nahmen 35 Staaten teil. Sie fanden vom 22. November 
1972 bis zum 8. Juni 1973 in Dipoli bei Helsinki statt.35 Diese Gespräche – die Helsinki-
Konsultationen genannt – dienten dazu, ein Mandat für eine KSZE auszuarbeiten sowie 
den Verlauf und die organisatorischen Details der Konferenz festzulegen.36 Das Ergebnis 
dieser Verhandlungen waren die Schlussempfehlungen der Helsinki-Konsultationen aus 
dem Jahre 1973.37 In diesen Schlussempfehlungen finden sich, in sieben Kapitel 
gegliedert, die wichtigsten Bestimmungen betreffend Mandat der KSZE sowie die 
                                          
31  Heintze, Die EU, die UNO, der Europarat und die OSZE 166. 
32  
Ebenda 166. 
33  Ebenda 166 f; Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 27. 
34  Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 29 f. 
35 
 Liedermann, Österreichs Rolle beim Zustandekommen der KSZE, in Rathkolb/Mascke/Lütgenau (Hrsg), Mit 
anderen Augen gesehen 492; Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 29; Tudyka, Das OSZE Handbuch2 48. 
36 
 Liedermann, Österreichs Rolle beim Zustandekommen der KSZE, in Rathkolb/Mascke/Lütgenau (Hrsg), Mit 
anderen Augen gesehen 492. 
37  Am 8. Juni 1973 wurden die Schlussempfehlungen der Helsinki-Konsultationen von den Außenministern der 
KSZE-Teilnehmerstaaten unterzeichnet; vgl Liedermann, Österreichs Rolle beim Zustandekommen der 
KSZE, in Rathkolb/Mascke/Lütgenau (Hrsg), Mit anderen Augen gesehen 492. 
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Verfahrensgrundsätze, welche die Organisation und den Ablauf der Konferenz regelten.38 
Insb folgende Themenbereiche wurden geregelt: 
- die Organisation der Konferenz,  
- die Tagesordnung und die dazu gehörigen Aufgabenstellungen,  
- die Teilnahmebedingungen,  
- die Beiträge der an Europa angrenzenden Staaten, wie insb der Mittelmeerstaaten 
und der Gäste (Generalsekretär der UN), 
- das Datum und der Ort der Konferenz, 
- die Verfahrensregeln und  
- die Finanzierung der Konferenz. 
Die Verfahrensgrundsätze der Schlussempfehlung sind − bis auf notwendige 
Anpassungen aufgrund der Schaffung neuer Institutionen und neuer Aufgabenbereiche − 
bis heute für den Prozess der OSZE in Geltung. 
Im Anschluss an die Helsinki-Konsultationen trafen sich die Außenminister in Helsinki, um 
die Ergebnisse der Helsinki-Konsultationen zu beschließen und generelle Stellungnahmen 
zur Konferenz abzugeben. Daneben tagte eine Arbeitsgruppe, welche die anschließenden 
Verhandlungen in Genf vorbereitete.39 
2.1.2. Die Schlussakte von Helsinki 
Die eigentlichen Verhandlungen fanden von September 1973 bis Juli 1975 in Genf statt, 
worin der inhaltliche Teil der Schlussakte von Helsinki ausgearbeitet wurde.40 Diese 
schlossen am 1. August 1975 mit der feierlichen Unterzeichnung der Schlussakte durch 
die Staats- und Regierungschefs in Helsinki. Die Schlussakte von Helsinki wurde von 
Vertretern der folgenden Teilnehmerstaaten unterzeichnet: der Bundesrepublik Deutsch-
land, der DDR, der Vereinigten Staaten von Amerika, Österreichs, Belgiens, Bulgariens, 
Kanadas, Zyperns, Dänemarks, Spaniens, Finnlands, Frankreichs, Großbritanniens und 
Nordirlands, Griechenlands, Ungarns, Irlands, Islands, Italiens, Liechtensteins, 
Luxemburgs, Maltas, Monacos, Norwegens, der Niederlande, Polens, Portugals, 
Rumäniens, San Marinos, des Heiligen Stuhls, Schwedens, der Schweiz, der 
Tschechoslowakei, der Türkei, der Sowjetunion und Jugoslawiens.41 Eine Auflistung der 
aktuellen Teilnehmerstaaten sowie deren jeweiliges Beitrittsdatum findet sich im 
Anhang I. 
                                          
38  
Schlussempehlungen der Helsinki-Konsultationen, Rz 5. 
39 
 Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 31. 
40 
 Liedermann, Österreichs Rolle beim Zustandekommen der KSZE, in Rathkolb/Mascke/Lütgenau (Hrsg), Mit 
anderen Augen gesehen 492. 
41  
Vgl Schlussakte von Helsinki 1975, 2; Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 34. 
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Während der gesamten Verhandlungen leisteten die Gruppe der neutralen und jene der 
paktungebundenen Staaten einen wesentlichen Beitrag zum erfolgreichen Abschluss der 
Schlussakte von Helsinki.42 Das Ergebnis der Konferenz wurde von den 
Teilnehmerstaaten unterschiedlich gesehen. Die Schlussakte von Helsinki wurde von 
manchen Staaten als „wertloses“ unverbindliches Dokument betrachtet. Andere 
wiederum befürchteten, dass der Status quo gefestigt würde und damit die Teilung 
Europas besiegelt sei.43 Nur wenige glaubten an einen Erfolg der KSZE, also daran, die 
Spannungen in Europa überwinden zu können und Frieden und Sicherheit herzustellen. 
Diese Schlussakte war die Basis für eine dynamische Entwicklung von einer Konferenz hin 
zu einer Institution.  
Die Schlussakte von Helsinki ist ein von den 35 Teilnehmerstaaten der KSZE 
unterzeichnetes Dokument, in dem sie politisch-militärische, ökonomische und 
ökologische Verpflichtungen eingehen und die Menschenrechte anerkennen. Aus 
politischer Sicht ist die Schlussakte ein Kompromiss der gegensätzlichen Interessen 
zwischen Ost und West. Hervorzuheben ist insb, dass diese Verpflichtungen einerseits das 
Verhältnis zwischen den Teilnehmerstaaten und andererseits das Verhältnis zwischen 
dem Staat und seinen Bürgern regeln.44 
Die offiziellen Sprachen der Schlussakte von Helsinki waren Deutsch, Englisch, 
Französisch, Italienisch, Russisch und Spanisch. Das Original der Schlussakte wird von 
der finnischen Regierung aufbewahrt. Die Schlussakte wurde dem Generalsekretär der 
UN übermittelt, wobei die Registrierbarkeit nach Art 102 der SVN ausgeschlossen wurde. 
2.1.2.1. Gliederung der Schlussakte45 
Die KSZE-Schlussakte wurde in drei sogenannte „Körbe“ eingeteilt, welche zugleich die 
drei Hauptkapitel der Schlussakte darstellen. 
(i) Fragen der Sicherheit in Europa 
Im ersten Korb finden sich die zehn Prinzipien, die mit der SVN und der Friendly 
Relations Declaration weitgehend übereinstimmen. Die Teilnehmerstaaten anerkennen in 
der Schlussakte, dass die Prinzipien von grundlegender Bedeutung für die Sicherheit des 
Friedens und in die Praxis umzusetzen sind. Die Teilnehmerstaaten verpflichten sich in 
                                          
42  Die Gruppe der neutralen Staaten, darunter Österreich, Finnland, Schweden und Schweiz, sowie die 
Gruppe der paktungebunden Staaten, darunter Jugoslawien, Liechtenstein, Malta und Zypern, schlossen 
sich im Verlauf der Verhandlungen in bestimmten Fragen, insb in militärischen Fragen, zu einer 
gemeinsamen Gruppe der neutralen und paktungebundenen Staaten zusammen; vgl hierzu Pöllinger, Der 
KSZE/OSZE-Prozess 32 sowie Liedermann, Österreichs Rolle beim Zustandekommen der KSZE, in 
Rathkolb/Mascke/Lütgenau (Hrsg), Mit anderen Augen gesehen 492. 
43 
 Liedermann, Österreichs Rolle beim Zustandekommen der KSZE, in Rathkolb/Mascke/Lütgenau (Hrsg), Mit 
anderen Augen gesehen 492. 
44 
 Liedermann, Österreichs Rolle beim Zustandekommen der KSZE, in Rathkolb/Mascke/Lütgenau (Hrsg), Mit 
anderen Augen gesehen 493. 
45  
Schlussakte von Helsinki; Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 34 ff. 
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ihren Beziehungen zueinander, die „Zehn Prinzipien“ zu achten und anzuwenden. Sie 
bekräftigen überdies ihre Entschlossenheit, Streitfälle so zu regeln, wie es im Prinzip der 
friedlichen Regelung von Streitfällen vorgesehen ist.46 
(ii) Zusammenarbeit in den Bereichen Wirtschaft, Wissenschaft und Technik sowie 
Umwelt 
Im zweiten Korb wird zum Ausdruck gebracht, dass Bemühungen zur Förderung der 
Zusammenarbeit in den Bereichen des Handels, der Industrie, der Wissenschaft und 
Technik, der Umwelt und der Wirtschaft zur Festigung des Friedens und der Sicherheit in 
Europa und der ganzen Welt beitragen.47 
(iii) Zusammenarbeit in humanitären und anderen Bereichen (Menschliche 
Dimension) 
Im dritten Korb wird der Wunsch zur Stärkung des Friedens und der Verständigung 
zwischen den Völkern und zur geistigen Bereicherung der menschlichen Persönlichkeit 
ohne Unterschied von Rasse, Geschlecht, Sprache oder Religion beizutragen, 
festgehalten. 
Die drei Körbe der Schlussakte sollen gleichwertige Grundregeln darstellen. Zumindest 
formal soll kein Korb dem anderen untergeordnet sein. Dennoch ist allgemein anerkannt, 
dass die im ersten Korb enthaltene „Erklärung über die Prinzipien, die die Beziehungen 
der Teilnehmerstaaten leiten“, der sogenannte „Dekalog von Helsinki“, das Kernstück ist. 
Die Schlussakte, die sich als Grundlage für eine friedliche Zusammenarbeit der Völker in 
Europa und Nordamerika erweist, ist das erste Dokument, in dem alle Bereiche des 
menschlichen Zusammenlebens der Teilnehmerstaaten in Ost und West behandelt und 
dokumentiert werden. 
2.1.2.2. Fragen der Sicherheit 
Dieses Kapitel untergliedert sich in zwei Abschnitte, nämlich  
(i) in die Erklärung über die Prinzipien, welche die Beziehungen der 
Teilnehmerstaaten leiten, sowie die Erklärungen über Gewaltverzicht und über 
die friedliche Beilegung von Streitigkeiten, und 
(ii) in das Dokument über Vertrauensbildende Maßnahmen und bestimmte 
Aspekte der Sicherheit. 
                                          
46 
 Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 38; Liedermann, Österreichs Rolle beim Zustandekommen der KSZE, in 
Rathkolb/Mascke/Lütgenau (Hrsg), Mit anderen Augen gesehen 496 
47  
Schlussakte von Helsinki 1975, 18 ff.  
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Der Prinzipienkatalog der Schlussakte von Helsinki wird als der größte Erfolg der 
Konferenz gewertet.48 Er enthält folgende Prinzipien:49  
I.  Souveräne Gleichheit, Achtung der der Souveränität innewohnenden Rechte; 
II.  Enthaltung von der Androhung oder Anwendung von Gewalt; 
III.  Unverletzlichkeit der Grenzen; 
IV.  Territoriale Integrität der Staaten; 
V.  Friedliche Regelung von Streitfällen; 
VI.  Nichteinmischung in innere Angelegenheiten; 
VII.  Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, einschließlich der 
Gedanken-, Gewissens-, Religions- oder Überzeugungsfreiheit; 
VIII.  Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Völker; 
IX.  Zusammenarbeit zwischen den Staaten und 
X.  Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen nach Treu und Glauben. 
Die Teilnehmerstaaten erklärten, dass diese Prinzipien von grundlegender Bedeutung 
sind und folglich gleichermaßen und vorbehaltlos angewendet werden, wobei ein jedes 
von ihnen unter Beachtung der anderen ausgelegt wird.50 Die Prinzipien bilden somit eine 
Einheit, und kein Prinzip ist einem anderen Prinzip unter- oder übergeordnet.51 In der 
Schlussakte wurde erstmals die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie 
der Gedanken-, Gewissens-, Religions- oder Überzeugungsfreiheit als Prinzip 
anerkannt.52 
Das Dokument über Vertrauensbildende Maßnahmen und bestimmte Aspekte der 
Sicherheit enthält folgende Verpflichtungen: 
- vorherige Ankündigung von größeren oder anderen militärischen Manövern, 
- vorherige Ankündigung von militärischen Bewegungen sowie  
- den Austausch von Beobachtern, 
- andere Vertrauensbildende Maßnahmen – insb den Austausch von militärischem 
Personal. 
                                          
48  Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 45 ff. 
49  
Schlussakte von Helsinki 1975, 4 ff. 
50 
 Schlussakte von Helsinki 1975, 10. 
51 
 Liedermann, Österreichs Rolle beim Zustandekommen der KSZE, in Rathkolb/Mascke/Lütgenau (Hrsg), Mit 
anderen Augen gesehen 497. 
52  Anmerkung: Die Texte der Charta der UN hingegen bezeichnen die Menschenrechte nicht als unmittelbar 
anzuwendenden Grundsatz. Damit führte die KSZE in den internationalen Beziehungen eine Neuerung ein; 
Liedermann, Österreichs Rolle beim Zustandekommen der KSZE, in Rathkolb/Mascke/Lütgenau (Hrsg), Mit 
anderen Augen gesehen 497. 
  - 13 - 
Diese Maßnahmen sollten das Vertrauen zwischen den Teilnehmerstaaten stärken und 
zur Erhöhung der Stabilität und Sicherheit in Europa beitragen. In diesem 
Zusammenhang bekräftigten die Teilnehmerstaaten, sich zu bemühen, die militärischen 
Konfrontationen zu vermindern und auf dem Gebiet der Abrüstung Maßnahmen zu 
ergreifen, um eine vollständige Abrüstung unter internationaler Kontrolle zu erreichen. 
Hierbei sollten die Teilnehmerstaaten von folgenden Erwägungen ausgehen: 
- dass die politischen und militärischen Aspekte der Sicherheit einander ergänzen; 
- dass die Sicherheit in einem jeden Teilnehmerstaat zur Sicherheit im gesamten 
Europa beiträgt; 
- dass der Informationsaustausch in Verhandlungsgremien unter den Teilnehmer-
staaten über diesbezügliche Entwicklungen, Fortschritte und Ergebnisse 
stattfindet. 
Der Bereich der Vertrauensbildenden Maßnahmen blieb dahingehend beschränkt, als dass 
die SALT-Verhandlungen den Bereich der atomaren Abrüstung und die MBFR die 
eigentlichen Abrüstungsgespräche im militärischen Bereich regelten, denn damit wurde 
eine Basis für die Fortentwicklung der VBSM im Rahmen der Folgekonferenzen 
geschaffen.53 
2.1.2.3. Zusammenarbeit in den Bereichen Wirtschaft, Wissenschaft und 
Technik sowie Umwelt54 
Der zweite Korb behandelt die Zusammenarbeit in den Bereichen der Wirtschaft, der 
Wissenschaft und der Technik sowie der Umwelt.55 Der Korb ist in sechs Unterkapitel 
gegliedert und zwar in  
- Handel,  
- Industrielle Kooperation und Projekte gemeinsamen Interesses,  
- Bestimmungen, die Handel und industrielle Kooperation betreffen, 
- Wissenschaft und Technik,  
- Umwelt und  
- Zusammenarbeit auf anderen Gebieten – insb im Verkehrswesen, im 
Tourismus, in der Wanderarbeit und in der Fachkräfteausbildung. 
Die Teilnehmerstaaten entschlossen sich, in den Bereichen Wirtschaft, Wissenschaft und 
Technik sowie Umwelt zu kooperieren, um die Lebensbedingungen in den Oststaaten zu 
verbessern. Durch die Zusammenarbeit auf diesen Gebieten sollte der wirtschaftliche und 
                                          
53 
 Liedermann, Österreichs Rolle beim Zustandekommen der KSZE, in Rathkolb/Mascke/Lütgenau (Hrsg), Mit 
anderen Augen gesehen 497. 
54  Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 35 ff. 
55 
 Schlussakte von Helsinki 1975, 4 ff; Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 40 ff. 
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soziale Fortschritt in den Oststaaten gefördert werden. Die Teilnehmerstaaten 
entschlossen sich weiters, bei Streitfällen auf diesen Gebieten diese in einem 
Schiedsverfahren zu schlichten. 
Auffällig ist, dass im Text nicht mehr von Verpflichtungen für die Teilnehmerstaaten 
gesprochen wird. Die Formulierung der Bestimmungen in den einzelnen Körben 
unterscheidet sich dadurch, dass im 1. Korb wiederholt von Verpflichtungen die Rede ist, 
während in den beiden anderen Körben nur noch Richtlinien und Empfehlungen 
festgeschrieben sind. Außerdem wird im 2. und 3. Korb regelmäßig auf die zehn 
Prinzipien des 1. Korbes verwiesen und auf deren Bedeutung für die gegenseitigen 
Beziehungen unter den Teilnehmerstaaten betont. 
2.1.2.4. Zusammenarbeit in humanitären und anderen Bereichen (Menschliche 
Dimension)56 
Im dritten Korb der Schlussakte stehen die Menschenrechte im Mittelpunkt, welche die 
Beziehungen der Staaten zu ihren Völkern behandeln.57 Auf Wunsch des westlichen 
Blockes wurde ein eigener Korb für die Menschenrechte geschaffen, um einen Schritt in 
Richtung Mediatisierung der Menschenrechte vorzunehmen. Der Korb gliedert sich in vier 
Unterkapitel: 
- Menschliche Kontakte, 
- Information,  
- Zusammenarbeit und Austausch im Bereich der Kultur und  
- Zusammenarbeit und Austausch im Bereich der Bildung. 
Bei den beiden erstgenannten Themenbereichen handelt es sich um Rechte, die auf das 
Individuum ausgerichtet sind, während es sich bei den beiden anderen Bereichen um 
institutionelle Bestimmungen handelt. 
Der Einführung des dritten Korbes lag die Überlegung zugrunde, dass die Menschen und 
Völker, je mehr sie voneinander wissen, ihre Probleme umso besser verstehen werden 
und sie umso mehr Verständnis für die Interessenlage der jeweils anderen aufbringen 
werden.58 
                                          
56  Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 36. 
57  
Schlussakte von Helsinki 1975, 51 ff; Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 40 ff. 
58  Liedermann, Österreichs Rolle beim Zustandekommen der KSZE, in Rathkolb/Mascke/Lütgenau (Hrsg), Mit 
anderen Augen gesehen 499. 
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2.1.2.5. Zusammenarbeit im Mittelmeerraum  
In der Schlussakte von Helsinki findet sich auch ein Kapitel über Fragen der Sicherheit 
und Zusammenarbeit im Mittelmeerraum.59 Dieses wurde auf Betreiben von Malta mit 
aufgenommen.60 Damit bekräftigten die Teilnehmerstaaten, dass eine gute nachbar-
schaftliche Beziehung zu den Mittelmeerstaaten für Fragen der Sicherheit in Europa von 
Bedeutung ist. Deshalb sollten sich die Teilnehmerstaaten bemühen, durch die weitere 
Verbesserung ihrer Beziehungen zu den nicht teilnehmenden Mittelmeerstaaten das 
gegenseitige Vertrauen zu stärken, um so die Sicherheit und die Stabilität im gesamten 
Mittelmeerraum zu fördern. 61 
 
Die Teilnehmerstaaten erklärten ihre Absicht, die Entwicklung der Wirtschafts-
beziehungen mit den Mittelmeerstaaten zu fördern und Maßnahmen die Verbesserung der 
Umweltbedingungen im Mittelmeerraum betreffend zu verstärken. Es sollten auch weitere 
Kontakte und die Zusammenarbeit mit den Mittelmeerstaaten in anderen einschlägigen 
Bereichen gefördert werden.62 
 
Um die oben festgelegten Ziele zu fördern, erklärten die Teilnehmerstaaten auch ihre 
Absicht, die Kontakte und den Dialog aufrechtzuerhalten und zu verstärken. Ebenso, sich 
zu bemühen, im Rahmen ihrer multilateralen Anstrengungen, Fortschritt und geeignete 
Initiativen zu fördern und zu einem Meinungsaustausch über die Erreichung der oben 
genannten Ziele zu gelangen. 
2.1.3. Die Folgen der Konferenz63 
Die Teilnehmerstaaten legten in der Schlussakte fest, den KSZE-Prozess aufrecht-
zuerhalten und die auf der Konferenz vereinbarten Prinzipien und Verpflichtungen in die 
Praxis umzusetzen. Folgende Treffen zwischen den Teilnehmerstaaten wurden hiefür 
vorgesehen:  
(i) unilateral in allen Fällen, die sich für ein solches Vorgehen eignen; 
(ii) bilateral durch Verhandlungen mit anderen Teilnehmerstaaten; und 
                                          
59  Schlussakte von Helsinki 1975, 49 f; die relevanten Mittelmeerstaaten sind Algerien, Ägypten, Israel, 
Marokko, Syrien, Tunesien und Jordanien. 
60  Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess, 41. 
61  Zwölftes Treffen des Ministerrates am 6. und 7. Dezember 2004. 
62  Schlussakte von Helsinki 1975, 49 ff. 
63
  Ebenda 49 ff; Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 44; Liedermann, Österreichs Rolle beim Zustandekommen 
der KSZE, in Rathkolb/Mascke/Lütgenau (Hrsg), Mit anderen Augen gesehen 500. 
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(iii)  multilateral durch Treffen von Experten der Teilnehmerstaaten sowie im 
Rahmen der bestehenden internationalen Organisationen. 
Ferner erklärten die Teilnehmerstaaten im letzten Kapitel der Schlussakte, den 
multilateralen Prozess fortführen zu wollen, indem sie einen vertieften Meinungs-
austausch vornehmen und Zusammenkünfte zwischen den Vertretern organisieren, wobei 
mit einem Treffen auf der Ebene der Außenminister begonnen wurde. Das nächste 
Treffen fand dann 1977 in Belgrad statt. 
2.1.4. Die Folgekonferenzen von 1977 bis 1989 
2.1.4.1. Die Folgekonferenzen in Belgrad und Madrid 
In den Jahren nach 1975 kam es zu keiner Verbesserung der politischen Verhältnisse 
zwischen Ost und West.64 Die internationalen Beziehungen verschlechterten sich Ende 
der 70er und Anfang der 80er Jahre durch eine Reihe von Vorkommnissen. Die Invasion 
sowjetischer Truppen in Afghanistan, die Polenkrise mit anschließendem Ausruf des 
Kriegsrechts in Polen sowie die Unterdrückung der Menschenrechtsbewegungen in 
Staaten des Warschauer Paktes stärkten das Misstrauen zwischen Ost und West.65 
Im Bereich der Rüstungskontrolle wurden, trotz der SALT I- und SALT II-Abkommen und 
der MBFA-Gespräche in Wien, keine essenziellen Fortschritte erzielt.66 Diese politischen 
Umstände waren die Ursachen, weshalb die Folgekonferenzen 1977 in Belgrad und 1980 
in Madrid ohne wirkliche Ergebnisse blieben.67 
Im Bereich der Menschenrechte bekräftigten die Teilnehmerstaaten die Bedeutung der 
ständigen Fortschritte bei der Gewährleistung der Menschenrechte. Auf Drängen des 
Westens wurde in das Schlussdokument von Madrid die Einberufung eines 
Expertentreffen in Ottawa, welches vom 23. April bis 17. Juni 1985 stattfand, 
aufgenommen.68 Weiters verweist das Schlussdokument von Madrid auf die besondere 
Bedeutung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, der Internationalen 
Konventionen über Menschenrechte und anderer einschlägiger internationaler Dokumente 
und ruft zu Anstrengungen zur Entwicklung der universellen Achtung der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten auf. Ferner wird an die Teilnehmerstaaten die Aufforderung 
gerichtet, den Menschenrechtskonventionen beizutreten.69 Die Anerkennung der 
Menschenrechte stand unter dem Vorbehalt des verfassungsmäßigen Rahmens des 
                                          
64  Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 72; Volle/Wagner, Das Belgrader KSZE-Folgetreffen 1979. 
65  Tudyka, Das OSZE-Handbuch2 29. 
66  Ebenda 29. 
67  Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 72. 
68  Ebenda 73; Höhn, Zwischen Menschenrechten und Konfliktprävention 28 ff. 
69
  Abschließendes Dokument des Madrider Treffens 1980. 
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jeweiligen Staates, welcher auf Drängen der Ostblockstaaten in das Schlussdokument 
aufgenommen wurde. 
Auf der Folgekonferenz in Madrid gelang es, ein Mandat für die Einberufung einer 
Konferenz über Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen und die Abrüstung in 
Europa (KVAE) zu formulieren.70 Die KSZE leitete einen Prozess ein, dessen Verhand-
lungen die Gefahr einer militärischen Konfrontation in Europa vermindern sollten. Im 
Abschließenden Dokument des Madrider Treffens 1980 konkretisierten die 
Teilnehmerstaaten die Aufgaben, den Ort und die Phasen der Verhandlungen. Trotz der 
schlechten politischen Verhältnisse gelang es den Teilnehmerstaaten, den KSZE-Prozess 
fortzusetzen.71 
2.1.4.2. Die Konferenz über Vertrauensbildende Maßnahmen, Abrüstung und 
Entspannung 
Die Einberufung der KVAE in Stockholm in den Jahren 1984 bis 1986 war für Fragen der 
Sicherheitspolitik ein Meilenstein.72 Das Ergebnis war die Verabschiedung des 
Stockholmer Dokuments, in welchem die Teilnehmerstaaten Bestimmungen über 
militärische Aktivitäten erlassen haben. Das Schlussdokument der KVAE stellte einen 
großen Fortschritt bei der Lösung des Ost-West-Konfliktes im Bereich der militärischen 
Spannungen dar.73  
Neben der KVAE fanden zwischen den Folgetreffen von Madrid und Wien zahlreiche 
weitere Treffen statt: 
- ein Expertentreffen in Athen für die Ausarbeitung von Verfahren zur friedlichen 
Regelung von Streitfällen, 
- das Seminar von Venedig über wirtschaftliche, wissenschaftliche und kulturelle 
Zusammenarbeit im Mittelmeerraum, 
- das Expertentreffen von Ottawa zu Fragen betreffend die Achtung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten in den Teilnehmerstaaten,  
- das Budapester „Kulturforum“ und 
- das Berner Expertentreffen über menschliche Kontakte. 
                                          
70  Abschließendes Dokument des Madrider Treffens 1980, 7 ff; Tudyka, Das OSZE-Handbuch2 29; Pöllinger, 
Der KSZE/OSZE-Prozess 73. 
71  Höynck, From CSCE to OSCE 29. 
72  Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 73. 
73
  Abschließendes Dokument des Wiener Treffens 1986. 
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2.1.4.3. Das Wiener Folgetreffen74 
Im Jahr 1986 trafen sich Vertreter der Teilnehmerstaaten in Wien mit dem Ziel, den 
Helsinki-Prozess voranzutreiben. Durch die Verbesserung des Verhältnisses zwischen Ost 
und West waren die politischen Bedingungen auf dem Wiener Folgetreffen günstig. Die 
Politik des neuen Denkens der Perestroika und von Glasnost, der Abzug der sowjetischen 
Truppen aus Afghanistan und die Verabschiedung des Intermediate Nuclear Forces- 
Vertrages verbesserten die Beziehungen zwischen den Großmächten.75  
Im Bereich der Menschlichen Dimension wurden Fortschritte hinsichtlich der Etablierung 
der Menschenrechte erzielt.76 Zum einen wurden einzelne Menschenrechte und 
Grundfreiheiten näher präzisiert und zum anderen gelang es, die Entwicklung der 
Menschlichen Dimension der KSZE weiter voranzutreiben77, indem 
- die Teilnehmerstaaten den Entschluss gefasst haben, eine Konferenz über die 
Menschliche Dimension der KSZE einzuberufen, 
- die Möglichkeit geschaffen wurde, bilaterale Treffen zwischen den 
Teilnehmerstaaten abzuhalten, worin ein Teilnehmerstaat den anderen 
ersuchen kann, Fragen betreffend die Menschliche Dimension, einschließlich 
Situationen und konkrete Fälle, zu beantworten, mit dem Ziel, eine Lösung für 
ein humanitäres Problem zu finden,  
- den Teilnehmerstaaten ermöglicht wurde, untereinander Informationen 
auszutauschen, um Informationen anzusuchen und Vorstellungen, die andere 
Teilnehmerstaaten zu Fragen der Menschlichen Dimension haben, an einen 
jeweils anderen heranzutragen,  
- ein jeder Teilnehmerstaat die Möglichkeit erhalten hat, Verletzungen von 
Menschenrechten in anderen Teilnehmerstaaten aufzuzeigen.  
Durch diese Absichtserklärungen der Teilnehmerstaaten gelang es der KSZE auf dem 
Wiener Folgetreffen, den Prozess der Menschlichen Dimension zu festigen. Der neu 
geschaffene Mechanismus zur Menschlichen Dimension ermöglichte es den Teilnehmer-
staaten, zu jeder Zeit Konsultationen über Menschenrechtsprobleme und über Missstände 
mit dem betroffenen Staat selbst und/oder auch mit anderen nicht unmittelbar 
betroffenen Teilnehmerstaaten zu führen. 
Durch die Institutionalisierung der Menschlichen Dimension erhielt auch die KSZE selbst 
die Möglichkeit sowohl die Entwicklungen in der Menschlichen Dimension, einschließlich 
der Durchführung der einschlägigen KSZE-Verpflichtungen, als auch das Funktionieren 
                                          
74  Höhn, Zwischen Menschenrechten und Konfliktprävention 29 ff. 
75  Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 74; Höynck, From CSCE to OSCE 29 f. 
76  Abschließendes Dokument des Wiener Treffens 1986. 
77  Höynck, From CSCE to OSCE 29. 
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der neuen Verfahren zu überprüfen und den Teilnehmerstaaten praktische Vorschläge für 
neue Maßnahmen, die auf eine bessere Durchführung der Verpflichtungen und auf eine 
größere Wirksamkeit der Verfahren abzielen, zu unterbreiten.78 
Im Anschluss an die Wiener Konferenz wurden Konferenzen zur Menschlichen Dimension 
in Paris (30. Mai bis 23. Juni 1989), in Kopenhagen (5. bis 29. Juni 1990) und in Moskau 
(10. September 1991 bis 4. Oktober 1991) abgehalten, um auf der Grundlage des 
Schlussdokumentes der Wiener Konferenz weitere Maßnahmen zur Stärkung der 
Menschlichen Dimension anzunehmen. 
Im Bereich der Wirtschaft konnten auf der Wiener Konferenz keine Fortschritte erzielt 
werden. Aufgrund der Tatsache, dass auf diesem Gebiet die Europäische Gemeinschaft 
eine stärkere Position besaß, waren die Ambitionen der westlichen Staaten zu diesem 
Zeitpunk auch nicht sehr groß. 
Auf dem Sektor der Sicherheitspolitik begrüßten die Teilnehmerstaaten den Fortschritt im 
Bereich der VBM, welcher durch die Annahme des Stockholmer Dokumentes erreicht 
worden war, und bekräftigten, alle Bestimmungen des Dokumentes der Stockholmer 
Konferenz strikt einzuhalten und nach Treu und Glauben anzuwenden.79 Die Wendung 
„nach Treu und Glauben“ zeigt, dass im Bereich der VBM jeder Teilnehmerstaat eine 
politische Verantwortung trägt und moralisch − gemäß dem IV. Prinzip der Schlussakte 
von Helsinki − an die einschlägigen Verpflichtungen gebunden ist. In einem nächsten 
Schritt sind die Teilnehmerstaaten übereingekommen, dem Bereich der Sicherheitspolitik 
eine neue Struktur zu geben. Die KVAE wurde ab dem Wiener Treffen als Verhandlungen 
über Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen (VBSM) bezeichnet. Die 
Verhandlungen wurden sogleich in Wien begonnen. Die VBSM wurden an die Ergebnisse 
des Stockholmer Dokumentes 1984 angeschlossen und mit dem Mandat des Madrider 
Folgetreffens ausgestattet.80 
Ferner beriefen die Teilnehmerstaaten Verhandlungen über Konventionelle Streitkräfte in 
Europa im Rahmen des KSZE-Prozesses ein. Zunächst wurde ein Treffen zum Austausch 
von Meinungen und Informationen über den Verlauf der Verhandlungen über 
Konventionelle Streitkräfte in Europa abgehalten. Hierfür vereinbarten die Vertreter der 
Teilnehmerstaaten (Belgien, BRD, Bulgarien, Dänemark, DDR, Frankreich, Griechenland, 
Island, Italien, Kanada, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Polen, Portugal, Rumänien, 
Spanien, Tschechoslowakei, Türkei, Ungarn, UdSSR, Vereinigtes Königreich und 
Vereinigte Staaten von Amerika) ein Mandat für die zukünftigen Verhandlungen. Der 
Hintergrund, weshalb nur diese 23 Staaten an den Verhandlungen teilnahmen, war die 
                                          
78  Höynck, From CSCE to OSCE 29 f. 
79  
Abschließendes Dokument des Wiener Folgetreffens 1986. 
80  Abschließendes Dokument des Madrider Treffens 1980. 
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Mitgliedschaft in der NATO bzw im Warschauer Pakt. Diese Staaten vereinbarten folgende 
Ziele der Verhandlungen: 
- die Festigung der Stabilität und Sicherheit in Europa,  
- die Abrüstung der Streitkräfte einschließlich der konventionellen Bewaffnung 
und Ausrüstung, 
- die Beseitigung von Ungleichheiten, die nachteilig für Stabilität und Sicherheit 
sind, und  
- die Beseitigung zur Fähigkeit zu Überraschungsangriffen und zur Einleitung 
groß angelegter offensiver Handlungen.  
Im Anhang zum Abschließenden Dokument des Wiener Folgetreffens 1989 wurden die 
Verfahrensregeln für die VBSM und für die VKSE festgelegt.81 Außerdem wurden im 
Anhang des Wiener Dokumentes 1989 ein Verfahren, ein organisatorischer Rahmen und 
andere Modalitäten für die folgenden Konferenzen geschaffen. Diese Regeln sollten den 
KSZE-Prozess transparenter und effektiver gestalten.82 Bereits in diesem Stadium des 
KSZE-Prozesses wurde durch die zunehmende Verdichtung von Konferenzen die 
Institutionalisierung des KSZE-Prozesses absehbar.83 
2.1.4.4. Die Konferenzen über die Menschliche Dimension84 
Das erste Treffen der Konferenz über die Menschliche Dimension fand vom 30. Mai bis 
zum 23. Juni 1989 in Paris statt. Ziel war es, die Meinungen und Ansichten der 
Teilnehmerstaaten im Bereich der Menschenrechte aneinander anzugleichen, um über 
eine gemeinsame Basis für weitere Konferenzen über die Menschliche Dimension zu 
verfügen. 
Am 5. Juni 1990 fand in Kopenhagen die zweite Konferenz statt. Auf dieser Konferenz 
verabschiedeten die Teilnehmerstaaten das Kopenhagener Dokument. Es konnte ein 
Katalog an Menschenrechten und Grundfreiheiten ausgearbeitet werden, in welchem sich 
die Teilnehmerstaaten zu bedeutenden Verpflichtungen im Bereich der Menschlichen 
Dimension bekannten. Bis dahin waren einige der darin enthaltenen Menschenrechte im 
KSZE-Prozess nicht akzeptiert, wie beispielsweise das Recht auf friedliche Versammlung 
und Demonstration oder das Eigentumsrecht. 
                                          
81  Abschließendes Dokument des Wiener Treffens 1986, Anhang Verfahrensregeln für die VBSM und für die 
VKSE. 
82  Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 109 f. 
83  Höynck, From CSCE to OSCE 30. 
84  Pöllinger, KSZE/OSZE und Minderheitenprobleme 52 f; Höhn, Zwischen Menschenrechten und Konflikt-
prävention 39 ff. 
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Der auf dem Wiener Treffen eingeführte Mechanismus wurde effektiver gestaltet, indem 
die Beschleunigung der einzelnen Mechanismen durch das Setzen von Fristen wie folgt 
festgeschrieben wurde: 
- Die Beantwortung von Informationsersuchen und schriftlich eingebrachten 
Vorstellungen, die von anderen Teilnehmerstaaten an einen Teilnehmerstaat 
herangetragen werden, hat so schnell wie möglich, jedoch spätesten binnen 
vier Wochen (diese Frist wurde im Moskauer Dokument auf zehn Tage 
verkürzt), in schriftlicher Form zu erfolgen. 
- Bilaterale Treffen sind so schnell wie möglich, in der Regel innerhalb von drei 
Wochen (diese Frist wurde im Moskauer Dokument auf eine Woche verkürzt) 
ab dem Tag des Ersuchens, durchzuführen. Bei solchen Treffen ist auf die 
Behandlung von Situationen und Fällen, die mit dem Thema des Treffens nicht 
in Zusammenhang stehen, zu verzichten, es sei denn, beide Seiten stimmen 
zu. 
Im Rahmen des Kopenhagener Treffens wurde darüber hinaus vorgeschlagen, 
- Beobachter zur Untersuchung von Situationen und konkreten Fällen 
einzusetzen,  
- Berichterstatter, die ermitteln und geeignete Lösungen unterbreiten sollen, zu 
bestellen, 
- ein Komitee über die Menschliche Dimension der KSZE einzusetzen, 
- Personen, Organisationen und Institutionen in den Mechanismus der 
Menschlichen Dimension stärker einzubeziehen sowie  
- weitere bilaterale und multilaterale Bemühungen zwecks Lösung einschlägiger 
Fragen zu fördern.85 
Das letzte Treffen der Konferenz der Menschlichen Dimension fand vom 10. September 
1991 bis 4. Oktober 1991 in Moskau statt.86 Die Teilnehmerstaaten bekräftigten im 
Moskauer Dokument, dass die im Bereich der Menschlichen Dimension der KSZE 
eingegangenen Verpflichtungen ein unmittelbares und berechtigtes Anliegen aller 
Teilnehmerstaaten und eine nicht ausschließlich innere Angelegenheit des betroffenen 
Staates darstellen. Damit bekam jeder Teilnehmerstaat die Möglichkeit, Verletzungen der 
Menschenrechte, der Grundfreiheiten und der Prinzipien der Demokratie und der 
Rechtsstaatlichkeit zu rügen.87 
                                          
85  Dokument des Kopenhagener Treffens der Konferenz über die Menschliche Dimension der KSZE 1990. 
86  Tudyka, Das OSZE Handbuch2 30. 
87  Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 110 f.  
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Zudem wurde der am Kopenhagener Treffen gemachte Vorschlag zur Entsendung von 
Experten angenommen. Das Ergebnis war die Schaffung des Moskauer Mechanismus.88 
Dieser sollte nach dem Kopenhagener Dokument, welches einen umfangreichen „Katalog“ 
an Menschenrechten und Grundfreiheiten normierte, die Einhaltung und Erfüllung dieser 
Menschenrechte gewährleisten. Der Moskauer Mechanismus, geregelt in den Ziffern 3 bis 
16 des ersten Teiles des Moskauer Dokumentes, erlaubt die Entsendung von Experten 
bzw Berichterstattermissionen, um einen Teilnehmerstaat bei der Lösung eines konkreten 
Problemes bezüglich der Menschlichen Dimension zu unterstützen.89  
2.1.4.5. Moskauer Mechanismus90 
In Ziffer 3 des Moskauer Dokumentes wird die Ernennung der Experten durch die 
Teilnehmerstaaten geregelt.  
Gemäß Ziffer 4 kann jeder Teilnehmerstaat um den Beistand einer aus höchstens drei 
Experten bestehenden KSZE-Mission ersuchen, die sich mit Fragen der Menschlichen 
Dimension der KSZE auf seinem Staatsgebiet befasst. Des Weiteren finden sich 
Ausschlussbestimmungen bezüglich der Person eines Experten, so darf der Experten-
mission zB keine Person angehören, die Angehörige des einladenden Teilnehmerstaates 
ist oder in diesem ihren Wohnsitz hat.  
Nach der Ziffer 5 des Moskauer Dokumentes hat die Expertenmission bei der Lösung 
einer bestimmten Frage oder eines Problemes den betroffenen Teilnehmerstaat zu 
unterstützen. Dafür kann sie die erforderlichen Informationen einholen sowie den Dialog 
und die Zusammenarbeit zwischen den Parteien durch Vermittlerdienste fördern. Der 
betroffene Teilnehmerstaat einigt sich mit der Expertenmission auf deren Aufgaben-
bereich. Die Mission soll Tatsachen feststellen und dem betroffenen Teilnehmerstaat 
beratend Mittel und Wege für eine Verbesserung der Einhaltung einer KSZE-Verpflichtung 
vorschlagen.  
Der einladende Staat hat die Pflicht, mit der Expertenmission zusammenzuarbeiten, 
indem er ihr die unabhängige Durchführung ihrer Aufgaben gewährt. Hierzu wird er es 
der Expertenmission gestatten, unverzüglich in sein Staatsgebiet einzureisen, Gespräche 
zu führen, sich frei zu bewegen und sich ungehindert mit staatlichen Vertretern, nicht-
staatlichen Organisationen und jeglicher Gruppe oder Einzelperson zu treffen. Der 
einladende Teilnehmerstaat hat es in diesem Zusammenhang zu unterlassen, vereitelnde 
Handlungen gegen Personen, Organisationen oder Institutionen zu setzen.  
                                          
88  Höynck, From CSCE to OSCE 30. 
89  Dokument des Moskauer Treffens der Konferenz über die Menschliche Dimension der KSZE 1991, 2.  
90  Wenig, Möglichkeiten und Grenzen der Streitbeilegung ethnischer Konflikte durch die OSZE 110 ff; Höhn, 
Zwischen Menschenrechten und Konfliktprävention 115 ff. 
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Die Expertenmission legt dem einladenden Staat so schnell wie möglich, innerhalb von 
drei Wochen nach Einberufung der Mission, ihre Feststellungen vor. Innerhalb der 
nächsten drei Wochen leitet der einladende Staat diese Feststellungen gemeinsam mit 
einer Darstellung der von ihm unternommenen bzw beabsichtigten Maßnahmen durch die 
KSZE-Institutionen an die anderen Teilnehmerstaaten weiter. Der Ausschuss Hoher 
Beamter kann über diese Feststellungen und mögliche Darstellungen des einladenden 
Staates beraten und mögliche weitere Schritte in Betracht ziehen. Diese Feststellungen 
gelten solange als vertraulich, als sie den Hohen Beamten vorgelegt werden. Weiters 
wird bestimmt, dass bis zur Verteilung der Feststellungen unter den anderen Teil-
nehmerstaaten keine weitere Expertenmission zur selben Frage ernannt werden darf. 
Falls ein Teilnehmerstaat eine Anfrage an einen anderen Teilnehmerstaat gerichtet hat 
und dieser Staat  
- nicht innerhalb von zehn Tagen nach Eingang der Anfrage die Mission einberufen 
hat, oder  
- befindet, dass die Expertenmission keine Lösung der betreffenden Frage erbracht 
hat, 
kann er − mit der Unterstützung von mindestens fünf weiteren Teilnehmerstaaten − die 
Einberufung einer Mission mit bis zu drei KSZE-Berichterstattern einleiten (Ziffer 8 des 
Moskauer Dokumentes). Ein solcher Beschluss wird der KSZE-Institution mitgeteilt, die 
den betroffenen Staat sowie alle anderen Teilnehmerstaaten unverzüglich davon in 
Kenntnis setzt. 
Die KSZE-Berichterstatter werden die gegebenen Umstände feststellen und darüber 
berichten bzw können Empfehlungen für mögliche Lösungen der aufgeworfenen Frage 
abgeben. Der Bericht der Berichterstatter, der die festgestellten Tatsachen, Vorschläge 
und Empfehlungen umfasst, wird – wenn nicht anders vereinbart – dem betroffenen 
Teilnehmerstaat bzw den betroffenen Teilnehmerstaaten und der KSZE-Institution 
spätestens drei Wochen nach Ernennung des letzten Berichterstatters vorgelegt. 
 
Der ersuchende Staat wird – falls von allen betroffenen Teilnehmerstaaten nichts anderes 
vereinbart ist – spätestens drei Wochen nach Vorlage des Berichtes der KSZE-Institution 
alle Bemerkungen zum Bericht einleiten. 
 
Außer der Weiterleitung des Berichtes an die anderen Teilnehmerstaaten kann der 
Bericht auf die Tagesordnung des nächsten ordentlichen Treffens des AHB gesetzt 
werden, der über mögliche weitere Schritte entscheiden kann. Weiters besteht die 
Möglichkeit, dass ein Teilnehmerstaat − mit Unterstützung von mindestens neun 
weiteren Teilnehmerstaaten − festgelegte Verfahren in Gang setzt. Sodann wird das 
Verfahren nach Ziffer 11 des Moskauer Dokumentes angewandt. 
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Der AHB kann auf Ersuchen eines jeglichen Teilnehmerstaates beschließen, eine Mission 
von Experten bzw Berichterstattern einzusetzen. In einem solchen Fall wird der 
Ausschuss auch festlegen, ob die einschlägigen Bestimmungen Anwendung finden. 
Die Kosten für die Einsetzung einer Expertenmission bzw Berichterstattern trägt der 
ersuchende Teilnehmerstaat bzw bei Beschluss durch den AHB werden die Kosten − 
entsprechend dem üblichen Verteilungsschlüssel − von den Teilnehmerstaaten getragen. 
Außerdem gibt es eine Bestimmung im Moskauer Mechanismus, dass es im Falle der 
Ingangsetzung eines Verfahrens zur Einsetzung einer Berichterstattermission aufgrund 
einer Einzelperson der Überprüfung unterliegt, ob der Fall dieser Einzelperson nicht 
bereits in einem internationalen gerichtlichen Verfahren anhängig ist, wie zB in einem 
Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte des Europarates.  
Das Moskauer Dokument schuf überdies weitere Verpflichtungen. So wurde den 
demokratisch gewählten Regierungen Unterstützung im Falle von humanitären Krisen 
oder im Falle eines Putsches zugesagt.  
Die Verpflichtungen wurden beim Gipfeltreffen in Helsinki 1992 von den 
Teilnehmerstaaten angenommen. Im Jahr 1993 beschlossen die Teilnehmerstaaten beim 
Ministerratstreffen in Rom einige wenige Änderungen. 
2.1.5. Die Charta von Paris 1990 
2.1.5.1. Hintergrund 
Mit dem Ende der Breschnew-Doktrin, dem darauf folgenden Zusammenbruch der UdSSR 
und dem Zerfall der kommunistischen Systeme in Osteuropa fand die tiefstgreifende 
politische Veränderung seit dem Zweiten Weltkrieg statt.91 Die Teilnehmerstaaten 
erklärten am Gipfel von Paris: „Das Zeitalter der Konfrontation und der Teilung Europas 
ist zu Ende gegangen. […] Europa befreit sich vom Erbe der Vergangenheit. […] In 
Europa bricht ein neues Zeitalter der Demokratie, des Friedens und der Einheit an.“92 
 
Zu einer besonderen Bedeutung gelangte die Charta von Paris dadurch, als dass dieses 
unterzeichnete Dokument nicht nur eine Fortsetzung der Helsinki-Schlussakte von 1975 
und den späteren Schlussdokumenten ist, sondern die KSZE durch neue Ideen und 
Initiativen teilweise „neu definiert“ bzw wesentlich weiterentwickelt wurde. Ermöglicht 
wurde dieser „Fortschritt der KSZE“ durch die erwähnten politischen Umwälzungen, 
ausgelöst durch den Umbruch in Mittel- und Osteuropa.93 
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  Tudyka, Das OSZE-Handbuch2 31 ff. 
92  Charta von Paris für ein neues Europa 1990, 2. 
93
  Höynck, From CSCE to OSCE 46 ff. 
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Am 21. November 1990 unterzeichneten die Teilnehmerstaaten die „Charta von Paris für 
ein neues Europa“.94 Die Teilnehmerstaaten verpflichteten sich insb, die Demokratie als 
einzige Regierungsform aufzubauen und zu stärken sowie die Menschen- und 
Grundrechte zu fördern und zu schützen. 
 
Die KSZE wurde durch die Charta von Paris „neu definiert“ und die Charta zählt zu einer 
der wichtigsten Errungenschaften seit der Unterzeichnung der Schlussakte von Helsinki.95 
Sie gilt als revolutionär für die KSZE.96 
2.1.5.2. Die Charta von Paris97 
Die Charta von Paris besteht aus drei Abschnitten und einem Zusatzdokument, das die 
Durchführung einiger Bestimmungen der Charta regelt.  
(i) 1. Abschnitt – „Ein neues Zeitalter der Demokratie, des Friedens und der 
Einheit“ 
Im ersten Abschnitt − betitelt mit „Ein neues Zeitalter der Demokratie, des Friedens und 
der Einheit“ − erklären die Teilnehmerstaaten, die Demokratie als einzige 
Regierungsform ihrer Nationen aufzubauen, zu festigen und zu stärken, und halten hiefür 
fest, dass die Menschenrechte und Grundfreiheiten unveräußerliche Rechte eines jeden 
Menschen sind und durch das Recht gewährleistet werden. Die Teilnehmerstaaten 
verpflichten sich, diese zu schützen und zu fördern, und erklären die uneingeschränkte 
Ausübung als Grundpfeiler von Gerechtigkeit und Frieden. Weiters wird festgehalten, 
dass eine Demokratie auf regelmäßigen, freien und gerechten Wahlen beruht. 
 
Folgende Erklärungen wurden festgeschrieben: 
- Jeder einzelne ohne Unterschied hat das Recht auf Gedanken- und 
Gewissensfreiheit sowie Religions- und Glaubensfreiheit, freie Meinungsäußerung, 
Vereinigungsfreiheit und friedliche Versammlung, Freizügigkeit;  
- Niemand darf willkürlich festgenommen oder in Haft gehalten werden, der Folter 
oder einer anderen grausamen, unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung 
oder Strafe unterworfen werden; 
- Jeder hat das Recht, seine Rechte zu kennen und auszuüben, auf ein gerechtes 
und öffentliches Verfahren, wenn er einer strafbaren Handlung beschuldigt wird, 
an freien und gerechten Wahlen teilzunehmen, allein oder in Gemeinschaft mit 
                                          
94  Wenig, Möglichkeiten und Grenzen der Streitbeilegung ethnischer Konflikte durch die OSZE 29. 
95  Höynck, From CSCE to OSCE 31. 
96  Ebenda 58 f. 
97  Charta von Paris für ein neues Europa 1990; Pöllinger, KSZE/OSZE und Minderheitenprobleme 53 ff; Höhn, 
Zwischen Menschenrechten und Konfliktprävention 72 ff. 
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anderen Eigentum innezuhaben und selbstständig Unternehmen zu betreiben, 
seine wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte auszuüben; 
- Es wird gewährleistet, dass die ethnische, kulturelle, sprachliche und religiöse 
Identität nationaler Minderheiten Schutz genießt, Angehörige nationaler 
Minderheiten das Recht haben, diese Identität ohne jegliche Diskriminierung und 
in voller Gleichheit vor dem Gesetz frei zum Ausdruck zu bringen, zu wahren und 
weiterzuentwickeln; 
- Weiters wird gewährleistet, dem Einzelnen wirksame innerstaatliche wie 
völkerrechtliche Rechtsmittel gegen jede Verletzung seiner Rechte zur Verfügung 
zu stellen.  
Abschließend bekräftigten die Staats- und Regierungschefs, diese Prinzipien 
uneingeschränkt zu achten, welche das Fundament darstellen, auf dem das neue Europa 
aufzubauen ist. 
Dieses Verständnis von Demokratie und von Menschen- und Grundrechten ist eine den 
westlichen Demokratien bekannte Vorstellung und ein historisch seit der Französischen 
Revolution gewachsener Begriff, der den ehemaligen sozialistischen Staaten weitgehend 
„fremd“ war. Die Einführung eines solchen westlichen Rechtsverständnisses in einer 
kurzen Zeit des Umbruches konnte nicht nur durch eine politische Erklärung gelingen, 
sondern bedurfte eines lang andauernden und nachhaltigen Prozesses. 
(ii) 2. Abschnitt − Leitsätze für die Zukunft 
Im zweiten Abschnitt sind Leitsätze für die Zukunft festgehalten worden. Diese stellten 
ein Programm für die zukünftige Arbeit der KSZE dar. Insb sollte der Bereich Menschliche 
Dimension weiter ausgebaut werden. Es war den Teilnehmerstaaten bewusst, dass es 
durch den Zusammenbruch der sozialistischen Systeme notwendig war, die Staaten in 
Ost- und Südeuropa bei der Neugestaltung ihrer Rechtssysteme und bei der Stärkung 
ihrer demokratischen Institutionen durch geeignete Hilfestellungen zu unterstützen. 
Deswegen wurde ein Expertenseminar vom 4. bis 15. November 1991 in Oslo einberufen. 
 
Die KSZE konnte nun auch die Minderheitenrechte durch präzise Bestimmungen 
ausbauen. Dies war zuvor am Widerstand einiger sozialistischer Staaten gescheitert. 
Hierzu wurde 1991 auch ein Expertentreffen der KSZE über nationale Minderheiten in 
Genf abgehalten. Ergebnis dieser Expertentagung war, dass eine Verletzung von 
Minderheitenrechten eine nicht ausschließlich innere Angelegenheit des jeweiligen 
Staates darstellt.98 
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Die Teilnehmerstaaten waren sich auch darüber einig, die Mechanismen der Menschlichen 
Dimension weiter auszubauen, wobei die Klausel „Unbeschadet der Verpflichtungen, an 
die unsere Staaten aufgrund bestehender völkerrechtlicher Übereinkommen gebunden 
sind“ eingefügt wurde, die darauf hinwies, dass die Dokumente der KSZE völkerrechtliche 
Verpflichtungen nicht zu beeinflussen vermögen. 
 
Wie im Bereich der Sicherheitspolitik sahen die Teilnehmerstaaten im veränderten 
politischen und militärischen Umfeld in Europa die Chance, ausgehend von den 
Resultaten der VBSM und der VKSE, weitergehende und neue gemeinsame 
Anstrengungen zu unternehmen. So riefen die Teilnehmerstaaten zu weiteren 
Verhandlungen auf, die sich auch auf den Abschluss einer Konvention über das Verbot 
chemischer Waffen bezogen. Ebenso wurden Verhandlungen über die Initiative über den 
offenen Himmel vorgeschlagen. Weiters sprachen sich die Teilnehmerstaaten für ein 
gemeinsames Vorgehen gegen den Terrorismus und gegen das organisierte Verbrechen 
aus. Nicht zuletzt sollten auch Methoden zur friedlichen Beilegung von Streitfällen, 
einschließlich der obligatorischen Hinzuziehung einer Drittpartei, geschaffen werden, 
wofür ein Treffen in Valletta im Jahre 1991 anberaumt wurde. 
 
In wirtschaftlichen, umweltrechtlichen und kulturellen Fragen beschränkten sich die 
Teilnehmerstaaten wiederum nur auf die Bekräftigung der allgemein gehaltenen 
Prinzipien. Es mangelt in diesem Bereich an konkreten, bestimmt formulierten 
Bestimmungen, die die proklamierten Prinzipien verwirklichen, sodass man keinen 
Fortschritt feststellen kann. Lediglich im Sektor Umwelt wird in einem Passus erwähnt, 
dass Maßnahmen notwendig sind, um die Überprüfung der Einhaltung von 
Verpflichtungen zu gewährleisten. Dennoch wurden keine konkreten Vorschläge gemacht, 
die solche Maßnahmen einleiten sollen. 
(iii) 3. Abschnitt − Neue Strukturen und Institutionen 
Im dritten Abschnitt der Charta von Paris wurde die KSZE erstmals institutionalisiert. 
Neue Strukturen und Institutionen des KSZE-Prozesses nennt die Charta von Paris den 
Abschnitt, der die Grundlage für die Schaffung einer Organisation darstellt und mit dem 
die Teilnehmerstaaten große Erfolge für die Weiterentwicklung und Stärkung der KSZE 
erzielt haben. Bis zum Pariser Gipfeltreffen bestand die KSZE hauptsächlich aus einer 
Abfolge von Treffen und Konferenzen, die auf den Verpflichtungen der Teilnehmerstaaten 
aufbauten und ihre Umsetzung in regelmäßigen Abständen – in sogenannten 
Implementierungstreffen – überprüften. Das Pariser Gipfeltreffen gab der KSZE jedoch 
eine neue Richtung. Zwei politische Organe – der Rat der Außenminister (später 
Ministerrat), der mindestens einmal jährlich zusammentritt, sowie der AHB (später der 
Hohe Rat), der mehrmals jährlich tagt – sowie drei permanente Institutionen wurden 
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geschaffen: ein Sekretariat in Prag, ein Büro für freie Wahlen (später: Büro für 
demokratische Institutionen und Menschenrechte) in Warschau sowie das Konflikt-
verhütungszentrum in Wien. Auch war eine parlamentarische Versammlung der KSZE 
unter Beteiligung von Volksvertretern aus allen Teilnehmerstaaten vorgesehen. 
 
In einem Zusatzdokument, welches die Durchführung einiger Bestimmungen der Charta 
von Paris für ein neues Europa sichert, finden sich die institutionellen und verfahrens-
rechtlichen Regelungen für die neu geschaffenen Institutionen.  
 
Für eine effektive Arbeit der institutionellen KSZE-Strukturen, insb hinsichtlich 
Verwaltung, Finanzen und Personal, wurde ein eigenes Gremium geschaffen, das hierzu 
Vorschläge zu Regelungen ausarbeitete und von einer Expertengruppe unter der Leitung 
des AHB geprüft wurde. 
(iv) Weitere wichtige sicherheitspolitische Dokumente99 
Anlässlich der Pariser Konferenz wurden noch weitere wichtige sicherheitspolitische 
Dokumente unterzeichnet, nämlich das Wiener Dokument 1990 über VBSM und der 
Vertrag über konventionelle Streitkräfte in Europa 1990,100 welcher 1999 zum KSE-
Vertrag modifiziert wurde.  
 
Zwischen 15. Jänner und 8. Februar 1991 fand das dritte Expertentreffen hinsichtlich der 
Verhandlungen für die friedliche Beilegung von Streitfällen in Valletta/Malta statt. Im 
Zuge dieses Treffens wurde der Valletta-Mechanismus im Bereich der Menschlichen 
Dimension geschaffen.  
2.1.6. Von Paris 1990 nach Helsinki 1992101 
Zwischen dem Gipfeltreffen von Paris und jenem von Helsinki fanden folgende Ereignisse 
im Rahmen der KSZE statt:102 
- In den ehemaligen sozialistischen Staaten fanden die ersten demokratischen 
Wahlen statt, so zB 1992 in Albanien oder in Rumänien am 20. Mai 1990. 
- Am 2. und 3. April 1991 trafen sich Parlamentarier aus den Teilnehmerstaaten 
und einigten sich darauf, die Schaffung einer parlamentarischen Versammlung 
im Rahmen der KSZE in die Wege zu leiten. Das erste jährliche Treffen der 
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Parlamentarischen Versammlung fand vom 3. bis 5. Juli 1991 in Budapest 
statt.  
- Vom 19. bis 20. Juni 1991 fand das erste Treffen des neu geschaffenen Rates 
der Außenminister in Berlin statt.103 
- Am 25. Juni 1991 erklärten Kroatien und Slowenien ihre Unabhängigkeit. 
- Vom 1. bis 19. Juli 1991 fand in Genf ein Expertentreffen über Nationale 
Minderheiten statt bzw vom 4. bis 15. November 1991 eines über 
Demokratische Institutionen.  
- Am 1. Juli 1991 wurde der Warschauer Pakt offiziell für aufgelöst erklärt. Im 
Hochsommer des Jahres 1991 erklärte eine Reihe von Staaten ihre 
Unabhängigkeit von der Sowjetunion. Das offizielle Ende der UdSSR datiert mit 
31. Dezember 1991.  
- Am 30. und 31. Jänner 1992 fand in Prag das zweite Treffen des Rates der 
Minister statt, wobei entschieden wurde, das Mandat des Büros für freie 
Wahlen zu erweitern und diesem den Namen „Büro für Demokratische 
Institutionen und Menschenrechte (BDIMR)“ zu geben. Das Mandat beinhaltet 
seitdem nicht nur die Überwachung von demokratischen Wahlen und das 
Trainieren von offiziellen Wahlüberwachern, sondern auch die Überwachung 
der Teilnehmerstaaten Fragen der Menschenrechte betreffend.  
- Am 4. März 1992 fanden in Wien VBSM statt, aus welchen das Wiener 
Dokument 1992 resultierte.  
- Am 8. Juli 1992 wurde die Republik Jugoslawien von der Teilnahme an der 
KSZE durch den Beschlussfassungsmechanismus Konsens minus Eins 
suspendiert. 
2.1.7. Das Gipfeltreffen von Helsinki 1992: „Die Herausforderungen des 
Wandels“104 
2.1.7.1. Hintergrund 
Das vierte Folgetreffen von Helsinki von März bis Juli 1992 (auch Helsinki II genannt) 
fand vor dem Hintergrund zunehmender Konflikte und Krisen in Europa – vor allem in Ex-
Jugoslawien und im Kaukasus – statt.105 In der Gipfelerklärung zu Helsinki II zogen die 
Staats- und Regierungschefs Bilanz über die Entwicklungen seit dem Gipfeltreffen von 
Paris und diese war, angesichts der euphorischen Stimmung, die in Paris geherrscht 
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hatte, ernüchternd: „Wir stehen vor Herausforderungen und Chancen, aber auch vor 
ernsten Schwierigkeiten und Enttäuschungen.“106  
Zum ersten Mal sah sich die KSZE mit einem Krieg im KSZE-Gebiet konfrontiert: „Wir 
leben in einer vielversprechenden Zeit, aber auch in einer Zeit der Instabilität und 
Unsicherheit. Wirtschaftlicher Niedergang, soziale Spannungen, aggressiver 
Nationalismus, Intoleranz, Fremdenhass und ethnische Konflikte bedrohen die Stabilität 
im KSZE-Gebiet. Grobe Verletzungen der KSZE-Verpflichtungen im Bereich der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, einschließlich jener, die mit nationalen 
Minderheiten im Zusammenhang stehen, stellen eine besondere Bedrohung für die 
friedliche Entwicklung der Gesellschaft, insbesondere in neuen Demokratien, dar. […] Es 
bleibt noch viel zu tun zum Aufbau demokratischer und pluralistischer Gesellschaften, in 
denen Vielfalt umfassend geschützt und in der Praxis geachtet wird.“107 
Es wurde auch Kritik laut, und dies hatte mehrere Gründe. So hatten die Institutionen 
und die Präventionsmechanismen, die seit dem Pariser Gipfel zur Konfliktverhütung 
geschaffen wurden, auf dem Balkan versagt, und es gab den bewaffneten Konflikt 
zwischen den Teilnehmerstaaten Armenien und Aserbaidschan.108 
Die Staats- und Regierungschefs erkannten, dass eine institutionelle Reform der OSZE 
angesichts der Krisen in Südosteuropa unbedingt erforderlich war. Die neuen 
unabhängigen ehemaligen sowjetischen Staaten nahmen sämtliche KSZE-Verpflichtungen 
an, um am KSZE-Prozess teilzunehmen.109 
Mit den Beschlüssen von Helsinki II haben die Teilnehmerstaaten den institutionellen 
Rahmen der KSZE gestärkt sowie neue Institutionen geschaffen. Der KSZE sollten 
zusätzliche Instrumente zur Verfügung gestellt werden, um Krisen und Spannungen zu 
bewältigen.110 
2.1.7.2. Abschließendes Dokument des Helsinki-Gipfeltreffens111 
Im Abschließenden Dokument des Helsinki-Gipfeltreffens bekräftigten die Teilnehmer-
staaten eingangs, die Leitprinzipien der KSZE, wie sie in der Schlussakte von Helsinki und 
der Charta von Paris formuliert worden sind, einzuhalten. Weiters betonten sie ihre 
Verantwortung untereinander sowie jene ihrer Regierungen gegenüber ihren Völkern. Das 
Volk wurde als das kollektive Gewissen ihrer Gemeinschaft interpretiert und sie 
unterstrichen die demokratischen Rechte der Bürger und die Pflicht der Regierungen, 
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diese Werte und Normen zu achten, einzuhalten und zu fördern. Darüber hinaus wurde 
die hohe Bedeutung der Europäischen Union und die enge Verbundenheit der KSZE, insb 
die Zusammenarbeit des Europarates im Bereich der Menschenrechte samt Würdigung 
seiner Aktivitäten, hervorgehoben. Auch die Gemeinschaft Unabhängiger Staaten blieb 
nicht unerwähnt.  
Die Teilnehmerstaaten würdigten sodann die Fortschritte der KSZE, wie zB 
- die Unterzeichnung des Vertrages über den Offenen Himmel, 
- das bevorstehende Inkrafttreten des Vertrages über konventionelle 
Streitkräfte in Europa, und  
- die Abschließende Akte der Verhandlungen über Personalstärken der 
konventionellen Streitkräfte in Europa.112 
Diese Abkommen schufen eine weitere Grundlage für eine zukünftige Sicherheits-
kooperation im Rahmen des KSZE-Prozesses. 
Es wurde aber gerügt, dass internationale Bemühungen nicht erfolgreich sein können, 
wenn diejenigen, die in Konflikte verwickelt sind, keinen Willen zur friedlichen Lösung 
ihrer Differenzen aufbringen. Ihre Entschlossenheit, Konfliktparteien für ihr Handeln 
verantwortlich zu machen, wurde betont. Die KSZE rief die in den Krieg am Balkan 
verwickelten Staaten auf, in Übereinstimmung mit den Grundprinzipien des Völkerrechts 
zu handeln und ihre Konflikte friedlich zu lösen. Zu diesem Zweck seien bilaterale 
Abkommen zu schließen und ihre Truppen zurückzuziehen. Der KSZE machte auch die 
Verbreitung von Waffen Sorge und sie forderte wirksame Exportkontrollen. 
Im zweiten Teil „Die KSZE und die Gestaltung des Wandels“ heißt es, „die KSZE hat 
maßgeblich dazu beigetragen, den Wandel herbeizuführen, nun muss sie an die Aufgabe 
herangehen, ihn zu gestalten.“113 
2.1.7.3. Die Beschlüsse von Helsinki114 
Die Beschlüsse von Helsinki machten die KSZE operativer und wirksamer.115 Davor war 
die KSZE – geschaffen als multilaterales Forum für Dialog, um Spannungen abzubauen 
und Konflikte durch ein gemeinsames Vorgehen zu lösen – nicht dafür ausgerichtet, in 
einer so kurzen Zeit schlummernde Krisenherde unter Einsatz der vorhandenen Mittel zu 
bewältigen. Denn die Mittel der KSZE waren es, in einem langen Prozess der Aggression 
und der Gewalt dadurch vorzubeugen, dass sie sich mit den Ursachen der Probleme 
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auseinandersetzt sowie die Konflikte auf friedlichem Wege durch Dialoge und 
Kompromisse verhindert bzw schlichtet. 
Sie vermochte auf einen bewaffneten Konflikt nicht mit den notwendigen Maßnahmen zu 
reagieren, dazu mangelte es der KSZE an operationellen Fähigkeiten sowie an den 
Strukturen und Mechanismen. Daher wurden in Helsinki die bestehenden Strukturen zum 
Zweck der Sicherstellung einer politischen Krisenbewältigung weiterentwickelt. Es wurden 
neue Instrumente der Konfliktverhütung und der Krisenbewältigung geschaffen. Der 
Ministerrat und der AHB wurden gestärkt. Durch die Geschehnisse der unmittelbaren 
Vergangenheit angetrieben, erfolgte auch eine Verstärkung im Bereich der Frühwarnung, 
insb durch die Schaffung des Hohen Kommissars für nationale Minderheiten.116 
Um ihrer neuen und unerwarteten Herausforderung gerecht zu werden, einigten sich die 
Teilnehmerstaaten beim Gipfeltreffen von Helsinki darauf, dass die KSZE als eine 
regionale Abmachung im Sinne von Kapitel VIII der SVN agieren soll.117 Als solche wurde 
sie ein Bindeglied zwischen der europäischen und einer weltweiter Sicherheit. In diesem 
Sinne sollte die KSZE eng mit den Vereinten Nationen zusammenarbeiten, insb bei der 
Verhütung und Beilegung von Konflikten.  
Reformgemäß wurde die KSZE operationell gestärkt. Die Instrumente der 
Präventivdiplomatie wurden ausgebaut. Als Reaktion auf die nach dem Ende des 
Kommunismus in den osteuropäischen und zentralasiatischen Staaten auftretenden 
ethnischen Konflikte wurde der Posten des Hohen Kommissars für nationale Minderheiten 
geschaffen. Die begonnene Institutionalisierung wurde mit der Einsetzung eines jährlich 
wechselnden Amtierenden Vorsitzenden weitergeführt. In Wien wurde das Forum für 
Sicherheitskooperation eingerichtet, um neue Verhandlungen über Rüstungskontrolle, 
Abrüstung und Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen aufzunehmen. Am 
8. September 1992 wurde die erste KSZE-Langzeitmission in den Kosovo entsandt.118 
Sandjak und Vojvodina wurden die ersten Feldoperationen der KSZE. Noch im selben 
Jahr folgten weitere KSZE-Missionen in Estland und Georgien sowie Anfang 1993 die 
Mission in Estland. 
2.1.8. Ministerratstreffen119 
Die KSZE hatte ihre Rolle im Hinblick auf Frühwarnung, Konfliktverhütung und 
Krisenbewältigung unter anderem auf der Grundlage der friedenserhaltenden 
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119  Pöllinger, KSZE/OSZE und Minderheitenprobleme 23. 
  - 33 - 
Operationen und Missionen durch die Charta von Paris für ein Neues Europa 1992 und 
dem Abschließenden Dokument des Helsinki-Gipfeltreffens 1992 gestärkt.  
 
Am 14. und 15. Dezember 1992 fand in Stockholm das dritte Treffen des Rates der 
Außenminister statt, in dessen Rahmen die Teilnehmerstaaten den Posten des 
Generalsekretärs schufen.120 Der erste Generalsekretär war der Deutsche Wilhelm 
Höynck, der am 19. Juni 1993 offiziell seine Arbeit aufnahm. 
 
Ende 1993 fand das vierte Treffen des Ministerrates statt. Die Minister beschlossen im 
Abschließenden Dokument mit dem Titel „Die KSZE und das neue Europa – unsere 
Sicherheit ist unteilbar“, die Rolle der KSZE als ein gesamteuropäisches und 
transatlantisches Forum für gemeinsame Sicherheit sowie für politische Konsultationen 
auf der Grundlage der Gleichberechtigung zu stärken. Im Vordergrund standen 
Bemühungen der KSZE um den Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten, und zu 
diesem Zeitpunkt waren folgende Organe der KSZE mit diesen Aufgaben beschäftigt: 
HKNM (Frühwarnung), BDIMR sowie KSZE-Missionen (Konfliktverhütung und Krisen-
bewältigung). Den Schwerpunkt der Stärkung sah man in der Verbesserung der 
Fähigkeit, sich mit potenziellen Krisen frühzeitig auseinanderzusetzen.121  
 
Die Teilnehmerstaaten zogen die Möglichkeit in Betracht, einzelfallbezogen Drittstreit-
kräfte zur Krisenbewältigung einzusetzen und kamen überein, die erforderlichen 
politischen, menschlichen und finanziellen Ressourcen für die operativen Aufgaben der 
KSZE bereitzustellen. Die Minister suchten nach Innovationen. Im Rahmen der Tätigkeit 
des Forums für Sicherheitskooperation forderten sie die Fertigstellung eines Programmes 
für Sofortaktionen und die Erarbeitung eines Verhaltenskodex. Die KZSE schuf die 
Möglichkeit präventiver Diplomatie in Form der Kurz- und Langzeitmissionen.122 Der 
Ministerrat befasste sich mit folgenden politischen Themen: 
- Die Lage im ehemaligen Jugoslawien sowie die Möglichkeit eines KSZE-Beitrages 
zur regionalen Sicherheit.  
- Vorhandene Missionen in Georgien und Moldau werden verstärkt und mit neuen 
Mandaten ausgestattet. 
- Neue Missionen werden nach Tadschikistan entsandt, um dort beim Aufbau 
demokratischer Institutionen und Prozesse zu helfen.  
                                          
120
  Abschließendes Dokument des dritten Treffens des Rates, Stockholm 1992; Tudyka, Das OSZE Handbuch2 
30 ff. 
121  Abschließendes Dokument des vierten Treffens des Rates, Rom 1993. 
122  Tudyka, Das OSZE Handbuch2 34. 
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- Der Einsatz von Drittstreitkräften wird in Erwägung gezogen, die mit den KSZE-
Prinzipien und -Zielen in Einklang stehen. Der AHB und der Ständige Ausschuss 
wurden beauftragt, dementsprechende Maßnahmen auszuarbeiten.  
- Die Menschliche Dimension sollte weiter in den politischen Prozess der KSZE 
integriert sowie das BDIMR weiter verstärkt werden.  
Der Prozess der Konsolidierung im Bereich der Menschenrechte wurde aufrechterhalten. 
Dabei stand die Umsetzung der KZSE-Verpflichtungen im Vordergrund. Die Minister 
beschlossen, dass im Rahmen der Menschlichen Dimension die Instrumente weiter 
ausgebaut werden müssen. Sie erwogen die verstärkte Zusammenarbeit mit dem 
Europarat sowie mit nichtstaatlichen Organisationen. Der KSZE wurde die Aufgabe der 
Wahlüberwachung übertragen. 
Im Bereich der politischen Konsultationsprozesse und KSZE-Missionen beschlossen die 
Teilnehmerstaaten, Fragen der Menschlichen Dimension regelmäßig in den Gremien der 
KSZE zu erörtern und zu beraten. Die Aufgaben und die Operationsfähigkeit des BDIMR 
wurden ausgebaut und gestärkt. Neue Mandate umfassten den Aufbau einer Datenbank 
von Experten in den für die Menschliche Dimension relevanten Bereichen der verstärkten 
Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen, Koordinierung der Tätigkeit und zur 
Feststellung möglicher Bereiche für gemeinsame Unternehmungen. Dem BDIMR wurden 
zudem weitere Ressourcen zur Verfügung gestellt. Die Missionen erhielten weitere 
Mandate, den Folgemaßnahmen zu den Missionsberichten wurde erhöhte Aufmerksamkeit 
geschenkt.  
 
Weiters wurde der Moskauer Mechanismus effizienter gestaltet, um als Instrument für 
Folgemaßnahmen im Bereich der Menschlichen Dimension eingesetzt zu werden. Es 
wurde insb die Frist der Berichterstattung mit zwei Wochen festgelegt und der Ständige 
Ausschuss der KSZE wurde bevollmächtigt, den Moskauer Mechanismus einzuleiten. Die 
Verfahrensweise gemäß den Ziffern 3, 7, 11, 13 und 14 des Dokumentes des Moskauer 
Treffens der Konferenz über die Menschliche Dimension der KSZE aus dem Jahre 1991 
wurde wie folgt abgeändert: 
 
Eine Liste, die pro Teilnehmerstaat bis zu sechs von diesem ernannte Experten umfasst, 
wird unverzüglich bei der KSZE-Institution erstellt. Die Experten werden namhafte 
Persönlichkeiten, einschließlich – wann immer möglich - Experten mit Erfahrung in 
Fragen mit Bezug auf nationale Minderheiten, vorzugsweise mit einem hohen Maß an 
Erfahrung im Bereich der Menschlichen Dimension, sein, von denen eine unparteiische 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben erwartet werden kann. 
 
Die Experten werden nach freiem Ermessen des ernennenden Teilnehmerstaates für 
einen Zeitraum von drei bis sechs Jahren ernannt, wobei jedoch kein Experte diese 
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Funktion länger als zwei aufeinanderfolgende Perioden ausüben darf. Innerhalb von vier 
Wochen nach Bekanntgabe der Ernennung durch die KSZE-Institutionen kann jeder 
Teilnehmerstaat Vorbehalte gegen höchsten zwei der von einem anderen Teilnehmerstaat 
ernannten Experten erheben. In einem solchen Fall kann der ernennende Staat innerhalb 
von vier Wochen nach Bekanntgabe solcher Vorbehalte seine Entscheidung überprüfen 
und einen anderen bzw andere Experten ernennen. Falls er die ursprünglich beabsichtigte 
Ernennung bestätigt, darf der betreffende Experte an keinem Verfahren teilnehmen, das 
den Staat betrifft, der den Vorbehalt geäußert hat, es sei denn mit dessen ausdrücklicher 
Zustimmung. 
 
Die Liste findet Anwendung, sobald 45 Experten ernannt sind. Die Expertenmission wird 
ihre Feststellungen dem einladenden Staat so rasch wie möglich vorlegen, vorzugsweise 
innerhalb von drei Wochen nach Einberufung der Mission. Der einladende Staat wird 
spätestens zwei Wochen nach Vorlage der Feststellungen der Mission diese zusammen 
mit einer Darstellung der von ihm daraufhin unternommenen bzw beabsichtigten 
Handlungen durch die KSZE-Institutionen an die anderen Teilnehmerstaaten weiterleiten. 
 
Der AHB kann über diese Feststellungen und mögliche Kommentare des einladenden 
Staates beraten und auch mögliche weitere Schritte in Betracht ziehen. Die 
Feststellungen und Kommentare werden solange vertraulich behandelt, bis sie dem AHB 
vorgelegt werden.  
 
Die KSZE wird den Bericht sowie alle vom ersuchten Staat bzw von irgendeinem anderen 
Teilnehmerstaat gemachten Bemerkungen unverzüglich an alle Teilnehmerstaaten 
weiterleiten. Der Bericht wird auf die Tagesordnung des nächsten ordentlichen Treffens 
des AHB oder des Ständigen Ausschusses der KSZE gesetzt werden, die über mögliche 
weitere Schritte entscheiden können. Auf Ersuchen eines jeglichen Teilnehmerstaates 
kann der AHB oder der Ständige Ausschuss der KSZE beschließen, eine Mission von 
Experten bzw KSZE-Berichterstattern einzusetzen. In einem solchen Fall wird der 
Ausschuss auch festlegen, ob die einschlägigen Bestimmungen der vorangegangenen 
Ziffern Anwendung finden.  
 
Es wurde vorgesehen, dass der Teilnehmerstaat, welcher um die Einsetzung einer Mission 
von Experten bzw Berichterstattern ersucht hat, die Kosten für diese Mission trägt.  
 
Zudem wurde der Bereich der Implementierungstreffen und der Seminare 
weiterentwickelt. Der Ständige Ausschuss und der AHB wurden beauftragt, entsprechend 
dem Ergebnis der ersten Implementierungstreffen sowie der durchgeführten Seminare 
relevante Folgemaßnahmen in Betracht zu ziehen. Auf Basis der Ergebnisse der 
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Implementierungstreffen sowie der Seminare sollen Folgemaßnahmen von den 
politischen Gremien beschlossen werden. Das BDIMR soll hierbei Vorschläge für 
geeignete Folgemaßnahmen machen, die sich aus den Seminaren über die Menschliche 
Dimension ergeben.  
 
Weiters wurde die Rolle des HKNM verstärkt. In dieser Zeit bestand eine enge 
Wechselbeziehung zwischen den Problemen der nationalen Minderheiten und der 
Konfliktverhütung. Die Teilnehmerstaaten forderten daher, den HKNM im Rahmen seiner 
Tätigkeit zu unterstützen, damit seine Empfehlungen umgesetzt werden.  
 
Die Zusammenarbeit und die Kontakte mit den UN sowie mit europäischen und 
transatlantischen Organisationen wurden durch eine verstärkte Zusammenarbeit und 
Koordinierung zwischen dem Sekretariat der UN und der KSZE verbessert. In diesem 
Zusammenhang erhielt die KSZE auch den Status eines Beobachters bei der 
Vollversammlung der UN. Der Amtierende Vorsitzende wurde ersucht, gegebenenfalls mit 
der Unterstützung der KSZE-Troika und des Generalsekretärs, Gespräche mit diesen 
Institutionen und Organisationen weiterzuführen, um verbesserte Vorkehrungen für 
Konsultationen und für eine Koordinierung der Tätigkeit zu treffen. Es sollte ein Bericht 
über Vorschläge für praktische Zusammenarbeitsmodelle unterbreitet werden. 
 
Ferner wurden KSZE-Strukturen und -Operationen gestärkt. Der Ständige Ausschuss − 
geschaffen anlässlich des Treffens in Wien – ist für die laufenden operativen Aufgaben 
der KSZE zuständig. Zur Unterstützung des Ständigen Ausschusses wurde ein Sekretariat 
in Wien geschaffen, welches durch laufende Konsultationen und Beschlussfassungen eine 
effizientere Verwaltung der KSZE ermöglichte. Ziel war es, eine unbürokratische, 
kostenwirksame und flexible Verwaltungsstruktur zu schaffen, um die KSZE an die 
wandelnden Aufgaben anpassungsfähig zu machen. Im Bereich der institutionellen 
Vorkehrungen für politische Konsultationen und Entscheidungsbildung wurde ein 
ständiges Gremium für politische Konsultationen und Beschlussfassung eingerichtet, um 
eine höhere Reaktionsfähigkeit auf Herausforderungen zu schaffen. Der Ständige 
Ausschuss der KSZE für politische Konsultationen und Entscheidungsbilligung wurde in 
Wien eingerichtet, wo auch ein neues KSZE-Sekretariat mit umfassenden Aufgaben 
geschaffen wurde. Dieser führte umfassende und regelmäßige Konsultationen durch und 
fasst – wenn der AHB nicht tagt – Beschlüsse zu allen Fragen, die einen Bezug zur KSZE 
aufweisen.  
 
Der Ständige Ausschuss war dem AHB gegenüber rechenschaftspflichtig und führte 
vorläufige Diskussionen zu Punkten, die für die Tagesordnung des AHB vorgeschlagen 
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wurden. Der AHB legte die Richtlinien fest und fasst die wichtigsten Beschlüsse zwischen 
den Treffen des Rates.  
 
Die Minister schufen den Konsultativausschuss des Konfliktverhütungszentrums, der in 
den Bereichen Rüstungskontrolle, Abrüstung sowie Vertrauens- und Sicherheitsbildung, 
Sicherheitskooperation und Konfliktverhütung die Zusammenarbeit ergänzen und 
verstärken sollte, ab und übertrugen dessen Aufgaben dem Ständigen Ausschuss. Dies 
bedeutete eine Zentralisierung der Aufgaben an den Ständigen Ausschuss. Hierzu hielten 
die Gremien regelmäßige Treffen ab, die entsprechend dem Mechanismus über 
ungewöhnliche militärische Aktivitäten einberufen werden können. Das FSK wird 
zusätzlich zu den laufenden Aufgaben die Verantwortung für die Durchführung von VBSM 
übernehmen. Darüber hinaus soll das FSK jährliche Treffen zur Überprüfung der 
Durchführung der VBSM als Forum für Diskussion, Abklärung und Austausch sowie 
Seminare über Militärdoktrin abhalten. 
 
Entsprechend dem Beschluss des AHB billigten die Minister die Errichtung eines KSZE-
Sekretariats in Wien mit einem Büro in Prag. Das Sekretariat umfasst die Abteilungen für 
Konferenzdienste, Verwaltung und Haushalt, die Unterstützung des amtierenden 
Vorsitzenden sowie das Konfliktverhütungszentrum. Das Sekretariat sollte die Bereit-
stellung der notwendigen Ressourcen und Sachkenntnisse für die KSZE sicherstellen. 
 
Die Minister billigten den Beschluss CSCE/4-C/Dec.2 gemäß dem Bericht der Ad-hoc-
Gruppe von Rechts- und anderen Experten über die Rechtsfähigkeit, Vorrechte und 
Immunitäten. Die Entschließung CSCE/4-C/Dec.2 sieht vor, dass die KSZE-Teilnehmer-
staaten nach Maßgabe ihrer verfassungsrechtlichen, gesetzgeberischen und sonstigen 
einschlägigen Erfordernisse den KSZE-Institutionen die innerstaatliche Rechtsfähigkeit 
gewähren werden und weiters den ständigen Missionen, den Vertretern der Teilnehmer-
staaten, KSZE-Mitarbeitern und Teilnehmern von KSZE-Missionen gemäß den von den 
Ministern angenommenen Bestimmungen Vorrechte und Immunität gewähren. 
 
Auch die Integration der neu aufgenommenen Teilnehmerstaaten war Gegenstand der 
Beschlussfassung durch den Ministerrat. Auf Grundlage der Vorarbeiten des Amtierenden 
Vorsitzenden sowie des Generalsekretärs wurden die zentralasiatischen und trans-
kaukasischen Staaten angehalten, trotz ihrer schwierigen politischen und wirtschaftlichen 
Übergangsprozesse die Durchführung aller KSZE-Prinzipien und -Verpflichtungen auch in 
Krisenzeiten zu gewährleisten. Hierbei spielte das BDIMR eine wesentliche Rolle, speziell 
bei der Unterstützung des Aufbaues von demokratischen Institutionen.  
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Im Bereich der wirtschaftlichen Zusammenarbeit erinnerten die Minister an die 
grundlegende Bedeutung von wirtschaftlicher Umgestaltung, Entwicklung und 
Zusammenarbeit für die Verwirklichung des umfassenden Sicherheitskonzeptes der 
KSZE. Dieses Konzept unterstreicht die Wechselbeziehungen zwischen der Entwicklung 
von demokratischen Institutionen und der Marktwirtschaft. Die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit ist für die Verstärkung von Sicherheit und Stabilität in der KSZE-Region 
von wesentlicher Bedeutung. Die Minister waren sich einig, dass die KSZE mit ihrem 
Teilnehmerkreis dabei eine aktive Rolle spielen sollte, die unter anderem durch eine 
Zusammenarbeit mit einschlägigen Wirtschafts-, Finanz- und Entwicklungsorganisationen 
entwickelt werden sollte. Sie ersuchten den Ständigen Ausschuss der KSZE, die 
wirtschaftliche Dimension bei der Behandlung der Aufgaben stärker zu integrieren. 
Kontakte und Dialoge sollten dazu beitragen, das gegenseitige Verständnis für die 
Erfordernisse einer wirtschaftlichen Entwicklung zu stärken. Von 16. bis 18. März 1993 
fand in Prag das erste Treffen des Wirtschaftsforums statt.123 
2.1.9. Das Gipfeltreffen von Budapest 1994124 
2.1.9.1. Hintergrund 
Das vierte Gipfeltreffen der KSZE fand am 5. und 6. Dezember 1994 in Budapest statt 
und endete mit der Annahme des Budapester Dokumentes „Der Weg zu echter 
Partnerschaft in einem neuen Zeitalter“.125 Die Umbenennung der KSZE zur OSZE und die 
Einrichtung des ständigen Sitzes in Wien waren die bedeutendsten Beschlüsse der 
Staats- und Regierungschefs in Budapest. Die Strukturen der OSZE wurden weiter 
ausgebaut und verstärkt. Die Namensänderung brachte das gewandelte Selbst-
verständnis der KSZE zum Ausdruck.126 Nicht nur die KSZE wurde umbenannt, auch ihre 
Institutionen erhielten neue Bezeichnungen, was den Institutionalisierungsprozess seit 
der Charta von Paris widerspiegelte.  
 
Die OSZE wird als „primäres Instrument für Frühwarnung, Konfliktprävention und 
Krisenmanagement“ in ihrer Region bezeichnet. Die Rolle des Amtierenden Vorsitzenden, 
das Generalsekretariat, das Sekretariat, der HKNM und das BDIMR wurden gestärkt. 
 
                                          
123  Tudyka, Die OSZE - besorgt um Europas Sicherheit 28 f. 
124  Abschließendes Dokument des Budapester Gipfeltreffens 1994; Höhn, Zwischen Menschenrechten und 
Konfliktprävention 142. 
125  Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 83. 
126
  Der Text im Budapester Dokument lautet: „Das neue Zeitalter der Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa hat zu einem grundlegenden Wandel in der KSZE und zu einer dramatischen Stärkung ihrer Rolle 
im Hinblick auf die Gestaltung unseres gemeinsamen Sicherheitsgebietes geführt. Um dies zum Ausdruck 
zu bringen, wird die KSZE künftig unter dem Namen Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (OSZE) bekannt sein“; siehe Abschließendes Dokument des Budapester Gipfeltreffens 1994, 
Beschlüsse von Budapest, 2. 
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Die Teilnehmerstaaten kamen überein, ein gemeinsames Sicherheitsmodell 
auszuarbeiten. Der Verhaltenskodex für die politisch-militärischen Aspekte der Sicherheit 
wurde vom FSK in Wien ausgearbeitet und enthält ua Prinzipien für die Rolle von 
Streitkräften in demokratischen Gesellschaften.127 Durch die neuen Herausforderungen 
der nachfolgenden Krisen und Kriege haben sich die Ziele und Aufgaben der OSZE seit 
1990 wesentlich geändert. Nicht nur im militärischen Bereich und in der Menschlichen 
Dimension, sondern auch durch die Institutionalisierung der OSZE fand eine stetige 
Weiterentwicklung statt. Nicht zuletzt wurde die OSZE zu einer regionalen Abmachung im 
Sinne des Art 102 SVN erklärt. Die OSZE wurde ein Instrument zur Frühwarnung, 
Konfliktverhütung und Krisenbewältigung in Europa. Dabei betont die OSZE die 
eingegangenen Verpflichtungen im Bereich der Menschlichen Dimension und die 
Förderung und Etablierung demokratischer und rechtsstaatlicher Prinzipien. Die OSZE 
ähnelte immer mehr einer internationalen Organisation. Schließlich trat auch der Vertrag 
über das Vergleichs- und Schiedsgerichtsverfahren der OSZE in Kraft. Da auf den letzten 
Gipfeltreffen in Paris 1990 und in Helsinki 1992 sowie in den einzelnen Konferenzen und 
Ministerratstreffen der institutionelle Rahmen − wie zuletzt die Schaffung des Vergleichs- 
und Schiedsgerichtshof − stetig weiterentwickelt und reformiert wurde, ist die 
Umbenennung von Konferenz auf Organisation dem Wandel entsprechend vorgenommen 
worden. 
Die Schwerpunkte und Fragen, mit denen sich die Teilnehmerstaaten beschäftigten, 
lassen sich wie folgt zusammenfassen: 
- Weitere Konsolidierung der politischen Beratungs- und Beschlussfassungs-
gremien der KSZE sowie deren exekutiver Maßnahmen durch den amtierenden 
Vorsitzenden mit Unterstützung der Troika, 
- sonstige KSZE-Verfahren und -Institutionen, insb den Generalsekretär und das 
Sekretariat, den Hohen Kommissar für nationale Minderheiten und das Büro 
für demokratische Institutionen und Menschenrechte, zu stärken,  
- die Zusammenarbeit mit der Parlamentarischen Versammlung zu intensivieren 
und 
- es wurde ein Verhaltenskodex zu politischen und militärischen Aspekten der 
Sicherheit ausgearbeitet, der ua Prinzipien für die Rolle von Streitkräften in 
demokratischen Gesellschaften enthält. 
2.1.9.2. Die Annahme des Wiener Dokuments durch das Forum für 
Sicherheitskooperation 
Auf Basis eines Tätigkeitsberichtes des Amtierenden Vorsitzenden diskutierte der 
Ministerrat ein Modell für eine gemeinsame und umfassende Sicherheit im 
                                          
127  Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 83. 
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21. Jahrhundert. Man kam überein, die Ergebnisse der Diskussion über ein solches 
Sicherheitsmodell auf dem Gipfeltreffen in Lissabon 1996 vorzulegen. Ein Schwerpunkt 
war wieder die hohe Bedeutung der Menschenrechte, wobei die Teilnehmerstaaten 
erklärten, dass die regelmäßige Überprüfung der Durchführung ihrer Verpflichtungen im 
Bereich der Menschlichen Dimension absolut erforderlich sei. Auf dem Weg zu echter 
Partnerschaft in einem neuen Zeitalter haben die Teilnehmerstaaten die Beschlüsse von 
Budapest angenommen. Sie versicherten, diese vollständig und nach Treu und Glauben 
durchzuführen. Der Ministerrat wurde mit der Durchführung der Beschlüsse – samt 
Kompetenz über Änderungen nach seinem Ermessen – betraut.  
2.1.9.3. Beschlüsse von Budapest128 
Ziffer 1 des Budapester Dokumentes normiert die Namensänderung der KSZE in OSZE, 
welche mit 1. Jänner 1995 in Geltung trat. Alle Bezugnahmen auf die KSZE wurden als 
Bezugnahmen auf die OSZE betrachtet. Die OSZE sollte künftig unter anderem folgende 
Rolle und folgende Aufgaben wahrnehmen:  
- bei der Gestaltung eines gemeinsamen Sicherheitsraumes von ihren 
Normen und Standards umfassenden Gebrauch machen, 
- die umfassende Durchführung aller KSZE-Verpflichtungen gewährleisten, 
- auf der Grundlage der Konsensregel als ein übergeordnetes und 
umfassendes Forum für Konsultation, Entscheidungsfindung und 
Zusammenarbeit in Europa zu dienen, 
- durch die Förderung des Abschlusses bilateraler, regionaler und möglichst 
das ganze KSZE-Gebiet umfassender Vereinbarungen zwischen den Teil-
nehmerstaaten gutnachbarliche Beziehungen kräftigen, 
- die Fähigkeiten der KSZE zur vorbeugenden Diplomatie sowie ihre 
diesbezügliche Tätigkeit wirkungsvoller machen, 
- ihre Prinzipien fördern und ihre Fähigkeiten zur Konfliktlösung, 
Krisenbewältigung und Friedenserhaltung sowie zur Rehabilitation in der 
Zeit nach Konflikten entfalten, unter anderem durch die Unterstützung des 
Wiederaufbaues, 
- die Sicherheit und die Stabilität durch Rüstungskontrolle, Abrüstung sowie 
Vertrauens- und Sicherheitsbildung in der KSZE-Region insgesamt und auf 
regionaler Ebene fördern, 
- die Arbeit der KSZE im Bereich der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
sowie in anderen Bereichen der Menschlichen Dimension weiterentwickeln, 
                                          
128  Abschließendes Dokument des Budapester Gipfeltreffens 1994, Beschlüsse von Budapest 1 ff; Höhn, 
Zwischen Menschenrechten und Konfliktprävention 145; Tudyka, Das OSZE Handbuch2 107. 
  - 41 - 
- die Zusammenarbeit unter den Teilnehmerstaaten zwecks Errichtung 
starker Marktwirtschaften in der ganzen KSZE-Region forcieren und 
- unter Berücksichtigung des gesamten Spektrums ihrer Verantwort-
lichkeiten, die sich nach der Annahme der Schlussakte von Helsinki heraus-
gebildet haben, die Aktivitäten und Fähigkeiten der KSZE zur 
Problemlösung weiter stärken, um sich den neuen Herausforderungen und 
Risiken stellen zu können. 
Zur Erreichung dieser Ziele wird die OSZE ihre Aufgaben folgendermaßen 
wahrnehmen: 
- Der Ministerrat wird als das zentrale politische Gremium der OSZE in der 
Regel gegen Ende der Amtsperiode jedes Vorsitzenden auf Außenminister-
ebene zusammentreten. 
- Der Hohe Rat (anstelle des AHB) wird mindestens zweimal jährlich in Prag 
zusammentreten. Ein zusätzliches Treffen wird vor dem Treffen des 
Ministerrates stattfinden. Der Hohe Rat wird grundsatzpolitische und 
allgemeine haushaltspolitische Richtlinien erörtern und vorgeben. Es wird 
angeregt, dass die Teilnehmerstaaten auf der Ebene der politischen 
Direktoren oder einer entsprechenden Ebene vertreten sind. Der Hohe Rat 
wird auch als Wirtschaftsforum einberufen. 
- Der Ständige Rat (vormals der Ständige Ausschuss) wird das reguläre, für 
die politische Konsultation und Entscheidungsfindung zuständige Gremium 
sein. Er kann auch aus Dringlichkeitsgründen einberufen werden. Er wird in 
Wien zusammentreten und sich aus den ständigen Vertretern der 
Teilnehmerstaaten zusammensetzen. 
- Die übergreifende Verantwortung für exekutive Maßnahmen wird weiterhin 
der Amtierende Vorsitzende tragen. Dieser wird sein Mandat auch weiterhin 
in vollem Umfang nutzen, unter anderem durch die Entsendung persönlicher 
Vertreter. Der Amtierende Vorsitzende wird durch die Troika unterstützt. Die 
Amtszeit des Vorsitzenden beträgt normalerweise ein Kalenderjahr. 
- Der Generalsekretär wird durch sein Mandat auch weiterhin in vollem 
Umfang in allen Aspekten der Verwaltung der OSZE eingebunden sein. Er 
nimmt an den Ministerratstreffen der Troika teil. 
- Der HKNM wird in der Weiterführung seiner Tätigkeit unterstützt und seine 
Ressourcen werden aufgestockt. Die Teilnehmerstaaten werden sich 
verstärkt darum bemühen, seine Empfehlungen umzusetzen. 
- Die OSZE-Missionen werden in ihrer Tätigkeit durch den Ständigen Rat 
politisch sowie im Hinblick auf die praktische Umsetzung unterstützt. Um die 
Erfüllung ihrer Aufgaben zu gewährleisten, werden sich die Teilnehmer-
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staaten zur Bereitstellung der notwendigen menschlichen und finanziellen 
Ressourcen verpflichten. 
- Das BDIMR wird im Hinblick auf seine bedeutende Rolle im Rahmen von 
OSZE-Aktivitäten gestärkt. 
- Der Amtierende Vorsitzende wird auch weiterhin enge Kontakte und einen 
aktiven Dialog mit der PV pflegen. Er wird die Empfehlungen der PV dem 
Ständigen Rat unterbreiten und die PV über die Aktivitäten der OSZE 
informieren. 
- Das gegenwärtige Verfahren betreffend die Überprüfung der Durchführung 
aller KSZE-Verpflichtungen wird beibehalten. Das jedem Gipfeltreffen 
vorausgehende Überprüfungstreffen wird in Wien stattfinden.  
- Die OSZE wird die Zusammenarbeit mit den UN und mit europäischen und 
anderen regionalen und transatlantischen Organisationen verstärken und 
dabei Doppelarbeit vermeiden. Als Teilnehmer an einer regionalen 
Abmachung nach Kapitel VIII der SVN werden die Teilnehmerstaaten alle 
erdenklichen Bemühungen unternehmen, um örtlich begrenzte Streitigkeiten 
einer friedlichen Regelung zuzuführen, bevor sie den Sicherheitsrat der UN 
mit diesen befassen. 
- Für eine umfassende Rahmenstruktur wird ein konsolidierter Text über die 
die OSZE-Strukturen und -Institutionen betreffenden Beschlüsse bis zum 
Treffen des Rates in Budapest 1995 vorbereitet. 
- Durch den Namenswechsel von KSZE zu OSZE ändert sich weder der 
Charakter der KSZE-Verpflichtungen noch der Status der KSZE und ihrer 
Institutionen.  
- Die OSZE wird ihre organisatorische Entwicklung fortsetzen, einschließlich 
der Stärkung und Rationalisierung ihrer Instrumente und Mechanismen. Die 
OSZE wird ihre Zielsetzung, ihre Aktivitäten und ihren strukturellen Rahmen 
regelmäßig überprüfen.  
- Die OSZE wird die Umsetzung der vom Rat in Rom getroffenen Beschlüsse 
über die Rechtsfähigkeit sowie über die Vorrechte und Immunitäten 
überprüfen und untersuchen, ob gegebenenfalls weiteren Abmachungen 
rechtlicher Art Priorität eingeräumt werden sollte.  
- Die Teilnehmerstaaten werden sich darüber hinaus bemühen, ihre 
Verpflichtungen in ihre jeweilige innerstaatliche Gesetzgebung zu überführen 
und gegebenenfalls Verträge abschließen. 
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2.1.9.4. Die Menschliche Dimension129 
In Bekräftigung ihrer Verpflichtung im Bereich der Menschlichen Dimension hielten es die 
Teilnehmerstaaten für wesentlich, ihre Bemühungen auf die Umsetzung bestehender 
OSZE-Verpflichtungen zu konzentrieren. Sie beschlossen, den Rahmen ihrer Zusammen-
arbeit zu erweitern und nahmen zu diesem Zweck folgendes an: 
- Aufbauend auf die Strukturen der Durchführungsüberführung des Helsinki-
Dokumentes 1992 und zur Verbesserung der Implementierung im Bereich 
der Menschlichen Dimension werden die Teilnehmerstaaten den Ständigen 
Rat für einen sehr ausgeprägten Dialog über die Menschliche Dimension 
und für mögliche Maßnahmen bei versäumter Durchführung nutzen. Zu 
diesem Zweck beschließen die Teilnehmerstaaten, dass Fragen der 
Menschlichen Dimension vom Ständigen Rat regelmäßig behandelt werden. 
Sie werden sich in noch stärkerem Maß auf die durch den Moskauer 
Mechanismus gebotenen Möglichkeiten für eine Überprüfung oder 
Förderung der Lösung von Fragen im Zusammenhang mit der Menschlichen 
Dimension auf ihrem Territorium stützen. 
- Der Amtierende Vorsitzende hat die Aufgabe, den Ständigen Rat über 
schwerwiegende Fälle von mutmaßlichen Versäumnissen bei der 
Durchführung von Verpflichtungen zu informieren. Dabei soll er sich der 
Informationen des BDIMR und der Empfehlungen des HKNM oder der 
Berichte der Leiter von KSZE-Missionen sowie der Informationen aus den 
betroffenen Staaten bedienen.  
- Das Mandat des HKNM soll durch neue Aufgaben erweitert werden, und 
seine Empfehlungen als Grundlage für die Durchführung verwendet 
werden. 
- Das BDIMR ist die wichtigste Institution und nimmt künftig in Absprache 
mit dem Amtierenden Vorsitzenden in beratender Funktion an den 
Diskussionen des Hohen Rates und des Ständigen Rates teil, indem es in 
regelmäßigen Abständen über seine Tätigkeit berichtet und Informationen 
über Durchführungsfragen zur Verfügung stellt. Es wird begleitendes 
Material für die jährliche Überprüfung der Durchführung zur Verfügung 
stellen und erforderlichenfalls die Informationen klarstellen oder ergänzen. 
Der Direktor des BDIMR kann weitere Maßnahmen vorschlagen 
(Vorschlagsrecht). 
                                          
129  Tudyka, Die OSZE - besorgt um Europas Sicherheit 144 f; Höhn, Zwischen Menschenrechten und 
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- Das BDIMR soll mit internationalen Organisationen und Institutionen, ua 
mit dem UNHCHR, zusammenarbeiten und Informationen, einschließlich 
Berichten, austauschen.   
- Die Zusammenarbeit mit dem UNHCR und der Internationalen Organisation 
für Migration soll im Hinblick darauf intensiviert werden, einen Beitrag zu 
den Vorbereitungsarbeiten des UNHCR für eine Regionalkonferenz zu 
leisten, die sich mit Problemen von Flüchtlingen und Rückkehrern in den 
Ländern der GUS und anderen interessierten Nachbarstaaten beschäftigt, 
indem nach Absprache im informellen Finanzausschuss eine zeitweilige, 
durch freiwillige Beiträge finanzierte Stelle für einen Migrationsexperten 
geschaffen wird. 
- Das BDIMR dient als Koordinierungsstelle für den Informationsaustausch 
zwischen Regierungen, Journalisten und nichtstaatlichen Organisationen. 
- Mit dem BDIMR wird hinsichtlich des Mandates einer OSZE-Mission vor 
dessen Annahme Rücksprache gehalten, und das BDIMR wird zu den auf 
der Grundlage der Missionsberichte zu ergreifenden Folgemaßnahmen, die 
vom Ständigen Rat zu beschließen sind, seinen Beitrag leisten. Die dem 
BDIMR vorliegenden Informationen über Experten sollen dazu genutzt 
werden, Personal für OSZE-Missionen zu finden. Diese Missionen werden 
auch ein Mitglied der Mission bestellen, welches in ständiger Verbindung 
mit dem BDIMR und mit nichtstaatlichen Organisationen steht. 
- Das BDIMR wird vor, während und nach Wahlen eine verstärkte Rolle bei 
der Wahlüberwachung übernehmen. In diesem Zusammenhang sollte das 
BDIMR die Bedingungen für das freie und unabhängige Funktionieren der 
Medien beurteilen. 
- Das BDIMR soll als Koordinierungsrahmen zwischen den verschiedenen 
wahlüberwachenden Organisationen genützt werden. 
- Das BDIMR hat ein Handbuch für Wahlüberwacher und einen fortlaufenden 
Kalender für anstehende Wahlen bereitzustellen. 
Diese Bestimmungen stellen keine Änderung der Mandate des BDIMR oder des HKNM 
dar. 
2.1.9.5. BDIMR-Seminare130 
Die Anzahl der Seminare hinsichtlich Themen, die von ganz allgemeinem Interesse sind, 
wurde in der Regel auf zwei pro Jahr reduziert, regionale Seminare sollen verstärkt 
werden. Sie bilden einen Teil des Programmes zur koordinierten Unterstützung. Das 
BDIMR sollte dem Ständigen Rat einen Bericht darüber vorlegen, wie die Effizienz von 
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  Tudyka, Die OSZE - besorgt um Europas Sicherheit 106. 
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Seminaren verbessert werden kann. Obwohl Seminare kein ausgehandeltes Dokument 
verabschieden, sollte der Verbesserung der Folgemaßnahmen besondere Aufmerksamkeit 
geschenkt werden.  
 
Viele mögliche Themen − sowohl für große als auch für regionale Seminare − wurden 
während der Überprüfungskonferenz eingebracht. Das Exekutivsekretariat erstellte für 
die Weiterleitung an den Ständigen Rat eine Zusammenfassung. In Übereinstimmung mit 
den einschlägigen Bestimmungen des Helsinki-Dokumentes 1992 war der Ständige Rat 
aufgefordert, unter Beachtung der Hinweise des BDIMR und des HKNM, ein Jahres-
programm zu erstellen, aus dem Titel, Datum und Ort der Seminare hervorgehen.  
2.1.9.6. Die Rolle nichtstaatlicher Organisationen131 
Die Teilnehmerstaaten und die OSZE-Institutionen sollten Chancen für eine intensivere 
Einbindung nichtstaatlicher Organisationen in die in Kapitel IV des Helsinki-Dokumentes 
1992 vorgesehenen OSZE-Aktivitäten realisieren. Sie sollten nach Wegen suchen, wie die 
OSZE die Tätigkeit nichtstaatlicher Organisationen und die von ihnen bereitgestellten 
Informationen am besten nutzen kann. Der Generalsekretär wurde um eine Studie über 
die Möglichkeiten einer verstärkten Mitwirkung ersucht. 
 
Die Annahme einer Rahmenvereinbarung über den Schutz von nationalen Minderheiten 
im Rahmen des Europarates, die sich auf diesbezügliche Normen gründet, wurde zur 
Kenntnis genommen. Es wurde unterstrichen, dass die Vereinbarung auch solchen 
Staaten zur Unterzeichnung offen steht, die nicht Mitglied des Europarates sind und die 
insofern Vertragspartei werden könnten. 
 
Die Teilnehmerstaaten bedauerten die eklatante Verletzung des humanitären Völker-
rechts, die in den letzten Jahren in der OSZE-Region festzustellen war, und bekräftigten 
ihre Verpflichtung und Achtung des allgemeinen humanitären Völkerrechts. Insb wurde 
mit Nachdruck die Wahrung und Sicherstellung ihrer Verpflichtung gemäß den 
einschlägigen internationalen Instrumenten, einschließlich der Genfer Konventionen von 
1949 und ihrer Zusatzprotokolle, denen sie beigetreten sind, bestätigt. Sie unterstrichen 
die potenzielle Bedeutung einer Erklärung über humanitäre Mindestnormen, die in allen 
Situationen anwendbar sind, und erklärten ihre Bereitschaft, an deren Ausarbeitung im 
Rahmen der UN aktiv teilzunehmen. Sie verpflichteten sich, angemessene Informationen 
und Schulungen im Rahmen des Militärdienstes hinsichtlich der Bestimmungen des 
humanitären Völkerrechtes zu gewährleisten und in Erwägung zu ziehen, dass 
einschlägige Informationen zur Verfügung gestellt werden sollten. In diesem 
Zusammenhang brachten sie ihre hohe Wertschätzung für die Zusammenarbeit mit dem 
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IKRK, va zwischen den OSZE-Missionen und den Delegationen des IKRK vor Ort, zum 
Ausdruck. 
2.1.9.7. Wirtschaftliche Dimension 
Nach Bekräftigung einiger Prinzipien unterstrichen die Teilnehmerstaaten die Bedeutung 
des Wirtschaftsforums. Sie entschlossen sich, das Forum dynamischer zu gestalten, 
wobei man sich bewusst war, dass der Erfolg von der aktiven Mitwirkung einer großen 
Anzahl von hochrangigen Vertretern mit einschlägiger Erfahrung aus Regierungen, inter-
nationalen Institutionen, dem Privatsektor, Wirtschaftsverbänden, Gewerkschaften, 
Akademikerkreisen und nichtstaatlichen Organisationen abhängig war. 
 
Die Teilnehmerstaaten übertrugen dem Amtierenden Vorsitzenden die Aufgabe, mit 
Unterstützung des Sekretariats eine informelle Ad-hoc-Gruppe einzuberufen, die in Wien 
zusammentritt, um sich mit der Vorbereitung des Wirtschaftsforums und den sich daraus 
ergebenden Folgemaßnahmen zu befassen. Die Themen sollten sich auf verschiedene 
Aspekte des Übergangsprozesses und der wirtschaftlichen Zusammenarbeit im OSZE-
Gebiet bzw auf die damit im Zusammenhang stehenden Fragen erstrecken. Um die 
Treffen effektiv zu gestalten, vereinbarten die Teilnehmerstaaten, eine Anzahl von 
Themen auf dem jährlichen Treffen auszuwählen. 
 
Weiters ergingen die Anregungen, 
- durch den Generalsekretär einen Dienstposten in Vollzeit für einen 
Wirtschaftsexperten zu schaffen, 
- Aus- und Weiterbildungssysteme anzugleichen, um damit den Bedürfnissen 
der im Reformprozess stehenden Gesellschaften besser gerecht zu werden. 
Zwischen den Gipfeltreffen wurde durch den Ständigen Rat jeweils ein Verbindungsbüro 
in Zentralasien, in Taschkent (Usbekistan), und eine Assistenzgruppe in Tschetschenien 
eingerichtet. Weiters wurde das 4. Jährliche Treffen der PV zwischen dem 5. und 9. Juli 
1995 in Ottawa abgehalten. Am 10. August 1995 ernannte der Amtierende Vorsitzende 
einen persönlichen Repräsentanten für die Verhandlung mit der Minsker Gruppe. Am 7. 
und 8. Dezember 1995 fand das 5. Ministerratstreffen in Budapest statt. Der Rat 
begründete die OSZE-Missionen nach Bosnien-Herzegowina. Die OSZE-Mission in Bosnien 
und Herzegowina organisierte dort am 14. September 1996 Kommunalwahlen. Am 14. 
Dezember wurde in Paris der Dayton-Friedensvertrag unterzeichnet, welcher der OSZE 
das Mandat einräumte, drei spezielle Instrumente auszuarbeiten und umzusetzen: eine 
Vereinbarung für Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen in Bosnien, eine für 
regionale Waffenkontrollen und eine für regionale Waffenkontrollen in und um das ehe-
malige Jugoslawien. Am 18. April 1996 wurde eine OSZE-Mission durch den Ständigen 
Rat nach Kroatien entsandt. Zwischen dem 15. und 31. Mai 1996 fand in Wien die erste 
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Konferenz über die Operation des KSE-Vertrages einschließlich der 
Abschlussverhandlungen betreffend die Personellen Stärken statt. Am 27. Mai konnte 
eine Waffenstillstandsvereinbarung zwischen der OSZE-Assistenzgruppe in 
Tschetschenien, den Tschetschenen und der russischen Führung in Moskau erzielt 
werden. Zwischen dem 5. und 9. Juli 1996 fand das 5. Jährliche Treffen der PV in 
Stockholm statt.  
2.2. Die OSZE nach 1996  
2.2.1. Das Gipfeltreffen von Lissabon 1996132 
Am 2. und 3. Dezember 1996 fand das fünfte Gipfeltreffen in Lissabon statt.133 Zum 
ersten Mal kamen die Staats- und Regierungschefs unter dem neuen Namen OSZE 
zusammen. Im Zuge des Gipfeltreffens von Lissabon wurden zwei Hauptdokumente, die 
Lissabonner Gipfelerklärung und die Lissabonner Erklärung für ein gemeinsames und 
umfassendes Sicherheitsmodell für Europa im 21. Jahrhundert, verabschiedet. Auffällig 
ist, dass das Lisabonner Dokument im Verhältnis zu den anderen OSZE-Dokumenten sehr 
kompakt formuliert ist. Es besteht nur aus acht Seiten, wobei auf die üblicherweise lange 
Einleitung zu Allgemeinen Ausführungen zur Sicherheitslage in Europa und den OSZE-
Prozess verzichtet wurde. Kurz zusammengefasst besteht das Lissabonner Dokument aus 
einer Wiederholung der bereits zugesagten Verpflichtungen und Erklärungen, neuen 
Absichten und den Lissabonner Beschlüssen.134 
 
Vor dem Gipfeltreffen fanden eine Überprüfungskonferenz und ein Vorbereitungstreffen 
der ständigen Vertreter der Teilnehmerstaaten statt.135 
 
Die OSZE musste durch ihre Tätigkeiten in Bosnien-Herzegowina feststellen, dass eine 
enge Zusammenarbeit mit anderen internationalen Organisationen notwendig ist, um ihre 
Aufgaben positiv abzuschließen.136 In diesem Sinne wurde der OSZE eine bedeutende 
Rolle innerhalb der UN zugeteilt. Unter außergewöhnlichen Umständen können die 
Teilnehmerstaaten gemeinsam beschließen, eine Angelegenheit im Namen der OSZE an 
den Sicherheitsrat der UN zu verweisen, wann immer ihrer Beurteilung nach Maßnahmen 
des Sicherheitsrates im Sinne der einschlägigen Bestimmungen von Kapitel VII der SVN 
erforderlich sein könnten. Es wurde aber auch eine Vertiefung und Intensivierung der 
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Konfliktprävention 153. 
133  Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 83. 
134  Tudyka, Das OSZE-Handbuch 140. 
135  Ebenda 141. 
136  Pöllinger, Der KSZE/OSZE-Prozess 84; Höynck, From CSCE to OSCE 127 f. 
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Kontakte mit anderen gleich gesinnten internationalen Organisationen wie NATO, EU, 
WEU und Europarat in Erwägung gezogen.137 
 
Am Gipfeltreffen von Lissabon wurde eine Erklärung über ein „Gemeinsames und 
umfassendes Sicherheitsmodell für Europa im 21. Jahrhundert“ verabschiedet.138 Die 
Teilnehmerstaaten verpflichteten sich, einen gemeinsamen Sicherheitsraum auf der 
Grundlage gemeinsamer Werte, Verpflichtungen und Verhaltensnormen zu schaffen. Es 
gab auch den Anstoß zur Entwicklung einer Europäischen Sicherheitscharta der OSZE, die 
schließlich auf dem Gipfeltreffen von Istanbul im November 1999 verabschiedet wurde.  
 
Ferner wurde die Schaffung des OSZE-Beauftragten für Medienfreiheit und eines 
Koordinators für die wirtschaftliche Dimension der OSZE in Aussicht genommen.139 
Anlässlich des Ministerratstreffens in Kopenhagen 1997 wurde durch den Ministerrat mit 
Beschluss über die Bestellung des OSZE-Beauftragten für Medienfreiheit (MC[6].DEC/1) 
der OSZE-Beauftragte für Medienfreiheit geschaffen.140  
 
Auch die Agenden des FSK wurden mit Beschluss FSC.DEC/9/96 weiterentwickelt. Das 
FSK wurde beauftragt, Maßnahmen zur Rüstungskontrolle und zur Vertrauens- und 
Sicherheitsbildung zu erarbeiten und die bestehenden Rüstungskontrollvereinbarungen, 
insb das Wiener Dokument 1994, entsprechend neu zu fassen.141  
2.2.2. Das Gipfeltreffen von Istanbul 1999142 
Am Gipfeltreffen von Istanbul am 18. und 19. November 1999 wurden die Europäische 
Sicherheitscharta sowie das Wiener Dokument 1999 verabschiedet und der KSE-Vertrag 
den Erfordernissen des 21. Jahrhunderts angepasst. Hiermit sollte die OSZE im neuen 
Jahrhundert befähigt werden, schneller und effektiver auf innerstaatliche Konflikte zu 
reagieren. 
Am Budapester Gipfel vom Dezember 1994 begannen die Teilnehmerstaaten, eine 
Diskussion über ein „gemeinsames und umfassendes Sicherheitskonzept für Europa im 
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21. Jahrhundert“ aufzunehmen. In den Jahren 1995 und 1996 wurden die neuen Risiken 
und Herausforderungen − unter Einbeziehung von Experten und NGOs − eingehend 
analysiert und die Diskussion über die dem Sicherheitskonzept zugrunde liegenden 
Prinzipien aufgenommen. Die am Lissabonner Gipfeltreffen im Dezember 1996 
verabschiedete Erklärung zum Sicherheitsmodell spiegelte den damaligen Stand der 
Diskussion wider. Am Ministerratstreffen in Kopenhagen im Dezember 1997 wurden die 
Leitlinien für ein „OSZE-Charta-Dokument über Europäische Sicherheit“ − gemeinsam 
mit einem Konzept für die Zusammenarbeit zwischen sich gegenseitig verstärkenden 
Institutionen − verabschiedet. 1998 begannen die Staaten, konkrete inhaltliche 
Vorschläge für die künftige Charta zu unterbreiten und zu diskutieren. Am 
Ministerratstreffen in Oslo im Dezember 1998 verpflichteten sie sich, die Arbeiten an der 
Charta bis zum Gipfeltreffen in Istanbul im November 1999 abzuschließen. 
Mit der Unterzeichnung der Europäischen Sicherheitscharta ging eine beinahe fünfjährige 
Diskussion zwischen den 56 Teilnehmerstaaten zu Ende. Gegen den anhaltenden 
Widerstand Russlands konnte schließlich eine Charta verabschiedet werden, die nicht auf 
die Helsinki-Schlussakte und das dort verankerte Prinzip der Nichteinmischung in 
innerstaatliche Angelegenheiten zurückgriff, sondern eine Entwicklung in der OSZE 
festschrieb, die eine Einmischung in innerstaatliche Angelegenheiten bei der Verletzung 
von Menschenrechten über das Souveränitätsrecht des Staates stellt. 
Um den wachsenden Anforderungen der OSZE im Rahmen von Frühwarnung, präventiver 
Diplomatie, Krisenmanagement und Wiederaufbau nach dem Ende von Konflikten im 
Verständnis einer Organisation regionaler Abmachung gemäß Kapitel VIII der SVN besser 
und effektiver gerecht werden zu können, wurden durch die Staats- und Regierungschefs 
in der Europäischen Sicherheitscharta folgende Schritte beschlossen:143 
- Verabschiedung einer Plattform für kooperative Sicherheit, um die 
Zusammenarbeit zwischen der OSZE und anderen internationalen 
Organisationen und Institutionen zu stärken und auf diese Weise die Ressourcen 
der internationalen Gemeinschaft besser zu nutzen; 
- Ausbau der Rolle der OSZE in der Friedenserhaltung und damit Verdeutlichung 
des umfassenden Sicherheitsbegriffs der Organisation; 
- Schaffung „Schneller Einsatzgruppen für Expertenhilfe und Kooperation“, um die 
OSZE in die Lage zu versetzen, Ersuchen um Hilfe und um Entsendung 
umfangreicher ziviler Feldoperationen rasch nachzukommen; 
- Verstärkung der Fähigkeit der OSZE zur Wahrnehmung von Aufgaben im 
polizeilichen Bereich, um mitzuhelfen, die Vorherrschaft des Rechtes zu 
bewahren; 
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- Einrichtung einer Einsatzzentrale, von der aus Feldoperationen der OSZE 
geplant und entsandt werden; 
- Stärkung des Konsultationsprozesses innerhalb der OSZE durch die Schaffung 
eines Vorbereitungsausschusses unter der Leitung des Ständigen Rates der 
OSZE.  
Ziel einer Plattform für kooperative Sicherheit war es, die auf gegenseitiger Verstärkung 
beruhende Beziehung zwischen jenen Organisationen und Institutionen zu stärken, die 
mit der Förderung der umfassenden Sicherheit innerhalb des OSZE-Gebietes befasst 
sind.  
Durch die Plattform für kooperative Sicherheit sollte die Zusammenarbeit durch 
regelmäßigen Informationsaustausch und regelmäßige Treffen, gemeinsame Missionen, 
Dienstzuteilung von Experten anderer Organisationen zur OSZE, Bestellung von 
Verbindungspersonen, Entwicklung gemeinsamer Projekte und Feldoperationen und 
gemeinsame Schulungsbemühungen verstärkt werden. Weiters ist eine Zusammenarbeit 
bei der Reaktion auf konkrete Krisen vorgesehen. Verantwortlich im Rahmen der OSZE 
ist hierfür der Amtierende Vorsitzende, welcher vom Generalsekretär unterstützt wird. Im 
Wege der Zusammenarbeit sollen 
- eine koordinierte Vorgehensweise sicher gestellt sein; 
- Doppelgleisigkeiten vermieden werden; 
- ein rationeller Einsatz der verfügbaren Ressourcen gewährleistet werden. 
Über die Zusammenarbeit wird vom Generalsekretär ein jährlicher Bericht über das 
Zusammenwirken zwischen Organisationen und Institutionen erstellt, welcher dem 
Ständigen Rat übermittelt wird.  
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3. Strukturen und Institutionen 
Ursprünglich als eine Folge von Konferenzen, Expertentreffen und Seminaren geschaffen, 
begann der Prozess der Institutionalisierung der KSZE erst mit der Pariser Charta 
1990.144 Die Strukturen und Institutionen der KSZE und später der OSZE wurden 
sukzessive ausgebaut und ergänzt, zumeist als pragmatische Reaktion auf neue 
Herausforderungen, mit denen sich die Teilnehmerstaaten konfrontiert sahen.145 Diese 
Fakten erklären den auf den ersten Blick eher komplizierten institutionellen Aufbau der 
OSZE. Durch die Umbenennung der KSZE in OSZE am Gipfeltreffen in Budapest 1994 
wurde der Tatsache Rechnung getragen, dass sich die KSZE spätestens zu diesem 
Zeitpunkt de facto die wichtigsten Attribute einer Organisation angeeignet hatte.146 In 
vielen Bereichen finden sich jedoch noch Spuren des Ursprungs der OSZE als Konferenz, 
so etwa in der Bezeichnung „Teilnehmerstaaten“. Insb verfügt die OSZE auch weiterhin 
über keine eigentliche Rechtsgrundlage. 
 
Die Institutionalisierung bezweckte eine Versachlichung der einzelnen Materien. Hierzu 
wurden im Rahmen der neuen Herausforderungen Fachinstitutionen, wie jene des Hohen 
Kommissars für nationale Minderheiten geschaffen. Damit sollte auch eine 
Unparteilichkeit des Verfahrens gesichert werden. Durch die Unabhängigkeit der 
Institutionen konnte ein weitreichender Einfluss nationaler Zwecksmäßigkeits-
überlegungen zurückgedrängt werden.147  
 
Weiters verstärkte die Institutionalisierung die Möglichkeiten von IGO, NGOs und anderen 
interessierten Organisationen, sich an den Tätigkeiten der OSZE zu beteiligen. 
 
Das institutionelle Gebilde der OSZE ist sehr komplex ausgestaltet. Am einfachsten, und 
für internationale Organisationen typisch, ist die Struktur der Verhandlungs- und 
Entscheidungsträger. Innerhalb der Organe besteht eine Art Befehlskette. Die OSZE hat 
zwei große Komplexe. Einer betrifft die politischen Gremien, in welchen die 
Teilnehmerstaaten zusammen über die Tätigkeiten der OSZE entscheiden. Der andere 
Komplex beinhaltet die ausführenden Organe. Die politischen Gremien bestehen aus dem 
Ministerrat, dem Ständigen Rat und dem Forum für Sicherheitskooperation. Die 
operativen Institutionen sind der Amtierende Vorsitzende, der Generalsekretär, der Hohe 
Kommissar für nationale Minderheiten, der Beauftragte für Medienfreiheit, das 
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Sekretariat, das Büro für Demokratische Institutionen und Menschenrechte und die 
OSZE-Missionen. Übergeordnet sind dieser Organisation die Gipfeltreffen der Staats- und 
Regierungschefs.148 Siehe hierzu das Organigramm in Anhang II. 
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3.1. Die politischen Gremien  
3.1.1. Gipfeltreffen149 
Das höchste politische Gremium der OSZE ist das Treffen der Staats- und 
Regierungschefs (Gipfeltreffen), welches alle zwei bzw drei Jahre stattfinden sollte. Am 
Gipfeltreffen werden die Leit- und Richtlinien der Organisation festgelegt, richtungs-
weisende politische Beschlüsse gefasst, Prioritäten definiert und grundsätzliche 
Handlungsgrundlagen beschlossen, die die Arbeit der OSZE in den folgenden Jahren 
leiten sollen. Den eigentlichen Gipfeltreffen gehen sogenannte Überprüfungskonferenzen 
voraus, die die Gipfeltreffen vorbereiten und die Ergebnisse seit dem letzten Treffen 
feststellen sollen. Das Gipfeltreffen wird vom Staatsoberhaupt des Gastlandes geleitet. 
Seit der Institutionalisierung der OSZE haben die Gipfeltreffen an Bedeutung verloren. 
Das letzte Gipfeltreffen fand im Jahre 1999 in Istanbul statt.  
3.1.2. Ministerrat150 
Der Ministerrat in seiner heutigen Form wurde durch die Charta von Paris im Jahre 1990 
eingeführt. Am folgenden Gipfeltreffen in Helsinki im Jahre 1992 wurde die Stellung des 
Ministerrates gestärkt und als das zentrale Leitungsgremium und Entscheidungsorgan für 
die konkreten Aufgaben der OSZE institutionalisiert. Erstmals sind die Außenminister der 
Teilnehmerstaaten der KSZE, als Rat der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit, 
1973 in Helsinki zusammengetreten und verabschiedeten die Schlussempfehlungen der 
Helsinki-Konsultationen, welche die Gliederung, die Aufgabenstellungen, die Teilnahme, 
den Zeitpunkt, den Ort, die Verfahrensregeln sowie die finanzielle Regelung der 
Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit festlegten.  
 
Die Verfahrensregeln und organisatorischen Modalitäten sind im Zusatzdokument zur 
Durchführung der institutionellen Bestimmungen der Charta von Paris festgelegt. Diese 
Verfahrensregeln wurden durch Beschlüsse der nachfolgenden Gipfeltreffen bzw durch 
Beschlüsse der Ministerratstreffen ergänzt und abgeändert. Der Ministerrat setzt sich aus 
den Außenministern der Teilnehmerstaaten zusammen. Er ist das zentrale Organ für 
politische Konsultationen im OSZE-Prozess. Die Ministerratstreffen finden mindestens 
einmal jährlich gegen Ende eines jeden Kalenderjahrs statt. Der Ministerrat wird vom 
jährlich wechselnden Amtierenden Vorsitzenden geleitet. 
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Ziel und Zweck dieser Treffen ist es, die Grundsätze und die allgemeine politische 
Ausrichtung, die auf den Gipfeltreffen der Regierungschefs beschlossen wurden, durch 
konkrete politische und wirtschaftliche Maßnahmen umzusetzen. Sein Aufgabenbereich 
beinhaltet (i) die Prüfung von Fragen, die für die KSZE von Bedeutung sind, mit den 
entsprechenden Beschlussfassungen, (ii) die Vorbereitung der Treffen der Staats- und 
Regierungschefs der Teilnehmerstaaten und (iii) die Durchführung der Beschlüsse, die bei 
diesen Treffen gefasst werden.151 Weiters stellt der Rat sicher, dass die verschiedenen 
OSZE-Aktivitäten eng auf die zentralen politischen Ziele bezogen sind.152 
 
Der Ständige Rat bereitet die Arbeit des Ministerrates vor, führt dessen Beschlüsse 
durch, prüft aktuelle Fragen und befasst sich mit der künftigen Arbeit der OSZE, 
einschließlich ihrer Beziehungen zu anderen internationalen Gremien. Zur Vorbereitung 
der Tagesordnung der Treffen des Rates bestimmt ein Ausschuss des Ständigen Rates die 
Gesprächsthemen auf der Grundlage der von den Teilnehmerstaaten eingebrachten 
Vorschläge.153 Das Ergebnis der Ministerratstreffen ist ein abschließendes Dokument. 
Dieses bezieht grundsätzliche Erklärungen des Ministerrates zu bestimmen aktuellen 
politischen Themen, mit denen sich die OSZE in der Vergangenheit auseinandergesetzt 
hat bzw verstärkt in der Zukunft widmet, ein. Im Anschluss daran folgen die auf den 
Treffen gefassten Beschlüsse des Ministerrates. Diese betreffen alle Bereiche der OSZE-
Aktivitäten, sowohl organisatorische als auch sachrelevante Themen. Danach finden sich 
die Erklärungen des Vorsitzenden und jene der verschiedenen Delegationen, in welchen 
die nationalen Anliegen der Teilnehmerstaaten ihren Ausdruck finden. In einem weiteren 
Teil werden die Berichte und Schreiben der verschiedenen Institutionen an den Minister-
rat wiedergegeben. Der Anhang des Dokuments enthält schließlich die Zusatzdokumente, 
die die Beschlüsse des Ministerrates konkretisieren, sowie gesonderte Vereinbarungen 
der Teilnehmerstaaten im Rahmen der OSZE. 
3.1.3. Hoher Rat154 
Der Hohe Rat ist mit Entscheidung des Ministerrates (Dec No.4/06 OSCE Senior Council)  
vom 26. Juli 2006 aufgelöst und seine Aufgaben dem Ständigen Rat übertragen worden. 
Der Hohe Rat − früher „Ausschuss Hoher Beamter“ − hatte bereits in den letzten Jahren 
an Bedeutung eingebüßt. Das vormals im Hohen Rat integrierte Wirtschaftsforum trifft 
sich nunmehr einmal jährlich in Prag und untersteht dem Ständigen Rat. Die Funktion 
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des Hohen Rates als Leitungsgremium wurde durch das Treffen des sogenannten 
„erweiterten“ Ständigen Rates in Wien ersetzt. 
3.1.4. Ständiger Rat155 
Der Ständige Rat hat in der Konzeption der OSZE eine bedeutende Stellung. Dies ist 
einerseits durch seinen umfangreichen Aufgabenbereich und andererseits durch den 
unmittelbaren Kontakt zum Ministerrat begründet. Der Ständige Rat, vormals Ständiger 
Ausschuss, ist in seiner heutigen Gestalt 1992 am Stockholmer Ministerratstreffen 
etabliert worden. Er trifft sich wöchentlich − und zusätzlich nach Bedarf − in Wien auf 
Ebene der Ständigen Vertreter der Teilnehmerstaaten der OSZE. Er ist das zentrale 
Gremium für die ständigen politischen Konsultationen und die operationelle 
Beschlussfassung.156 Seine Zuständigkeit umfasst die gesamte Bandbreite von 
Grundsatzfragen bis zur Erledigung des täglichen Arbeitsablaufes. Seit 2006 übernimmt 
der Ständige Rat auch die Aufgaben des Hohen Rates.  
 
Die Leitung des Ständigen Rates obliegt seinem Vorsitzenden. Dieser ist der Botschafter 
jenes Staates, der den jährlich rotierenden Amtierenden Vorsitz innehat. Der Vorsitzende 
des Ständigen Rates ist für die Führung der Agenda und für den organisatorischen Ablauf 
verantwortlich. Er informiert die Teilnehmerstaaten regelmäßig über seine Tätigkeit. 
Entsprechend der Funktionen des Ministerrates ist der Ständige Rat ein Konsultativorgan, 
in dem alle für die OSZE relevanten Themen erörtert werden. Am Bukarester 
Ministerratstreffen wurde mit dem Beschluss Nr 3 die Rolle der OSZE als politisches 
Dialogforum bestärkt, indem der Ständige Rat sich bei seinen regulären wöchentlichen 
Sitzungen auf die Erörterung von Fragen konzentriert, die für die Teilnehmerstaaten von 
Interesse sind. In Bezug auf Sicherheitsfragen soll er mit Vertretern internationaler und 
anderer relevanter Organisationen Gespräche führen. Der Ständige Rat ist für die 
Vorbereitung der jährlichen Ministerratstreffen zuständig. Zu diesem Zweck erstellt er 
einen Zeitplan sowie die organisatorischen Modalitäten und lädt die internationalen 
Organisationen und Institutionen ein.  
 
Eine weitere Aufgabe ist die Ausarbeitung jener Dokumente, die dem Ministerrat zur 
Erörterung und Beschlussfassung vorgelegt werden. Hierbei bedient er sich dem 
Vorbereitenden Ausschuss und speziell eingerichteter Ad-hoc-Arbeitsgruppen. Die 
Interessen und Vorschläge der Teilnehmerstaaten zu Themen, mit dem sich der 
Ministerrat befassen soll, finden ihre Berücksichtigung, indem Mitarbeiter der 
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Delegationen in die Arbeitsgruppen einbezogen werden. Durch eine Überprüfung der 
Stadien der Vorbereitungsarbeiten soll eine sorgfältige und ordnungsgemäße Vorbe-
reitung der Treffen gewährleistet werden. 
 
Der Ständige Rat setzt sich aus den Delegationen der Teilnehmerstaaten zusammen, 
wobei die Leitung einer Delegation der Botschafter wahrnimmt. Der Ablauf der 
wöchentlichen Plenarsitzungen des Ständigen Rates richtet sich nach der Tagesordnung. 
Die Tagesordnungspunkte werden von den einzelnen Delegationen vorgeschlagen 
(Vorschlagsrecht) und können Anliegen aller Bereiche – die menschliche, die politisch-
militärische und die wirtschaftliche Dimension – betreffen. In Bezug auf das 
Vorschlagsrecht ist jede Delegation gleichberechtigt. 
 
In der Praxis finden sich in der Tagesordnung aktuelle politische Themen und 
organisatorische Fragen. Bei den Tagesordnungspunkten handelt es sich im Wesentlichen 
um  
- Erklärungen (Statements) der Delegationen sowie des Ständigen Rates selbst, 
- Berichte von einzelnen Fachinstitutionen und Ausschüssen sowie von 
Missionen und Feldoperationen, 
- Berichte des Amtierenden Vorsitzenden und des Generalsekretärs sowie 
- Beschlussfassungen. 
Vom Ständigen Rat soll zu Tagesthemen, die für Regierungen, die Zivilgesellschaft und 
die breite Öffentlichkeit von Interesse sind, eine gemeinsame öffentliche Erklärung 
abgesegnet werden. Die Berichte der Feldeinsätze werden unter Teilnahme ihrer 
jeweiligen Leiter geprüft. Grundsätzlich erhalten die Teilnehmerstaaten vor den Sitzungen 
schriftliche Tätigkeitsberichte, damit die einzelnen Delegationen vorab informelle 
Erörterungen mit den Verantwortlichen Leitern der Institutionen führen. Einerseits fasst 
der Ständige Rat Entscheidungen in Form eines Beschlusses zu Fragen, die unmittelbar in 
seinen Kompetenzbereich fallen. So bestimmt er über 
- die Erteilung von Mandaten für Missionen oder Feldoperationen (samt der 
damit zusammenhängenden erforderlichen Direktiven, wie insb das 
Budget), 
- die Abhaltung von Seminaren und Konferenzen, 
- die Ernennung des Repräsentanten des OSZE-Beauftragten für Medien-
freiheit, 
- die Revision des Haushaltsplanes, 
- Aktionspläne, Programme und Projekte, 
- die Hauptthemen und organisatorische Modalitäten des Wirtschafts- und 
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Umweltforums sowie 
- Termine und Themen für die Implementierungstreffen und die jährliche 
Sicherheitsüberprüfungskonferenz. 
Andererseits ergehen auf der Grundlage der Ministerratsbeschlüsse für deren Umsetzung 
weitere Entscheidungen in Form eines Beschlusses. Beispielhaft dafür ist der 
Ministerratsbeschluss über die Auflösung des Hohen Rates (Dec No 4/06 OSCE Senior 
Council) vom 26. Juli 2006, aufgrund dessen der Beschluss des Ständigen Rates 
PC.DEC/743 erging. Mit diesem wurde  
- das Wirtschaftsforum in OSZE-Wirtschafts- und Umweltforum 
umbenannt, 
- der Beschluss Nr 735 des Ständigen Rates vom 6. Juli 2006 über Thema, 
Format und organisatorische Modalitäten des 15. Wirtschaftsforums 
revidiert und 
- alle früheren Beschlüsse zum Wirtschaftsforum weiterhin für das 
Wirtschafts- und Umweltforum als gültig erklärt. 
Für das Zustandekommen einer Entscheidung durch den Ständigen Rat werden keine 
Abstimmungen unter den Delegationen abgehalten, sondern der Vorsitzende ersucht die 
einzelnen Delegationen um ihre Zustimmung. Verweigert mehr als eine Delegation ihre 
Zustimmung, wird das Beschlussthema in einer Plenarsitzung weiterverhandelt bis alle 
Delegationen mit der Entscheidung einverstanden sind. 
Gemäß dem Grundsatz der Souveränen Gleichheit sind die Sitzungen des Ständigen 
Rates und seiner Ausschüsse (wie zB Vorbereitender Ausschuss) sowie der 
Arbeitsgruppen unter der gleichberechtigten Teilnahme aller, in Form eines freien 
Meinungsaustausches durchzuführen. Damit sollen im Sinne des Konsensprinzipes die 
Interessen aller Teilnehmerstaaten wahrgenommen, Kompromisse ermittelt und eine 
Basis der Zusammenarbeit geschaffen werden. Außer den wöchentlichen Plenarsitzungen 
können etwa zur Beratung besonders wichtiger bzw dringlicher Fragen Ad-hoc-Sitzungen 
bzw Sondersitzungen anberaumt werden. 
3.1.4.1. Vorbereitender Ausschuss des Ständigen Rates 
Am Istanbuler Gipfeltreffen im Jahre 1999 wurde durch die Teilnehmerstaaten ein 
Vorbereitender Ausschuss geschaffen und seine Aufgaben wurden durch den Beschluss 
Nr 3 des Ministerrates am 12. Ministerratstreffen 2004 in Sofia ergänzt.157 Der 
Vorbereitende Ausschuss steht unter der Leitung des Ständigen Rates. Seine Tätigkeit 
soll den politischen Prozess der Konsultation weiter verstärken und die Organisation 
transparenter machen, indem der Ständige Rat ihn zur zielgerichteten 
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Entscheidungsfindung einsetzt. Die Debatten im Vorbereitungsausschuss befassen sich 
mit Fragen, die sich in anderen subsidiären Organen ergeben, und mit der Vorbereitung 
von Beschlüssen, die im Ständigen Rat verabschiedet werden sollen. Er tritt in der Regel 
informell zusammen. Hierbei konzentriert sich der Vorbereitungsausschuss bei 
informellen politischen Gesprächen auf spezifische Fragen, die für die Teilnehmerstaaten 
wichtig sind. Dadurch soll ein Ausgleich zwischen den einzelnen Interessen der 
Teilnehmerstaaten gefunden und schlussendlich für die Beschlussfassung im Ständigen 
Rat der Konsens hergestellt werden. Der Vorbereitungsausschuss kann auch vom 
Ministerrat oder den Ratsvorsitzenden mit Erörterungen zu spezifischen Fragen und der 
Berichterstattung an den Ministerrat betraut werden. 
3.1.4.2. Unterausschuss für Wirtschaft und Umwelt 
Im Jahre 2004 wurde am 11. Ministerratstreffen in Bukarest im Ständigen Rat der 
Unterausschuss für Wirtschaft und Umwelt geschaffen (MC[9].DEC/3/Corr.1). Durch die 
Errichtung des Ausschusses wurde den Teilnehmerstaaten ein ständiges, politisches 
Forum für ökonomische und ökologische Fragen zur Verfügung gestellt. Das Ergebnis 
dieser Konsultationen zwischen den Teilnehmerstaaten sind Empfehlungen an den 
Ständigen Rat, wodurch die Weiterentwicklung der Wirtschafts- und Umweltdimension 
verbessert werden soll, wie etwa durch die Erarbeitung gemeinsamer Projekte. Der 
Unterausschuss für Wirtschaft und Umwelt hat weiters folgende Aufgaben: 
- die Vorbereitung der Treffen des Wirtschafts- und Umweltforums zu 
unterstützen, 
- dem Ständigen Rat Empfehlungen zu Arbeitsprogrammen sowie 
Folgemaßnahmen der Treffen des Wirtschafts- und Umweltforums zu 
unterbreiten, 
- auf Ersuchen des Ständigen Rates bzw auf Veranlassung eines 
Teilnehmerstaates aktuelle Fragen zu prüfen und 
- dem Ständigen Rat bei der Festlegung des Mandates von Feldeinsätzen 
bezüglich ökonomischer und ökologischer Aktivitäten zu beraten.  
Zur Erfüllung seiner Aufgabe unterstützt ihn der Koordinator für ökonomische und 
ökologische Aktivitäten. Der Unterausschuss tritt zu informellen Sitzungen zusammen 
und erstattet dem Ständigen Rat via Vorbereitungsausschuss Bericht über die Ergebnisse 
der Gespräche. Zu seinen Sitzungen kann er Vertreter aus der Welt der Wirtschaft − wie 
Wirtschaftsverbände oder einschlägige staatliche und nichtstaatliche Organisationen − 
und der Wissenschaft sowie auch Vertreter aus nicht teilnehmenden Staaten einladen. 
  - 59 - 
3.1.5. Das Forum für Sicherheitskooperation158 
Das FSK ist ein reguläres Verhandlungs- und Entscheidungsorgan in der politisch-
militärischen Dimension. In den Bereichen der Rüstungskontrolle und Abrüstung sowie 
der Vertrauens- und Sicherheitsbildung überprüft es die Umsetzung der OSZE-
Verpflichtungen und handelt die damit zusammenhängenden Maßnahmen aus. Das 
permanente Forum trifft sich in der Regel wöchentlich in Wien. Auf den wöchentlichen 
Treffen beschäftigt es sich mit jenen Aspekten neuer Herausforderungen, die unter sein 
Mandat fallen bzw passt es seine Aktivitäten dementsprechend dem neuesten Stand an. 
Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben ist es unabhängig und kann in Sicherheitsfragen 
Entscheidungen in Beschlussform fassen. 
 
Um das Zusammenspiel zwischen dem Ständigen Rat und dem FSK zu erleichtern, wurde 
im Jahre 2001 am 9. Ministerratstreffen in Bukarest beschlossen, dass der OSZE-Vorsitz 
bei den Troika-Treffen des Forums vertreten ist. Umgekehrt ist auch der Vorsitz des 
Forums bei den Treffen der OSZE-Troika in Bezug auf Fragen, die dem FSK ein Anliegen 
sind, vertreten. 
 
Zwecks Herstellung einer engen Verbindung zwischen den OSZE-Organen kann der 
Ständige Rat das FSK ersuchen, sein politisch-militärisches Fachwissen einzubringen. 
Dies kann gegebenenfalls die Beratung von OSZE-Feldeinsätzen in politisch-militärischen 
Fragen im Einklang mit deren jeweiligem Mandat einschließen. Das FSK kann auch aus 
eigener Initiative tätig werden. Es soll darüber hinaus den Amtierenden Vorsitzenden 
beraten. 
 
Die Schaffung des FSK erfolgte durch den fünften Abschnitt des Helsinki-Dokumentes 
1992. Mit dem Beschluss wurde zwischen den Teilnehmerstaaten vereinbart, neue 
Verhandlungen bezüglich Rüstungskontrolle, Abrüstung und Vertrauens- und 
Sicherheitsbildung sowie zur Konfliktverhütung zu führen, regelmäßige Konsultationen zu 
entwickeln sowie die Zusammenarbeit in Sicherheitsfragen zu verstärken. Für die 
Durchführung dieser Aufgaben haben die Teilnehmerstaaten ursprünglich beschlossen, 
ein Forum für Sicherheitskooperation mit einem Konfliktverhütungszentrum zu errichten. 
 
Das FSK setzte sich ursprünglich aus zwei Ausschüssen zusammen. Der Besondere 
Ausschuss trat zu Verhandlungen über Rüstungskontrolle, Abrüstung und Vertrauens- 
und Sicherheitsbildung oder zur Erörterung und Erarbeitung von neuen Maßnahmen 
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zusammen, um die Stabilität und die Sicherheit in Europa zu stärken. Der Konsultativ-
ausschuss kam hinsichtlich der Aufgaben des KVZ zusammen. 
 
Der Anhang zum fünften Abschnitt des Helsinki-Dokumentes 1992 sieht auch ein 
Sofortprogramm mit folgenden Aufgaben vor: 
(i) Im Bereich Rüstungskontrolle, Abrüstung und VBSM betreffend 
- Harmonisierung von Verpflichtungen hinsichtlich Rüstungskontrolle, 
Abrüstung und Vertrauens- und Sicherheitsbildung, 
- Weiterentwicklung des Wiener Dokumentes 1992, 
- die weitere Festigung von Stabilität und Vertrauen, 
- den weltweiten Austausch militärischer Informationen, 
- Zusammenarbeit in Bezug auf Nichtverbreitung und 
- regionale Komplexe. 
(ii) Im Bereich Stärkung der Sicherheit und Zusammenarbeit Vorschläge für bzw 
Dialog über Maßnahmen betreffend 
- Streitkräfteplanung, 
- Zusammenarbeit bei der Rüstungskonversion, 
- Entwicklung von Bestimmungen über militärische Zusammenarbeit und 
Kontakte, 
- regionale Sicherheitsangelegenheiten und 
- Konsultationen zur Stärkung der Sicherheit. 
(iii) Im Bereich Konfliktverhütung zu den Aufgaben des KVZ 
- Relevante Techniken und 
- Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Verifikation. 
Mit Beschluss des Ministerrates vom Dezember 1993 in Rom wurde der 
Konsultativausschuss aufgelöst und im siebenten Abschnitt der Beschlüsse des 
4. Ministerratstreffens 1993 in Rom die Verantwortung für die Durchführung von 
Vertrauens- und Sicherheitsbildenden Maßnahmen, die Vorbereitung von Seminaren und 
die Abhaltung von jährlichen Überprüfungstreffen dem FSK übertragen. 
 
Auf der Grundlage des Mandates des 5. Kapitels des Budapester Dokumentes 1994 
wurde im 3. Abschnitt des Lissabonner Dokumentes 1996 ein Rahmen für die 
Rüstungskontrolle vereinbart. Der Rahmen hatte den Zweck, aufbauend auf den 
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bestehenden Rüstungskontrollmaßnahmen, neue Wege zur Behandlung der 
Sicherheitsanliegen, die alle Staaten im OSZE-Gebiet betreffen, zu entwickeln. Ein Netz 
von Rüstungskontrollvereinbarungen durch nachfolgend aufgezählte Pakte sollte 
geschaffen werden, wodurch eine Verknüpfung und eine Verstärkung der 
Rüstungskontrollverpflichtungen geplant war. 
Grundlagen dafür waren folgende Rechtsgrundlagen: 
- der Vertrag über Konventionelle Streitkräfte in Europa, 
- der Vertrag über den Offenen Himmel, 
- die Abschließende Akte der Verhandlungen über Personalstärken der 
konventionellen Streitkräfte in Europa, 
- Stabilisierende Maßnahmen für örtlich begrenzte Krisensituationen, 
- die Prinzipien zur Regelung des Transfers konventioneller Waffen, 
- der weltweite Austausch militärischer Information, 
- das Wiener Dokument 1994, 
- der Verhaltenskodex zu politisch-militärischen Aspekten der Sicherheit und 
- die Prinzipien zur Regelung der Nichtverbreitung. 
Eine Reihe von Maßnahmen und Dokumenten konnte erarbeitet werden, unter anderem: 
- der Verhaltenskodex zu politisch-militärischen Aspekten der Sicherheit. 
Dabei geht es in erster Linie darum, die demokratische Kontrolle der 
Streitkräfte durchzusetzen und dem Einsatz der Streitkräfte und 
Sicherheitsorgane nach innen und nach außen Schranken aufzuerlegen. Der 
Verhaltenskodex ist im Budapester Dokument 1994 enthalten. 
- das Wiener Dokument 1999 der Verhandlungen über Vertrauens- und 
Sicherheitsbildende Maßnahmen, die den jährlichen Austausch militärischer 
Informationen über Streitkräfte, Hauptwaffensysteme und Großgeräte 
sowie der nationalen Verteidigungsplanungen und Mechanismen für 
Konsultationen und Zusammenarbeit bei ungewöhnlichen militärischen 
Aktivitäten bzw bei gefährlichen Zwischenfällen militärischer Art vorsehen.  
- die OSZE-Prinzipien zur Regelung des Transfers konventioneller Waffen 
1993, die Verhaltensgrundsätze festlegen, ob ein Transfer zulässig ist. 1997 
wurde ein jährlicher Informationsaustausch über Waffensysteme 
hinzugefügt. 
- Stabilisierende Maßnahmen für örtlich begrenzte Krisensituationen 1993, 
die einen Katalog von Maßnahmen enthalten, um eine Entscheidungs-
findung durch die OSZE in Krisenzeiten zu ermöglichen. Das Dokument 
schuf auch ein Verfahren betreffend Konsultationen und Verhandlungen für 
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politische Lösungen. 
- die Prinzipien zur Regelung der Nichtverbreitung 1994, welche eine 
Ausweitung der Normen in Bezug auf die Nichtverbreitung von 
Massenvernichtungswaffen verbesserten und verstärkten. 
- das Dokument über Kleinwaffen und leichte Waffen 2000 (SALW), mit dem 
Ziel, die maßlose Anhäufung und unkontrollierte Verbreitung sowie den 
unerlaubten Handel von Kleinwaffen zu bekämpfen.  
- das Dokument über Lagerbestände konventioneller Munition 2003, welches 
den Teilnehmerstaaten Empfehlungen und Grundsätze in Anbetracht der 
Sicherheitsrisiken bei der Lagerung und Reduzierung von überschüssigen 
konventionellen Munitionen, Sprengstoffen und Zündmitteln gibt.  
3.1.6. Wirtschafts- und Umweltforum159 
3.1.6.1. Aufgabe und Funktion 
Anlässlich des Prager Ratstreffens am 30. Jänner 1992 haben die KSZE-Minister im 
Rahmen des AHB die Schaffung des Wirtschaftsforums im Bereich der wirtschaftlichen 
Dimension vereinbart. Entsprechend dem 7. Abschnitt des Helsinki-Dokumentes 1992 
wurde dem Wirtschaftsforum das Mandat erteilt, politische Impulse für den Dialog zur 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit und Vorschläge für Maßnahmen zur Entwicklung eines 
Freien Marktes zu setzen. 
 
Mit dem Beschluss des Ständigen Rates vom 19. Oktober 2006 (PC.DEC/743) hat der 
Ständige Rat entsprechend dem Abs 4 des Beschlusses Nr 4/06 des Ministerrates 
entschieden, dass 
- das Wirtschaftsforum in OSZE-Wirtschafts- und Umweltforum umbenannt 
wird und 
- alle früheren OSZE-Beschlüsse zum Wirtschaftsforum weiterhin für das 
Wirtschafts- und Umweltforum gelten. 
Das EEF tritt einmal jährlich in Prag zusammen und ist jeweils einem besonderen Thema 
gewidmet. Im Jahr 2005 war die Migration und Integration von Minderheitengruppen das 
Kernthema des EEF. Anlässlich der jährlichen Treffen werden die Einhaltung und 
Umsetzung der Verpflichtungen in der Wirtschafts- und Umweltdimension überprüft sowie 
die laufenden und künftigen Aktivitäten der Wirtschafts- und Umweltdimension für das 
kommende Jahr erörtert. Außerdem wird über die Zusammenarbeit zwischen der OSZE 
und internationalen Wirtschafts- und Umweltorganisationen sowie Finanzinstitutionen 
beraten.  
                                          
159  Tudyka, Die OSZE - besorgt um Europas Sicherheit 97 ff. 
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Die Treffen werden vom Vorsitzenden des Wirtschaftsforums geleitet, der die Agenda 
zusammenstellt. Nach den Eröffnungsreden und dem Überprüfungsprozess wird die 
sogenannte „Plenary session“ eröffnet, womit die Arbeit des Forums beginnt. In ihrer 
ersten Sitzung findet die Einführung in das Hauptthema statt. Danach folgen die 
Sitzungen der einzelnen Arbeitsgruppen, die sogenannten „Working sessions“, in welchen 
die Unterthemen behandelt werden. Die Ergebnisse dieser Arbeitsgruppen werden von 
den Berichterstattern zusammengefasst. Für besondere Fragen kann eine „Special 
session“ tagen. Zuletzt werden in der „Closing plenary session“ die Berichte zum 
Überprüfungsprozess und zu den „Working sessions“ sowie die Schlussfolgerungen des 
Koordinators für ökonomische und ökologische Aktivitäten sowie des Vorsitzenden des 
Wirtschaftsforums dargestellt. Die Ergebnisse des Treffens werden in einem Dokument 
festgehalten, welches unter anderem einen Bericht über die wirtschaftliche Entwicklung 
und die Erlassung von Empfehlungen enthält. 
 
Zur jährlichen Überprüfung beim Wirtschaftsforum wurden dem Büro des Koordinators 
für ökonomische und ökologische Aktivitäten der OSZE spezifische Vorgaben erteilt. 
Einerseits sollen eine allgemeine Überprüfung der Umsetzung der Verpflichtungen aus 
wichtigen Dokumenten der Wirtschafts- und Umweltdimension und andererseits eine 
gezielte Überprüfung in Bezug auf ein ausgewähltes einschlägiges Thema stattfinden. Die 
Überwachung und Überprüfung geschieht in Form von Diskussionen zwischen den 
Teilnehmerstaaten, bei denen die Ansichten aller einschlägigen Akteure, einschließlich 
der Wirtschaft, der Wissenschaft und der Zivilgesellschaft, zu berücksichtigen sind. Der 
Überprüfungsprozess erstreckt sich auch auf die anlässlich früherer Foren getroffenen 
Anschlussmaßnahmen. 
 
Das jährliche Treffen des Forums in Prag setzt sich aus mehr als 450 Teilnehmern 
zusammen. Dabei handelt es sich um hochrangige Vertreter der Teilnehmerstaaten, die 
für die Gestaltung der internationalen Wirtschafts- und Umweltpolitik für den OSZE-Raum 
verantwortlich sind. Ferner nehmen Vertreter der Wirtschaft und Wissenschaft und 
Vertreter von internationalen und nationalen Organisationen bzw regionalen 
Gruppierungen an den jährlichen Treffen des Forums teil. 
 
Seit dem 11. Ministerratstreffen im Dezember 2003 in Maastricht mit der Verabschiedung 
des OSZE-Strategiedokumentes für die Wirtschaft- und Umweltdimension vom 
2. Dezember 2003 wurde das jährliche Treffen des Wirtschaftsforums vom 
Unterausschuss für Wirtschaft und Umwelt des Ständigen Rates vor- und nachbereitet 
und wurden in diesem Zusammenhang die Themen, die organisatorischen Modalitäten 
und der Durchführungszeitraum durch Beschluss des Ständigen Rates entschieden. 
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Der Unterausschuss des Ständigen Rates für Wirtschaft und Umwelt berichtet dem 
Ständigen Rat über die Erörterungen und Schlussfolgerungen des Vorsitzenden des 
Wirtschaftsforums und über die Ergebnisse der jährlichen Treffen. Da das Wirtschafts-
forum kein Beschluss fassendes Organ ist, entscheidet der Ständige Rat die geeigneten 
Folgemaßnahmen. Unterstützend tätig bei der Entwicklung solcher Maßnahmen ist der 
Koordinator für ökonomische und ökologische Aktivitäten, indem er etwa Arbeits-
programme erstellt und bei der jährlichen Implementierungsüberprüfung involviert ist 
(MC.DEC/10/04).160 
 
Der Posten des Koordinators für ökonomische und ökologische Aktivitäten wurde durch 
den Beschluss Nr 194 des Ständigen Rates im November 1997 geschaffen.161 Der 
Koordinator für ökonomische und ökologische Aktivitäten unterstützt den Amtierenden 
Vorsitzenden in Bezug auf die wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Aspekte. 
Primär sind seine Aufgaben, 
- die Interaktion mit relevanten Wirtschaftsorganisationen und Finanz-
institutionen zu intensivieren; 
- mit diesen regelmäßige Konsultationen zu führen, um analog dem Konzept der 
Sicherheitskooperation Synergien zu entwickeln; 
- eigene Expertisen auszuarbeiten, um den potenziellen Sicherheitsrisiken, die 
mit wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Faktoren zusammenhängen, 
zu begegnen;  
- zur Unterstützung der Arbeit der OSZE-Missionen und zu den Beziehungen zur 
Parlamentarischen Versammlung, zu Wirtschaftsgemeinschaften und zu 
Vereinen sowie NGOs beizutragen; und 
- das Arbeitsprogramm für die Vor- und Nachbereitung der Treffen des 
Wirtschaftsforums und anderen relevanten Seminaren zu erstellen. 
Der Koordinator für ökonomische und ökologische Aktivitäten wird für eine Amtszeit von 
drei Jahren vom Amtierenden Vorsitzenden bestellt. Zur Wahrnehmung seiner Aufgaben 
ist ihm ein Büro mit zwölf Mitarbeitern zur Seite gestellt. Organisatorisch ist das Büro des 
Koordinators für ökonomische und ökologische Aktivitäten dem OSZE-Sekretariat 
eingegliedert, womit er der Kontrolle des Generalsekretärs unterliegt. 
                                          
160 
 Abschließendes Dokument des zwölften Treffens des Ministerrates vom 6. und 7. Dezmeber 2004, 
Beschluss über die Verbesserung der Effizienz und Wirksamkeit des Wirtschaftsforums (MC.DEC/10/04) 
28 f, abrufbar unter http://www.osce.org 
161 
 Beschluss Nr 194 des Ständigen Rates vom 5. November 1997, abrufbar unter http://www.osce.org 
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3.1.6.2. Grundlagen für das EEF 
Im Jahre 1990 wurde im Rahmen einer KSZE-Konferenz über die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit in Bonn das sogenannte Abschließende Dokument der Bonner 
Konferenz verabschiedet. In diesem wurde ein Katalog grundlegender Verpflichtungen im 
Wirtschafts- und Umweltbereich vereinbart.162 So haben sich die Teilnehmerstaaten in 
Anerkennung des Zusammenhanges zwischen politischem Pluralismus und 
Marktwirtschaft zu den folgenden Prinzipien verpflichtet: 
- zu einem demokratischen Mehrparteiensystem auf der Grundlage freier, 
regelmäßiger und echter Wahlen; 
- zur Rechtsstaatlichkeit und den gleichen Schutz für alle durch das Gesetz auf 
der Grundlage der Achtung der Menschenrechte sowie eines wirksamen, 
allgemein zugänglichen und gerechten Rechtswesens; 
- zu einer Wirtschaftstätigkeit, die die Würde des Menschen entsprechend 
achtet, Zwangsarbeit oder Diskriminierung von Arbeitern aufgrund von 
Rasse, Geschlecht, Sprache, politischer oder religiöser Überzeugung 
ausschließt und den Arbeitern das Recht auf Gründung unabhängiger 
Gewerkschaften und den Beitritt zu solchen nicht vorenthält. 
Die Teilnehmerstaaten erklärten, Folgendes anzustreben: 
- Finanz- und Geldpolitiken, die ein ausgewogenes, dauerhaftes 
Wirtschaftswachstum fördern und die Leistungsfähigkeit der Märkte 
verbessern; 
- Internationale und nationale Politiken mit dem Ziel, den freien Handels-, 
Kapital- und Investitionsverkehr auszuweiten sowie die ungehinderte 
Rückführung von Gewinnen und konvertierbaren Währungen zu 
ermöglichen; 
- Freie und wettbewerbsfähige Marktwirtschaften, in denen Angebot und 
Nachfrage die Preise bestimmen; 
- Politiken zur Förderung der sozialen Gerechtigkeit und zur Verbesserung der 
Lebens- und Arbeitsbedingungen; 
- Umweltverträglichkeit von Wirtschaftswachstum und -entwicklung; 
- Volle Anerkennung und voller Schutz aller Formen von Eigentum, 
einschließlich des Privateigentumes, des Rechtes der Bürger, Eigentum zu 
besitzen und zu nutzen, und des Rechtes an geistigem Eigentum; 
- Das Recht auf unverzügliche Zahlung einer gerechten und wirksamen 
                                          
162 
 Dokument der Bonner Konferenz über wirtschaftliche Zusammenarbeit in Europa, die in Übereinstimmung 
mit den einschlägigen Bestimmungen des Abschließenden Dokumentes des Wiener Treffens der KZSE in 
Europa einberufen wurde (http://www.osce.org/documents/eea/1990/04/13751_de.pdf).  
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Entschädigung bei Überführung privaten Eigentumes in eine öffentliche 
Nutzung und 
- Direktkontakte zwischen Kunden und Lieferanten, um den Waren- und 
Dienstleistungsverkehr zwischen Unternehmen − seien sie privat oder 
staatlich – und Einzelpersonen auf den Binnen- und internationalen Märkten 
zu erleichtern. 
Auf der Grundlage des Beschlusses des 10. Ministerratstreffens in Porto ist der AHB als 
Wirtschaftsforum zusammengetreten, um den Dialog zur Entwicklung marktwirt-
schaftlicher Systeme − als einem wesentlichen Beitrag zum Aufbau der Demokratie – zu 
fördern und die wirtschaftliche Zusammenarbeit anzuregen. 
3.1.6.3. Das OSZE-Strategiedokument für die Wirtschafts- und 
Umweltdimension 
Am 11. Ministerratstreffen 2003 in Maastricht wurde das OSZE-Strategiedokument für die 
Wirtschafts- und Umweltdimension vereinbart.163  
 
Mit der Verabschiedung des Strategiedokumentes, welches die Verpflichtungen ergänzte, 
wurde ein weiterer Schritt in der Entwicklung der ökonomischen und ökologischen 
Kooperation zwischen den Teilnehmerstaaten gesetzt. Insb sollte dadurch die 
Zusammenarbeit zwischen den Teilnehmerstaaten und den internationalen und 
regionalen Institutionen und Organisationen, mit dem Zweck Informationen, statistische 
Daten, Fachwissen, Know-how und bewährte Praktiken auszutauschen, intensiviert 
werden. Informations- und Unternehmensnetzwerke sowie Abschlüsse von Abkommen 
und Vereinbarungen sollen gefördert werden. Für einen Beitritt zur WTO sollte die 
Integration in die Weltwirtschaft durch eine Liberalisierung des Handels angestrebt 
werden. Außerdem sollte der Abbau von Zolltarifen und Marktzutrittsschranken gefördert 
werden. Dafür wurden die Harmonisierung oder Vereinheitlichung von Normen und die 
Vereinfachung des Zuganges zu finanziellen Ressourcen sowie die Verwirklichung eines 
hohen Standards im Rechnungswesen und in Finanzgesetzen zur Bekämpfung von 
Geldwäsche und Korruption und zur strafrechtlichen Verfolgung der Finanzierung des 
Terrorismus vorangetrieben. Im Bereich der Umwelt wurde die Realisierung einer 
berechenbaren, verlässlichen, wirtschaftlich vertretbaren, kostengünstigen und umwelt-
freundlichen Energieversorgung ins Auge gefasst. Des Weiteren die folgende Ziele: 
- Stärkung der Regierungsführung, indem Regierungsarbeit transparenter und 
eine umfassende und langfristige Antikorruptionsstrategie gestaltet wird; 
- Ordnungsgemäße Verwaltung öffentlicher Ressourcen, einschließlich der 
                                          
163 
 Abschließendes Dokument des elften Treffens des Ministerrates in Maastricht vom 1. und 2. Dezember 
2003 (MC.DOC/1/03), OSZE-Strategiedokument für die Wirtschafts- und Umweltdimension 15 ff, abrufbar 
unter http://www.osce.org/documents/mcs/2003/12/4175_de.pdf 
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Einhebung der Einnahmen, der Aufstellung und Umsetzung des 
Haushaltsplanes; 
- Effiziente Gestaltung öffentlicher Verwaltungssysteme mit einer soliden 
finanziellen Grundlage; 
- Durchsetzung unternehmerfreundlicher Gesetze, die den Privatbesitz fördern; 
- Sicherung einer nachhaltigen Entwicklung, deren Ziele Wirtschaftswachstum 
und Verminderung der Armut sind und 
- Schutz der Umwelt und Stärkung der Rolle der OSZE, indem verstärkt vom 
OSZE-Wirtschaftsforum und vom Ständigen Rat der OSZE und dessen 
Unterausschuss für Wirtschaft und Umwelt Gebrauch gemacht wird. 
3.1.7. Die Parlamentarische Versammlung der OSZE 
3.1.7.1. Allgemeines164 
Die Schaffung eines parlamentarischen Organs für die OSZE wurde erstmals im Jahre 
1990 auf dem Gipfeltreffen von Paris von den Teilnehmerstaaten in Erwägung 
gezogen.165 Anlässlich der Verabschiedung der Charta von Paris erachteten die 
Teilnehmerstaaten die Einbindung von Parlamentariern in einer eigenen Institution für 
notwendig, um der OSZE im Zuge der Institutionalisierung demokratische Organe zur 
Seite zu stellen. 
 
Im April 1991 wurde dieses Vorhaben durch eine Vereinbarung von Parlamentariern aus 
den Teilnehmerstaaten in Madrid verwirklicht.166 Die PV wurde anlässlich des Berliner 
Treffens des Rates vom 19. und 20. Juni 1991 durch den Ministerrat und die Staats- und 
Regierungschefs begrüßt.167 Das erste Treffen der PV fand vom 3. bis 5. Juli 1992 in 
Budapest statt.168  
 
Die PV hält jährlich eine Plenarversammlung ab und bewertet dabei die Verwirklichung 
der Ziele der OSZE, erörtert Themen, die auf den Tagungen des Ministerrates und an den 
Gipfeltreffen behandelt werden, und fördert Maßnahmen, die der Zusammenarbeit und 
Sicherheit in Europa dienen.169 Im Gegensatz zum Ministerrat fasst sie ihre Beschlüsse 
                                          
164  Tudyka, Die OSZE - besorgt um Europas Sicherheit 123. 
165 
 Charta von Paris 1990, 12; Lüthy, Verfahren zur friedlichen Beilegung internationaler Streitigkeiten im 
Rahmen der OSZE 95. 
166 
 Madrider Entschliessung 1991, Zur Gründung und Funktionsweise der Parlamentarischen Versammlung; 
Lüthy, Verfahren zur friedlichen Beilegung internationaler Streitigkeiten im Rahmen der OSZE 95. 
167 
 Abschließendes Dokument des ersten Treffen des Rates, Berlin am 19. und 20. Juni 1991, 
Zusammenfassung der Schlußfolgerungen, Ziffer 9. 
168 
 Lüthy, Verfahren zur friedlichen Beilegung internationaler Streitigkeiten im Rahmen der OSZE 95. 
169  Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 5.  
  - 68 - 
nach dem Mehrheitsverfahren und nicht im Konsens. Die Beschlüsse und Erklärungen der 
PV werden dem Amtierenden Vorsitzenden und dem Ständigen Rat der OSZE übergeben, 
diese sind jedoch für den Ministerrat und den Ständigen Rat nicht verbindlich.  
 
Die PV hat innerhalb der Struktur der OSZE keine Entscheidungskompetenz. Ihre 
Beschlüsse haben für die Organe der OSZE lediglich empfehlenden Charakter. Die 
Amtssprachen der Versammlung sind Englisch, Französisch, Deutsch, Italienisch, 
Russisch und Spanisch.170  
 
Rechtsgrundlage der PV ist ihre Geschäftsordnung (zuletzt in der Fassung vom 29. Juni 
2009), welche von der PV selbst geregelt wird. 171 Die Geschäftsordnung gliedert sich in 
acht Teile: Der erste Teil enthält die Zusammensetzung, die Ziele, die Mitgliedschaft und 
das Präsidium der Parlamentarischen Versammlung; der zweite Teil die Aufgaben des 
Präsidenten, Ordnungsmaßnahmen und die Hausordnung. Im dritten Teil, in den Art 12 
bis 18 der Geschäftsordnung, finden sich Vorschriften über die Tagungen und Sitzungen 
der PV. Verfahrensregeln für die Aussprache und Abstimmung sind im vierten Teil, die 
Bestimmungen betreffend die Ausschüsse sind im fünften Teil und die Organisation der 
PV ist im sechsten Teil festgehalten. Zudem sind Regelungen über die Beziehungen zu 
Gremien und Einzelpersonen außerhalb der PV (dh die Beziehungen zwischen der PV und 
dem Ministerrat sowie zwischen der PV und den nationalen Parlamenten) in einem 
siebenten Teil enthalten. Im achten und letzten Teil finden sich Bestimmung betreffend 
die Änderung der Geschäftsordnung, welche von mindestens elf Mitgliedern, die 
mindestens drei Länder vertreten, vorgeschlagen werden kann. Der Präsident kann einen 
Unterausschuss einsetzen, der diese Vorschläge prüft und dem Ständigen Ausschuss 
Empfehlungen vorlegt. Hat der Ständige Ausschuss die Geschäftsordnung geändert, so 
wird sein Beschluss der PV mitgeteilt. 
3.1.7.2. Zusammensetzung der PV 
Die Zusammensetzung der PV ist in Art 1 der Geschäftsordnung der PV geregelt.172 Die 
Versammlung besteht aus Parlamentariern der Teilnehmerstaaten der OSZE. Die genaue 
Anzahl der Mitglieder der nationalen Delegationen ist aus dem Anhang der Geschäfts-
ordnung ersichtlich. Gem Art 1 und 13 der Entschließung der Konferenz von Madrid über 
die Schaffung einer Parlamentarischen Versammlung der OSZE setzt sich die PV aus der 
im Anhang zu der Geschäftsordnung festgelegten Zahl von Parlamentariern 
                                          
170  Art 28 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 17; Anmerkung: Die in einer der 
offiziellen Sprachen gehaltenen Reden werden simultan gedolmetscht. 
171  Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung, Stand 29. Juni 2009, abrufbar unter 
http://www.oscepa.org/images/stories/documents/rules_of_procedure/Rules_of_Procedure_2009_German.
pdf 
172  Art 1 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 5. 
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zusammen.173 Ihr gehören 320 Parlamentarier aus 56 Teilnehmerstaaten an. Die 
österreichische Delegation besteht aus sechs Parlamentariern.174 Die Zusammensetzung 
der PV kann auf Vorschlag des Ständigen Ausschusses durch einen Beschluss der PV 
geändert werden.175 
3.1.7.3. Aufgaben und Ziele der PV 
Die PV hat die Aufgabe, die Verwirklichung der Ziele der OSZE zu bewerten. Die PV 
erörtert die auf den Treffen des Ministerrates und den Gipfeltreffen der Staats- und 
Regierungschefs behandelten Themen. Die PV soll Mechanismen zur Konfliktverhütung 
und Konfliktbewältigung entwickeln und fördern sowie den Ausbau und die Festigung von 
demokratischen Institutionen in den Teilnehmerstaaten unterstützen. Ferner hat die PV 
an der Entwicklung der institutionellen Strukturen der OSZE sowie der Beziehungen und 
der Zusammenarbeit zwischen den bestehenden OSZE-Institutionen mitzuwirken.176 
3.1.7.4. Mitgliedschaft 
Die Mitgliedschaft der PV ist in Art 3 der Geschäftsordnung geregelt und bestimmt, dass 
die Mitglieder der PV Mitglieder ihrer nationalen Parlamente sein müssen. Ihre Ernennung 
erfolgt durch die nationalen Parlamente der Teilnehmerstaaten.177 Zusätzlich können die 
Teilnehmerstaaten auch stellvertretende Mitglieder benennen, welche die Mitglieder bei 
Verhinderung an der Teilnahme an einer Tagung bzw einer Sitzung vertreten können. Ein 
stellvertretendes Mitglied kann den Platz eines Mitgliedes einnehmen, das an einer 
Tagung oder an einer Ausschusssitzung der PV nicht teilnehmen kann, sofern das 
Sekretariat der PV durch den Delegationsleiter ordnungsgemäß darüber informiert 
wurde.178 Gem Art 44 der Geschäftsordnung können Mitglieder der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates, der Versammlung der WEU, der Parlamentarischen 
Versammlung der NATO, der Interparlamentarischen Union und des Europäischen 
Parlamentes als Beobachter an den Versammlungen der PV teilnehmen. Parlamentarier 
der Staaten, welche Kooperationspartner der Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa sind, können ebenfalls als Beobachter zugelassen werden. Die 
Beobachter werden dem Sekretariat mitgeteilt. Der Präsident oder der Ständige 
Ausschuss können nach eigenem Ermessen weitere Beobachter zulassen. Beobachter 
können an den Sitzungen der Versammlung teilnehmen. Sie haben kein Rederecht, es sei 
                                          
173  Art 1 Abs 2 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 5. 
174  Anhang (Zusammensetzung der Versammlung) der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 
27. 
175  Art 1 Abs 3 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 5.  
176  Art 2 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 5. 
177  Anmerkung: Ist ein Mitglied der PV nicht länger Mitglied seines nationalen Parlamentes, kann es so lange 
der PV angehören, bis ein Nachfolger benannt worden ist, höchstens aber sechs Monate; vgl hiezu Art 3 
Abs 1 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 6. 
178  Art 3 Abs 2 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 6. 
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denn, der Präsident erteilt ihnen das Wort. Die PV kann mit Zustimmung des Ständigen 
Ausschusses eine dauerhafte Zusammenarbeit mit NGOs in den Teilnehmerstaaten 
entwickeln, welche aktiv die Ziele und Grundsätze der OSZE fördern.  
 
Mit der Mitgliedschaft zur PV sind insb folgende Rechte verbunden: 
(i) Stimmrecht179 
Unmittelbar mit der Mitgliedschaft ist das Stimmrecht verbunden. Jedes Mitglied der PV 
ist stimmberechtigt und verfügt über eine Stimme. Die Stimmabgabe durch einen 
Stellvertreter ist untersagt.180 Ein Mitglied, das aus unaufschiebbaren Gründen 
gezwungen ist, eine Jahrestagung vor dem Tag der Wahl eines Präsidenten, 
Vizepräsidenten oder Schatzmeisters zu verlassen, ist zu einer vorzeitigen Stimmabgabe 
berechtigt, sofern es dem Präsidenten der Versammlung schriftlich davon Mitteilung 
gemacht hat.  
(ii) Fragerecht181 
Die Mitglieder der PV können an den Ministerrat und an jeden Minister, der vor der PV 
spricht, Fragen richten. Die Fragen müssen von einem Mitglied unterzeichnet sein und 
dem Präsidenten vor der Rede zugeleitet werden oder können, nach Ermessen des 
Präsidenten, im Anschluss an die Rede mündlich gestellt werden. Der Präsident der 
Versammlung entscheidet über die Zulässigkeit der Fragen und über die Reihenfolge, in 
der die Fragen gestellt werden. Die Zeit für die Fragestellung und die Beantwortung der 
Frage ist auf fünf Minuten begrenzt. Wird eine Frage in der Fragestunde nicht mehr 
behandelt, so setzt sich das Sekretariat nach Kräften dafür ein, dass eine schriftliche 
Beantwortung erfolgt. Der Präsident kann eine Verteilung der Antwort an die nationalen 
Delegationen veranlassen. Zudem haben die nationalen Delegationen die Möglichkeit, 
über das Internationale Sekretariat pro Jahr eine schriftliche Frage mit maximal 300 
Wörtern zu stellen. Sie ist vom Amtierenden Vorsitzenden der OSZE innerhalb von sechs 
Wochen zu beantworten. Falls eine schriftliche Frage unbeantwortet bleibt, wird der 
Präsident der PV den OSZE-Vorsitz darauf aufmerksam machen und der PV bei ihrem 
nächsten Treffen hierüber Bericht erstatten.182 
(iii) Rederecht 
Ein Mitglied ist berechtigt, während der Sitzungen zu den Tagesordnungspunkten zu 
sprechen, wenn ihm der Präsident das Wort erteilt hat. Die Mitglieder sprechen von ihren 
                                          
179  Art 31 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 18. 
180  Art 31 Abs 2 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 18. 
181  Art 27 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 17. 
182  Art 20 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 13. 
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Plätzen aus und wenden sich an den Vorsitzenden. Der Präsident kann die Mitglieder 
auffordern, von der Rednertribüne aus zu sprechen. Die Mitglieder, die sich in einer 
allgemeinen Aussprache zu Wort melden möchten, tragen sich spätestens vor Eröffnung 
jeder Sitzung in eine Rednerliste ein. Der Vorsitzende entscheidet über die Reihenfolge, 
in der den Mitgliedern das Wort erteilt wird. Der Vorsitzende kann die Rednerliste 
schließen, wenn die Zahl der Redner multipliziert mit fünf Minuten die für die Sitzung zur 
Verfügung stehende Zeit überschreitet. Alternativ kann der Vorsitzende die Redezeit für 
jeden Redner auf weniger als fünf Minuten verkürzen, um mehr Mitgliedern die 
Möglichkeit zu geben, sich an der Aussprache zu beteiligen. Ein Redner darf nicht 
unterbrochen werden. Er kann jedoch mit Genehmigung des Vorsitzenden seine 
Ausführungen unterbrechen, damit ihm ein anderes Mitglied zu einem bestimmten Punkt 
seiner Rede eine Frage stellen kann. Der Vorsitzende kann einen Redner, der vom 
Beratungsgegenstand abschweift, zur Sache rufen. Wenn ein Redner zweimal während 
derselben Aussprache zur Sache gerufen wurde, kann ihm der Vorsitzende beim dritten 
Mal für den Rest der Aussprache über diesen Beratungsgegenstand das Wort entziehen. 
Mitglieder des Ministerrats können mit Genehmigung des Vorsitzenden in Aussprachen 
das Wort ergreifen. Generalberichterstattern zu einem Beratungsgegenstand ist auf ihren 
Wunsch jederzeit das Wort zu erteilen. Sofern der Vorsitzende keine zusätzliche Redezeit 
einräumt, darf kein Mitglied länger als fünf Minuten bzw zu Fragen zur Geschäftsordnung 
länger als eine Minute sprechen. 
3.1.7.5. Amtsträger der PV183 
Art 4 der Geschäftsordnung der PV legt folgende Amtsträger für die PV fest: (i) den 
Präsidenten, (ii) die neun Vizepräsidenten und (iii) den Schatzmeister. Die Amtsträger 
werden von der Vollversammlung der PV aus ihrer Mitte vor Abschluss der Jahrestagung 
für das kommende Jahr gewählt.184 Der Präsident wird für eine Amtszeit von einem Jahr, 
die Vizepräsidenten für eine Amtszeit von drei Jahren und der Schatzmeister für eine 
Amtszeit von zwei Jahren gewählt. Der Präsident und die Vizepräsidenten können einmal, 
der Schatzmeister kann zweimal für dasselbe Amt wiedergewählt werden.185 Die Wahl der 
Amtsträger findet in einer geheimen Abstimmung statt. Hat nach dem ersten Wahlgang 
kein Kandidat die absolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhalten, findet ein 
zweiter Wahlgang mit den beiden Kandidaten statt, die im ersten Wahlgang die höchste 
Stimmenzahl erhalten haben. Der Kandidat, der im zweiten Wahlgang die höchste 
Stimmenzahl erhalten hat, ist gewählt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.186 Die 
                                          
183  Art 4 Abs 1 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 6. 
184  Anmerkung: Bis zur Wahl des neuen Präsidenten fungiert der aus dem Amt scheidende Präsident als 
sogenannter Ehrenpräsident; Art 4 Abs 3 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 7. 
185  Art 5 Abs 6 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 7. 
186  Art 5 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 7. 
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Amtsträger werden von den anwesenden und stimmberechtigten Mitgliedern nach den 
allgemeinen Abstimmungsregeln (siehe hierzu Punkt 3.1.7.9 unten) gewählt.187 
 
Bewerbungen für das Amt des Präsidenten, der Vizepräsidenten und des Schatzmeisters 
müssen von mindestens 25 Mitgliedern schriftlich befürwortet und vom Präsidium geprüft 
werden, bevor sie der PV vorgelegt werden. 188 Bei der Prüfung der Bewerbungen für das 
Amt des Präsidenten, eines Vizepräsidenten und des Schatzmeisters wird die 
Zusammensetzung der UN berücksichtigt.189 Bei der Feststellung des Abstimmungs-
ergebnisses werden alle Stimmzettel berücksichtigt, die die Namen von Personen tragen, 
deren Kandidatur ordnungsgemäß vom Delegationsleiter bei der PV eingereicht wurde. 
3.1.7.6. Präsidium der PV 
Das Präsidium der PV besteht aus dem Präsidenten, neun Vizepräsidenten, dem 
Schatzmeister, den Amtsträgern der drei Allgemeinen Ausschüsse und dem 
Ehrenpräsidenten.190 Der Präsident übernimmt den Vorsitz im Präsidium und kann eine 
zweite Stimme abgeben, die bei Stimmengleichheit den Ausschlag gibt.  
 
Das Präsidium stellt sicher, dass die Beschlüsse des Ständigen Ausschusses ausgeführt 
werden und dass die Funktionsfähigkeit der PV zwischen den Sitzungen des Ständigen 
Ausschusses gewährleistet ist, einschließlich der Genehmigung des geprüften Jahres-
abschlusses. Das Präsidium berät auch über die Vorbereitungen für die Jahres-, Winter- 
und Herbsttagungen und für die Außerordentlichen Tagungen.191 Das Präsidium trifft 
seine Entscheidungen mit einer Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen.192 Die 
Sitzungen des Präsidiums sind in der Regel nicht öffentlich.193  
 
Bei Abwesenheit des Präsidenten übernimmt ein vom Präsidenten ernannter 
Vizepräsident den Vorsitz. Das Präsidium kann auch als erweitertes Präsidium 
zusammentreten. In dieser Funktion tritt es als Konsultativorgan auf. Der Präsident 
beruft die Sitzungen ein und hat den Vorsitz bei den Sitzungen der PV zu führen. Der 
Präsident stellt überdies die Beschlussfähigkeit der Versammlung fest, lässt hiernach 
abstimmen und verkündet das Ergebnis.194  
                                          
187  Art 5 Abs 5 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 7. 
188  Art 4 Abs 5 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 6. 
189  Art 4 Abs 9 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 7. 
190
  Anmerkung: Der Ehrenpräsident ist nicht stimmberechtigtes Mitglied des Präsidiums; Art 6 Abs 1 der 
Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 8.  
191  Art 6 Abs 3 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 8. 
192  Art 6 Abs 4 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 8. 
193  Art 6 Abs 5 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 8. 
194  Art 7 Abs 1 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 8. 
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3.1.7.7. Präsident 
Der Präsident hat die Sitzungen der PV einzuberufen und bei diesen den Vorsitz zu 
führen, die Aussprachen der PV zu leiten, auf die Einhaltung der Geschäftsordnung zu 
achten, die Ordnung zu wahren, das Wort zu erteilen, die Aussprachen zu eröffnen und 
zu schließen, die Beschlussfähigkeit der PV festzustellen, abstimmen zu lassen und das 
Ergebnis der Abstimmungen zu verkünden.195 Der Präsident hat die Funktion des 
ranghöchsten Vertreters der PV wahrzunehmen.196 Zu den Aufgaben des Präsidenten 
gehört es ebenfalls, Kontakte und Dialoge anzubahnen und zu pflegen sowie an Treffen 
und Foren teilzunehmen, welche die Ziele und Grundsätze der PV fördern können. Der 
Präsident kann mit der Ausführung dieser Aufgaben auch andere Personen einer 
entsprechenden Ebene betrauen, die ihn unterstützen oder in seinem Namen handeln. 
Diese berichten an den Präsidenten, der wiederum dem Ständigen Ausschuss Bericht 
erstattet.197 
 
Gemäß den allgemeinen Regeln des Parlamentarismus kann der Präsident als 
Vorsitzender der PV sich an der Aussprache nicht als Redner beteiligen. Sofern der 
Präsident in einer Aussprache zu einem bestimmten Thema das Wort ergreift, kann er 
den Vorsitz erst wieder übernehmen, wenn die Aussprache über dieses Thema 
abgeschlossen ist.  
3.1.7.8. Tagungen und Sitzungen 
Im dritten Teil der Geschäftsordnung sind die Tagungen und Sitzungen der PV geregelt. 
Die PV tritt jährlich zu Jahrestagungen, Wintertagungen, Herbsttagungen und allenfalls 
zu außerordentlichen Sitzungen zusammen. Darüber hinaus findet einmal jährlich ein 
Mittelmeerforum statt, wenn möglich zusammen mit einer der anderen satzungsgemäßen 
Tagungen.198 Neben den Mitgliedern der PV hat jedes Mitglied des Ministerrates der OSZE 
Zugang zu den Jahrestagungen, zu den Winter- und Herbsttagungen, zu den Sitzungen 
des Ständigen Ausschusses und zu denen der Allgemeinen Ausschüsse.199 Die Tagungen 
sind in der Regel öffentlich. Das Sekretariat hat die Aufgabe, Sitzungsprotokolle über die 
abgehaltenen Jahrestagungen, Wintertagungen, Außerordentlichen Tagungen sowie die 
Tagungen des Ständigen Ausschusses, des Präsidiums und der Allgemeinen Ausschüsse 
                                          
195  Anmerkung: Wenn der Präsident den Vorsitz nicht selbst führt, benennt er einen Vizepräsidenten, der an 
seiner Stelle den Vorsitz führt, bis er selbst wieder den Vorsitz übernimmt. Solange ein Vizepräsident den 
Vorsitz der PV führt, hat er dieselben Aufgaben wie der Präsident. Auch für ihn gilt die in Art 7 Abs 2 der 
Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung festgelegte Einschränkung; Art 8 der Geschäfts-
ordnung der Parlamentarischen Versammlung 9.  
196  Art 7 Abs 1 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 8. 
197  Art 7 Abs 3 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 9. 
198  Art 14 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 11. 
199  Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 10 f. 
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zu führen.200 Ferner erstellt das Sekretariat einen Kurzbericht über die Aussprachen in 
der Plenarsitzung, den sogenannten Sitzungsbericht, in dem die behandelten Themen 
und die teilnehmenden Mitglieder aufgeführt werden.  
(i) Jahrestagungen201 
Jährlich findet während der ersten zehn Tage im Juli eine Jahrestagung statt. Genauer 
Zeitpunkt und Ort werden vom Ständigen Ausschuss festgelegt und den Mitgliedern 
durch das Sekretariat (in der Regel sechs Monate im Voraus, in jedem Fall aber 
mindestens vier Monate vorher) bekannt gegeben. Eine Jahrestagung besteht aus den 
Sitzungen des Ständigen Ausschusses, der Allgemeinen Ausschüsse und aus den 
Plenarsitzungen der PV.  
(ii) Tagesordnung 
Die Tagesordnung der Jahrestagung wird vom Präsidenten nach Rücksprache mit dem 
Präsidium vorgeschlagen und dem Ständigen Ausschuss zur Annahme vorgelegt. Die 
Tageordnungspunkte müssen Angelegenheiten betreffen, die für den OSZE-Prozess von 
Bedeutung sind. Die Vollversammlung kann die Tagesordnung ändern. Die endgültige 
Tagesordnung wird von der Vollversammlung beschlossen.202 Jede Jahrestagung hat die 
Behandlung der Berichte der drei Allgemeinen Ausschüsse und die Verabschiedung der 
von ihnen vorgelegten Entschließungsanträge zu umfassen.203 Die sogenannten 
Generalberichterstatter der einzelnen Allgemeinen Ausschüsse legen der Jahrestagung 
zumindest sechs Wochen vorher einen Bericht über die in der Tagung zu beratenden 
Themenbereiche sowie einen entsprechenden Entschließungsentwurf vor.204 
(iii) Zusätzliche Beratungsgegenstände 
Gem Art 21 der Geschäftsordnung der PV besteht die Möglichkeit, die Tagesordnung der 
Jahrestagung durch einen Beratungsgegenstand oder Antrag betreffend eine beliebige 
Angelegenheit innerhalb der Zuständigkeit der OSZE zu ergänzen, die nicht direkt mit 
den Themen zusammenhängt, die von den Generalberichterstattern der drei Allgemeinen 
Ausschüsse vorgeschlagen wurden.205 Diese zusätzlichen Beratungsgegenstände werden 
als Entschließungsentwurf vorgelegt und müssen mindestens 21 Tage vor der Eröffnung 
der ersten Plenarsitzung mit Unterschriften von mindestens 20 Mitgliedern aus 
mindestens vier verschiedenen Staaten im Sekretariat eingehen.206 Der Ständige 
                                          
200  Art 17 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 12. 
201  Art 11 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 10. 
202  Art 16 Abs 1 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 11. 
203  Art 16 Abs 2 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 12. 
204  Art 16 Abs 4 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 12. 
205  Art 20 Abs 1 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 13. 
206  Art 20 Abs 1 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 13. 
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Ausschuss entscheidet mit Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen, ob der 
zusätzliche Beratungsgegenstand in die Tagesordnung der Jahrestagung aufgenommen 
wird, und mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen, ob der zusätzliche 
Beratungsgegenstand an den zuständigen Ausschuss überwiesen oder dem Plenum 
vorgelegt wird.207 Um die Funktionsfähigkeit der PV und ihre Effizienz zu gewährleisten, 
kann der Präsident die Hauptbefürworter der Entschließungsentwürfe zu ein und 
derselben Angelegenheit auffordern, Beratungen abzuhalten, um einen sogenannten 
Kompromissentschließungsentwurf vorzulegen. Ein solcher Kompromissentschließungs-
entwurf muss von den Hauptbefürwortern sowie von mindestens zehn Unterzeichnern 
jedes der zwei oder mehr infrage stehenden Entschließungsentwürfe unterzeichnet 
werden und mindestens 14 Tage vor Eröffnung der ersten Plenarsitzung im Sekretariat 
eingegangen sein. In diesem Fall wird er auf der Jahrestagung als zusätzlicher 
Beratungsgegenstand eingebracht und alle anderen Entschließungsentwürfe in derselben 
Angelegenheit werden hinfällig.208 Falls es zu keiner Einigung über einen 
Kompromissentschließungsentwurf kommt, wird der zuerst eingegangene 
Entschließungsentwurf auf der Jahrestagung eingebracht und die anderen in derselben 
Angelegenheit werden hinfällig.209 
 
Die Mitglieder der PV haben zudem die Möglichkeit, Änderungsanträge zu den von den 
Generalberichterstattern vorgelegten Entschließungsanträgen bzw zu den zusätzlichen 
Beratungsgegenständen einzureichen.210 Ein Änderungsantrag darf sich nur auf einen 
Absatz beziehen.211 Ein solcher Antrag ist schriftlich an das Sekretariat zu stellen und 
muss von mindestens fünf Mitgliedern aus mindestens zwei OSZE-Staaten unterzeichnet 
sein.212 Änderungsanträge zu den von den Generalberichterstattern vorgelegten 
Entschließungsentwürfen sind mindestens 14 Tage und Änderungsanträge zu zusätzlichen 
Beratungsgegenständen mindestens sieben Tage vor Eröffnung der ersten Plenarsitzung 
einzubringen.  
(iv) Änderungsantrag 
Änderungsanträge werden in demselben Ausschuss beraten, in dem auch die 
Entschließung bzw der zusätzliche Beratungsgegenstand beraten wird, auf die bzw den 
sich der Änderungsantrag bezieht. Der Vorsitzende des Ausschusses entscheidet über die 
Zulässigkeit des Änderungsantrages. Wenn der Vorsitzende entscheidet, dass der 
                                          
207  Art 20 Abs 1 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 13. 
208  Art 21 Abs 2 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 14. 
209  Art 21 Abs 2 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 14. 
210  Art 22 Abs 1 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 14. 
211  Art 22 Abs 3 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 14. 
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Änderungsantrag nicht zulässig ist, weil er nicht in den Zuständigkeitsbereich des 
Ausschusses fällt oder keinen Kompromissänderungsantrag gem Art 23 der 
Geschäftsordnung darstellt, kann jeder Befürworter des Änderungsantrages die 
Angelegenheit dem Präsidenten vorlegen. Der Präsident entscheidet sodann, welcher 
Ausschuss für die Befassung mit dem Änderungsantrag zuständig ist.213 
 
Die Änderungsanträge werden vor dem Text, auf den sie sich beziehen, und in der 
Reihenfolge der Absätze dieses Textes zur Abstimmung gestellt. Beziehen sich zwei oder 
mehrere Änderungsanträge auf denselben Absatz, so wird über sie in der Reihenfolge 
abgestimmt, in der sie den ursprünglichen Text betreffen; begonnen wird mit 
Änderungsanträgen auf vollständige Streichung von Textpassagen, es folgen 
Änderungsanträge auf teilweise Streichung, auf Abänderung und Textzusatz.214 
(v) Verfahrensanträge 
Die Mitglieder der PV haben die Möglichkeit, während einer Sitzung Verfahrensanträge zu 
stellen, wie etwa auf Vertagung der Aussprache über einen Beratungsgegenstand, auf 
Absetzung von der Tagesordnung, auf Unterbrechung der Sitzung oder auf Schluss der 
Aussprache.215 Jeder dieser Anträge kann im Lauf einer Sitzung nur einmal gestellt 
werden. Vom Vorsitzenden zugelassene Verfahrensanträge haben Vorrang vor dem 
Hauptgegenstand, dessen Beratung dadurch automatisch unterbrochen wird.216 Für die 
Annahme eines Verfahrensantrages bedarf es der Zweidrittelmehrheit der abgegebenen 
Stimmen. 
(vi) Dringlichkeitsanfrage 
In den Sitzungen der PV können auch Dringlichkeitsanfragen auf Vorschlag des Ständigen 
Ausschusses (bzw auf Vorschlag des Präsidenten, wenn der Ständige Ausschuss nicht 
tagt) in die Tagesordnung aufgenommen werden. Voraussetzung für eine Dringlichkeits-
anfrage ist, dass diese den OSZE-Prozess betrifft und auf ein Vorkommnis Bezug nimmt, 
das sich weniger als 24 Tage vor der Eröffnung der ersten Plenarsitzung ereignet hat 
oder öffentlich bekannt geworden ist.217 Eine Dringlichkeitsanfrage wird in Form eines 
Entschließungsentwurfes eingebracht und ist von mindestens 25 Mitgliedern aus 
mindestens zehn OSZE-Staaten zu unterzeichnen. Falls der Ständige Ausschuss oder das 
Präsidium beschließt, einen solchen Beratungsgegenstand nicht in die Tagesordnung der 
PV aufzunehmen, haben die Antragsteller das Recht, die PV schriftlich anzurufen, die mit 
                                          
213  Art 22 Abs 2 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 14. 
214  Art 22 Abs 4 iVm Abs 5 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 14. 
215  Art 25 Abs 1 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 16. 
216  Art 25 Abs 2 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 16. 
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einer Zweidrittelmehrheit der Mitglieder beschließen kann, die Dringlichkeitsanfrage in 
die Tagesordnung aufzunehmen.218 
(vii) Wintertagungen219 
Die Wintertagungen finden in den ersten zwei Monaten des Jahres für höchstens drei 
Tage in Wien statt. Eine Wintertagung besteht aus den Sitzungen des Ständigen 
Ausschusses und der Allgemeinen Ausschüsse der PV. Die Tagesordnung jeder 
Wintertagung beinhaltet Berichte vom Ministerrat und von leitenden OSZE-Institutionen 
sowie eine Bewertung der Tätigkeit der OSZE.220 Während der Wintertagungen werden 
von den Allgemeinen Ausschüsse keine politischen Entschließungen verabschiedet. Sie 
können jedoch eine solche Entschließung dem Ständigen Ausschuss zur Verabschiedung 
vorschlagen.221 
(viii) Herbsttagungen222 
Die Herbsttagung tritt einmal im Jahr für höchstens drei Tage in einem der Teilnehmer- 
oder Partnerstaaten zusammen. Eine Herbsttagung besteht aus den Sitzungen des 
Ständigen Ausschusses und aus Sonderkonferenzen.  
 
Der Präsident schlägt auch die Tagesordnungspunkte für die Winter- und Herbsttagungen 
vor, welche vom Ständigen Ausschuss endgültig verabschiedet werden. Die Allgemeinen 
Ausschüsse beschließen ihre Tagesordnung während der Wintertagung auf Vorschlag 
ihrer Vorsitzenden. Das Präsidium hat hierbei ein Vorschlagsrecht.223 
3.1.7.9. Abstimmungsregeln224 
Die Versammlung stimmt durch Handzeichen ab, außer in Fällen, in denen eine 
namentliche Abstimmung oder eine geheime Abstimmung erforderlich ist. Nur die 
abgegebenen Ja- und Neinstimmen werden bei der Auszählung der abgegebenen 
Stimmen berücksichtigt. Die Zahl der Enthaltungen wird schriftlich vermerkt. Die PV 
stimmt namentlich ab, wenn ein Drittel ihrer Mitglieder es verlangt. Die namentliche 
Abstimmung erfolgt in der Reihenfolge des französischen Alphabets.  
 
Der Vorsitzende ist für die Auszählung der Stimmen verantwortlich und verkündet das 
Ergebnis. Der Leiter jeder nationalen Delegation oder dessen ordnungsgemäß ernannter 
                                          
218  Art 26 Abs 2 iVm Abs 3 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 16. 
219  Art 21 Abs 1 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 10 f. 
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Stellvertreter gibt das Abstimmungsergebnis seiner Delegation bekannt. Wird das 
Abstimmungsergebnis einer nationalen Delegation angezweifelt, benennt der Vorsitzende 
unverzüglich zwei nicht dieser Delegation angehörende Stimmenzähler, die die 
Richtigkeit des verkündeten Abstimmungsergebnisses überprüfen.225 
 
Der Vorsitzende benennt drei Stimmenzähler. Alle ordnungsgemäß nominierten 
Kandidaten bzw deren Vertreter haben das Recht, die Stimmabgabe, die Auszählung der 
Stimmzettel und die Aufstellung des Abstimmungsergebnisses an allen Orten der 
Stimmabgabe zu beobachten. Bei der Feststellung des Abstimmungsergebnisses werden 
nur Stimmzettel berücksichtigt, die die Namen von Personen tragen, deren Kandidatur 
ordnungsgemäß eingereicht wurde. Der Vorsitzende verkündet das Abstimmungs-
ergebnis. 
3.1.7.10. Beschlussfähigkeit der PV 
Beschlüsse in der PV, im Ständigen Ausschuss, im Allgemeinen Ausschuss oder im 
Präsidium können nur gefasst werden, wenn die Mehrheit der Mitglieder anwesend ist. 
Der Vorsitzende stellt die Beschlussfähigkeit fest. Bei Beschlussunfähigkeit wird die 
Abstimmung verschoben. Der Ständige Ausschuss beschließt darüber, ob der aufgrund 
der Beschlussunfähigkeit nicht behandelte Beratungsgegenstand auf der nächsten 
Sitzung der PV zur Abstimmung gelangen soll. 
 
Über die Sitzungen der Tagungen der Organe der PV werden Protokolle geführt, in denen 
die anwesenden Mitglieder und die getroffenen Beschlüsse festgehalten werden. Das 
Sekretariat führt die Sitzungsprotokolle und erstellt einen Kurzbericht über Aussprachen 
der Plenarsitzung, in dem die behandelten Themen und die Teilnehmer aufgeführt 
werden. Die Mitglieder der PV haben gegenüber dem Ministerrat bzw gegenüber jedem 
Minister, der vor die Versammlung tritt, ein Fragerecht. Der Präsident der PV entscheidet 
über die Zulässigkeit und die Reihenfolge der Fragen. Wird eine Frage in der Fragestunde 
nicht mehr behandelt, so ist es Aufgabe des Sekretariats, sich dynamisch dafür 
einzusetzen, dass eine schriftliche Beantwortung erfolgt. Sofern keine anderen 
Bestimmungen gelten, ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen für die positive 
Beschlussfassung bestimmend. 
3.1.7.11. Der Ständige Ausschuss226 
Im fünften Teil der Geschäftsordnung sind der Ständige Ausschuss und die Allgemeinen 
Ausschüsse geregelt. Der Ständige Ausschuss besteht aus dem Präsidenten der 
Versammlung, den Vizepräsidenten, dem Schatzmeister, den Amtsträgern der 
                                          
225  Bei Wahlen von Amtsträgern findet die Abstimmung gemäß Art 5 der Geschäftsordnung statt (siehe näher 
unter Punkt 3.1.7.5 oben); Art 5 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 7. 
226  Art 35 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 20. 
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Allgemeinen Ausschüsse sowie den Leitern der nationalen Delegationen. Die Mitglieder 
des Präsidiums sind nur in ihrer Eigenschaft als Delegationsleiter stimmberechtigt. 
 
Der Ständige Ausschuss bereitet die Arbeit der PV zwischen den Sitzungsperioden vor 
und hat das Recht, zwischen den Sitzungsperioden zusammenzutreten. Er ergreift die 
ihm notwendig erscheinenden Maßnahmen, um die Fortführung der Arbeit der PV 
zwischen den Sitzungsperioden zu gewährleisten. Bei politisch dringenden 
Angelegenheiten kann der Ständige Ausschuss Entschließungen verabschieden, die dem 
Ministerrat der OSZE übermittelt werden. 
 
Für besondere Aufgaben kann der Ständige Ausschuss Ad-hoc-Ausschüsse einsetzen und 
deren Mandatsdauer, Zusammensetzung und Mandat festlegen. Beschlüsse im Ständigen 
Ausschuss werden nach dem Konsens-Minus-Eins-Prinzip gefasst. Es liegt im Ministerrat 
ein Entwurf auf, nach dem der Ständige Ausschuss nach der Konsens-Minus-Zwei-Regel 
Beschlüsse fassen kann. 
3.1.7.12. Die Allgemeinen Ausschüsse227 
Die PV verfügt über drei Allgemeine Ausschüsse: 
1. der Allgemeine Ausschuss für politische Angelegenheiten und Sicherheit; 
2. der Allgemeine Ausschuss für wirtschaftliche Angelegenheiten, Wissenschaft, 
Technologie und Umwelt und 
3. der Allgemeine Ausschuss für Demokratie, Menschenrechte und humanitäre 
Fragen. 
Die Mitglieder der Allgemeinen Ausschüsse werden von den nationalen Delegationen 
ernannt, damit soll eine ausgewogene Zusammensetzung der Allgemeinen Ausschüsse 
gewährleistet werden. Die Allgemeinen Ausschüsse werden von ihrem Vorstand geleitet. 
Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden, den stellvertretenden Vorsitzenden und 
dem Generalberichterstatter. Der Vorstand wird von den Allgemeinen Ausschüssen in der 
Schlusssitzung jeder Jahrestagung gewählt. Die Mitglieder des Vorstandes bilden zugleich 
auch das Präsidium der Allgemeinen Ausschüsse. 
 
Gem Art 37 der Geschäftsordnung prüfen die Ausschüsse Fragen, die für ihren 
Zuständigkeitsbereich von Bedeutung sind. Die Ausschüsse prüfen etwa an sie 
überwiesene Angelegenheiten sowie alle Vorschläge und Fragen, die ihnen zufolge eines 
Beschlusses der PV, des Ständigen Ausschusses, des Präsidiums oder des Präsidenten 
vorgelegt werden.  
 
                                          
227  Art 36 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 20 f. 
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Die Generalberichterstatter legen den Allgemeinen Ausschüssen Berichte vor. Diese 
Berichte werden von den Allgemeinen Ausschüssen geprüft und entsprechende 
Maßnahmen, die im Einklang mit den Entschließungsentwürfen oder Entschließungen 
stehen, ergriffen.  
 
Der Vorsitzende beruft die Allgemeinen Ausschüsse während der Jahrestagung, 
Außerordentlichen Sitzungen und Wintertagungen ein. Die Allgemeinen Ausschüsse 
verabschieden während der Wintertagungen keine politischen Entschließungen, sondern 
beurteilen lediglich die Tätigkeit der OSZE und verfassen darüber Berichte. Sie haben 
jedoch ein Vorschlagsrecht für politische Entschließungen, die dem Ständigen Ausschuss 
zur Verabschiedung vorgelegt werden. 
 
Ein Allgemeiner Ausschuss kann einen Unterausschuss einsetzen und dessen 
Zusammensetzung und Zuständigkeiten festlegen. Sitzungen der Allgemeinen 
Ausschüsse sind grundsätzlich öffentlich. Über jede Sitzung eines Allgemeinen 
Ausschusses wird ein Protokoll erstellt. 
 
Die Allgemeinen Ausschüsse wählen einen Generalberichterstatter, der die Aufgabe hat, 
einen Bericht für den Allgemeinen Ausschuss auszuarbeiten und auf der Grundlage des 
Berichtes eine Entschließung vorzubereiten. Der Ausschuss berät den Bericht und nimmt 
die Entschließung an, um sie der Versammlung zur Verabschiedung vorzulegen. Der 
endgültige Bericht eines Ausschusses enthält einen Beschlusstext. Nur über den 
Beschlusstext wird in der Versammlung abgestimmt. Bevor die Versammlung einen 
endgültigen Text berät, wird dieser vom Redaktionsausschuss geprüft. Wenn der 
Redaktionsausschuss zu der Auffassung gelangt, dass ihm vorgelegte Empfehlungen 
überflüssige Textstellen, Wiederholungen oder Widersprüche aufweisen, kann er den Text 
entsprechend abändern. 
 
Die Berichte der Allgemeinen Ausschüsse und Beschlüsse der PV werden gem Art 42 
Abs 1 der Geschäftsordnung dem Ministerrat zur Erörterung übermittelt.228  
3.1.7.13. Sekretariat229 
Art 40 der Geschäftsordnung sieht das Sekretariat für die Administration der PV vor. Der 
Sitz des Sekretariates ist in Kopenhagen. Der Generalsekretär steht dem Sekretariat vor, 
welcher auf Vorschlag des Präsidiums vom Ständigen Ausschuss ernannt wird. Die 
Ernennung gilt für eine Amtszeit von fünf Jahren. Sie kann durch Mehrheitsbeschluss des 
Ständigen Ausschusses verlängert werden. In Ausübung seiner Amtspflichten ist der 
                                          
228  Art 5 Abs 6 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 7.  
229  Art 40 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 23. 
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Generalsekretär dem Präsidenten sowie der PV verantwortlich. Dem Generalsekretär 
stehen zwei stellvertretende Generalsekretäre zur Seite.  
3.1.7.14. Haushalt und Finanzierung230 
Der Schatzmeister ist für die Haushaltsführung der PV verantwortlich. Hierbei wird er 
durch den Generalsekretär unterstützt.  
 
Insb hat der Schatzmeister die Aufgabe, dem Ständigen Ausschuss spätestens 30 Tage 
vor Eröffnung der Jahrestagung einen Jahreshaushaltsvoranschlag − nach dessen 
Erörterung durch das Präsidium − für das jeweils folgende Haushaltsjahr vorzulegen. Das 
Haushaltsjahr der PV dauert vom 1. Oktober bis zum 30. September. Der Ständige 
Ausschuss billigt den Jahreshaushalt und legt diesen der Vollversammlung auf der 
Jahrestagung vor. Der geprüfte Jahresabschluss für das vorausgegangene Haushaltsjahr 
wird dem Ständigen Ausschuss vom Schatzmeister innerhalb von sechs Monaten nach 
Ende des betreffenden Jahres vorgelegt. 
 
Der Schatzmeister und der Generalsekretär sind auch für die Finanzverwaltung der PV 
verantwortlich und haben in deren Namen in allen finanziellen Angelegenheiten das 
Zeichnungsrecht. Gem Art 10 der Erklärung von Madrid in der vom Delegations-
leiterausschuss am 13. Januar 1992 geänderten Fassung werden die nationalen Beiträge 
zum Haushalt der PV nach dem Kostenschlüssel der auf Regierungsebene tätigen OSZE 
berechnet. Wenn aus den Konten der Versammlung hervorgeht, dass ein Mitgliedstaat für 
einen Zeitraum von neun Monaten mit seinen Beitragszahlungen im Rückstand ist, dürfen 
die Mitglieder dieser Delegation sich so lange nicht an den Abstimmungen beteiligen, bis 
der Beitrag eingegangen ist.  
3.1.8. Willensbildung in den politischen Gremien der OSZE 
3.1.8.1. Allgemein 
Die Regeln für die Beschlussfassung der Verhandlungs- und Entscheidungsorgane finden 
sich in den am 8. Juni 1973 angenommenen Schlussempfehlungen der Helsinki-
Konsultationen, dem sogenannten „Blauen Buch“. 
3.1.8.2. Das Konsensprinzip231 
Die Beschlussfassung in der OSZE erfolgt grundsätzlich nach dem Konsensprinzip.232 Der 
Grundsatz des Konsensprinzipes ist in den Schlussempfehlungen der Helsinki-
                                          
230  Art 41 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 24.  
231 
 Troha, Die Folterbekämpfung in der OSZE im Vergleich mit dem Europarat 47 ff; Tudyka, Die OSZE - 
besorgt um Europas Sicherheit 86. 
232
  Schlussempfehlungen der Helsinki-Konsulationen 1973, 69. 
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Konsultationen verankert. Das Konsensprinzip leitet sich aus dem Bekenntnis der 
Teilnehmerstaaten zum Grundsatz der souveränen Gleichheit aller ihrer Teilnehmer-
staaten ab.233 Dieser Grundsatz wird in der OSZE im Sinne einer formellen Gleichheit im 
Rahmen der Willensbildung und Beschlussfassung verstanden. In den Schluss-
empfehlungen bekannten sich die Teilnehmerstaaten dazu, dass alle Staaten souverän 
und unabhängig sind und sich unter der Bedingung der vollen Gleichheit an der KSZE 
beteiligen. Das Konsensprinzip entspricht auch dem kooperativen Charakter der OSZE, 
die auf Dialog, Verhandlung und Zusammenarbeit ausgelegt ist. Kann ein Beschluss nicht 
einstimmig gefasst werden, sehen vereinzelte Regelungen in gewissen Bereichen 
Ausnahmen hiervon vor. 
 
In der Regel wird jeder Beschluss, der durch Abstimmung in der OSZE behandelt wird, 
nach dem Konsensprinzip gefasst. Der Grundgedanke ist, dass im Konsens gefasste 
Beschlüsse eine breite Zustimmung haben und dadurch gewährleistet ist, dass die 
eingegangenen Verpflichtungen auch eingehalten werden. Das Konsensprinzip soll den 
„OSZE-Normen“ Glaubwürdigkeit, Legitimität und ihren Verbindlichkeitsanspruch 
verschaffen, indem die Interessen aller Teilnehmerstaaten − auch kleinerer Staaten – 
berücksichtigt werden.234 Das Konsensprinzip kann für die Tätigkeit der OSZE zu 
praktischen Problemen führen, weil jeder einzelne Teilnehmerstaat die positive 
Beschlussfassung verhindern kann. In den Verhandlungen der OSZE werden Positionen 
so lange verhandelt, bis ein für alle Teilnehmerstaaten annehmbarer Kompromiss für 
einen Beschluss gefunden wird. 
 
Ein Beschluss ist im Konsens gefasst, sobald kein Teilnehmerstaat aktiv Einwendungen 
erhebt. Das Konsensprinzip in der OSZE verlangt daher nicht die Zustimmung aller 
Teilnehmerstaaten. Ein Beschluss ist demnach im Konsens gefasst, wenn alle Teil-
nehmerstaaten entweder aktiv zustimmen oder sich der Stimmabgabe enthalten. Ein 
positiver Beschluss kann durch aktive Einwendungen verhindert werden.235  
 
Beschlüsse können durch diese Regelung einfacher gefasst werden als in einem 
Abstimmungsverfahren, in dem alle Teilnehmerstaaten ihre Stimme aktiv abgeben 
müssen. Aus politischen Gründen ist es für einen Teilnehmerstaat einfacher, sich seiner 
Stimme zu enthalten, als ausdrücklich seine Stimme gegen den Beschluss abzugeben 
und die Beschlussfassung zu verhindern.236  
                                          
233  Troha, Die Folterbekämpfung in der OSZE im Vergleich mit dem Europarat 47. 
234  Troha, Die Folterbekämpfung in der OSZE im Vergleich mit dem Europarat 47. 
235 
 Schlussempfehlung der Helsinki-Konsultationen, Ziffer 69. 
236  Troha, Die Folterbekämpfung in der OSZE im Vergleich mit dem Europarat 48. 
  - 83 - 
3.1.8.3. Vorbehaltsregelung237 
Die Teilnehmerstaaten können formelle Vorbehalte oder interpretierende Erklärungen zu 
bestimmten Beschlüssen abgeben. Ein formeller Vorbehalt oder eine interpretierende 
Erklärung muss registriert werden und auf Verlangen an die anderen Teilnehmerstaaten 
übermittelt werden.  
 
Der Vorbehalt darf nicht den wesentlichen Vereinbarungen des im Konsens 
angenommenen Beschlusses widersprechen. Zweck dieser Vorschrift ist die Gewähr-
leistung der Regelungssicherheit der verabschiedeten OSZE-Vereinbarungen. Durch die 
Annahme eines OSZE-Beschlusses im Konsens soll ein Stand der Bestimmungen erreicht 
werden, dem jeder Staat uneingeschränkt zustimmen kann. Ein Staat soll daher nicht die 
Möglichkeit haben, einer OSZE-Vereinbarung seine Zustimmung zu erteilen und 
gleichzeitig durch Vorbehalte die Vereinbarungen in ihren wesentlichen Punkten 
auszuhöhlen.  
3.1.8.4. Abweichungen von der Konsensregel238 
Wie bereits erwähnt, sind Beschlüsse durch die Teilnehmerstaaten einstimmig zu fassen. 
Es finden sich jedoch auch Ausnahmen vom Konsensprinzip, wie etwa in den OSZE-
Mechanismen.  
 
Historisch wurde die erste Ausnahme 1991 in Madrid im Zuge der Schaffung der PV 
statuiert.239 Beschlüsse in der PV werden grundsätzlich mit Mehrheit angenommen.240 
 
Eine bedeutsame Abweichung von der Konsensregel findet sich im politisch sensiblen 
Bereich der Menschlichen Dimension der OSZE verankert, welche beim Moskauer Treffen 
der KSZE beschlossen wurde. Bei der Beschlussfassung über die Einsetzung einer 
Berichterstattermission kann der betroffene Teilnehmerstaat nämlich nicht mitstimmen. 
Gemäß dem Abschließenden Dokument von Moskau über die Menschliche Dimension im 
Jahre 1991 kann eine Berichterstattermission auch gegen den Einwand eines 
Teilnehmerstaates eine Untersuchung über Verletzungen von Bestimmungen der 
Menschlichen Dimension eingeleitet werden, wenn zumindest neun weitere Teilnehmer-
staaten die Einleitung befürworten.241  
 
                                          
237  Schlussempfehlung der Helsinki-Konsultationen, Ziffer 79. 
238  Troha, Die Folterbekämpfung in der OSZE im Vergleich mit dem Europarat 49. 
239  Troha, Die Folterbekämpfung in der OSZE im Vergleich mit dem Europarat 49. 
240
  Art 34 der Geschäftsordnung der Parlamentarischen Versammlung 19. 
241 
 Abschließendes Dokument von Moskau 1991, Abschnitt I Ziffer 12. 
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Ferner ist auch im Verfahren der „Maßnahmen der OSZE bei groben Verletzungen von 
Bestimmungen über Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit“ eine 
Abweichung von der Konsensregel vorgesehen. Der OZSE-Ministerrat oder der Ständige 
Rat können Maßnahmen ohne Zustimmung des betroffenen Teilnehmerstaates 
beschließen. Dieses Verfahren ist dann anwendbar, wenn ein Teilnehmerstaat 
Verpflichtungen im Bereich der Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 
verletzt hat. Diese sogenannte Konsens-Minus-Eins-Regelung wurde auf dem Treffen des 
Ministerrates 1992 in das System der OSZE eingeführt.242 
 
Anlässlich des Dritten Treffens des KSZE-Rates in Stockholm am 14. und 15. Dezember 
1992 beschloss der Ministerrat im Rahmen des Beschlusses über die friedliche Beilegung 
von Streitigkeiten eine weitere Ausnahme von der Konsensregel.243 Der Ministerrat als 
auch der Ständige Rat (vormals Hoher Rat) können im Verfahren des Vergleiches auf 
Anordnung zwei Teilnehmerstaaten anweisen, sich dem OSZE-Vergleichsverfahren zu 
unterziehen. Der Ministerrat oder der Ständige Rat kann die Verfahrensart festlegen und 
zwischen den allgemeinen Streitbeilegungsverfahren des Valletta-Mechanismus oder dem 
Verfahren der Vergleichs- und Schiedsgerichtsbarkeit wählen, sofern die betroffenen 
Teilnehmerstaaten dem Übereinkommen über den Vergleichs- und Schiedsgerichtshof der 
OSZE beigetreten sind.244 Der Teilnehmerstaat kann zwar an den Beratungen des 
Ministerrates oder des Ständigen Rates teilnehmen, er ist jedoch nicht berechtigt, bei der 
Beschlussfassung mitzustimmen. Diese Regelung wird als Konsens-Minus-Zwei-Regel 
bezeichnet. Bei der Suspendierung des ehemaligen Jugoslawiens von der Teilnahme an 
sämtlichen OSZE-Treffen im Jahre 1992 machten die Teilnehmerstaaten von der 
Anwendung der Konsens-Minus-Zwei-Regel Gebrauch. 
 
Die OSZE kennt neben diesem Konsensprinzip also auch das Mehrheitsprinzip. Das 
Mehrheitsprinzip ist jedoch die Ausnahme im System der OSZE, da es lediglich bei der 
Beschlussfassung in der PV zur Anwendung kommt. Ansonst ist im Berichterstatter-
verfahren die Möglichkeit eines Minderheitenbegehrens und va im Bereich der 
Menschlichen Dimension ein qualifiziertes Mehrheitsprinzip vorgesehen.245 
                                          
242  Troha, Die Folterbekämpfung in der OSZE im Vergleich mit dem Europarat 50; Fischer/Köck, Das Recht der 
Internationalen Organisationen 555.  
243  KSZE, 3. Treffen des Rates in Stockholm 1992, Beschluss über die friedliche Beilegung von Streitigkeiten 5 
(d). 
244  KSZE, 3. Treffen des Rates in Stockholm 1992, Beschluss über die friedliche Beilegung von Streitigkeiten, 
Anhang 4 2 (b). 
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 Troha, Die Folterbekämpfung in der OSZE im Vergleich mit dem Europarat 52. 
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3.1.9. Die Quellen des „OSZE-Rechtes“  
3.1.9.1. Grundlagen 
Die OSZE bringt ihren Willen in den OSZE-Dokumenten zum Ausdruck, in denen die 
Regeln, die das von der OSZE als erwünscht erachtete Verhalten für die Teilnehmer-
staaten festlegen, beinhaltet sind. Die OSZE fungiert somit als Normengeber. Die 
Gesamtheit der im Rahmen der OSZE verabschiedeten Dokumente stellt das System 
sowie die Grundlage der Tätigkeit ihrer Teilnehmerstaaten dar. Basis des Normensystems 
der OSZE sind die Schlussdokumente der Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs, 
welche als „Verfassung der OSZE“ bezeichnet werden können.  
 
Auf der Grundlage der in den Schlussdokumenten enthaltenen Erklärungen und 
Beschlüsse werden durch die OSZE-Organe die sonstigen Beschlüsse und Maßnahmen 
geschaffen. Ähnlich dem Organisationsstatut einer internationalen Organisation ist eine 
Unterscheidung in zwei Arten von Normen, nämlich Primär- und Sekundärnormen, 
erkennbar. Die Unterscheidung dieser beiden Kategorien von Normen ist für das 
strukturelle Verständnis sowie die Bestimmung der Verpflichtungen bedeutsam. Demnach 
können die „OSZE-Normen“ in Primär- und Sekundärquellen eingeteilt werden. Die 
Bezeichnung Primär- bzw Sekundärnormen ist eine Konsequenz aus der Eigenart der 
„OSZE-Normen“. Auf Grundlage der Primärquellen ergehen von den Organen der OSZE 
die Sekundärquellen. Die sekundären Normen sind für die Umsetzung der Primärquellen 
notwendig und beziehen ihren Geltungsgrund aus den Primärnormen. Aufgrund dieser 
differenzierten Funktionsweisen der Normen ist es für die Bestimmung und 
Systematisierung der „OSZE-Normen“ durchaus sinnvoll und praktikabel, diese nach den 
beiden Kategorien einzuteilen. Die Primär- und Sekundärnormen der OSZE stellen ein in 
sich geschlossenes Normensystem dar, welches für die OSZE und ihre Teilnehmerstaaten 
in Geltung ist. 
3.1.9.2. Primärquellen der OSZE-Dokumente 
(i) Begriff 
Als Primärquellen der OSZE können jene Vereinbarungen bzw Beschlüsse bezeichnet 
werden, die auf höchster politischer Ebene zustande kommen und inhaltlich satzungs-
ähnliche Merkmale aufweisen. Die Einteilung zwischen Primär- und Sekundärquellen 
erfolgt demgemäß durch formale und materielle Unterscheidungsmerkmale. Auf formaler 
Ebene werden die Primärnormen anhand des Norm erzeugenden Organes festgelegt. Dies 
ist praktisch bedeutsam, denn einerseits sind die Primärnormen Maßstab für das Handeln 
der Institutionen der OSZE, andererseits lassen sich die Beschlüsse der OSZE und das 
Handeln der Institutionen der OSZE durch die Primärnormen den Teilnehmerstaaten als 
Gesamtheit zurechnen.  
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Generell sind die Primärnormen unbestimmt und abstrakt formuliert, sie haben eine Leit- 
und Ermächtigungsfunktion. Vereinfacht lässt sich sagen, dass die Primärquellen 
„Rechtsentstehungscharakter“ und die Sekundärquellen „Rechtsanwendungscharakter“ 
haben. 
 
Primärquellen erlassen die Staats- und Regierungschefs der Teilnehmerstaaten auf den 
Gipfeltreffen kraft der Souveränität der Staaten. Auf materieller Ebene schaffen die 
Primärnormen eine Grundlage für die Tätigkeit der Organisation selbst. Sie lassen sich 
mit Gründungsverträgen internationaler Organisationen vergleichen und legen die 
„verfassungsmäßigen“ Bestimmungen der OSZE fest. Die OSZE stellt nach der 
herrschenden Lehre keine internationale Organisation im engeren Sinn dar und verfügt 
über kein Statut. Die Primärquellen stellen jedoch die „rechtliche“ Grundlage der OSZE 
dar, welche die Organisation als politischen und institutionellen Verband von souveränen 
Staaten konstituieren. Bis zur Wende Ende der 90er Jahre bestand die damalige KSZE 
ohne einen institutionellen Rahmen als Staatenkonferenz. Mit dem Verrechtlichungs-
prozess gewann die OSZE die Attribute einer internationalen Organisation. Aufgrund des 
Fehlens eines Gründungsvertrages ist es allgemein schwierig, die konkreten 
Primärnormen zu bestimmen. Die abschließenden Dokumente der Staats- und 
Regierungschefs auf den Gipfeltreffen bilden in ihrer Gesamtheit die Primärnormen der 
OSZE. Aufgrund des Mangels an Rechtlichkeit stellen sich Fragen nach der Geltung und 
Verbindlichkeit der Normen − diese Problematik wird im Anschluss im Kapitel über den 
rechtlichen Gehalt der OSZE diskutiert. 
 
Von diesen Vereinbarungen der Staats- und Regierungschefs sind jene Vereinbarungen 
und Beschlüsse abzugrenzen, die vom Ministerrat erlassen werden. Das Verhältnis der 
Normen untereinander ist durch ein Rangverhältnis bestimmt. 
(ii) Funktion der Primärquellen 
Die Primärquellen sind die Grundlagen der OSZE und Geltungsgrund für die 
Sekundärnormen. Sie bestimmen die Ziele und Aufgaben der OSZE, legen die 
Grundprinzipien, Verhaltensstandards und Verpflichtungen für die OSZE und ihre 
Teilnehmerstaaten fest, schaffen die Kompetenzen und Mandate der OSZE und ihrer 
abgeleiteten Organe, beinhalten die verfahrensrechtlichen Vorschriften der Willensbildung 
innerhalb der OSZE und jene über die Vertretung nach außen sowie die erforderlichen 
finanziellen Bestimmungen.  
 
Die Schlussakte von Helsinki 1975 und die Charta von Paris besitzen einen besonderen 
Stellenwert in der OSZE. Die Schlussakte zeichnet die inhaltliche Konzeption der OSZE 
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vor. So normiert die Schlussakte den Dekalog für die Beziehungen der Teilnehmerstaaten 
untereinander und legt den Bereich der Aktivitäten der OSZE materiell und originär fest. 
Die Achtung und Einhaltung der zehn Prinzipien der Schlussakte ist eine unbedingte und 
wesentliche Voraussetzung für die Teilnahme an der OSZE.  
 
Die Charta von Paris formte die damalige KSZE von Grund auf um und gab ihr eine neue 
Gestalt. Dies war auch der Grundstein für ein ständiges gemeinschaftliches und 
kooperatives Handeln der Teilnehmerstaaten in der OSZE. Die Einbeziehung der 
rechtsstaatlichen Garantien und der demokratischen Grundrechte und Werte in den 
Prozess erweiterten auch die primären Verpflichtungen der Teilnehmerstaaten. Durch 
jede Verabschiedung eines weiteren Dokumentes durch die Staats- und Regierungschefs 
auf den Gipfeltreffen wurden die Primärnormen geändert, sodass sich die Grundlage der 
OSZE − vor allem in der Zeit der Wende − in einer stetigen Entwicklung und Erneuerung 
befand. Man hatte es praktisch mit einem dynamischen „Statut“ zu tun, da die 
Änderungen und Erneuerungen nicht nur einzelne Teile, sondern tief greifende 
Umwälzungen betrafen. Seit dem letzten Gipfeltreffen im Jahre 1999 ist es zu einem 
Ende des Umstrukturierungsprozesses gekommen. Die OSZE hat sich zu einem festen 
Organisationsgefüge entwickelt. Seit nunmehr elf Jahren fand innerhalb der OSZE kein 
Gipfeltreffen mehr statt, sodass nicht mehr von einer Staatenkonferenz gesprochen 
werden kann.  
 
Die Dokumente der Gipfeltreffen verweisen regelmäßig auf ihre letzten Beschlüsse, 
wiederholen die Bestimmungen und adaptieren diese an die sich ständig ändernden 
Verhältnisse. Auf der Grundlage ihrer Beschlüsse erhalten die übrigen Organe die 
Aufgaben und Mandate zugewiesen. Die Organe der OSZE selbst sind an die Beschlüsse 
gebunden.  
3.1.9.3. Sekundärquellen 
(i) Begriff 
Die Sekundärnormen sind jene Bestimmungen, die auf Grundlage der Primärquellen von 
den Organen der OSZE erlassen werden. Sie vollziehen und wenden die Primärquellen 
an. Die Primärnormen geben den Sekundärnormen die Rahmenbedingungen für ihr 
Handeln. Die Organe der OSZE werden durch die Primärnormen ermächtigt, im Namen 
der OSZE Beschlüsse zu fassen. Innerhalb dieser Ermächtigung ist zwischen zwei 
Wirkungsrichtungen zu unterscheiden. Jene Beschlüsse, die sekundäre Normen 
hervorbringen, die die Organisation selbst betreffen, wie zB verfahrensrechtliche 
Bestimmungen oder Geschäftsordnungen. Sie sind durch den organisatorischen bzw 
verwaltungsähnlichen Charakter geprägt, der notwendig ist, um den institutionellen 
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Rahmen der OSZE zu koordinieren. Sie konkretisieren die primären Normen und werden 
als interne Sekundärquellen bezeichnet. 
3.1.9.4. Funktion und Einteilung der Sekundärquellen  
Jene Beschlüsse, die das Verhältnis der OSZE zu ihrer Außenwelt betreffen, werden als 
externe Sekundärquellen bezeichnet. Sie haben ihre Grundlage ebenfalls in den 
Primärquellen. Meist haben sie einen individuellen Charakter und betreffen einen 
konkreten Einzelfall.  
 
Als Organe der OSZE im engeren Sinn werden jene bezeichnet, die aufgrund der 
Primärnormen eine Ermächtigung zur Beschlussfassung besitzen. Dies sind der 
Ministerrat, der Ständige Rat und das Forum für Sicherheitskooperation. Vormals auch 
der Hohe Rat, der im Juni 2006 auf Beschluss des Ministerrates aufgelöst wurde.  
 
Der Ministerrat als zentrales Exekutivorgan der OSZE hat die Befugnis, über die internen 
verfahrenstechnischen und organisatorischen Modalitäten nach eigenem Ermessen zu 
entscheiden. So ist aufgrund seines Beschlusses der Hohe Rat aufgelöst worden. Der 
Ministerrat hat keine eigene Geschäftsordnung. Die organisatorischen Modalitäten sowie 
die Tagesordnungspunkte die Ministerratstreffen betreffend werden vom Ständigen Rat 
beschlossen. Die verfahrensrechtlichen Vorschriften bezüglich der Abhaltung von 
Sitzungen, der Beratungen über die Beschlussgegenstände oder über die Willensbildung 
sind durch die Beschlüsse der Gipfeltreffen von Helsinki 1992, Budapest 1994, Lissabon 
1996 und Istanbul 1999 festgelegt.  
 
Der Ministerrat erlässt seine Entscheidungen in Form von Beschlüssen. Dies können 
„Statements“ und „Declarations“ (Erklärungen) oder generell „Decisions“ 
(Entscheidungen) sein, die man als Entscheidungen über eine konkrete Angelegenheit 
und als Empfehlungen kategorisieren kann. Unter den Sekundärnormen sind die 
Beschlüsse des Ministerrates jene mit der höchsten Bedeutung. Dies resultiert aus der 
Stellung des Ministerrates als Leitungs- und Kontrollorgan. Er exekutiert unmittelbar die 
auf den Gipfeltreffen erlassenen Primärnormen. Gemäß der Charta von Paris kann der 
Ministerrat Beschlüsse über Fragen fassen, die für die OSZE von Bedeutung sind. Diese 
Ermächtigungsnorm ist sehr weit und abstrakt ohne eine sachliche Einschränkung 
gefasst. Nach dem Wortlaut ermächtigt sie den Ministerrat, über sämtliche Bereiche der 
OSZE nach eigenem Ermessen zu entscheiden.  
 
Die von ihm erlassenen Beschlüsse nehmen die höchste Ordnung innerhalb der Gruppe 
der Sekundärnormen ein. Die Beschlüsse des Ständigen Rates − auf Ebene der Ständigen 
Vertreter der 56 Teilnehmerstaaten – gehören, soweit sie ihrem Inhalt nach in diesen 
Rang einzustufen sind, zu den Sekundärnormen der OSZE. Dazu zählen jene Beschlüsse, 
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die die Dokumente der Gipfeltreffen und der Ministerratstreffen ergänzen sowie 
besonders wichtige Grundsatzfragen betreffen. Hierzu gehören auch jene Entscheidungen 
des Ständigen Rates, die lediglich das Tagesgeschäft der OSZE betreffen. Die Beschlüsse 
des Ständigen Rates betreffen überwiegend organisatorische Bestimmungen, wie etwa 
die Erteilung eines Mandates einer Expertenmission.  
 
Der Ständige Rat ist für die Umsetzung der Beschlüsse des Ministerrates und der 
Gipfeltreffen verantwortlich. Er hat nicht die Kompetenz, neue Aufgaben bzw neue 
Kompetenzen zu schaffen, sondern vollzieht lediglich die Primärquellen. Teilweise 
betreffen die Beschlüsse Einzelentscheidungen zu bestimmten organisatorischen Fragen 
bzw zu Sachfragen. 
 
Bei der Unterscheidung in primäre und sekundäre Quellen darf aber nicht übersehen 
werden, dass letztere auch als Erkenntnisquellen für die Vollziehungspraxis der OSZE 
heranzuziehen sind und einen bedeutsamen Einfluss auf die Beschlüsse der Staats- und 
Regierungschefs sowie der Minister haben und damit wesentlich zur Fortbildung der OSZE 
beitrugen.  
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3.2. Die ständigen Institutionen 
3.2.1. Der Amtierende Vorsitzende 
Die oberste Verantwortung für die Durchführung und Koordinierung der OSZE-Aktivitäten 
liegt beim Amtierenden Vorsitzenden. Seine Position wird durch den Außenminister 
desjenigen Teilnehmerstaates, welcher den jährlich wechselnden Vorsitz der Organisation 
innehat, besetzt.246 Er wird bei dieser Aufgabe jeweils von seinem Vorgänger und seinem 
designierten Nachfolger unterstützt, die mit ihm zusammen die OSZE-Troika bilden. Ins 
Leben gerufen wurde der Amtierende Vorsitzende durch die Charta von Paris 1990. Der 
Aufgabenbereich des Amtierenden Vorsitzenden umfasst die Leitung und Koordinierung 
der Aktivitäten der OSZE-Institutionen und Organe − mit Ausnahme des Gipfeltreffens −, 
insb aber jene der OSZE-Missionen. Er ist auch für die Ausarbeitung und Konsultation der 
im Ministerrat gefassten Beschlüsse zuständig. Außerdem repräsentiert der Amtierende 
Vorsitzende die Organisation nach außen hin.  
 
Im Bereich der Konfliktverhütung und Krisenbewältigung überwacht er die Einhaltung der 
Verpflichtungen der Teilnehmerstaaten. Als Repräsentant der OSZE bereist er Krisen- und 
Konfliktgebiete, vermittelt zwischen den Parteien und macht Lösungsvorschläge.247 Der 
Amtierende Vorsitzende besitzt zudem die Möglichkeit, für eine Krise oder einen Konflikt 
einen persönlichen Repräsentanten mit einem Mandat in das Krisengebiet zu entsenden. 
Hierfür ist kein Beschluss des Ständigen Rates nötig, sodass der Amtierende Vorsitzende 
den persönlichen Repräsentanten auch ohne die Zustimmung des betroffenen Staates 
entsenden kann. 
3.2.2. Das Sekretariat 
Zur Unterstützung des Amtierenden Vorsitzenden und der politischen Organe wurde 
durch die Charta von Paris im Jahre 1990 das Sekretariat innerhalb der OSZE 
installiert.248 Das Sekretariat steht unter der Leitung eines vom Ministerrat auf drei Jahre 
ernannten Generalsekretärs. Anfänglich hatte es seinen Sitz in Prag, im Jahre 1993 
wurde dieser nach Wien verlegt.  
 
Die Aufgabe des Sekretariats besteht in der administrativen Unterstützung der Treffen 
des Rates. Das Sekretariat ist in zwei Hauptabteilungen gegliedert: (i) in das 
                                          
246 
 Charta von Paris 1990, Zusatzdokument zur Durchführung einiger Bestimmungen der Charta von Paris für 
ein neues Europa, I. Abschnitt 5; Tudyka, Die OSZE - besorgt um Europas Sicherheit 100. 
247  http://www.osce.org/about/17178.html 
248  Charta von Paris 1990, 16; Tudyka, Die OSZE - besorgt um Europas Sicherheit 104. 
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Konfliktverhütungszentrum und (ii) in die Abteilung Verwaltung und Einsätze. Das 
Konfliktverhütungszentrum unterstützt den Amtierenden Vorsitzenden in den Bereichen 
Frühwarnung, Konfliktverhütung und Konfliktbearbeitung. Die Abteilung Verwaltung und 
Einsätze ist für technische und administrative Aufgaben zuständig. Eine weitere Aufgabe 
ist die Leitung der Konferenzdienste und der Finanzverwaltung. Das Sekretariat 
beherbergt zudem den Koordinator für OSZE-Aktivitäten im Bereich Wirtschaft und 
Umwelt. Dem Sekretariat angegliedert ist das Prager Büro, das auch das Archiv und das 
Dokumentationszentrum sowie das Verbindungsbüro für Zentralasien in Taschkent 
(Usbekistan) umfasst. Weitere Aufgaben können dem Sekretariat durch den Ministerrat 
erteilt werden.  
3.2.3. Das Büro für Demokratie und Menschenrechte (BDIMR)249 
Das BDIMR in Warschau ist die Hauptinstitution der OSZE im Bereich der Menschlichen 
Dimension. Das BDIMR wurde ursprünglich als „Büro für freie Wahlen“ mit der Aufgabe, 
die Verpflichtungen in der Menschlichen Dimension zu überwachen und zu unterstützen, 
geschaffen.  
 
Heute liegt die Hauptaufgabe des BDIMR in der Unterstützung von freien und fairen 
Wahlen sowie in der Wahlbeobachtung im OSZE-Raum. Außerdem ist das BDIMR dafür 
zuständig, den Ausbau und die Festigung von demokratischen Institutionen und den 
Aufbau der Zivilgesellschaft zu fördern. Auch die Verfolgung der Entwicklungen im 
Bereich der Menschlichen Dimension liegt im Aufgabenbereich des BDIMR. Es arbeitet 
dabei eng mit anderen internationalen Organisationen −  insb mit dem Europarat − und 
mit NGOs zusammen. Das BDIMR ist für die Organisation der Implementierungstreffen zu 
Fragen der Menschlichen Dimension zuständig.250 
 
Das BDIMR ist in drei Abteilungen gegliedert: 
- Förderung von freien und fairen Wahlen, Wahlbeobachtung; 
- Stärkung von demokratischen Institutionen und 
- Überwachung der Einhaltung der Verpflichtungen. 
Seit 1992 beobachtet das BDIMR Wahlen vor Ort. Die Wahlbeobachtung umfasst die 
Wahlwerbung, den Ablauf der Wahlen und die Umsetzung der Wahlergebnisse. Die 
Wahlbeobachtung soll eine Beurteilung des Wahlprozesses gewährleisten. Auf Basis der 
Ergebnisse der Wahlbeobachtung erstellt das BDIMR nach den Wahlen einen Bericht, 
                                          
249  Wenig, Möglichkeiten und Grenzen der Streitbeilegung ethnischer Konflikte durch die OSZE 51; Tudyka, Die 
OSZE - besorgt um Europas Sicherheit 106 ff. 
250  Budapester Dokument 1994, Beschlüsse von Budapest, Kapitel VIII Menschliche Dimension, Ziffer 8 ff. 
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welcher dem Ständigen Rat übermittelt wird. Der „Wahlbericht“ enthält auch 
Empfehlungen für die nächsten Wahlen. Das Prädikat „frei und fair“ wird nur nach der 
Erfüllung des im Kopenhagener Dokument enthaltenen Kataloges demokratischer 
Kriterien vergeben.  
1993 fand das erste Implementierungstreffen der Menschlichen Dimension statt. Dabei 
wurden alle Verpflichtungen in diesem Bereich auf ihre Anwendung in den einzelnen 
Staaten überprüft. Diese Treffen werden seither in jenen Jahren, in welchen kein 
Gipfeltreffen stattfindet, durch das BDIMR in Warschau organisiert.  
Im Bereich der Demokratisierung führt das BDIMR Projekte zur technischen 
Unterstützung der Rechtsstaatlichkeit in den neuen Demokratien durch. Diese Projekte 
umfassen zB die Unterstützung bei der Einrichtung von „Ombudsmann-Institutionen“, 
den Aufbau der Verfassungsgerichtsbarkeit, die Menschenrechtsausbildung und die 
Ausbildung von Grenzwächtern und Zollbeamten. Das BDIMR hat zu diesem Zweck 
Vereinbarungen mit vielen Staaten in Zentralasien und im Kaukasus unterzeichnet. 
3.2.4. Der Hohe Kommissar für nationale Minderheiten (HKNM)251 
Am Gipfeltreffen von Helsinki im Jahre 1992 haben die Teilnehmerstaaten beschlossen, 
einen Kommissar für nationale Minderheiten einzusetzen.252 Das Amt des HKNM wurde 
auf niederländischen Vorschlag vor dem Hintergrund der gewaltsamen Konflikte im 
ehemaligen Jugoslawien geschaffen.  
 
Seine Aufgabe ist es, Minderheitenkonflikte frühzeitig zu erkennen und gemeinsam mit 
den betroffenen Parteien geeignete Maßnahmen zur Lösung von ethnischen Konflikten 
vorzuschlagen. Der HKNM ist für die Überwachung der OSZE-Verpflichtungen der 
Teilnehmerstaaten in Fragen nationaler Minderheiten zuständig, ebenso dafür, die 
Teilnehmerstaaten für ethnische Konflikte zu sensibilisieren. Nach § 3 des zweiten 
Abschnittes der Helsinki-Beschlüsse wird das Mandat des HKNM wie folgt beschrieben:253  
 
Der HKNM sorgt zum frühestmöglichen Zeitpunkt für „Frühwarnung“ und gegebenenfalls 
„Frühmaßnahmen“ im Hinblick auf Spannungen bezüglich Fragen nationaler 
Minderheiten, die sich noch nicht über ein Frühwarnstadium hinaus entwickelt haben, die 
jedoch nach Einschätzung des Hohen Kommissars das Potential in sich bergen, sich im 
KSZE-Gebiet zu einem den Frieden, die Stabilität und die Beziehungen zwischen den 
                                          
251  Höhn, Zwischen Menschenrechten und Konfliktprävention 291 ff; Wenig, Möglichkeiten und Grenzen der 
Streitbeilegung ethnischer Konflikte durch die OSZE 54; Tudyka, Die OSZE - besorgt um Europas Sicherheit 
110 ff; Helsinki Dokument 1992, Herausforderungen des Wandels, Beschlüsse von Helsinki, I. Abschnitt 
Ziffer 23. 
252  Helsinki-Dokument 1992, Herausforderungen des Wandels, Gipfelerklärung von Helsinki, Ziffer 20. 
253  Helsinki-Dokument 1992, Herausforderungen des Wandels, Beschlüsse von Helsinki, I. Abschnitt Ziffer 23. 
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Teilnehmerstaaten beeinträchtigenden Konflikt zu entwickeln, der die Aufmerksamkeit 
oder das Eingreifen des Rates oder des AHB erfordert. 
 
Gem §§ 11 und 12 des Mandates sorgt der HKNM für Frühwarnung, indem er 
Informationen sammelt und entgegennimmt, eine Einschätzung der Spannungen 
vornimmt sowie mit den betroffenen Parteien Kontakt aufnimmt und Besuche abstattet, 
um Informationen aus erster Hand über die Lage nationaler Minderheiten zu erhalten.254 
Der HKNM kann während eines Besuches in einem Teilnehmerstaat die Fragen mit den 
betroffenen Parteien erörtern und gegebenenfalls Dialog, Vertrauen und Zusammenarbeit 
unter ihnen fördern.255 
 
Im Rahmen seiner Tätigkeit nimmt der HKNM eine unparteiische und unabhängige 
Stellung ein. Seine Tätigkeit ist vertraulich. In der Regel bedarf der HKNM keines 
Beschlusses des Ständigen Rates oder der Aufforderung eines Teilnehmerstaates, um 
tätig zu werden. Eine Ausnahme hievon liegt vor, wenn eine nationale Minderheit dem 
HKNM einen relevanten Sachverhalt anzeigt. In diesem Fall benötigt der HKNM einen 
entsprechenden Auftrag durch den Ständigen Rat, um in dem Fall tätig zu werden. Der 
HKNM kann jeden Teilnehmerstaat besuchen und Kontakt mit den betroffenen Parteien 
aufnehmen. Er muss dem betroffenen Staat Ziel und Zweck der Reise mitteilen. Ziel 
seiner Arbeit ist, die Bereitschaft zur Zusammenarbeit zwischen den Parteien zu erhöhen. 
Der HKNM soll auch mögliche Vorschläge zur Konfliktlösung machen. Vor der Abreise 
konsultiert er den Amtierenden Vorsitzenden und den betroffenen Teilnehmerstaat. Der 
Teilnehmerstaat hat dem HKNM nach seiner Einreise ungehinderte Fahrt und freie 
Kommunikation zu ermöglichen. Falls der betroffene Staat dem HKNM die Einreise in das 
Land nicht gestattet, wird der Ständige Rat darüber informiert. Nach seinem Einsatz 
unterbreitet er dem Amtierenden Vorsitzenden einen vertraulichen Bericht über seine 
Beobachtungen, Ergebnisse und Schlussfolgerungen. Dieser konsultiert vertraulich den 
Teilnehmerstaat. Der Bericht und die Konsultationen werden dann auch dem Ständigen 
Rat zur Diskussion vorgelegt. Ist das Ergebnis der Schlussfolgerungen des HKNM, dass 
sich die Spannungen zu einem Konflikt ausweiten oder dass sein Handlungsspielraum 
erschöpft ist, informiert er den Ständigen Rat darüber entsprechend. 
 
Der HKNM kann Informationen über die Lage der nationalen Minderheit und die Rolle der 
daran beteiligten Parteien aus jeder Informationsquelle (auch von Medien und 
nichtstaatlichen Organisationen) entgegennehmen und sammeln. Konkrete Berichte von 
direkt beteiligten Parteien über Verletzungen von OSZE-Verpflichtungen in Bezug auf 
                                          
254  Helsinki-Dokument 1992, Herausforderungen des Wandels, Beschlüsse von Helsinki, II. Abschnitt Ziffer 
1 ff. 
255  Ebenda 1 ff.  
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nationale Minderheiten sowie über andere Verletzungen im Zusammenhang mit Fragen 
nationaler Minderheiten sollten an den HKNM in schriftlicher Form − mit vollem Namen, 
voller Anschrift und Unterschrift − und mit einer sachlichen Darstellung der 
Entwicklungen, die für die Situation von Angehörigen nationaler Minderheiten und die 
Rolle der daran beteiligten Parteien bedeutend sind, erfolgen. Für die Beurteilung der 
Situation kann der HKNM mit den betroffenen Parteien Kontakt aufnehmen und 
Informationen zu Fragen von jeder direkt betroffenen Einzelperson, Gruppe oder 
Organisation vertraulich einholen. Direkt betroffene Parteien sind Regierungen bzw 
regionale und kommunale Behörden der Teilnehmerstaaten sowie Vertreter von 
Verbänden, nichtstaatlichen Organisationen, religiösen und anderen Gruppen direkt 
betroffener und im Spannungsgebiet lebender nationaler Minderheiten.  
 
Zur Unterstützung seiner Arbeit kann der HKNM Experten mit einschlägiger Sachkenntnis 
über konkrete Angelegenheiten beiziehen. Die Experten werden aus einer beim BDIMR 
aufliegenden Liste vom HKNM mit Unterstützung des BDIMR ausgewählt. Die einzelne 
Expertengruppe besteht aus bis zu drei Mitgliedern und erhält vom HKNM ein präzises 
Mandat mit einer zeitlichen Vorgabe. Die Expertengruppe ist ein integraler Bestandteil 
des Mandates des HKNM, sodass für ihre Tätigkeit dieselben Bestimmungen wie für die 
des HKNM gelten. Am Ende ihrer Untersuchungen erteilen die Experten dem HKNM 
vertraulich Empfehlungen und Ratschläge in Form eines Expertenberichtes. Er 
entscheidet, ob diese an die Teilnehmerstaaten weitergeleitet werden. Als Einschränkung 
darf der HKNM nicht mit Personen oder Organisationen in Verbindung treten, die 
Terrorismus ausüben oder öffentlich billigen. Der HKNM befasst sich nicht mit 
Verletzungen von OSZE-Verpflichtungen bezüglich einer Einzelperson, die einer 
nationalen Minderheit angehört. 
3.2.5. Der OSZE-Beauftragte für Medienfreiheit256 
Anlässlich des Lissabonner Gipfeltreffens 1996 beauftragten die Staats- und 
Regierungschefs den Ständigen Rat, die Mittel zur Durchführung der OSZE-
Verpflichtungen im Medienbereich zu überprüfen und ein Mandat für die Ernennung eines 
OSZE-Beauftragten für Medienfreiheit auszuarbeiten.257 Mit Beschluss Nr 193 des 
Ständigen Rates vom 5. November 1997 wurde das Mandat verabschiedet, welches im 
Zuge des sechsten Treffens des Ministerrates in Kopenhagen im Jahre 1997 mit 
                                          
256
  Tudyka, Die OSZE - besorgt um Europas Sicherheit 115 f. 
257
  Lissabonner Dokument 1996, Gipfelerklärung von Lissabon, Ziffer 9.  
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Beschluss über die Bestellung des OSZE-Beauftragten für Medienfreiheit (MC(6).DEC/1) 
angenommen wurde.258  
 
Der OSZE-Beauftragte hat seinen Sitz in Wien und arbeitet unter der Leitung des 
Ständigen Rates. Er hat die Aufgabe, die Entwicklungen in den Teilnehmerstaaten im 
Medienbereich zu verfolgen, die Einhaltung der OSZE-Verpflichtungen im Bereich der 
Meinungs- und Medienfreiheit zu überprüfen und die Teilnehmerstaaten bei der 
Umsetzung der einschlägigen OSZE-Prinzipien zu unterstützen.  
 
Er übernimmt im Bereich der Meinungs- und Medienfreiheit eine Frühwarnfunktion. Bei 
schweren Verstößen von Teilnehmerstaaten gegen die OSZE–Verpflichtungen in Bezug 
auf freie Meinungsäußerung und Medienfreiheit soll er zur Lösung des Problemes 
beitragen. Bei Verdacht auf einen schweren Verstoß gegen die OSZE-Verpflichtungen 
nimmt der OSZE-Beauftragte für Medienfreiheit mit dem Teilnehmerstaat Kontakt auf, 
um dem Teilnehmerstaat Hilfestellung zu leisten. Der OSZE-Beauftragte für Medien-
freiheit übt seine Tätigkeit unparteiisch aus. 
 
Der OSZE-Beauftragte für Medienfreiheit wird vom Ministerrat auf Empfehlung des 
Amtierenden Vorsitzenden nach Rücksprache mit den Teilnehmerstaaten bestellt. Seine 
Amtszeit beträgt drei Jahre. Eine Wiederbestellung für weitere drei Jahre ist nach 
demselben Verfahren zulässig. Der OSZE-Beauftragte für Medienfreiheit ist eine 
herausragende internationale Persönlichkeit mit langjähriger einschlägiger Erfahrung, von 
der eine unparteiische Wahrnehmung des Amtes erwartet werden kann. Der Sitz des 
Büros des OSZE-Beauftragten ist in Wien. Der OSZE-Beauftragte für Medienfreiheit und 
sein Büro werden von den Teilnehmerstaaten über den OSZE-Haushalt im Einklang mit 
den Finanzvorschriften der OSZE finanziert. 
 
Der OSZE-Beauftragte für Medienfreiheit kann Informationen über die Lage der Medien 
aus allen vertrauenswürdigen Quellen einholen und entgegennehmen. Insb wird er sich 
auf Informationen und Beurteilungen des BDIMR stützen. Ferner unterstützt er das 
BDIMR bei der Beurteilung, ob vor, während und nach Wahlen Freiheit, Unabhängigkeit 
und Pluralismus der Medien gegeben sind. Der OSZE-Beauftragte für Medienfreiheit 
arbeitet mit den UN sowie ihren Sonderorganisationen und dem Europarat auf der 
Grundlage regelmäßiger Kontakte mit dem Ziel der besseren Koordination und zur 
Vermeidung von Überschneidungen zusammen. 
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  Abschließendes Dokument des sechsten Treffens des Ministerrates in Kopenhagen 1997, II. Abschnitt 
Beschlüsse des Kopenhagener Treffens des Ministerrates, Beschluss über die Bestellung des OSZE-
Beauftragten für Medienfreiheit (MC(6).DEC/1) 11 ff. 
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Er erstattet dem Ständigen Rat über deren Ergebnisse sowie über seine Beobachtungen 
und Empfehlungen Bericht. Weiters berichtet er dem Amtierenden Vorsitzenden über 
seine Tätigkeit.  
 
Der OSZE-Beauftragte für Medienfreiheit erfüllt keine richterliche Funktion. Seine 
Tätigkeit hat auch keine präjudizielle Wirkung auf ein nationales oder internationales 
Gerichtsverfahren wegen Verletzung der Menschenrechte. Umgekehrt soll auch ein 
nationales oder internationales Gerichtsverfahren nicht seine Tätigkeit hindern.  
 
Der OSZE-Beauftragte für Medienfreiheit kann jederzeit von Teilnehmerstaaten und von 
anderer interessierter Seite (zB von Organisationen oder Institutionen, von Medien und 
deren Vertretern und von NGOs) Anfragen, Anregungen und Stellungnahmen zur 
Stärkung und Weiterentwicklung der Einhaltung einschlägiger OSZE-Prinzipien und 
Verpflichtungen einholen und entgegennehmen; dies gilt auch im Falle des Verdachtes, 
dass Teilnehmerstaaten grobe Intoleranz üben, sofern sie sich der Medien unter 
Verletzung der Prinzipien von Kapitel VIII Abs 25 des Budapester Dokumentes und von 
Kapitel X der Beschlüsse des Treffens des Rates in Rom bedienen. Er kann Anfragen, 
Anregungen und Stellungnahmen an den Ständigen Rat weiterleiten und dabei 
gegebenenfalls Empfehlungen über die weitere Vorgehensweise abgeben. 
 
Der OSZE-Beauftragte für Medienfreiheit berichtet dem Implementierungstreffen zu 
Fragen der menschlichen Dimension beziehungsweise dem OSZE-Überprüfungstreffen 
über den Stand der Umsetzung der OSZE-Verpflichtungen hinsichtlich der Entwicklungen 
in den Teilnehmerstaaten.  
 
Bei einem Interessenkonflikt müssen alle unmittelbar beteiligten Parteien, einschließlich 
des betroffenen Teilnehmerstaates, mit dem Tätigwerden des OSZE-Beauftragten für 
Medienfreiheit einverstanden sein. Andernfalls wird die Angelegenheit an den 
Amtierenden Vorsitzenden verwiesen, der für diesen Fall einen Sonderbeauftragten 
bestellen kann. 
3.3. Überprüfungstreffen 
3.3.1. Allgemeines 
Eine Überprüfung der Durchführung der OSZE-Verpflichtungen war seit der Gründung der 
KSZE vorgesehen. In der Schlussakte von Helsinki vereinbarten die Teilnehmerstaaten, 
Folgetreffen und Konferenzen abzuhalten, um den KSZE-Prozess fortzusetzen. Zweck 
waren ein Meinungsaustausch über die Durchführung der Bestimmungen der Schlussakte 
und die Ausführung der von der Konferenz definierten Aufgaben sowie die Vertiefung 
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ihrer gegenseitigen Beziehungen, über die Verbesserung der Sicherheit und die 
Entwicklung der Zusammenarbeit in Europa und die Entwicklung des Entspannungs-
prozesses in der Zukunft voranzutreiben.259 Bis 1990 fanden drei Folgetreffen (Belgrad, 
Madrid und Wien) statt. In der Charta von Paris für ein neues Europa wurde beschlossen, 
die Folgetreffen der Teilnehmerstaaten in der Regel alle zwei Jahre abzuhalten. Die 
Folgetreffen sollten, sofern nichts anderes vereinbart wurde, nicht länger als drei Monate 
dauern.260 
In diesem Sinne erklärten die Teilnehmerstaaten anlässlich des Gipfeltreffens in Helsinki 
1992:  
 
Eine gründliche Überprüfung der Durchführung der KSZE-Verpflichtungen wird bei KSZE-
Aktivitäten auch weiterhin eine herausragende Rolle spielen und damit die Zusammen-
arbeit zwischen den Teilnehmerstaaten verstärken.261 
 
Die Überprüfungen sollen den Teilnehmerstaaten einerseits die Möglichkeit bieten, den 
erforderlichen Handlungsbedarf für das Herangehen an Probleme zu identifizieren und 
andererseits Anstöße für Maßnahmen zur Verbesserung der Durchführung zu erhalten. 
Solche Durchführungsüberprüfungen finden regelmäßig bei Überprüfungskonferenzen 
sowie bei anderen Fachinstitutionen wie dem Büro für Demokratische Institutionen und 
Menschenrechte, dem Forum für Sicherheitskooperation und dem Wirtschaftsforum statt. 
Sie gehen von einem kooperativen Ansatz aus. Die Teilnehmerstaaten liefern Beiträge 
über ihre Erfahrungen bei der Durchführung, zeigen ihre besonderen Schwierigkeiten bei 
der Umsetzung auf, machen Vorschläge zur besseren Durchführung im gesamten OSZE-
Raum und befassen sich dabei mit spezifischen Angelegenheiten.  
3.3.2. Die Überprüfungskonferenz262 
Die Überprüfungskonferenzen wurden durch die Beschlüsse der Staats- und 
Regierungschefs am Gipfeltreffen in Helsinki 1992 geschaffen.263 Durchführungsüber-
prüfungen finden regelmäßig bei Überprüfungskonferenzen statt, und sie befassen sich 
mit allgemeinen sowie mit spezifischen Angelegenheiten.  
 
                                          
259 
 Schlussakte von Helsinki 1975, 80.  
260 
 Charta von Paris für ein neues Europa 1990, Zusatzdokument zur Durchführung einiger Bestimmungen der 
Charta von Paris für ein neues Europa, Institutionelle Regelung 15.  
261 
 Abschließendes Dokument des Helsinki-Gipfeltreffens 1992, I. Abschnitt der Helsinki-Beschlüsse – Stärkung 
der KZSE-Institutionen und Strukturen Ziffer 26 ff. 
262 
 Abschließendes Dokument des Helsinki-Gipfeltreffens 1992, I. Abschnitt der Helsinki-Beschlüsse – Stärkung 
der KZSE-Institutionen und Strukturen. 
263  Abschließendes Dokument des Helsinki-Gipfeltreffens 1992, I. Abschnitt der Helsinki-Beschlüsse – Stärkung 
der KZSE-Institutionen und Strukturen Ziffer 4.  
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Sie gehen den Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs voran und finden in der 
Regel in Wien statt. Sie sind operativ von kurzer Dauer und dienen der Überprüfung des 
gesamten Bereiches der Aktivitäten im Rahmen der OSZE. Die Überprüfungskonferenzen 
befassen sich mit der Implementierung von OSZE-Verpflichtungen sowie mit weiteren 
Maßnahmen zur Stärkung der OSZE. Die Teilnehmerstaaten können Beiträge leisten über 
ihre Erfahrungen bei der Durchführung und ihre Ansichten zur Durchführung im 
gesamten OSZE-Gebiet unterbreiten. Das Ergebnis einer Überprüfungskonferenz wird im 
Wege von Empfehlungen an den betroffenen Teilnehmerstaat oder die OSZE-
Institutionen herangetragen. Im Verlauf einer Überprüfungskonferenz werden auch die 
anlässlich von OSZE-Treffen zu verabschiedenden Dokumente vorbereitet. Überprüfungs-
konferenzen werden vom Ständigen Rat geleitet. 
3.3.3. Jährliches Treffen zur Beurteilung der Durchführung  
Im Bereich der militär-politischen Kooperation findet in Wien ein jährliches Treffen statt, 
bei welchem die Durchführung und Einhaltung der in den Wiener Dokumenten 1994 und 
1999 enthaltenen Verpflichtungen durch die Teilnehmerstaaten überprüft wird und 
entsprechende Maßnahmen vorgeschlagen werden.264 
3.4. Die OSZE-Missionen und Feldeinsätze265 
Die OSZE-Missionen sind zu einem der wichtigsten operationellen Instrumente für die 
Konfliktprävention und Krisenbewältigung geworden. Der Ständige Rat beschließt die 
Entsendung der Missionen und erteilt das Mandat, worin präzise der Einsatzort, die 
Dauer, die konkreten Aufgaben, ihre Zusammensetzung sowie das Budget festgelegt 
werden. Dem Amtierenden Vorsitzenden und dem Ständigen Rat obliegt die Leitung der 
Missionen. Administrativ werden die Missionen vom Sekretariat in Wien unterstützt. Für 
große Missionen und Feldeinsätze der OSZE besteht ein eigener Verteilerschlüssel (siehe 
hierzu Kapitel 3.7.3). 
 
Das Konzept der OSZE für den Einsatz von Missionen stellt sich folgendermaßen dar: 
 
- Frühwarnung und Frühmaßnahmen: In Teilnehmerstaaten, in denen 
Spannungen erkannt werden, können die Missionen den Dialog zwischen 
den betroffenen Parteien vor Ort fördern und Lösungen anbieten, um den 
Konflikt frühzeitig zu beseitigen. 
                                          
264 
 Wiener Dokument 1999, Verhandlungen über Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen 
(FSC.DOC/1/99) 49. 
265  Tudyka, Die OSZE - besorgt um Europas Sicherheit 116 ff. 
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- Konflikt- und Krisenmanagement: In Teilnehmerstaaten, in denen 
bereits ein Konflikt ausgebrochen ist, steht die Mission in Kontakt mit den 
betroffenen Parteien und vermittelt Gespräche zur Lösung des Problemes. 
Beispiele sind etwa die Missionen im Kosovo, in Georgien und Mazedonien. 
- Stabilisierung nach Konflikten: Nachdem eine Lösung für das Problem 
erzielt wurde, sollen die Missionen den betroffenen Teilnehmerstaat beim 
Wiederaufbau von politischen und gesellschaftlichen Institutionen unter-
stützen. Beispiele sind etwa die Missionen in Serbien, Kroatien, Bosnien und 
Montenegro. 
- Stärkung der Demokratie und Förderung der Menschenrechte: Zur 
Unterstützung beim Aufbau demokratischer Strukturen und zur Förderung 
von Menschenrechten kann die OSZE Missionen entsenden. Beispiele sind 
etwa die Büros in Zentralasien und die Präsenz in Albanien. 
3.5. Mit der OSZE verbundene Gremien 
3.5.1. Vergleichs- und Schiedsgerichtshof266 
3.5.1.1. Allgemeines 
Die Konfliktverhütung durch Kooperation und friedliche Streitbeilegung ist eines der 
Hauptziele der OSZE. Dementsprechend ist das Prinzip der friedlichen Beilegung von 
Streitigkeiten zwischen Staaten einer der Grundsätze des Prinzipienkataloges der 
Helsinki-Schlussakte. Dieses Prinzip ist auch in Art 2 Abs 3 und Art 33 SVN niedergelegt. 
Die Errichtung eines Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes konnte erst nach dem Zerfall 
des Ostblockes realisiert werden. Die Staaten des ehemaligen Ostblockes wollten sich 
keinem Konfliktbeilegungsmechanismus unterwerfen, da dies als Einmischung in innere 
Angelegenheiten gewertet wurde. In der Wiener Folgekonferenz 1989 konnten sich die 
Teilnehmerstaaten bereits auf einen rudimentären Streitbeilegungsmechanismus einigen. 
Wenn ein Streitfall nicht durch andere friedliche Mittel beigelegt wurde, konnte eine 
vermittelnde Drittpartei verpflichtend hinzugezogen werden.267 Im Jahr 1991 hat der 
damalige KSZE-Rat den Valetta-Mechanismus beschlossen. Die Empfehlungen der 
Schiedsinstanz zur Beilegung der Streitigkeit waren von den betroffenen Teilnehmer-
staaten lediglich nach Treu und Glauben und im Geiste der Zusammenarbeit zu 
überprüfen.268 
 
                                          
266  Lüthy, Verfahren zur friedlichen Streitbeilegung internationaler Streitigkeiten im Rahmen der OSZE 147 ff; 
Tudyka, Die OSZE − besorgt um Europas Sicherheit 124 ff; Wenig, Möglichkeiten und Grenzen der 
Streitbeilegung ethnischer Konflikte durch die OSZE 56 ff. 
267  Kokott, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof der OSZE 257.  
268  Kokott, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof der OSZE 257. 
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Die Initiative für das Übereinkommen kam vom derzeitigen Präsidenten des 
Gerichtshofes Robert Badinter. Hintergründe waren der Bürgerkrieg in Jugoslawien und 
die anhaltenden Krisen in den ehemaligen Staaten des Warschauer Paktes. Ziel war es, 
Konflikte zwischen Staaten durch ein unparteiisches und unabhängiges Vergleichs- oder 
Streitverfahren frühzeitig zu lösen. Die Etablierung eines Gerichtshofes im Rahmen des 
politischen Prozesses der OSZE stieß innerhalb der Teilnehmerstaaten auf 
unterschiedliche Meinungen. Die Gegner des Vorschlages, insb die Vereinigten Staaten 
von Amerika, fürchteten, dass durch die Möglichkeit einer gerichtlichen Entscheidung im 
Rahmen der OSZE der diplomatische Prozess gestört und damit die flexible Struktur der 
OSZE erheblich belastet wird.  
 
Die beim Expertentreffen über die friedliche Beilegung von Streitfällen im Oktober 1992 
in Genf ausgearbeiteten Empfehlungen und Berichte führten zur Verabschiedung eines 
umfassenden Dokumentes am dritten Ministerratstreffen in Stockholm 1992.269 Im 
zweiten Anhang der Stockholmer Beschlüsse ist das Übereinkommen über Vergleichs- 
und Schiedsverfahren innerhalb der KSZE angeschlossen (im folgenden 
„Übereinkommen“).270 Das Übereinkommen über Vergleichs- und Schiedsverfahren 
innerhalb der OSZE wurde von 33 Teilnehmerstaaten unterzeichnet und ist am 5. 
Dezember 1994 zusammen mit dem nach Art 13 des Übereinkommens abgeschlossenen 
Finanzprotokoll vom 28. April 1993 nach der Hinterlegung der zwölften 
Ratifikationsurkunde in Kraft getreten.271 Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof wurde 
damit am 29. Mai 1995 zur friedlichen Beilegung von Streitigkeiten zwischen Staaten ins 
Leben gerufen. Das Übereinkommen ist einer der wenigen völkerrechtlichen Verträge 
innerhalb der OSZE-Dokumente. Zum Sitz des Gerichtshofes wurde gem Art 10 des 
Übereinkommens Genf gewählt. Verwahrer des Übereinkommens ist die Regierung 
Schwedens. Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof ist eine mit der OSZE verbundene 
Institution.  
 
Mittlerweile haben 39 Teilnehmerstaaten das Übereinkommen unterzeichnet, 34 
Teilnehmerstaaten haben es ratifiziert.272 Eine Auflistung der aktuellen Vertragsstaaten 
des Übereinkommens finden sich im Anhang III. Jene Teilnehmerstaaten, die das 
                                          
269  Abschließendes Dokument des dritten Treffens des Rates, Stockholm 1992, 4. Beschluss Friedliche 
Beilegung von Streitigkeiten 18. 
270  Abschließendes Dokument des dritten Treffens des Rates, Stockholm 1992, Anhang 2 sowie 
BGBl 127/1996. 
271
  Das Übereinkommen vom 15. Dezember 1992 über Vergleichs- und Schiedsverfahren innerhalb der OSZE 
ist in Österreich am 14. Jänner 1966 in Kraft getreten, vgl BGBl 127/1996; Lüthy, Verfahren zur friedlichen 
Streitbeilegung internationaler Streitigkeiten im Rahmen der OSZE 147. 
272  OSCE-Handbook, abrufbar unter: http://www.osce.org/item/22286.html 
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Übereinkommen nicht ratifiziert haben, können Streitigkeiten entsprechend dem Valetta-
Mechanismus lösen.273 
 
Die Teilnehmerstaaten haben sich im Übereinkommen auf ein obligatorisches 
Vergleichsverfahren und ein fakultatives Schiedsverfahren geeinigt.274 Dies ist zwar im 
Bereich des Völkerrechtes nichts Besonderes, denn die Errichtung von Vergleichs- und 
Schiedsgerichtshöfen für den Zweck der friedlichen Streitbeilegung kann regelmäßig 
beobachtet werden. Die Kombination eines Vergleichs- und eines Schiedsverfahrens ist 
auch in anderen Vereinbarungen vorgesehen, wie etwa im Zweistufenverfahren der EMRK 
und im Streitbeilegungsverfahren der WTO.275 Der erste Kollektivvertrag über die 
friedliche Austragung von zwischenstaatlichen Streitigkeiten wurde auf der Ersten Haager 
Friedenskonferenz (1899) eingeführt und anlässlich der Zweiten Haager 
Friedenskonferenz novelliert. Dieses Abkommen regelt die guten Dienste, die 
Vermittlung, das Untersuchungsverfahren und die Schiedsgerichtsbarkeit.276 Ferner 
lassen sich auch der deutsch-schweizerische Schiedsgerichts- und Vergleichsvertrag vom 
3. Dezember 1921 und die vier Schiedsgerichts- und Vergleichsverträge von Locarno, die 
im Jahr 1925 zwischen dem Deutschen Reich einerseits und Frankreich, Belgien, Polen 
und der ehemaligen Tschechoslowakei andererseits abgeschlossen wurden, anführen. 277  
 
Das Völkerrecht ist aufgrund seines horizontalen Charakters und fehlender 
Durchsetzungsinstanzen besonders auf die Einwilligung und die Anerkennung souveräner 
Staaten bei der friedlichen Lösung von Streitigkeiten angewiesen. Diese Eigenheit des 
Völkerrechtes entspricht auch der Einigung der Staaten, ihre Streitigkeiten im Bedarfsfall 
entweder subsidiär, aber verpflichtend in einem Vergleichsverfahren, dessen Ergebnis für 
die Parteien nicht verbindlich ist, oder freiwillig in einem Schiedsverfahren zu lösen. 278  
Die Zuständigkeit des Schiedsgerichtshofes der OSZE bedarf im Streitfall einer konkreten 
Einwilligung der Streitparteien.279 Als Schiedsgericht haben die Streitparteien Einfluss auf 
die Besetzung des konkreten Schiedsgerichtshofes und auf das anwendbare Recht. 
Anders als bei internationalen Gerichtshöfen, welche auf Dauer eingerichtet sind, fungiert 
                                          
273  Kokott, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof der OSZE 260. 
274  Neuhold in Neuhold/Hummer/Schreuer, Österreichisches Handbuch des Völkerrechts Rz 2028; Kokott, Der 
Vergleichs- und Schiedsgerichtshof der OSZE 260. 
275  Neuhold in Neuhold/Hummer/Schreuer, Österreichisches Handbuch des Völkerrechts Rz 2027 ff; Kokott, 
Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof der OSZE 259 f. 
276
  Verdross, Völkerrecht5 416; Anmerkung: Nach der Ansicht von Neuhold ist der auf dem I. Haager 
Übereinkommen 1899 beschlossene „Ständige Schiedshof“ kein Schiedsgericht; Neuhold in 
Neuhold/Hummer/Schreuer, Österreichisches Handbuch des Völkerrechts Rz 1984. 
277  Verdross, Völkerrecht5 417 f. 
278  Neuhold in Neuhold/Hummer/Schreuer, Österreichisches Handbuch des Völkerrechts Rz 1950 f; Kokott, Der 
Vergleichs- und Schiedsgerichtshof der OSZE 259 f. 
279  Neuhold in Neuhold/Hummer/Schreuer, Österreichisches Handbuch des Völkerrechts Rz 2028. 
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der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof der OSZE als Ad-hoc-Gericht und wird jeweils für 
jeden konkreten Streitfall gebildet.280  
Änderungen des Übereinkommens sind vom Ministerrat zu beschließen. Ein 
Vorschlagsrecht hat jeder Vertragsstaat des Übereinkommens.281 Ein Staat kann zum 
Zeitpunkt der Unterzeichnung, Ratifikation oder des Beitrittes zu diesem Übereinkommen 
einen Vorbehalt anbringen, um die Vereinbarkeit des in diesem Übereinkommen 
festgelegten Streitbeilegungsmechanismus mit anderen Mitteln der Streitbeilegung, die 
sich aus internationalen Verpflichtungen ergeben, sicherzustellen. Gem Art 34 des 
Übereinkommens sind sonstige Vorbehalte zum Übereinkommen grundsätzlich nicht 
zulässig.  
Das Übereinkommen sieht eine Kündigungsmöglichkeit für die Vertragsstaaten vor. Jeder 
Vertragsstaat kann das Übereinkommen durch Mitteilung an den Verwahrer kündigen. 
Diese wird nach Ablauf eines Jahres ab Eingang der Mitteilung an den Verwahrer 
rechtswirksam. Daher sind Verfahren, die während dieses Zeitraumes anhängig werden, 
für die kündigende Partei gültig. 
Aufgabe des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes ist die Beilegung von Streitigkeiten 
zwischen den Vertragsparteien. Das Übereinkommen sieht zwei verschiedene Verfahren 
vor; das obligatorische Vergleichsverfahren und das Schiedsverfahren.282 Der Vergleichs- 
und Schiedsgerichtshof besteht aus der Vergleichskommission, dem Schiedsgericht und 
dem Präsidium.283 Das Schiedsgericht wird nur für den Einzelfall gebildet, gleiches gilt für 
das Vergleichsverfahren.284 Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof arbeitet daher als Ad-
hoc-Gericht. Das Vergleichsverfahren wird von einer Vergleichskommission durchgeführt, 
welche sich aus Schlichtern zusammensetzt. Die Schiedsgerichte werden für jede 
einzelne Streitigkeit gebildet und setzen sich aus den Schiedsrichtern zusammen. Die 
Gesamtheit der Schlichter und Schiedsrichter bildet den Vergleichs- und 
Schiedsgerichtshof. Die Arbeitssprachen des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes und 
seiner Organe sind die Amtssprachen der OSZE, also Deutsch, Englisch, Französisch, 
Italienisch, Russisch und Spanisch. In jeder Rechtssache wird die Verfahrenssprache 
separat durch die Schlichter oder Schiedsrichter festgelegt. Den Parteien kommt hierbei 
ein Anhörungsrecht zu.  
                                          
280  Art 20 sowie Art 28 des Übereinkommens vom 15. Dezember 1992 über Vergleichs- und Schiedsverfahren 
innerhalb der OSZE; Kokott, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof der OSZE 259. 
281  Art 35 des Übereinkommens vom 15. Dezember 1992 über Vergleichs- und Schiedsverfahren innerhalb der 
OSZE. 
282 
 Verfahrensordnung des Vergleichs-und Schiedsgerichtshofes innerhalb der OSZE vom 1. Februar 2007, 
abrufbar unter http://www.osce.org/documents/cca/1997/02/4120_de.pdf 
283 Art 2 des Übereinkommens vom 15. Dezember 1992 über Vergleichs- und Schiedsverfahren innerhalb der 
OSZE. 
284 Art 2 Abs 1 iVm Abs 2 des Übereinkommens über Vergleichs- und Schiedsverfahren innerhalb der OSZE. 
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Die praktische Bedeutung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes der OSZE ist jedoch 
gering, da diesem bis dato noch keine Fälle unterbreitet wurden. 
3.5.1.2. Rechtsgrundlagen 
Die Rechtsgrundlagen für die Vergleichs- und Schiedsverfahren sind das Übereinkommen 
über das Vergleichs- und Schiedsverfahren innerhalb der OSZE sowie die Verfahrens-
ordnung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes innerhalb der OSZE vom 1. Februar 
1997. Das Übereinkommen gliedert sich in fünf Kapitel (Kapitel 1 Allgemeine 
Bestimmungen; Kapitel 2 Zuständigkeit; Kapitel 3 Vergleichsverfahren; Kapitel 4 
Schiedsverfahren; Kapitel 5 Schlussbestimmungen) und besteht aus einem Allgemeinen 
Teil und einem Besonderen Teil. Der Allgemeine Teil enthält gemeinsame Bestimmungen 
für das Vergleichs- und das Schiedsverfahren. Im Besonderen Teil finden sich die 
speziellen Vorschriften für die beiden Verfahren. Die Verfahrensordnung für das 
Vergleichs- und Schiedsverfahren wurde vom Vergleichs- und Schiedsgerichtshof selbst 
erarbeitet und beinhaltet die verfahrensrechtlichen Bestimmungen der Vergleichs- und 
Schiedsverfahren.  
3.5.1.3. Zusammensetzung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes  
Die Zusammensetzung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes wird von den Parteien 
und dem Präsidium des Gerichtshofes aus zwei Listen bestimmt. Jeder Vertragsstaat hat 
das Recht, zwei Schlichter, einen Schiedsrichter und einen Stellvertreter zu ernennen. 
Zumindest ein Schlichter und der Schiedsrichter müssen Staatsangehörige der 
ernennenden Vertragspartei sein. 
Die persönlichen Anforderungen an die Schlichter sind gem Art 2 Abs 2 des 
Übereinkommens, dass diese hohe innerstaatliche oder internationale Funktionen 
ausüben oder ausgeübt haben und anerkannte Fachleute auf dem Gebiet des 
Völkerrechtes, der internationalen Beziehungen oder der Streitbeilegung sind.  
Der Schiedsrichter und sein Stellvertreter haben gem Art 3 Abs 2 des Übereinkommens 
die in ihrem Staat für die höchsten richterlichen Ämter erforderlichen Voraussetzungen zu 
erfüllen oder Völkerrechtsgelehrte von anerkanntem Ruf zu sein. Für Österreich wurden 
als Schlichter Dr. Albert Rohan und Prof. Dr. Gerhard Hafner und als Schiedsrichter Prof. 
Dr. Günther Winkler sowie als sein Stellvertreter Dr. Kurt Herndl ernannt.  
Die Namen der Schlichter und der Schiedsrichter werden dem Kanzler des Vergleichs- 
und Schiedsgerichtes mitgeteilt, der diese in die jeweilige Liste einträgt. Für die 
Behandlung einzelner Streitigkeiten werden die Schlichter sowie die Schiedsrichter aus 
der Liste zu einer Vergleichskommission und zu einem Schiedsgericht zusammengestellt.  
Die Schlichter und die Schiedsrichter werden für eine Amtszeit von sechs Jahren ohne 
Möglichkeit der Abberufung ernannt. Eine Wiederernennung ist zulässig. Die Schlichter 
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und die Schiedsrichter sind in ihrer Tätigkeit unabhängig. Sie müssen sich bei der 
Ausübung vom Grundsatz der Unparteilichkeit und der Gewissenhaftigkeit leiten lassen. 
Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben genießen die Schlichter, die Schiedsrichter, der 
Kanzler sowie die Bevollmächtigten und die Rechtsbeistände der Streitparteien im 
Hoheitsgebiet der Vertragsstaaten dieselben Vorrechte und Immunitäten, die den mit 
dem IGH im Zusammenhang stehenden Personen gewährt werden.  
3.5.1.4. Verhaltensregeln der Parteien285 
In Art 16 Abs 1 des Übereinkommens sind bestimmte Verhaltensregeln für die Parteien 
während eines Verfahrens vorgesehen. Im Sinne einer friedlichen Lösung des Konfliktes 
haben die Streitparteien eine Unterlassungspflicht für Handlungen, die die Lage des 
Konfliktes verschärfen oder die Beilegung der Streitigkeiten weiter erschweren oder 
verhindern können. Die Vergleichskommission sowie das Schiedsgericht können den 
Parteien einstweilige Maßnahmen empfehlen, um eine weitere Verschärfung des 
Konfliktes zu verhindern. Die Verfahrenskosten tragen die Streitparteien und jede 
beitretende Partei selbst. 
3.5.1.5. Das Vergleichsverfahren286 
Die verfahrensrechtlichen Bestimmungen, unter welchen die Vergleichskommission und 
das Schiedsgericht die Streitigkeiten der Vertragsparteien beilegen, sind in der 
Verfahrensordnung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes innerhalb der OSZE vom 
1. Februar 1997 (die „Verfahrensordnung“) geregelt.287  
Das Schiedsverfahren ist in den Art 22 bis 36 der Verfahrensordnung geregelt. Das 
Übereinkommen regelt in deren Art 11 Abs 2 die Tätigkeit des Vergleichs- und 
Schiedsgerichtshofes und der in ihrem Rahmen gebildeten Organe. Diese ist für die 
Vertragsparteien zwingend. Widersprechen sich Vorschriften des Übereinkommens mit 
jenen der Verfahrensordnung, geht das Übereinkommen der Verfahrensordnung vor.  
(i) Zuständigkeit 
Gem Art 18 der Verfahrensordnung kann jeder Vertragsstaat einer Ad-hoc-
Vergleichskommission eine Streitigkeit mit einem anderen Vertragsstaat unterbreiten, die 
nicht in angemessener Frist durch Verhandlung beigelegt worden ist. Demnach gelten die 
folgenden Voraussetzungen für die Einleitung eines Vergleichsverfahrens: 
 
                                          
285  Art 10 des Übereinkommens vom 15. Dezember 1992 über Vergleichs- und Schiedsverfahren innerhalb der 
OSZE in BGBl 127/1996. 
286  Art 14 bis 21 der Verfahrensordnung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes innerhalb der OSZE vom 
1. Februar 1997.  
287  Verfahrensordnung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes innerhalb der OSZE vom 1. Februar 1997, 
abrufbar unter http://www.osce.org/documents/cca/1997/02/4120_de.pdf 
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• Persönlicher Anwendungsbereich: Die beteiligten Staaten müssen Vertragsstaaten 
des Übereinkommens sein.  
 
• Sachlicher Anwendungsbereich: Der sachliche Anwendungsbereich eines 
Vergleichsverfahrens ist unbeschränkt. Es kommen alle möglichen Streitigkeiten 
zwischen den Vertragsstaaten in Betracht, sodass es keine Einschränkung auf 
bestimmte Sachgebiete gibt, welche die Vergleichskommission behandeln darf. 
 
• Keine Streitbeilegung innerhalb angemessener Frist: Die Streitigkeit konnte nicht 
in angemessener Frist durch Verhandlungen zwischen den Staaten beigelegt 
werden. Vor Einleitung eines Vergleichsverfahrens müssen die Staaten bereits in 
bilateralen Verhandlungen den Versuch unternommen haben, den Konflikt 
beizulegen. 
 
• Keine Zuständigkeit eines anderen Gerichtes: Die Streitigkeit darf vor oder nach 
der Einschaltung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes keinem anderen 
Gericht oder Schiedsgericht vorgelegt worden sein, dessen Zuständigkeit in der 
Streitigkeit sich die beteiligten Parteien rechtlich verpflichtet haben. Zudem darf 
keine Entscheidung in der Sache bereits ergangen sein.  
 
• Ausschließliche Zuständigkeit: Es darf keine Vereinbarung zwischen den 
Streitparteien vorliegen, in welcher die ausschließliche Zuständigkeit eines 
anderen Rechtsprechungsorganes gewählt wurde, das verbindlich über die 
Streitigkeit entscheidet, oder in der ausschließlich andere Mittel zur Beilegung der 
Streitigkeit angestrebt werden sollen. 
 
Die Zuständigkeit des Gerichtshofes ist somit gegenüber anderen Vereinbarungen 
zwischen den Parteien, in welchen diese bereits ein anderes Gericht für ausschließlich 
zuständig erachtet haben, ausgeschlossen bzw subsidiär, wenn die anderen Mittel keine 
Lösung für den Konflikt gefunden haben (Art 19 Abs 3 der Verfahrensordnung). 
 
Bei unterschiedlicher Auffassung über die Zuständigkeit entscheidet der Vergleichs- und 
Schiedsgerichtshof selbst. Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof stellt das Verfahren 
ein, wenn die Parteien ihre Streitigkeit beigelegt haben und eine schriftliche Bestätigung 
aller beteiligten Parteien über die Beilegung vorliegt.  
(ii) Einleitung des Vergleichsverfahrens 
Das Vergleichsverfahren wird entweder auf Ersuchen um Bildung einer Vergleichs-
kommission per Antrag an den Kanzler durch einen oder mehrere Vertragsstaaten oder 
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durch eine entsprechende Vereinbarung zwischen einem Vertragsstaat und einem 
anderen Teilnehmerstaat eingeleitet.  
 
Im Antrag bzw in der Vereinbarung sind der Streitgegenstand, die Parteien gegen die 
sich der Antrag richtet, der Name des gewünschten Schlichters sowie die bereits in 
Anspruch genommenen Mittel der Streitbeilegung anzugeben.  
 
Nach Einlangen des Antrages notifiziert der Kanzler diesen der Gegenpartei. Danach 
bestellen die Parteien einen Schlichter aus der Liste. Im Einzelnen bestehen in Art 20 der 
Verfahrensordnung komplizierte Vorschriften für die Bestellung der Schlichter. 
 
Das Präsidium bestellt weitere Schlichter zu Mitgliedern der Kommission. Die Zahl der 
Schlichter muss auf jeden Fall ungerade sein. Die Kommission wählt einen Vorsitzenden. 
Dieser kann nicht der Schlichter sein, den die Streitparteien bestellt haben. Weiters 
bestehen in der Verfahrensordnung des Gerichtshofes Regelungen für die Ablehnung von 
Schlichtern. Entscheidungsorgan ist in diesem Fall das Präsidium.  
(iii) Grundsätze und Gang des Vergleichsverfahrens 
Art 23 der Verfahrensordnung legt die Grundsätze für das Vergleichsverfahren fest. Das 
Verfahren ist vertraulich und findet unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt. Jede Partei 
hat Anspruch auf rechtliches Gehör.  
 
Nebenintervention: Vorbehaltlich der Art 10 und 11 der Verfahrensordnung bestimmt die 
Vergleichskommission nach Abstimmung mit den Parteien ihr Vorgehen im Verfahren (Art 
23 Abs 1). Die Vergleichskommission kann mit der Zustimmung der Parteien jeden 
Vertragsstaat, der ein rechtliches Interesse an der Beilegung der Streitigkeit hat, zum 
Beitritt zum Verfahren einladen.  
 
Anwendbares Recht: Gem Art 24 der Verfahrensordnung kann die Vergleichskommission 
bei der Beilegung der Streitigkeit sowohl Völkerrecht als auch OSZE-Verpflichtungen 
anwenden.  
 
Gelangen die Parteien im Zuge des Verfahrens zu einer Lösung, wird ein 
Ergebnisprotokoll erstellt, in welchem die Bedingungen der Lösung festgehalten werden. 
Mit der Unterzeichnung des Ergebnisprotokolles durch die Parteien und die Mitglieder der 
Vergleichskommission ist das Vergleichsverfahren beendet.  
 
Misslingt die Streitbeilegung, nachdem alle Gesichtspunkte des Konfliktes und alle 
Möglichkeiten geprüft worden sind, verfasst die Vergleichskommission einen 
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Schlussbericht, in welchem die Vergleichskommission ihre Vorschläge zur Beilegung der 
Streitigkeit zusammenfasst. Der Bericht wird sodann den Streitparteien notifiziert. Die 
Streitparteien sollen innerhalb von 30 Tagen dem Vorsitzenden der Vergleichskommission 
mitteilen, ob sie bereit sind, die Vorschläge anzunehmen. Die Annahme der Vorschläge 
muss von allen Parteien erfolgen, damit eine rechtliche Bindung des Vorschlages unter 
den Parteien eintritt.  
 
Im Falle, dass die Parteien die Vorschläge nicht zeitgerecht oder überhaupt nicht 
annehmen, leitet die Kommission den Bericht dem Ministerrat über den Ständigen Rat zu. 
Ebenso wird verfahren, wenn eine Partei nicht zum Vergleichsverfahren erscheint oder 
ein Verfahren nach dessen Beginn verlässt. 
3.5.1.6. Das Schiedsverfahren288 
Das Schiedsverfahren ist in den Art 22 bis 36 der Verfahrensordnung geregelt. 
(i) Zuständigkeit 
Art 26 der Verfahrensordnung regelt die Zuständigkeit des Schiedsgerichtes. Die 
Zuständigkeit des Gerichtes ist für die Vertragsstaaten nicht obligatorisch vorgesehen. 
Die Zuständigkeit des Schiedsgerichtes kann entweder (i) aufgrund einer Ad-hoc-
Vereinbarung zwischen zwei oder mehr Vertragsstaaten oder (ii) aufgrund einer 
Erklärung an den Verwahrer unter dem Vorbehalt der Gegenseitigkeit begründet werden. 
Im zweiten Fall muss als weitere Voraussetzung vorher ein Vergleichsverfahren zwischen 
den Parteien angestrengt worden sein. 
 
Durch die Erklärung erkennen die Parteien die Zuständigkeit des Schiedsgerichtes a priori 
obligatorisch an. Die Parteien können die Erklärung zeitlich befristen oder inhaltlich auf 
bestimmte sachliche Streitigkeiten, die Fragen ihrer territorialen Integrität oder ihrer 
Landesverteidigung, ihrer Hoheitsansprüche auf Landgebiete oder konkurrierende 
Ansprüche hinsichtlich der Hoheitsgewalt über andere Gebiete berühren, beschränken.  
 
Das Schiedsgericht kann also aufgrund einer Vereinbarung zwischen einem oder 
mehreren Vertragsstaaten des Übereinkommens und einem anderen oder mehreren 
Teilnehmerstaaten angerufen werden. Zumindest eine Streitpartei muss dem 
Übereinkommen beigetreten sein, um das Schiedsgericht anzurufen.  
 
Die Voraussetzungen für die Zuständigkeit des Schiedsgerichtes lassen sich wie folgt 
zusammenfassen: 
                                          
288  Art 22 bis 36 der Verfahrensordnung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes innerhalb der OSZE vom 
1. Februar 1997, 8 ff. 
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• Persönlicher Anwendungsbereich: Zumindest einer der beteiligten Staaten muss 
Vertragsstaat des Übereinkommens sein.  
 
• Unterwerfungserklärung: Die Parteien haben sich der Schiedsgerichtsbarkeit 
unterworfen. 
 
• Sachlicher Anwendungsbereich: Der sachliche Anwendungsbereich eines 
Vergleichsverfahrens ist grundsätzlich unbeschränkt. Die Parteien können 
bestimmte Streitigkeiten, die Fragen ihrer territorialen Integrität oder ihrer 
Landesverteidigung, ihrer Hoheitsansprüche auf Landgebiete oder konkurrierende 
Ansprüche hinsichtlich der Hoheitsgewalt über andere Gebiete berühren, 
ausschließen.  
 
• Keine Zuständigkeit eines anderen Gerichtes: Die Streitigkeit darf vor oder nach 
der Einschaltung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes keinem anderen 
Gericht oder Schiedsgericht vorgelegt worden sein, dessen Zuständigkeit in der 
Streitigkeit sich die beteiligten Parteien rechtlich verpflichtet haben. Zudem darf 
keine Entscheidung in der Sache bereits ergangen sein.  
 
• Ausschließliche Zuständigkeit: Es darf keine Vereinbarung zwischen den 
Streitparteien vorliegen, in welcher die ausschließliche Zuständigkeit eines 
anderen Rechtsprechungsorganes gewählt wurde, das verbindlich über die 
Streitigkeit entscheidet, oder in der ausschließlich andere Mittel zur Beilegung der 
Streitigkeit angestrebt werden sollen. 
(ii) Einleitung des Schiedsverfahrens 
Der Antrag auf Einleitung eines Schiedsverfahrens kann erst nach Ablauf von 30 Tagen 
ab Übermittlung des Berichtes der Vergleichskommission an den Ministerrat bei 
Erfolglosigkeit einer Beilegung des Konfliktes beim Kanzler gestellt werden.  
 
In der Zuständigkeitsvereinbarung nach Art 26 Abs 2 der Verfahrensordnung bzw im 
Antrag an den Kanzler zur Einleitung eines Schiedsverfahren ist der Streitgegenstand 
genau zu bezeichnen. Bei unterschiedlicher Auffassung über den Streitgegenstand kann 
jede Partei ihren eigenen Standpunkt darlegen. Im Antrag sind weiters die Gegenparteien 
zu benennen sowie die wesentlichen Punkte in sachlicher und rechtlicher Hinsicht 
anzugeben, auf denen der Antrag beruht (Art 27 Abs 1 und 2 der Verfahrensordnung). 
Der Kanzler notifiziert sodann den Antrag der Gegenpartei. 
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Die Bildung des Schiedsgerichtes erfolgt nach Art 28 der Verfahrensordnung. Die von den 
Streitparteien gewünschten Schiedsrichter werden von Amts wegen Mitglieder des 
Gerichtes. Die weiteren Mitglieder des Schiedsgerichtes werden vom Präsidium bestellt. 
Die Anzahl der Mitglieder, die durch das Präsidium bestellt wird, muss um mindestens ein 
Mitglied die Anzahl an Mitgliedern, die von Amts wegen bestellt werden, übersteigen. 
 
(iii) Grundsätze und Gang des Schiedsverfahrens 
Das Schiedsverfahren muss den Grundsätzen eines gerechten Verfahrens genügen. Die 
Parteien haben im Verfahren einen Anspruch auf rechtliches Gehör. Das Schiedsverfahren 
ist in zwei Abschnitte geteilt − in einen schriftlichen und in einen mündlichen Teil. In der 
Regel sind beide Verfahrensabschnitte nicht öffentlich. Die Parteien können aber beim 
Schiedsgericht die Öffentlichkeit beantragen. Zur Prüfung der Sachlage hat das Gericht 
umfangreiche Untersuchungs- und Ermittlungsbefugnisse, die zur Entscheidung der 
Streitigkeit erforderlich sind. Das Schiedsgericht legt das Verfahren nach Konsultation mit 
den Parteien fest. 
 
Nebenintervention: Gem Art 29 Abs 3 bis 5 der Verfahrensordnung können Teilnehmer-
staaten, die ein rechtliches Interesse an der Beilegung der Streitigkeit haben, durch 
Antrag an den Kanzler ersuchen, dem Verfahren als Nebenintervenient beizutreten. Die 
Streitparteien, denen das Beitrittsersuchen notifiziert wird, können hierzu binnen einer 
Frist von 30 Tagen Stellung nehmen. Der Vertragsstaat hat sein Interesse dem 
Schiedsgericht nachzuweisen. Die Zulässigkeit des Beitrittes wird vom Schiedsgericht 
entschieden. Gegebenenfalls kann die Teilnahme am Verfahren umfänglich auf den 
erforderlichen Schutz beschränkt werden. Für den beitretenden Staat ist die 
Entscheidung des Schiedsgerichtes im Umfang seines Beitrittes verbindlich. 
 
Versäumungsurteil: Gem Art 29 Abs 7 der Verfahrensordnung kann das Gericht bei 
Fernbleiben der Parteien von der Verhandlung, auf Ersuchen der erscheinenden Partei, 
die Streitigkeit nach Prüfung seiner Zuständigkeit und Begründung des Antrages im Sinne 
ihrer Anträge entscheiden. 
 
Anzuwendendes Recht: Art 30 der Verfahrensordnung bestimmt ausdrücklich, dass das 
Gericht für seine Entscheidungen über Streitigkeiten nur Völkerrecht anwendet. Allein die 
Streitparteien können einvernehmlich das Schiedsgericht dazu befugen, den Fall ex 
aequo et bono zu entscheiden.  
 
Schiedsspruch: Das Ergebnis der Verhandlung ist ein begründeter Schiedsspruch. Gibt es 
innerhalb der Mitglieder des Schiedsgerichtes unterschiedliche Auffassungen, hat jedes 
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Mitglied das Recht, seine persönliche Meinung − ein Minderheitenvotum − im Schieds-
spruch festzuhalten. 
 
Der Schiedsspruch ist für die Parteien bindend. Die Rechtskraft erstreckt sich nur inter 
partes und auf den durch die Anträge der Parteien bestimmten Streitgegenstand. Gibt es 
innerhalb der Parteien unterschiedliche Auffassungen bezüglich der Bedeutung und 
Tragweite des Schiedsspruches, legt das Gericht den Schiedsspruch aus. Der Antrag auf 
Auslegung des Schiedsspruches kann innerhalb von sechs Monaten nach Übermittlung 
des Schiedsspruches gestellt werden.  
 
Innerhalb des Schiedsgerichtes besteht kein Instanzenzug, sodass der Schiedsspruch von 
den Parteien nicht mit Rechtsmitteln bekämpft werden kann. Der Schiedsspruch ist für 
die Parteien rechtlich verbindlich und berechtigt die Parteien, diesen mit völkerrechtlichen 
Sanktionen durchzusetzen.  
 
Wird allerdings nach der Entscheidung des Schiedsgerichtes eine Tatsache von 
entscheidender Bedeutung bekannt, können die Parteien einen Wiederaufnahmeantrag 
stellen. Der Antrag ist binnen sechs Monaten nach bekannt werden der neuen Tatsache 
zu stellen. Eine Wiederaufnahme ist nach Ablauf von zehn Jahren nach Übermittlung des 
Schiedsspruches nicht mehr zulässig.  
3.5.1.7. Präsidium289 
Dem Vergleichs- und Schiedsgerichtshof untersteht ein Präsidium, welches aus einem 
Präsidenten, einem Vizepräsidenten und drei weiteren Mitgliedern besteht. Das Präsidium 
unter dem Vorsitz des Präsidenten ist das exekutive Organ des Vergleichs- und 
Schiedsgerichtshofes und nimmt Verwaltungsaufgaben wahr.  
 
Der Präsident wird von den Mitgliedern des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes aus 
ihren eigenen Reihen mit einfacher Mehrheit für eine Amtszeit von sechs Jahren gewählt. 
Die Schlichter und die Schiedsrichter wählen sodann aus ihren Reihen je zwei weitere 
Mitglieder des Präsidiums und ihre Stellvertreter. Der Vizepräsident wird in der Folge vom 
Präsidium aus den Reihen seiner Mitglieder gewählt. Das Amt des Präsidenten und des 
Vizepräsidenten müssen wechselseitig von einem Schlichter und von einem Schieds-
richter bekleidet sein. Ist der Präsident ein Schiedsrichter, muss ein Schlichter zum 
Vizepräsidenten gewählt werden und umgekehrt. Das Verfahren für die Wahl des 
Präsidenten und der anderen Mitglieder des Präsidiums und deren Stellvertreter ist in der 
Verfahrensordnung des Gerichtshofes festgelegt. 
                                          
289  Art 8 bis 10 der Verfahrensordnung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes innerhalb der OSZE vom 
1. Februar 1997, 2 ff. 
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Die Verwaltungsaufgaben umfassen die Ausarbeitung der Personalordnung für die 
Kanzlei, die Zustimmung zur Sitzverlegung, die Beurteilung, ob das erstbefasste Gericht 
das Wiederaufnahmeverfahren durchführen kann, die Anerkennung eines Verhinderungs-
grundes sowie verschiedene Aufgaben im Finanzbereich. Neben den Verwaltungs-
aufgaben hat das Präsidium auch die Möglichkeit, auf die Zusammensetzung und Bildung 
der Vergleichskommission und der Schiedsgerichte Einfluss zu nehmen. Das Präsidium 
hat gegenüber dem Ministerrat über den Ständigen Rat eine jährliche Berichtspflicht über 
die Tätigkeiten des Gerichtshofes. Das Präsidium ernennt außerdem die übrigen 
neutralen Mitglieder in den Vergleichskommissionen.  
3.5.1.8. Entscheidungsverfahren des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes290 
Das Entscheidungsverfahren in der Vergleichskommission sowie in den Schiedsgerichten 
ist in Art 8 des Übereinkommens geregelt. Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof 
entscheidet in seiner Gesamtheit mit der Mehrheit der an der Abstimmung teilnehmenden 
Mitglieder. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen.  
 
Für die Entscheidungen des Präsidiums, der Vergleichskommission sowie der Schieds-
gerichte ist eine qualifizierte Mehrheit notwendig. Bei den Vergleichskommissionen und 
den Schiedsgerichten sind Stimmenenthaltungen nicht zulässig, sodass jeder 
Teilnehmende eine Stimme abgeben muss.  
 
In allen Entscheidungsverfahren gibt die Stimme des Vorsitzenden bei Stimmengleichheit 
den Ausschlag. Der Vorsitzende ist in beiden Verfahren ein Mitglied aus dem Präsidium. 
 
Zur Erleichterung der Entscheidungsfindung ist ein formloses Entscheidungsverfahren 
vorgesehen. Die Mitglieder können ihre Stimmen auch auf Korrespondenzweg oder 
mittels Fax abgeben.  
3.5.1.9. Kanzler291 
Für die Wahrnehmung der Aufgaben des Präsidiums ist diesem eine Kanzlei zugeordnet. 
Die Kanzlei nimmt insb administrative Tätigkeiten wie Personalagenden der sonstigen 
erforderlichen Bediensteten des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes wahr. Die Kanzlei 
wird vom Kanzler geleitet, der für eine Amtsdauer von sechs Jahren bestellt ist. Der 
Kanzler untersteht der Aufsicht des Präsidiums. Für die Kanzlei ist eine vom Präsidium 
erlassene Personalordnung in Kraft. Der Aufgabenbereich des Kanzlers ist sehr umfang-
                                          
290  Art 8 des Übereinkommens vom 15. Dezember 1992 über Vergleichs- und Schiedsverfahren innerhalb der 
OSZE in BGBl 127/1996. 
291  Art 11 bis 13 der Verfahrensordnung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes innerhalb der OSZE vom 
1. Februar 1997, 5. 
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reich. Er ist neben der Leitung der Bediensteten für alle Angelegenheiten zuständig, die 
ihm durch das Übereinkommen, durch die Verfahrensordnung des Gerichtshofes und 
durch das Finanzprotokoll zugewiesen sind. Diese sind aber nicht abschließend geregelt, 
der Präsident kann dem Kanzler weitere Aufgaben anvertrauen. Beispielsweise seien 
wichtige Tätigkeiten des Kanzlers angeführt: Er führt die Listen der Schlichter und der 
Schiedsrichter sowie der anhängigen Streitsachen, die er jeweils an das Sekretariat der 
OSZE übermittelt. Der Kanzler ist auch die Anlaufstelle für die Ersuchen auf Bildung einer 
Vergleichskommission oder eines Schiedsgerichtes durch die Vertragsstaaten sowie für 
die Entgegennahme der Beitritte zum beantragten Verfahren. Er leitet die Ersuchen an 
die Streitparteien und das Schiedsgericht weiter. Am Ende eines Verfahrens unter-
zeichnet der Kanzler den Schiedsspruch und veröffentlicht diesen.  
 
Besonders bedeutende Aufgaben des Kanzlers sind die Aufstellung des Haushalts-
entwurfes und die Vorlage des Jahresabschlusses, die ihm durch das Finanzprotokoll 
zugewiesen sind. Außerdem führt der Kanzler die sonstigen finanziellen Angelegenheiten 
des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes.  
 
Der Kanzler ist zudem als Leiter des Archives sowie als Sekretär des Vergleichs- und 
Schiedsgerichtshofes, des Präsidiums und der Vergleichskommission und der Schieds-
gerichte tätig und erstellt die Sitzungsprotokolle dieser Gremien.  
3.5.1.10. Haushalt 
Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof finanziert sich durch Beiträge der Vertragsstaaten 
des Übereinkommens. Ein Finanzprotokoll regelt hierbei näher die Bestimmungen über 
die Berechung der Kosten, die Erstellung und Billigung des Jahreshaushaltes, die 
Verteilung der Kosten auf die Vertragsstaaten, die Prüfung der Bücher und die damit 
zusammenhängenden Angelegenheiten. Dieses Protokoll wird vom ehemaligen Ausschuss 
Hoher Beamter erstellt, wobei die Vertragsstaaten an das Protokoll gebunden sind.292  
3.5.2. Gemeinsame Beratungsgruppe  
Die Gemeinsame Beratungsgruppe ist im Rahmen der Verabschiedung des KSE-Vertrages 
(Vertrag über konventionelle Streitkräfte in Europa) im Jahre 1990 geschaffen worden.293 
Der KSE-Vertrag ist eine rechtlich verbindliche Vereinbarung und ist ein Eckpfeiler der 
Sicherheit in Europa. Der KSE-Vertrag verpflichtet die Vertragsstaaten, die Bestände an 
konventionellen Streitkräften zu begrenzen. Ziel ist es, durch mehr Transparenz und 
Vorhersehbarkeit ein gestärktes Vertrauen in Europa zu schaffen. Der Vertrag wurde von 
                                          
292
  Art 13 des Übereinkommens, BGBl 127/1996. 
293  Art XVI Abs 1 des Vertrages über konventionelle Streitkräfte in Europa, abrufbar unter 
http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Aussenpolitik/Themen/Abruestung/Downloads/KSE-Vertrag.pdf 
  - 113 - 
der NATO und vom Warschauer Pakt ausgehandelt und sollte ein militärisches Gleich-
gewicht zwischen den beiden Allianzen bilden. Der Vertrag wurde um die Abschließende 
Akte der Verhandlungen über Personalstärke der Konventionellen Streitkräfte in Europa 
von 1992 ergänzt.  
 
Durch die verändernden politischen Verhältnisse wurde eine Anpassung des KSE-
Vertrages notwendig. 1999 wurde am Istanbuler Gipfeltreffen ein Übereinkommen über 
die Anpassung des Vertrages über konventionelle Streitkräfte in Europa unterzeichnet. 
Bis heute ist dieses Übereinkommen aufgrund von fehlenden Ratifikationen noch nicht in 
Kraft getreten.  
 
Die Gemeinsame Beratungsgruppe ist ein mit der OSZE verbundenes Organ, das sich mit 
Fragen der Durchsetzung und Einhaltung der Verpflichtungen des KSE-Vertrages 
beschäftigt. Die Gemeinsame Beratungsgruppe hat folgende Aufgaben:294  
• Fragen zu behandeln, welche die Einhaltung oder die mögliche Umgehung des 
Vertrages betreffen, 
• die Bedeutung und Tragweite des Vertrages auszulegen sowie Auslegungs-
unterschiede auszuräumen,  
• Maßnahmen zu prüfen und, falls möglich, Maßnahmen zu vereinbaren, welche die 
Funktionsfähigkeit und Wirksamkeit des Vertrages verbessern, 
• technische Fragen zu klären und 
• Streitigkeiten zu behandeln, die aufgrund der Implementierung des Vertrages 
entstehen können. 
3.6. Die Menschliche Dimension295 
3.6.1. Allgemeines 
Die Menschliche Dimension der OSZE wurde auf Drängen des westlichen Blockes in die 
Helsinki-Schlussakte aufgenommen. Die Menschliche Dimension stellt einen Teil des 
umfassenden Sicherheitsbegriffes der OSZE dar. Der Begriff „Menschliche Dimension“ 
umschreibt die Fülle von Normen und Aktivitäten jener OSZE-Dokumente, die 
Verpflichtungen und Rechte im Bereich der Menschenrechte und der Demokratie 
statuieren. Der Begriff umfasst auch eine weitere Bandbreite als die traditionellen 
Menschenrechte.  
                                          
294  Art XVI Abs 2 des Vertrages über konventionelle Streitkräfte in Europa, abrufbar unter 
http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Aussenpolitik/Themen/Abruestung/Downloads/KSE-Vertrag.pdf 
295 
 Tudyka, Die OSZE - besorgt um Europas Sicherheit 144 f; Shaw, International Law 350. 
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Am Anfang standen lediglich die Verbesserungen der Kontaktmöglichkeiten zwischen den 
Bürgern der Teilnehmerstaaten sowie der Informations- und Kulturaustausch im 
Vordergrund. Zwischen 1989 und 1991 wurden drei einmonatige Treffen durchgeführt, 
die die „Konferenz über die Menschliche Dimension“ genannt wurden. Das erste Treffen 
fand im Sommer 1989 in Paris statt. Am zweiten Treffen im Juni 1990 in Kopenhagen 
konnten umfassende Verpflichtungen bei den Menschenrechten und den Rechten 
nationaler Minderheiten angenommen werden. Das dritte Treffen fand 1991 in Moskau 
statt. In Kopenhagen bekannten sich alle Teilnehmerstaaten zur Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und zur umfassenden Achtung der Menschenrechte. Sie erklärten 
zudem, dass „(...) die im Bereich der Menschlichen Dimension eingegangenen 
Verpflichtungen ein unmittelbares und berechtigtes Anliegen aller Teilnehmerstaaten und 
eine nicht ausschließlich innere Angelegenheit des betroffenen Staates darstellen“296. Ein 
Teilnehmerstaat kann sich nicht länger auf seine Souveränität berufen, um Nachfragen, 
Beanstandungen und Empfehlungen anderer Teilnehmerstaaten betreffend die Einhaltung 
dieser Verpflichtungen als unstatthafte Einmischung in seine inneren Angelegenheiten 
zurückzuweisen. 
3.6.2. Die Mechanismen der Menschlichen Dimension297 
Die Teilnehmerstaaten stellten der OSZE bestimmte Mechanismen für die Einhaltung und 
Durchsetzung der Vereinbarungen der OSZE im Bereich der Menschlichen Dimension zur 
Verfügung. In diesem Zusammenhang meint Mechanismus Maßnahmen, die unter 
bestimmten Voraussetzungen in einem konkreten Sachverhalt zur Anwendung gelangen 
und eine Reaktion auf die Verletzung von Vereinbarungen der OSZE sind.298 Die 
Mechanismen folgen grundsätzlich einer Stufenkonstruktion, d.h. zunächst sollen 
Teilnehmerstaaten ihre Probleme und Meinungsverschiedenheiten allein − durch 
Information und bilaterale Treffen − lösen. Diese Maßnahmen sind für die Teilnehmer-
staaten fakultativ. Unter bestimmten Voraussetzungen können gegen den betroffenen 
Teilnehmerstaat auch obligatorische Maßnahmen gesetzt werden, wie etwa der Empfang 
einer Mission oder die Einleitung eines Vergleichsverfahrens.299  
Die Mechanismen zur Kontrolle der Einhaltung der Verpflichtungen der OSZE im Bereich 
der Menschlichen Dimension sind im Zuge des Prozesses sukzessive eingeführt und 
angepasst worden. Im abschließenden Dokument des Wiener Folgetreffens von 1989 
                                          
296 Dokument des Kopenhagener Treffens der Konferenz über die Menschliche Dimension der KSZE, 1990, 
Ziffer 1 ff. 
297
  Beschluss Nr. 557 des Ständigen Rates vom 24. Juli 2003 über den Aktionsplan der OSZE zur Bekämpfung 
des Menschenhandels (PC.DEC/557 Organisation für Sicherheit). 
298  Beschluss Nr. 193 des Ständigen Rates vom 5. November 1997, 137. Plenarsitzung PC-Journal Nr. 137, 
Punkt 1 der Tagesordnung. 
299  Troha, Die Folterbekämpfung in der OSZE im Vergleich mit dem Europarat 65. 
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wurde ein erstes (Vorgänger-)Modell eines Mechanismus eingeführt. Dieses sah vor, 
gegenseitig Informationen über Fragen der Menschlichen Dimension auszutauschen, 
Informationsersuchen anderer Teilnehmerstaaten zu beantworten und bilaterale Treffen 
abzuhalten, um Fragen der Durchführung der Verpflichtungen der OSZE zu prüfen.  
Am Kopenhagener Treffen über die Menschliche Dimension von 1990 wurde der 
sogenannte Wiener Mechanismus geschaffen, der eine Frist für die Beantwortung von 
Informationsersuchen und die Einberufung von bilateralen Treffen vorsieht.300 Beim 
Moskauer Treffen über die Menschliche Dimension von 1991 wurden die Bestimmungen 
von Kopenhagen weiter ausgebaut und der Moskauer Mechanismus eingeführt, welcher 
von den Teilnehmerstaaten anlässlich des Ministerratstreffens im Jahre 1993 in Rom 
angenommen wurde.301 Der Moskauer Mechanismus sieht vor, dass die Teilnehmer-
staaten zu Fragen der Menschlichen Dimension gegenseitig schriftlich Informationen 
einholen können.302 Der angefragte Staat hat innerhalb von zehn Tagen schriftlich auf die 
Anfrage zu antworten. Außerdem sieht der Moskauer Mechanismus vor, dass jeder 
Teilnehmerstaat zur Lösung einer bestimmten Frage oder eines Problemes der 
Menschlichen Dimension eine aus höchstens drei Experten bestehende Mission der OSZE 
einladen kann. Nach Durchführung bilateraler Konsultationen kann ein Teilnehmerstaat 
bei einem anderen Staat anfragen, ob er mit der Einladung einer Expertenmission 
einverstanden ist. Im Falle einer negativen Antwort kann der ersuchende Staat mit 
Unterstützung von mindestens fünf weiteren Teilnehmerstaaten die Entsendung einer 
obligatorischen Mission einleiten. Falls ein Teilnehmerstaat der Meinung ist, dass in einem 
anderen Staat eine besonders schwerwiegende Verletzung der Bestimmungen der 
Menschlichen Dimension aufgetreten ist, kann er mit Unterstützung von mindestens neun 
weiteren Staaten unverzüglich die obligatorische Entsendung einer Mission einleiten. 
Im September 1992 hat Estland und im Juni 1993 hat Moldawien im Rahmen des 
Moskauer Mechanismus freiwillig eine Expertenmission eingeladen, um die Konformität 
ihrer Gesetzgebung mit den internationalen Normen im Bereich Menschenrechte bzw 
Minderheitenrechte überprüfen zu lassen.  
Im August 1992 erzwang Großbritannien die obligatorische Maßnahme der Entsendung 
von Berichterstattermissionen nach Bosnien-Herzegowina, um Aufklärung über die 
Kriegsverbrechen an der Zivilbevölkerung zu leisten. Der Schlussbericht der Bericht-
erstattermission beinhaltete die Empfehlung, ein Expertenkomitee zur Schaffung eines 
Kriegsverbrechertribunales einzuberufen.  
                                          
300 
 Dokument des Kopenhager Treffens der Konferenz über die Menschliche Dimension der KSZE 1990, Ziffer 
42; Höhn, Zwischen Menschenrechten und Konfliktprävention 39. 
301  Höhn, Zwischen Menschenrechten und Konfliktprävention 115. 
302
  Dokument des Moskauer Treffens der Konferenz über die Menschliche Dimension der KSZE 1991, 
Abschnitt I. Ziffern 1 bis 16.  
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3.7. Haushalt303 
3.7.1. Allgemeines 
Die Teilnehmerstaaten haben sich in den Schlussempfehlungen der Helsinki-
Konsultationen verpflichtet, die Kosten der Konferenz nach dem vereinbarten 
Finanzierungsschlüssel untereinander aufzuteilen. Jeder Teilnehmerstaat leistet seine 
festgelegten Beiträge zur Finanzierung der OSZE. Die Teilnehmerstaaten vereinbarten 
weiters ein Finanzierungssystem, wonach die zur Finanzierung der Konferenz benötigten 
Mittel vom Gastgeberland jeder Phase vorgeschossen werden. Das Gastgeberland erhält 
diese Kosten aus den Beiträgen der Teilnehmerstaaten rückerstattet.  
 
Bis zur Wende wurden die Haushaltsfragen nach den Bestimmungen in den 
Schlussempfehlungen der Helsinki-Konsultationen geregelt. Mit der zunehmenden 
Institutionalisierung der OSZE und den zunehmenden OSZE-Aktivitäten stiegen die 
Kosten der OSZE stetig an. Auch die Zahl der Teilnehmerstaaten ist rasant gestiegen. Im 
Jahr 2007 belief sich das Budget der OSZE auf rund 168,2 Millionen Euro. Die Gehälter 
der internationalen Mitglieder der OSZE-Missionen werden grundsätzlich von den 
jeweiligen Entsendestaaten bezahlt. Die OSZE entrichtet lediglich ein Taggeld. Der Lohn 
für die rund 460 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den permanenten OSZE-Institutionen 
wird von der OSZE selbst bezahlt.304 
 
Auf dem Helsinki-Gipfeltreffen wurde eine Reform des Kostenverteilungsschlüssels sowie 
der Finanzierungsregeln eingeleitet. Der Verteilungsschlüssel wurde mit Beschluss Nr XII 
des Gipfeltreffens von Helsinki 1992 (Administrative - finanzielle Regelungen der KSZE 
und Kostenwirksamkeit) neu vereinbart. Die Bestimmungen zum Haushalt wurden auch 
in der Folge kontinuierlich reformiert und an die geänderten Situationen angepasst. Beim 
sechsten Ministerratstreffen in Kopenhagen 1997 wurde etwa ein eigener Verteiler-
schlüssel für OSZE-Missionen und Projekte beschlossen.305 Auch wurde eine eigene 
Finanzabteilung unter dem Ständigen Rat geschaffen, die sich ausschließlich mit Themen 
des Haushaltes beschäftigt.  
 
Anlässlich des Gipfeltreffens von Istanbul beauftragten die Staats- und Regierungschefs 
den Ständigen Rat, entsprechend dem Beschluss des Kopenhagener Ministerratstreffens 
1997 zu einer Einigung über den Verteilerschlüssel und die Kriterien für die Finanzierung 
von OSZE-Aktivitäten zu gelangen. 
                                          
303  Schlussempfehlung der Helsinki-Konsultationen, Ziffern 89 ff. 
304  Charta von Paris 1990, 21. 
305  Abschließendes Dokument des sechsten Ministerratstreffens in Kopenhagen 1997, Beschluss über einen 
Verteilerschlüssel für große OSZE-Missionen und Projekte (MC[6].DEC/8) 29 ff. 
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Die normativen Grundlagen für die Finanzierungsregeln der OSZE finden sich in den 
folgenden OSZE-Dokumenten: Schlussempfehlungen der Helsinki-Konsultationen (in den 
Ziffern 89 ff), Beschluss Nr XII des Gipfeltreffens von Helsinki (Helsinki-Dokument 1992), 
Beschluss Nr 8 des Kopenhagener Ministerratstreffens (MC[6].DEC/8) und Beschluss Nr 6 
des Wiener Ministerratstreffens (MC[8].DEC/6). Des Weiteren sind insb einschlägige 
Beschlüsse des Ständigen Rates, Nr 408 vom 5. April 2001 (PC.DEC/408), Nr 468 vom 
11. April 2002 (PC.DEC/468) sowie Nr 671 vom 12. Mai 2005 (PC.DEC/671), Nr 704 vom 
24. November 2007 (PC.DEC/704) und Nr 739 vom 27. Juli 2006 (PC.DEC/739), 
anzuführen.  
 
Zuständiges OSZE-Organ für die Beschlussfassung ist der Ständige Rat. Demgemäß 
beschließt der Ständige Rat in allen Finanzangelegenheiten, wie etwa bei der Änderung 
des Kostenverteilungsschlüssels bzw bei der Genehmigung des Jahresabschlusses. Der 
Ständige Rat berichtet dem Ministerrat. 
 
Ein Finanzausschuss unter der Leitung des Ständigen Rates ist mit der Überprüfung der 
Haushalte, der Kosteneffizienz und der Personalangelegenheiten beauftragt. Der 
Finanzausschuss des Ständigen Rates überprüft die Verteilerschlüssel sowie die Kriterien 
für die Finanzierung der OSZE-Aktivitäten. Aufgabe des Finanzausschusses ist es auch, 
die Verfahrensweisen in der OSZE betreffend Finanzangelegenheiten zu verbessern. Zu 
diesem Zweck soll der Ausschuss Verbesserungsvorschläge zu 
Rationalisierungsmaßnahmen in Bezug auf Treffen und Sprachenpersonal sowie in Bezug 
auf systematische Rückstände von OSZE-Zahlungen ausarbeiten. Der Finanzausschuss 
verfasst hierzu Finanzberichte und Empfehlungen, welche dem Ständigen Rat vorgelegt 
werden. Der Finanzausschuss überprüft auch den Finanzbedarf großer OSZE-Missionen 
und Projekte sowie den Rechnungsabschluss nach Beendigung einer Mission oder eines 
Projektes. 
 
Die Finanzgebarung der OSZE unterliegt den genehmigten Finanzvorschriften 
(DOC.PC/1/96). Der Jahresabschluss wird von externen Rechnungsprüfern geprüft und 
vom Ständigen Rat gemeinsam mit dem Finanzbericht genehmigt.  
3.7.2. Die Verteilerschlüssel 
Die Kosten der OSZE-Aktivitäten werden nach zwei unterschiedlichen Verteilerschlüsseln 
zwischen den Teilnehmerstaaten aufgeteilt. Es gibt einen Standard-Beitragsschlüssel und 
einen Beitragsschlüssel für Feldeinsätze. Der Verteilerschlüssel ist das Ergebnis von 
politischen Verhandlungen. Die Kosten werden ua nach den Beitragskriterien der UN 
festgelegt. 
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Der Kostenverteilerschlüssel sowie allfällige Änderungen werden im Konsens beschlossen 
(Budgetbeschluss). Änderungen und Anpassungen sind etwa aufgrund der Aufnahme 
neuer Teilnehmerstaaten notwendig. Die Verteilerschlüssel werden in der Regel vom 
Ständigen Rat für einen Zeitraum von zwei Jahren beschlossen und in regelmäßigen 
Abständen durch den Finanzausschuss überprüft.306 Der vereinbarte Verteilungsschlüssel 
steht unter dem Vorbehalt, diesen nicht als Präzedenzfall für zukünftige Beschluss-
fassungen über Verteilerschlüssel heranzuziehen.  
 
Mit Beschluss Nr 468 vom 11. April 2002 (PC.DEC/468) hat der Ständige Rat folgende 
Kriterien für den Standard-Beitragsschlüssel festgelegt: 
- das Zahlungsvermögen unter Berücksichtigung der Beitragskriterien der 
Vereinten Nationen; 
- den politischen Charakter der Organisation; 
- einen Höchstbeitrag für jeden Teilnehmerstaat; 
- einen Mindestbeitrag für jeden Teilnehmerstaat; 
- eine Überprüfung des Beitragsschlüssels alle drei Jahre auf der Grundlage der 
oben genannten Kriterien und der derzeit geltenden von den Vereinten 
Nationen angepassten BSP-Zahlen. 
3.7.3. Die Verteilerschlüssel für Feldeinsätze 
Am Ministerratstreffen in Kopenhagen 1997 wurde der Beschluss über einen eigenen 
Verteilerschlüssel für große OSZE-Missionen und Projekte (MC[6].DEC/8) gefasst.  
 
Die Kosten zur Finanzierung der Konferenzen werden vom Gastgeberland vorschussweise 
getragen und werden aus den Beiträgen der Teilnehmerstaaten gemäß des 
ausgehandelten Kostenverteilungsschlüssels dem Gastgeberland rückerstattet.   
 
Anlässlich des sechsten Ministerratstreffens in Kopenhagen 1997 wurde der Beschluss 
über einen Verteilerschlüssel für große OSZE-Missionen und Projekte (MC[6].DEC/8) 
verabschiedet.307 Der Ministerrat genehmigte einen separaten Verteilerschlüssel für große 
OSZE-Missionen und Projekte. Dieser Verteilerschlüssel regelt die Finanzierung der 
OSZE-Missionen und Projekte und gelangte ab 1. Januar 1998 zur Anwendung. Die 
Einrichtung einer großen Mission bzw eines großen Projektes sowie ihr jeweiliger 
                                          
306  Beschluss des Ständigen Rates Nr 468 vom 11. April 2002 (PC.DEC/468); Beschluss Nr 671 des Ständigen 
Rates vom 12. Mai 2005 (PC.DEC/671). 
307  Abschließendes Dokument des sechsten Ministerratstreffens in Kopenhagen 1997, Beschluss über einen 
Verteilerschlüssel für große OSZE-Missionen und Projekte (MC[6].DEC/8) 29 ff. 
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Haushalt bedürfen in jedem einzelnen Fall der Genehmigung durch den Ständigen Rat. 
Der Beschluss muss im Konsens erfolgen.  
 
Zusätzlich wurde ein Finanzierungssystem aus freiwilligen Beiträgen geschaffen, in das 
Finanzierungsbeiträge zu großen Missionen und Projekten von Teilnehmerstaaten, OSZE-
Kooperationspartnern sowie aus anderen Quellen fließen. Um dieser Möglichkeit 
Rechnung zu tragen, wurden den Teilnehmerstaaten anfangs nur bis zu zwei Drittel des 
Haushaltes in Rechnung gestellt, bis der Generalsekretär festgestellt hat, welche Höhe 
die freiwilligen Beiträge erreichen werden. Freiwillige Zahlungen können entweder 
Sonderprojekten großer Missionen zugewiesen oder auf den Gesamtbetrag der für eine 
Mission bzw ein Projekt erforderlichen Mittel in Anrechnung gebracht werden. Der 
Verteilerschüssel für Feldeinsätze gilt für einen fix vereinbaren Zeitraum. 
 
Mit Beschluss über den Verteilungsschlüssel für große OSZE-Missionen 
(MC[8].DEC/6/Corr.1) anlässlich des Wiener Ministerratstreffens 2000 hat der Ministerrat 
den Ständigen Rat angewiesen, bis spätestens 31. März 2001 zu einer Vereinbarung über 
diese wichtige Frage zu gelangen und in der Zwischenzeit − bis 31. Dezember 2000 − 
eine interimistische finanzielle Vorkehrung für die Umsetzung des Haushaltes 2001 zu 
treffen.  
 
Mit Beschluss des Ständigen Rates Nr 398 (PC.DEC/398) wurde eine Zwischen-
finanzierungsregelung bis 31. Dezember 2001 getroffen. 
 
Mit Beschluss Nr 408 wurde ein neuer Verteilungsschlüssel für große OSZE-Missionen und 
Projekte vereinbart. Dieser Schlüssel galt von 1. Januar 2002 bis 31. Dezember 2004 und 
regelte die Beiträge aller Teilnehmerstaaten zur Finanzierung großer OSZE-Missionen und 
Projekte. Der Ständige Rat bekräftigte den Beschluss des Gipfeltreffens von Helsinki 
1992, den Verteilerschlüssel sowie Fragen der dem Schlüssel zugrunde liegenden 
Kriterien einer regelmäßigen Überprüfung zu unterziehen. 
Weiters wurde beschlossen, für die Finanzierung aller OSZE-Missionen und Feldeinsätze 
einen neuen Verteilerschlüssel zu verabschieden, der ab 1. Januar 2005 gelten wird. 
Dieser neue Verteilerschlüssel wird folgende Grundlagen haben: 
- das Zahlungsvermögen; 
- einen Höchstbeitrag von 14 Prozent pro Teilnehmerstaat; 
- einen Mindestbeitrag von 0,02 Prozent pro Teilnehmerstaat; 
- den politischen Charakter der Organisation; 
- eine Überprüfung des Verteilerschlüssels alle drei Jahre auf der Grundlage der 
oben genannten Grundsätze und der jeweils geltenden von den Vereinten 
Nationen angepassten BSP-Zahlen. 
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4. Die Beziehungen der OSZE zu internationalen 
Organisationen  
4.1. Die Zusammenarbeit der OSZE mit anderen 
internationalen Organisationen308 
Seit dem Zweiten Weltkrieg entstand in verschiedensten Zeitabschnitten eine Vielzahl 
von internationalen Organisationen, die dem allgemeinen Zweck dienten, die 
Zusammenarbeit unter den Staaten in verschiedensten Bereichen zu fördern, um 
gemeinsame Probleme zu überwinden und Frieden und Stabilität zu gewährleisten. 
Beispiele hierfür sind die UN, der Europarat, die OECD, die EG, die WEU, EGKS, die EGA, 
die EFTA, die OSZE usw.  
 
Aufgrund der spezifischen zeitgeschichtlichen Situationen und Motive der Staaten wurden 
diese Organisationen aus Initiativen und Impulsen heraus gegründet, deren Ziele und 
Tätigkeiten sich teilweise überschneiden. Dementsprechend kam es bei den 
Aufgabenbereichen vieler dieser internationalen Organisationen zu Kompetenzkonflikten 
und Überschneidungen oder anders gesagt werden oft von mehreren internationalen 
Organisationen die gleichen Aufgaben behandelt. Teilweise stehen diese Organisationen 
aufgrund der Überschneidungen in einem Konkurrenzverhältnis zueinander.  
 
Die Rechts- und Organisationsstrukturen sowie die Instrumente und Mechanismen der 
internationalen Organisationen sind trotz der gleichen Aufgabenbereiche sehr 
verschieden. Diese Unterschiede betreffen den Kreis der Mitglieder, den rechtlichen 
Status, die materielle Qualität der Vereinbarungen, die ihnen zur Verfügung stehenden 
Instrumente und die verfügbaren Mittel sowie die für sie handelnden Organe.  
 
Seit 1993 finden politisch hochrangige Dreiertreffen zwischen den internationalen 
Organisationen statt. Die formale Grundlage für die Zusammenarbeit zwischen der OSZE 
und anderen internationalen Organisationen wurde anlässlich des Ministerratstreffens in 
Kopenhagen 1997 mit der Ausarbeitung der Leitlinien für eine Europäische 
Sicherheitscharta der OSZE beschlossen. 
 
Mit der Verabschiedung der Europäischen Sicherheitscharta einschließlich der Plattform 
für kooperative Sicherheit auf dem Gipfeltreffen der OSZE in Istanbul im November 1999 
erklärten die Teilnehmerstaaten, die Zusammenarbeit mit den zuständigen 
                                          
308  Heintze, Die EU, die UNO, der Europarat und die OSZE 165 ff.  
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Organisationen auf Basis der Gleichberechtigung partnerschaftlich zu verstärken. Die 
Plattform soll einen ständigen pragmatischen Informationsaustausch und eine 
koordinierte Vorgehensweise ermöglichen. Ziel ist es, Doppelgleisigkeit zu vermeiden und 
die Ressourcen effizienter einzusetzen. Die Zusammenarbeit der OSZE mit anderen 
Organisationen ist pragmatisch und fallbezogen. 
 
In der Plattform sind konkrete Kooperationsmechanismen für die Entwicklung der 
Zusammenarbeit zwischen der OSZE und internationalen Organisationen vorgesehen. Die 
Plattform unterscheidet zwischen der politischen Zusammenarbeit auf Amtssitzebene und 
der Zusammenarbeit vor Ort in den Missionen und Feldeinsätzen. Auf der politischen 
Ebene werden folgende Mechanismen genannt: regelmäßige Kontakte, darunter auch 
Treffen; einen ständigen Rahmen für den Dialog; erhöhte Transparenz und praktische 
Zusammenarbeit, darunter die Benennung von Verbindungsoffizieren oder 
Kontaktstellen; gegenseitige Vertretung bei entsprechenden Treffen.  
 
Für die Zusammenarbeit vor Ort sieht die Plattform einen regelmäßigen 
Informationsaustausch und regelmäßige Treffen, gemeinsame Bedarfserhebungs-
missionen, die Dienstzuteilung von Experten anderer Organisationen zur OSZE, die 
Bestellung von Verbindungspersonen, die Entwicklung gemeinsamer Projekte und 
Feldoperationen und gemeinsame Schulungsbemühungen vor. 
 
Die politischen Konsultationen haben den Zweck, die Aktivitäten der Organisation vor Ort 
zu unterstützen, während die Zusammenarbeit sich auf die Wahrnehmung der von den 
OSZE-Entscheidungsgremien festgelegten Aufgaben konzentriert.  
 
Zur Zusammenarbeit gehören regelmäßige Treffen auf politischer Ebene für die 
Koordination und den Informations- und Meinungsaustausch hinsichtlich allgemeiner 
Themenbereiche. Zusätzlich sind zielorientierte Ad-hoc-Treffen für die Festlegung und 
Erörterung einer konkreten Zusammenarbeit vorgesehen. Die Treffen sollen den 
effizienten Einsatz von Ressourcen sicherstellen sowie die Tätigkeiten im gleichen 
Aufgabengebiet koordinieren.  
 
Folgende Treffen zwischen internationalen Organisationen sind formal festgelegt worden:  
Auf hoher politischer Ebene werden sogenannte Dreier-Treffen (als „3+3-Treffen“ 
bezeichnet) zwischen den UN und ihren Sonderorganisationen, der OSZE, dem Europarat, 
der Europäischen Kommission, der IMO und dem IKRK abgehalten. An den Dreier-Treffen 
nehmen ua die Vorsitzenden und Generalsekretäre der OSZE und des Europarates sowie 
der Untergeneralsekretär und der Generaldirektor des Büros der UN in Genf teil. Seit 
1996 werden auch die Europäische Kommission, der HKNM und der Direktor des BDIMR, 
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der UNHCR, der UNHCHR sowie das IKRK und die IOM zu den Dreier-Treffen beigezogen. 
Trilaterale Expertentreffen auf hoher Ebene, die es seit 1993 gibt, bieten ein Forum für 
den Informationsaustausch zwischen den UN, dem Europarat und der OSZE. Ebenfalls auf 
hoher politischer Ebene finden zwischen OSZE und Europarat sogenannte Zweier-Treffen 
statt (siehe Kapitel 4.2.3). Ferner sind Treffen auf Arbeitsebene, Missionsleitertreffen mit 
verschiedenen internationalen Organisationen, darunter die NATO, die EU, die WEU, die 
GUS usw vorgesehen. 
4.2. Die Zusammenarbeit mit den UN 
4.2.1. Allgemein 
Anlässlich des Gipfeltreffens der Staats- und Regierungschefs der Teilnehmerstaaten in 
Helsinki 1992 ist die OSZE in ihren Beziehungen zu den UN in eine neue Phase 
eingetreten. Die Staats- und Regierungschefs erklärten die KSZE in den Helsinki-
Beschlüssen 1992 als Regionalorganisation der UN: 
 
„(…), wir sind uns darin einig, dass die OSZE eine regionale Abmachung im Sinne von 
Kapitel VIII der Satzung der UN ist.“309 
 
Die Rolle der OSZE wurde als ein wichtiges Bindeglied zwischen europäischer und 
globaler Sicherheit definiert. Die normative Basis bildete die Satzung der UN. Die OSZE 
sollte auf diesem Weg mit der UN eng zusammenarbeiten, insb bei der Verhütung und 
Beilegung von Konflikten in der OSZE-Region.310 
 
Anlässlich des Dritten Ratstreffens am 14. und 15. Dezember 1992 in Stockholm sollten 
die Beziehungen zu den UN weiterentwickelt werden. Auf Einladung des General-
sekretäres der UN ersuchten die Minister in ihren Beschlüssen den AHB, die praktischen 
Auswirkungen des im Helsinki-Dokument dargelegten Einvernehmens zu untersuchen, 
dass die OSZE eine regionale Abmachung im Sinne von Kapitel VIII der SVN ist. Bei der 
Behandlung dieser Frage sollte der AHB auch den Vorschlag des Generalsekretäres der 
UN an die KSZE prüfen, um den Beobachterstatus bei den UN nachzusuchen.311 Ferner 
wurde ein Vertreter des Generalsekretäres der UN zu den Treffen des Ministerrates und 
des Hohen Rates − heute Ständigen Rates − eingeladen. Die ständige Delegation des 
                                          
309  Helsinki-Dokument 1992, Herausforderung des Wandels, Gipfelerklärung von Helsinki, Ziffer 25. 
310  Helsinki-Dokument 1992, Herausforderung des Wandels, Gipfelerklärung von Helsinki, Ziffer 25. 
311  Drittes Treffen des Rates, Zusammenfassung der Schlussfolgerungen, Beschluss Friedliche Beilegung von 
Streitigkeiten, 8. Verbesserung der Zusammenarbeit und der Kontakte mit internationalen Organisationen, 
insbesondere mit den Vereinten Nationen; Vetschera, Die Rolle der KSZE als Einrichtung kooperativer 
Sicherheit im Rahmen des „interlocking institutions“-Konzepts, in von Plate (Hrsg), Europa auf dem Wege 
zur kollektiven Sicherheit? 141. 
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amtierenden Vorsitzenden dient hierfür als Kontaktstelle. Der organisatorische Rahmen 
für die Zusammenarbeit und Koordination zwischen den UN und der OSZE wurde in 
einem Briefwechsel zwischen dem Generalsekretär der UN und dem amtierenden 
Vorsitzenden vom 26. Mai 1993 festgelegt.312 Als Gegenleistung räumten die UN der 
OSZE im Jahr 1993 den Beobachterstatus bei der UN-Generalversammlung durch 
Beschluss Nr XXXXVII/10 vom 2. Dezember 1992 der UN-Generalversammlung ein. Die 
beiden Organisationen pflegen ihre Kontakte in Form regelmäßiger Konsultationen der UN 
und des Vorsitzes der OSZE und durch Konsultationen auf Ebene der Sekretariate. 
 
Anlässlich des Budapester Gipfeltreffens 1994 beschlossen die Staats- und Regierungs-
chefs, die Zusammenarbeit mit den UN und mit anderen europäischen und anderen 
regionalen und transatlantischen Organisationen zu verstärken, um Doppelgleisigkeiten 
zu vermeiden. Als Teilnehmer an einer regionalen Abmachung nach Kapitel VII der SVN 
werden die Teilnehmerstaaten alle erdenklichen Bemühungen unternehmen, um örtlich 
begrenzte Streitigkeiten einer friedlichen Regelung zuzuführen, bevor sie den 
Sicherheitsrat der UN damit befassen.  
 
Seit 1993 finden 3+3 Treffen zwischen den Vorsitzenden und den Generalsekretären der 
OSZE und des Europarates sowie dem Generaldirektor der UN statt.  
 
Seit den Terroranschlägen vom 11. September 2001 konzentrierte sich die 
Zusammenarbeit mit den UN sowie mit anderen internationalen Organisationen auf die 
Arbeit gegen den Terrorismus. Anlässlich des von den UN einberufenen Weltgipfeltreffens 
2005 verabschiedete der Sicherheitsrat am 17. Oktober 2005 die Resolution 1631, in 
welcher die Zusammenarbeit zwischen regionalen Organisationen und dem Sicherheitsrat 
verstärkt wurde.  
 
Die Zusammenarbeit zwischen der UN und der OSZE-Agenda umfasst insb folgende 
Bereiche: 
• Die friedliche Streitbeilegung und die Friedenssicherung, 
• Frühwarnung und Konfliktverhinderung im Bereich der Rüstungskontrolle, 
• ökologische sowie ökonomische Themenbereiche, insb im Bereich des illegalen 
Handels von Waffen, Drogen und Menschen,  
• die Demokratisierung und menschliche Rechte, die Freiheit der Medien und 
• der Kampf gegen den Terrorismus. 
                                          
312  Vetschera, Die Rolle der KSZE als Einrichtung kooperativer Sicherheit im Rahmen des „interlocking 
institutions“-Konzepts, in von Plate (Hrsg), Europa auf dem Wege zur kollektiven Sicherheit? 140; Lüthy, 
Verfahren zur friedlichen Streitbeilegung internationaler Streitigkeiten im Rahmen der OSZE 109 ff. 
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4.2.2. Regionale Abmachungen oder Einrichtungen im Sinne von Kapitel VIII 
der SVN 
Nach Art 52 Abs 1 der SVN sind regionale Abmachungen oder Einrichtungen zur Wahrung 
des Weltfriedens und die internationale Sicherheit betreffende Angelegenheiten nicht 
ausgeschlossen, bei denen Maßnahmen regionaler Art angebracht sind. Voraussetzung 
hierfür ist, dass diese Abmachungen oder Einrichtungen und ihr Wirken mit den Zielen 
und Grundsätzen der UN vereinbar sind.313  
 
Das Vorliegen einer internationalen Organisation nach völkerrechtlichen Standards ist 
keine Voraussetzung für eine regionale Abmachung oder Einrichtung. Dies war zunächst 
umstritten, dennoch wurden seitens der Organe der UN sowie deren Mitgliedstaaten 
keine Einwände erhoben.314 „Regional“ meint einen bestimmten Kreis von Teilnehmer- 
bzw Mitgliedstaaten und nicht etwa eine geografische Bezugsgröße.315 Die regionalen 
Abmachungen oder Einrichtungen haben im Sinne von Kapitel VIII die Aufgabe, Konflikte 
und ihre Ursachen in ihrem entsprechenden regionalen Bereich schnell zu erkennen und 
aufgrund ihrer Spezialisierung eine angemessene Lösung zu finden. Ihr Aufgabengebiet 
liegt in der kooperativen Sicherheit, jene des Sicherheitsrates in der kollektiven 
Sicherheit. 
 
Von den regionalen sicherheitspolitischen Abmachungen oder Einrichtungen sind 
regionale kollektive Selbstverteidigungsbündnisse nach Art 51 SVN zu unterscheiden. 
Kollektive Selbstverteidigung bedeutet Verteidigung nach außen bei Angriffen durch 
einen „Drittstaat“, regionale Abmachungen dienen hingegen der Sicherheit nach innen.316 
 
Die regionale Sicherheit wird in Kapitel VIII durch Art 52 Abs 2 der SVN festgelegt:  
 
"Mitglieder der UN, die solche Abmachungen treffen oder solche Einrichtungen schaffen, 
werden sich nach besten Kräften bemühen, durch Inanspruchnahme dieser 
Abmachungen oder Einrichtungen örtlich begrenzte Streitigkeiten friedlich beizulegen, 
bevor sie den Sicherheitsrat damit befassen."  
 
Der Aufgabenbereich regionaler Abmachungen oder Einrichtungen betrifft daher 
grundsätzlich die Beilegung von Streitigkeiten mit „friedlichen Mitteln“, insb mit  
                                          
313  Art 52 Abs 1 SVN. 
314  Lüthy, Verfahren zur friedlichen Streitbeilegung internationaler Streitigkeiten im Rahmen der OSZE 110 
und die dort zitierte Literatur. 
315  Vetschera, Die Rolle der KSZE als Einrichtung kooperativer Sicherheit im Rahmen des „interlocking 
institutions“-Konzepts, in von Plate (Hrsg), Europa auf dem Wege zur kollektiven Sicherheit? 139. 
316  Ebenda 139; Meyer, Zwischen Souveränitätsvorbehalten 249. 
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Verhandlungen, Untersuchungen, Vermittlungen, Vergleichen, Schiedssprüchen usw.317 
Folglich gilt gem Art 52 Abs 2 der SVN der Vorrang der Streitbeilegung durch friedliche 
Mittel und nur eine subsidiäre Befassung von Streitigkeiten des Sicherheitsrates.318 Erst 
wenn der Versuch der Beilegung einer Streitigkeit gescheitert ist, soll die OSZE damit den 
Sicherheitsrat befassen.319 Gem Art 52 Abs 3 der SVN kann der Sicherheitsrat örtlich 
begrenzte Streitigkeiten durch Inanspruchnahme der OSZE friedlich beilegen, sei es auf 
Veranlassung der beteiligten Staaten oder aufgrund von Überweisungen durch ihn selbst, 
sodass die OSZE nach dieser Bestimmung als Instrument des Sicherheitsrates zur 
friedlichen Beilegung von Streitigkeiten verwendet werden kann. 
 
Ohne Ermächtigung des Sicherheitsrates dürfen (militärische) Zwangsmaßnahmen 
aufgrund regionaler Abmachungen oder seitens regionaler Einrichtungen nicht ergriffen 
werden.320 Die Helsinki-Beschlüsse 1992 legen sinngemäß auch fest, dass die Rechte und 
Verantwortlichkeiten des Sicherheitsrates in ihrer Gesamtheit unberührt bleiben.321 Damit 
ist ausschließlich der Sicherheitsrat zur Durchführung von Zwangsmaßnahmen befugt.322 
Militärische Zwangsmaßnahmen widersprechen dem allgemeinen Gewaltverbot nach 
Art 2 Nr 4 der SVN sowie dem vierten Prinzip der Schlussakte von Helsinki und bedürfen 
einer besonderen Ermächtigung durch den UN-Sicherheitsrat. Es finden sich weder in den 
OSZE-Dokumenten entsprechende kompetenzrechtliche Normen, noch erlaubt dies Art 53 
der SVN: "Auf Grund regionaler Abmachungen oder durch regionale Organe sollen jedoch 
keine Zwangsmaßnahmen ergriffen werden." 
 
Die OSZE entspricht den Anforderungen einer regionalen Abmachung oder Einrichtung im 
Sinne von Kapitel VIII und ist von Art 52 SVN erfasst.323 In der OSZE nehmen alle 
Staaten der Region sowie für die Sicherheit und den Frieden bedeutende Staaten, wie die 
Vereinigten Staaten von Amerika und Russland, teil. Darüber hinaus verfügt die OSZE 
über geeignete Instrumente zur Friedenserhaltung, wie etwa Konfliktver-
hütungsmechanismen, Mechanismen zur friedlichen Streitbeilegung, zur Durchführung 
friedenserhaltender Missionen und Feldeinsätze sowie zur präventiven Diplomatie durch 
Verhandlungen und Konsultationen. Die OSZE entspricht somit einer regionalen 
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 Vetschera, Die Rolle der KSZE als Einrichtung kooperativer Sicherheit im Rahmen des „interlocking 
institutions“-Konzepts, in von Plate (Hrsg), Europa auf dem Wege zur kollektiven Sicherheit? 139. 
318  Lüthy, Verfahren zur friedlichen Streitbeilegung internationaler Streitigkeiten im Rahmen der OSZE 110. 
319  Art 52 Abs 3 SVN. 
320  Art 53 Abs 1 SVN. 
321  Helsinki-Dokument 1992, Herausforderung des Wandels, Gipfelerklärung von Helsinki, Abs 25. 
322  Vetschera, Die Rolle der KSZE als Einrichtung kooperativer Sicherheit im Rahmen des „interlocking 
institutions“-Konzepts, in von Plate (Hrsg), Europa auf dem Wege zur kollektiven Sicherheit? 139. 
323  Lüthy, Verfahren zur friedlichen Streitbeilegung internationaler Streitigkeiten im Rahmen der OSZE 108; 
Vetschera, Die Rolle der KSZE als Einrichtung kooperativer Sicherheit im Rahmen des „interlocking 
institutions“-Konzepts, in von Plate (Hrsg), Europa auf dem Wege zur kollektiven Sicherheit? 139. 
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Abmachung oder Einrichtung im Sinne von Kapitel VIII der UN.324 Die friedliche Beilegung 
von Streitigkeiten wird von der OSZE angestrebt, sodass sie einen Beitrag zur Wahrung 
des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit leistet.  
4.2.3. Die Zusammenarbeit der OSZE mit dem Europarat 
Der Europarat und die OSZE gehen in ihrer Arbeit von den gleichen Wertvorstellungen 
aus. Beide streben Demokratie, Achtung der Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit, 
umfassende Sicherheit, soziale Gerechtigkeit und Marktwirtschaft an. Um Doppel-
gleisigkeiten zu vermeiden, unterhalten die OSZE und der Europarat enge Beziehungen, 
um die Aktivitäten zu koordinieren und Informationen auszutauschen. Der Europarat und 
die OSZE arbeiten insb im Bereich der Menschenrechte, der Rechtsstaatlichkeit und der 
Wahlbeobachtung eng zusammen. Die Zusammenarbeit zwischen der OSZE und dem 
Europarat geht auf die frühen Neunzigerjahre zurück.  
 
Seit 1993 werden regelmäßig bilaterale Treffen, sogenannte „2+2“-Treffen, auf hoher 
politischer Ebene zwischen den Vorsitzenden und den Generalsekretären der OSZE und 
des Europarates abgehalten, um Themen betreffend die Zusammenarbeit bei Feld-
einsätzen zu erörtern.325 Auf den Treffen nehmen seitens der OSZE in der Regel der 
Amtierende Vorsitzende, der Generalsekretär, die Leiter der OSZE-Institutionen und der 
Leiter der Abteilung für externe Zusammenarbeit des OSZE-Sekretariates teil. Der 
Europarat ist durch den Vorsitzenden des Ministerkomitees, den Generalsekretär, den 
Vorsitzenden der Berichterstattergruppe zu Fragen der Beziehungen zur OSZE, andere 
einschlägige Berichterstattergruppen und den Direktor für politische Angelegenheiten 
vertreten. 
 
Seit 1998 nimmt die OSZE an der Berichterstattergruppe der Ministerstellvertreter des 
Europarates zu Fragen der Beziehungen zwischen dem Europarat und der OSZE teil. 
Diese Treffen sollen zur Überprüfung und zum Informationsaustausch über die 
Zusammenarbeit zwischen OSZE und Europarat dienen.326 
 
Seit 1999 finden auch zusätzliche „2+2“-Treffen auf hoher Beamtenebene statt, bei 
denen konkrete Kooperationsmöglichkeiten festgelegt werden. Zweck der Treffen ist es, 
                                          
324  Lüthy, Verfahren zur friedlichen Streitbeilegung internationaler Streitigkeiten im Rahmen der OSZE 108; 
Vetschera, Die Rolle der KSZE als Einrichtung kooperativer Sicherheit im Rahmen des „interlocking 
institutions“-Konzepts, in von Plate (Hrsg), Europa auf dem Wege zur kollektiven Sicherheit? 140. 
325  Jahresbericht des Generalsekretärs der OSZE über das Zusammenwirken zwischen Organisationen und 
Institutionen im OSZE-Gebiet 2000, 4 (http://www.osce.org). 
326  Jahresbericht des Generalsekretärs der OSZE über das Zusammenwirken zwischen Organisationen und 
Institutionen im OSZE-Gebiet 2000, 5 (http://www.osce.org). 
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Informationen auszutauschen, um die Effizienz der Aktivitäten der beiden Organisationen 
zu erhöhen. Überschneidungen sollen dadurch verhindert werden.327 
 
Auch die Parlamentarischen Versammlungen der internationalen Organisationen sind in 
die Plattform eingebunden. Hierzu wurde eine Parlamentarische Troika bestehend aus 
Vertretern des Europäischen Parlamentes, der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates und der Parlamentarischen Versammlung der OSZE gebildet, welche 
Informationen austauscht und ihre Aktivitäten koordiniert. In diesem Zusammenhang 
wurde eine Wahlbeobachtungsmission bestehend aus Vertretern der Parlamentarischen 
Troika unter Einbeziehung der Parlamentarischen Versammlung der NATO geschaffen.328 
 
Um die Zusammenarbeit weiter zu verstärken, unterzeichneten die Generalsekretäre der 
OSZE und des Europarates im Jahr 2000 den Gemeinsamen Katalog von 
Kooperationsmodalitäten. Im Katalog sind die Rahmenbedingungen der Zusammenarbeit 
zwischen der OSZE und dem Europarat festgelegt worden. Der Gemeinsame Katalog 
bildet nunmehr die normative Basis für die Zusammenarbeit.  
 
Mit Beschluss Nr 637 des Ständigen Rates (PC.DEC/637) vom 2. Dezember 2004 wurde 
für die Zusammenarbeit eine Koordinationsgruppe eingerichtet, die sich aus den 
Ständigen Vertretern der OSZE-Troika sowie dem gegenwärtigen und dem designierten 
Vorsitzenden des Europarates zusammensetzt. Die Koordinationsgruppe hat die Aufgabe, 
die Zusammenarbeit zwischen den Organisationen weiter zu vertiefen, um unnötige 
Doppelgleisigkeiten zu vermeiden, indem die OSZE-Teilnehmerstaaten und die Mitglied-
staaten des Europarates aktiver in die Tätigkeiten eingebunden werden. Die 
Koordinationsgruppe hat die Aufgabe, die Zusammenarbeit zwischen den beiden 
Organisationen zu überprüfen und konkrete Folgemaßnahmen vorzuschlagen. Die 
Koordinationsgruppe steht unter der Aufsicht des Ständigen Rates und des 
Ministerkomitees.329 
 
Die Sitzungen der Koordinationsgruppe finden nach Bedarf, aber zumindest alle sechs 
Monate statt. Gastgeber der Sitzungen sind abwechselnd die OSZE und der Europarat. 
Die Sekretariate der OSZE und des Europarates unterstützen die Koordinationsgruppe 
administrativ. An den Sitzungen nehmen auch die Ständigen Vertreter der Länder im 
Präsidium des Europarates, der Vorsitzende der OSZE-Gruppe des Europarates sowie 
Vertreter aus den Sekretariaten der beiden Organisationen teil. 
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  Ebenda 5. 
328  Ebenda 4. 
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 Beschluss Nr 637 des Ständigen Rates (PC.DEC/637) vom 2. Dezember 2004. 
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Die OSZE-Troika berichtet dem Ständigen Rat auf Anfrage über die Ergebnisse der 
Sitzungen der Koordinationsgruppe. Die in den Sitzungen der Koordinationsgruppe 
behandelten Fragen werden sodann im Ständigen Rat unter den Teilnehmerstaaten 
diskutiert, um die notwendige politische Anleitung der Koordinationsgruppe seitens der 
OSZE durch die Teilnehmerstaaten und volle Transparenz zu gewährleisten. 
 
Die Gruppe konzentriert sich bei ihrer Tätigkeit auf die Zusammenarbeit in Bereichen, die 
von der OSZE und dem Europarat als vorrangig bezeichnet werden und der Überprüfung 
unterliegen. Ausgewählte Ansprechpartner beider Organisationen halten in ausgewählten 
Bereichen miteinander Verbindung und schlagen der Koordinationsgruppe konkrete 
Konzepte zur Verbesserung der Zusammenarbeit vor. Die Ergebnisse der Sitzungen der 
Koordinationsgruppe werden bei den hochrangigen „2+2/3+3“-Sitzungen berücksichtigt. 
Die Koordinationsgruppe macht auf den „2+2“-Treffen des Ständigen Rates der OSZE 
und des Ministerkomitees des Europarates Vorschläge zur weiteren Verstärkung der 
Zusammenarbeit.  
 
Mit Beschluss Nr 670 des Ständigen Rates (PC.DEC/670) vom 28. April 2005 wurde die 
Erklärung über die Zusammenarbeit zwischen dem Europarat und der OSZE 
verabschiedet. Die Mitgliedstaaten des Europarates und die Teilnehmerstaaten der OSZE 
erklärten unter Hinweis auf die im Dezember 2004 vom Komitee der Ministerbeauftragten 
des Europarates (Nr CM/865/01122004) und vom Ständigen Rat der OSZE (PC.DEC/637) 
verabschiedeten Beschlüsse, dass es notwendig ist, die Beziehungen zwischen den 
beiden Organisationen zu stärken, um wirksame und koordinierte Antworten auf die 
Bedrohungen und Herausforderungen des 21. Jahrhunderts zu finden. Bei der 
Zusammenarbeit sollen die gegenseitigen Grundsätze und Prinzipien sowie die 
rechtlichen Rahmenbedingungen, wie die Satzung des Europarates, berücksichtigt 
werden.  
 
Normative Grundlage für die verstärkte Zusammenarbeit ist der rechtliche Acquis des 
Europarates und der OSZE-Verpflichtungen. Die Plattform der Zusammenarbeit bildet 
eine Koordinationsgruppe, die im Dezember 2004 eingerichtet wurde. Die Aufgabe dieser 
Koordinationsgruppe ist, die Zusammenarbeit der Mitglied- und Teilnehmerstaaten 
zwischen den beiden Organisationen zu verstärken, insb in den Bereichen der 
Terrorismusbekämpfung, dem Schutz der Rechte von Angehörigen nationaler 
Minderheiten, der Bekämpfung des Menschenhandels sowie der Förderung von Toleranz 
und Nichtdiskriminierung. Dabei soll ihrer jeweiligen Tätigkeit kein Vorrang gegeben 
werden. Sitzungen zwischen den beiden Organisationen wurden eingerichtet, um weitere 
Empfehlungen zum Zweck verschiedener Formen der Zusammenarbeit zwischen den 
beiden Organisationen zu sondieren und gemeinsame Aktivitäten unter aktiverer 
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Beteiligung der Mitglied- und Teilnehmerstaaten zu fördern sowie um Synergien zu 
erzeugen und unnötige Doppelgleisigkeiten zu vermeiden. Der unterschiedliche Charakter 
und Teilnehmerkreis der beiden Organisationen ist hierbei zu berücksichtigen und von 
den jeweiligen Stärken bestmöglich Gebrauch zu machen.330 
 
Auch eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen den Parlamentarischen Versammlungen 
des Europarates und der OSZE wurde beabsichtigt. Ein Vertreter des Europarat-
Sekretariates nimmt an den OSZE-Sitzungen und Beratungen teil. Der Vertreter ist ein 
Mitglied der nationalen Delegation jenes Teilnehmerstaates, der gerade den Vorsitz des 
Europarates führt. Die Zusammenarbeit mit dem Europarat verlagerte sich von einem 
einfachen Informationsaustausch und der Anwesenheit bei Veranstaltungen des 
jeweiligen Partners hin in Richtung der Planung und Durchführung gemeinsamer 
Aktivitäten. 
 
Die OSZE und der Europarat legten in ihrer Erklärung über die Zusammenarbeit vier 
Schwerpunktbereiche fest: Kampf gegen den Terrorismus, Schutz der Rechte der 
Angehörigen nationaler Minderheiten, Bekämpfung des Menschenhandels und Förderung 
von Toleranz und Nichtdiskriminierung nationaler Minderheiten.  
                                          
330  Jahresbericht des Generalsekretärs der OSZE über das Zusammenwirken zwischen Organisationen und 
Institutionen im OSZE-Gebiet 2000, 5 ff (http://www.osce.org). 
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5. Die Rechtsnatur der OSZE und ihrer 
Vereinbarungen 
5.1. Rechtsqualität der OSZE-Vereinbarungen 
5.1.1. Einführung 
Bei der Darstellung der OSZE ging es bisher um ihre Struktur und ihren 
Organisationsaufbau. Insb sollte ein Überblick über die Arbeitsweise und die Instrumente 
der Institutionen und Organe der OSZE, ihre Stellung im Gesamtgefüge und ihre 
Sanktions- und Reaktionsmöglichkeiten gegeben werden. Dabei stand auch ihr Verhältnis 
zu den anderen Teilnehmerstaaten im Vordergrund.  
 
Im folgenden Teil liegt der Fokus auf der Analyse der geschaffenen Dokumente bzw 
Vereinbarungen, um ein Ergebnis für den rechtlichen Gehalt zu gewinnen. In einem 
weiteren Schritt wird − aufgrund der gewonnenen Erkenntnisse − der Status der OSZE 
als internationale Organisation analysiert.  
 
Entsprechend der Eigenart der „OSZE-Normen“ bieten sich für die Untersuchung der 
rechtlichen Qualität bzw für die Einordnung der OSZE-Dokumente in den Gesamtkontext 
der Völkerrechtswissenschaft verschiedene Überlegungsansätze an. Die erste Überlegung 
ist die Abgrenzung der OSZE-Dokumente im Verhältnis zu Recht und Politik. In einem 
zweiten Schritt wird die konkrete Verbindlichkeit ihrer Normen analysiert, und zuletzt 
wird ihre juristische Normqualität im Hinblick auf die Rechtsbefolgung und ihre 
Umsetzung und Anwendung untersucht. 
5.1.2. Thematik 
Die OSZE-Dokumente normieren für die Teilnehmerstaaten Verpflichtungen, zu deren 
Einhaltung sich die Teilnehmerstaaten in ihren Beziehungen zueinander verpflichtet 
haben. Die in den Dokumenten verwendeten Begrifflichkeiten erzeugen beim Leser den 
Eindruck, dass es sich um Verträge handelt, an welche die Vertragsparteien gebunden 
sind. In der Literatur gehen die Meinungen hinsichtlich ihrer rechtsdogmatischen 
Einordnung auseinander. Dies zeigt sich auch bei den unterschiedlich verwendeten 
Begrifflichkeiten, wenn es darum geht, die „OSZE-Normen“ mit einem Begriff rechtlich zu 
definieren. In der Literatur gibt es keine einheitliche Terminologie. Die „OSZE-Normen“ 
werden als „soft law“, außerrechtliche Vereinbarungen, informelle Vereinbarungen, 
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rechtlich unverbindliche Vereinbarungen, politische Verpflichtungen, Absichtserklärungen 
oder auch Gentlemen’s Agreement bezeichnet, um ihren rechtlichen Gehalt zu 
beschreiben.331 Entsprechend unterschiedlich sind auch die vertretenen Auffassungen in 
der Völkerrechtswissenschaft. Grundsätzlich gibt es zwei verschiedene Lehrmeinungen: 
Die Vertreter der Dichotomie und die Vertreter jener Lehrmeinung, die unter dem Einfluss 
der soziologischen Schule, insb des „New Haven Approach“, entstand.332 Im Folgenden 
soll ein Überblick über den Meinungsstand gegeben werden. 
5.1.3. Meinungsstand im Überblick 
5.1.3.1. „OSZE-Normen“ als Absichtserklärungen − herrschende Meinung 
Nach der überwiegenden Lehre stellen die Verpflichtungen der OSZE-Dokumente 
grundsätzlich keine rechtlich verbindlichen Normen dar, vielmehr werden nur politisch 
verbindliche Normen geschaffen.333 Delbrück etwa vertritt die Auffassung, dass die 
OSZE-Dokumente kein Völkerrecht und damit auch nicht rechtlich verbindlich sind, da 
diese Absichtserklärungen der Regierungen und andere Übereinkünfte (Gentlemen´s 
Agreement) über ein zukünftig zu verfolgendes politisches Verhalten sind, die 
ausdrücklich, oder den Umständen nach, nicht als vertragliche Vereinbarung gewertet 
werden wollen und/oder können. Es handelt sich bestenfalls um außerrechtliche 
Verhaltensnormen, die als im engeren Sinne rechtlich nicht verbindlich einzustufen sind. 
Dies ergibt sich aus dem fehlenden Rechtsbindungswillen der Staaten.334 Die Teilnehmer-
staaten haben in den OSZE-Dokumenten ihren fehlenden Verpflichtungswillen klar zum 
Ausdruck gebracht.335 
 
Auch Seidl-Hohenveldern meint etwa, die Willenseinigungen zur Schaffung der KSZE und 
zu deren Umwandlung in die OSZE waren keine völkerrechtlichen Verträge, sondern 
sollten lediglich moralische Verpflichtungen schaffen. Neuhold etwa vertritt die Ansicht, 
der KSZE-Prozess erzeuge „soft law“ auf Grundlage des Konsensprinzipes.336  
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Nur jene OSZE-Dokumente, aus denen eindeutig ein Verpflichtungswille der Teilnehmer-
staaten hervorgeht, stellen völkerrechtliche Verträge dar. Im Rahmen des OSZE-
Prozesses wurden etwa der KSE-Vertrag, das Übereinkommen über den Vergleichs- und 
Schiedsgerichtshof sowie der Vertrag über den Offenen Himmel als solche angesehen.337 
 
Einzelfragen zur rechtlichen Einordnung der OSZE-Dokumente sind strittig. So finden sich 
auch unter den Vertretern der herrschenden Lehre unterschiedliche Auffassungen die 
Bindungswirkung der OSZE-Dokumente betreffend. Manche Vertreter sprechen von einer 
gleitenden Rechtswertskala.338  
 
Ein Teil der Lehre differenziert in eine rechtliche und eine politisch-moralische 
Bindungswirkung und vertritt die Auffassung, dass den OSZE-Dokumenten keine 
rechtliche, aber eine politisch-moralische Bindungswirkung zukomme.339 Eine politisch-
moralische Bindungswirkung sei jedoch für die Völkerrechtslehre nicht relevant. Die 
OSZE-Dokumente sind reine Absichtserklärungen, sodass die Abmachungen als Abreden 
unter Politikern und somit als ein persönliches Versprechen bzw als Zusagen von 
Personen zu qualifizieren sind.340  
 
Folge der rechtlichen Unverbindlichkeit der OSZE-Dokumente ist, dass diese gerichtlich 
nicht durchgesetzt werden können. Verletzungen von OSZE-Verpflichtungen können nicht 
mit völkerrechtlichen Rechtsmitteln sanktioniert werden. Eine weitere Konsequenz ist, 
dass diese nicht von den nationalen Parlamenten der Teilnehmerstaaten ratifiziert werden 
müssen. Vielmehr werden die OSZE-Verpflichtungen mittels politischer Maßnahmen 
sanktioniert.341 Verletzungen von OSZE-Verpflichtungen werden im Rahmen der Treffen 
der OSZE-Organe behandelt und Maßnahmen zur Einhaltung und Durchsetzung 
beschlossen.  
5.1.3.2. Mindermeinungen 
Es finden sich in der Literatur Meinungen, wie etwa jene Klabbers, die den OSZE-
Dokumenten eine rechtliche Bindungswirkung zuerkennen.342 Innerhalb der Vertreter, die 
eine rechtliche Bindungswirkung befürworten, finden sich unterschiedliche Zugänge. 
Manche sprechen den OSZE-Dokumenten an sich eine rechtliche Qualität zu. Das 
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Konsensprinzip, nach welchem die Beschlussfassung in der OSZE erfolgt, wird für die 
rechtliche Qualität als Argument angeführt.343 Andere wiederum differenzieren 
hinsichtlich der einzelnen OSZE-Dokumente. Danach ist die Schlussakte von Helsinki kein 
völkerrechtlicher Vertrag, jedoch wird anderen OSZE-Dokumenten, insb im Bereich der 
Menschlichen Dimension, wie dem Kopenhagener und dem Moskauer Dokument, eine 
rechtliche Bindungswirkung zuerkannt. Auch bestimmte Teile der Charta von Paris, wie 
etwa die Finanzierung, werden als rechtlich bindende Vereinbarungen qualifiziert. 
Grundsätzlich ist die Charta von Paris aber eine außervertragliche Abmachung.344 
 
Auch wird die Auffassung vertreten, dass aus ursprünglich außerrechtlichen Normen 
rechtlich verbindliche werden können. Die Herangehensweise erfolgt aus dem Völkerge-
wohnheitsrecht. Unverbindliche Verpflichtungen, die in der Praxis wie rechtliche 
Verpflichtungen angewendet werden, werden nachträglich in eine rechtliche Vereinbarung 
geändert. Die rechtliche Verpflichtung tritt mit der korrespondierenden Praxis ein. Bei 
dieser Methode sind Elemente des Völkergewohnheitsrechtes erkennbar. Sind die 
Teilnehmerstaaten davon überzeugt, dass sie an die Verpflichtungen der OSZE gebunden 
sind (opinio juris) und halten sie die OSZE-Verpflichtungen auch in der Praxis ein, so 
entstehen dadurch rechtlich-verbindliche Vereinbarungen.345  
 
Manche Vertreter, wie etwa Dupuy, befürworten eine formelle Bindungswirkung der 
OSZE-Verpflichtungen und unterscheiden bezüglich der materiellen Bindungswirkung.346 
Nach dieser Meinung sind die Teilnehmerstaaten formell an die OSZE-Verpflichtungen 
gebunden. In einem zweiten Schritt muss geprüft werden, ob eine konkrete OSZE-
Verpflichtung geeignet ist, die Teilnehmerstaaten zu einem Tun oder Unterlassen zu 
verpflichten.  
 
Allgemein anerkannt in der Völkerrechtsliteratur ist, dass außerrechtliche Vereinbarungen 
durch das Estoppel-Prinzip mittelbar eine rechtliche Bindungswirkung erzeugen 
können.347 Ferner können außerrechtliche Vereinbarungen durch die Schaffung von 
Völkergewohnheitsrecht die Teilnehmerstaaten rechtlich binden.348 Zudem können OSZE-
Normen bindende Völkerrechtsnormen oder Grundsätze des Völkergewohnheitsrechtes 
bekräftigen und auf diesem Weg indirekt auf die Gesetzgebung der Teilnehmerstaaten 
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Auswirkung haben, insb auf dem Weg der Interpretation. In diesem Zusammenhang wird 
angeführt, dass die zehn Prinzipien der Helsinki-Schlussakte Völkergewohnheitsrecht, 
Bestimmungen der SVN und andere völkerrechtliche Verträge bekräftigen. Sie zielen 
auch auf die Bestimmungen über die Gewährleistung der Menschenrechte und der 
Grundfreiheiten hinsichtlich einer angemessenen Umsetzung in den einzelnen 
Teilnehmerstaaten ab.  
5.1.3.3. OSZE-Vereinbarung als „soft law“349 
Die OSZE-Dokumente werden von der herrschenden Lehre als sogenanntes „soft law“ 
qualifiziert.350 „Soft law“ meint eine Vereinbarung, welche nicht gerichtlich durchgesetzt 
werden kann und deren Verletzung keine unmittelbaren Rechtsfolgen nach sich zieht.351 
„Soft law“-Normen werden vor allem in den Bereichen des internationalen Umwelt-
rechtes, des Entwicklungsrechtes, des internationalen Wirtschaftsrechtes und des 
Menschenrechtsschutzes eingesetzt.352 
 
Seit dem 20. Jahrhundert gibt es eine lange Diskussion hinsichtlich der Definition von 
„soft law“.353 Die Vertreter der Dichotomie (wie etwa Bortloff oder Wenig) verneinen die 
Existenz von „soft law“.354 Dennoch verwendet die Praxis der internationalen 
Beziehungen den Begriff immer öfter, Tendenz steigend, sodass die Erscheinung des 
„soft law“ auch in der Völkerrechtswissenschaft zum Diskussionsgegenstand wurde. „Soft 
law“ umfasst ein weites Spektrum an internationalen Instrumenten. „Soft“ können 
Beschlüsse von internationalen Organisationen, Beschlüsse oder Erklärungen von 
internationalen Konferenzen, Erklärungen von hochrangigen politischen Gipfeltreffen, 
Absichten in Rahmen der OSZE, Absichten der EU-Ratspräsidentschaft, Ergebnisse von 
bilateralen Treffen, zB Moskauer Memorandum 1955, einseitige Erklärungen oder 
Empfehlungen im Rahmen des WTO-Streitbeilegungsverfahrens sein.355 Aufgrund dieser 
unterschiedlichen Erscheinungsformen des „soft law“ ist es aus rechtstheoretischer Sicht 
schwierig, den Begriff in allen seinen Dimensionen einzufangen. Nichtsdestotrotz können 
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zwei Charakteristika des „soft law“ identifiziert werden, welche dieses vom „hard law“ 
unterscheiden:356 
 
• Der Akt des „soft law“ wird von einem offiziellen Repräsentanten eines Staates 
gesetzt, sodass diese dem Staat zurechenbar ist, und 
• „soft law“ hat keinen rechtlich verbindlichen Charakter, welcher dem „hard law“ 
aber sehr wohl zugerechnet wird.357 
Die Zulässigkeit von „soft law“ wird auf die allgemeine Handlungsfreiheit der Völker-
rechtssubjekte zurückgeführt.358 
5.1.4. Untersuchung der OSZE-Dokumente  
Um die Frage nach der Rechtsqualität zu beantworten, sollen in diesem Abschnitt die 
OSZE-Dokumente im Wege der Auslegung untersucht werden. Vorweg soll in diesem 
Zusammenhang darauf hingewiesen werden, dass die OSZE-Dokumente in jeglicher 
Hinsicht sehr unterschiedlich ausgestaltet sind. Dies betrifft insb ihre Form, ihre 
Bezeichnungen, die darin behandelten Sachthemen sowie deren Formulierungen, welche 
einen unterschiedlich starken Verbindlichkeitsgrad aufweisen.359 
5.1.4.1. Wortlautinterpretation360 
Die herrschende Lehre argumentiert, dass aus dem Wortlaut der OSZE-Normen der 
fehlende Rechtsbindungswille der Teilnehmerstaaten ableitbar ist. Der Ausschluss der 
Registrierbarkeit nach Art 102 SVN lässt vermuten, dass die Teilnehmerstaaten nicht die 
Absicht hatten, sich rechtlich zu binden. Art 102 SVN statuiert eine Registrierungspflicht 
für völkerrechtliche Verträge.361 Ferner wird durch das Fehlen von Bestimmungen zum 
Inkrafttreten und zur Ratifikation der OSZE-Dokumente in innerstaatliches Recht 
abgeleitet, dass die OSZE-Dokumente keine völkerrechtlichen Verträge darstellen.362 
Daher sind die OSZE-Dokumente auch nicht geeignet, nach Art 102 SVN registriert zu 
werden. 
 
Auch Formulierungen und Wendungen in den OSZE-Dokumenten, wie etwa „sich zu 
bemühen“, lassen die Deutung zu, dass die Teilnehmerstaaten sich nicht vertraglich 
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binden wollten. Auch aus der Betonung der hochpolitischen Bedeutung kann geschlossen 
werden, dass es sich ausschließlich um Dokumente mit politischem Willen handelt.  
 
Aus der Bezeichnung „Schlussakte“ wird geschlossen, dass die Ergebnisse Verhandlungen 
auf internationalen Konferenzen protokollieren. Wenn die Teilnehmerstaaten den Willen 
gehabt hätten, einen rechtlich bindenden Vertrag zu schließen, wäre die Bezeichnung 
„Vertrag“ gewählt worden. Auch aus anderer Sicht kann aus dem Begriff „Schlussakte“ 
grundsätzlich keine rechtliche Qualität gefolgert werden.363  
 
Die OSZE-Dokumente enthalten zudem Erklärungen der Teilnehmerstaaten, die auf die 
moralische und politische Verpflichtung der OSZE-Vereinbarungen wie folgt hinweisen: 
"(...) auf die besondere moralische und politische Autorität, die aus den Normen und 
Verpflichtungen der KSZE hervorgeht."364 
5.1.4.2. Historische Interpretation365 
Nach der historischen Interpretation lassen sich insb folgende Argumente heraus-
arbeiten: 
 
Das zur Kenntnis nehmende Schreiben der Finnischen Regierung hielt bei der 
Übermittlung des Textes der Schlussakte fest, dass die Schlussakte von Helsinki weder 
ganz noch teilweise beim Sekretariat nach Art 102 SVN registrierbar ist, wie das der Fall 
wäre, wenn es sich um einen Vertrag oder ein internationales Abkommen gemäß diesem 
Artikel gehandelt hätte.366  
 
Aus den Erläuterungen zu den Schlusskonferenzen der Helsinki-Schlussakte sowie aus 
den damaligen politischen Umständen lässt sich folgern, dass es gewollt war, die 
Schlussakte nicht als völkerrechtlichen Vertrag zwischen den Teilnehmerstaaten 
abzuschließen. Aufgrund des Kalten Krieges und der schwierigen Entspannungspolitik war 
es nicht möglich, das Ergebnis der Konferenz in einen völkerrechtlichen Vertrag zu 
gießen. Die Einigung auf eine außerrechtliche Abmachung war notwendig, um einen 
politischen Konsens zwischen Ost und West herzustellen, mit dem beide Seiten zufrieden 
waren. Ziel der Schlusskonferenzen von Helsinki war es, politisch einen ersten Erfolg zur 
Entspannung des Kalten Krieges zu erreichen und kontinuierlich auf Basis des politischen 
Dialoges Vertrauen zwischen den Teilnehmerstaaten herzustellen. Folglich war es 
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notwendig, die angespannten Beziehungen zwischen den Teilnehmerstaaten ohne 
bindende rechtliche Vereinbarungen zu gestalten.367 
 
Aus den Erklärungen von Staats- und Regierungschefs, die an der Konferenz von Helsinki 
1975 teilgenommen haben, lässt sich ableiten, dass die Politiker die Schlussakte nicht als 
rechtlich verbindlich angesehen haben. So haben sich etwa Kurt Waldheim als 
Generalsekretär der UN, der damalige Premierminister von Großbritannien Harald Wilson, 
Aldo Moro in seiner Eigenschaft als Präsident von Italien und des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften sowie Valery Giscard d Éstaing, der damalige Präsident Frankreichs, 
eindeutig dahingehend geäußert, die Schlussakte von Helsinki sei kein rechts-
verbindliches Dokument, kein völkerrechtlicher Vertrag, sondern ein Dokument mit rein 
politisch-moralischem Verpflichtungscharakter.368 
5.1.4.3. Systematische Interpretation369 
Die Systematik der OSZE-Dokumente lässt erkennen, dass diese grundsätzlich als 
unverbindliche Abmachungen abgeschlossen werden. Zu diesem Ergebnis gelangt man, 
indem im Umkehrschluss argumentiert wird, dass innerhalb der OSZE sehr wohl 
völkerrechtliche Verträge, wie das Übereinkommen über den Vergleichs- und 
Schiedsgerichtshof, der KSE-Vertrag oder der Vertrag über den Offenen Himmel, 
abgeschlossen wurden. In all diesen Übereinkommen finden sich Bestimmungen zur 
Ratifikation und zum Inkrafttreten der Vereinbarungen. In den OSZE-Dokumenten fehlen 
jedoch, wie bereits erwähnt, solche Klauseln. Daraus lässt sich ableiten, dass es sich um 
keine völkerrechtlichen Verträge handeln kann, sonst wären auch in diesen Dokumenten 
Bestimmungen zur Ratifikation und zum Inkrafttreten vorgesehen worden.370  
5.1.4.4. Teleologische Interpretation371 
Die OSZE verfolgt grundsätzlich politische Ziele, was wiederum indiziert, dass die OSZE-
Dokumente keine völkerrechtlichen Verträge darstellen. Die Teilnehmerstaaten haben 
nicht die Möglichkeit vorgesehen, die OSZE-Dokumente in ihr nationales Recht zu 
transformieren.  
 
Aus verfassungsrechtlicher Sicht müsste geprüft werden, ob alle Dokumente den 
verfassungsrechtlichen Erfordernissen zum Abschluss von „Staatsverträgen“ und 
Bestimmungen entsprechen. Nach dem österreichischen Bundesverfassungsgesetz 
schließt gem Art 65 Abs 1 der Bundespräsident die Staatsverträge ab. Nach dem 
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Verwaltungsabkommen gem Art 66 Abs 2 B-VG kann der Bundespräsident die Bundes-
regierung oder die zuständigen Mitglieder der Bundesregierung hierzu ermächtigen. Die 
Entschließung vom 31. Dezember 1920, BGBl Nr 1929, ermächtigt die Bundesregierung 
zum Abschluss von Regierungsübereinkommen, den zuständigen Bundesminister im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten zum Abschluss 
von Ressortübereinkommen und den zuständigen Bundesminister zum Abschluss von 
Verwaltungsübereinkommen.372 Insofern sind alle OSZE-Dokumente, die nicht auf der 
Ebene der Staats- und Regierungschefs abgeschlossen wurden, aus mangelnder 
verfassungsrechtlicher Kompetenz keine völkerrechtlichen Verträge. Auf Expertentreffen 
fehlt den Vertretern der Staaten aber regelmäßig die Kompetenz, völkerrechtlich 
bindende Verträge abzuschließen. 
5.1.4.5. Auslegungsergebnis 
Durch die Analyse der OSZE-Dokumente, insb der Schlussakte von Helsinki 1975, wird 
die herrschende Meinung bestätigt, dass die OSZE-Dokumente keinen rechtlich 
verbindlichen Charakter besitzen. Die OSZE-Dokumente entsprechen zwar den 
Voraussetzungen des Art 2 Ziffer 1 lit a der Wiener Vertragsrechtskonvention, nämlich 
der Schriftlichkeit und dem Abschluss einer Vereinbarung unter Staaten, es fehlt jedoch 
der entsprechende Rechtsbindungswille. Die Teilnehmerstaaten haben und hatten nicht 
den Willen, sich durch die Schaffung der OSZE-Dokumente rechtlich zu binden.  
 
Die Auslegungsergebnisse zeigen aber auch, dass die OSZE-Verpflichtungen rechtliche 
Wirkungen entfalten können, wie etwa im Wege des Estoppel-Prinzipes. OSZE-
Dokumente sind daher für das Völkerrecht nicht unerheblich. In Kapitel 5.1.8 werden die 
möglichen Rechtswirkungen der OSZE-Dokumente dann näher erörtert. 
5.1.5. Änderung der Rechtsqualität der OSZE-Dokumente durch die Schaffung 
des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes373 
In der Literatur wird die Frage nach einer Änderung der Rechtsqualität der OSZE-
Dokumente durch die Schaffung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes der OSZE 
erörtert. Mit der Etablierung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes wurde den 
Teilnehmerstaaten ein „Rechtsweg“ zur Beilegung von Streitigkeiten (auch) unter 
Anwendung von OSZE-Normen eröffnet. In der Völkerrechtsliteratur wird wiederholt die 
Frage diskutiert, ob und inwiefern durch die Schaffung des Vergleichs- und 
Schiedsgerichtshofes eine qualitative Änderung der OSZE-Dokumente eingetreten ist, dh 
von einer unverbindlichen Absichtserklärung hin zu einer rechtlich durchsetzbaren 
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Verpflichtung.374 Der Diskussion wurde durch die Möglichkeit, OSZE-Dokumente in den 
Beziehungen der Teilnehmerstaaten im Zuge eines Vergleichsverfahrens anzuwenden, 
angestoßen. Wie bereits ausgeführt, stellt das Übereinkommen über den Vergleichs- und 
Schiedsgerichtshof unstrittig einen völkerrechtlichen Vertrag dar.375 
 
Die Teilnehmerstaaten können den Vergleichs- und Schiedsgerichtshof bei Streitigkeiten 
unter den Vertragsstaaten zur friedlichen Beilegung anrufen. Eine Streitigkeit kann 
entweder in einem obligatorischen Vergleichsverfahren oder in einem (fakultativen) 
Schiedsverfahren beigelegt werden. Die gerichtliche Anrufung steht nur bei Streitigkeiten 
zwischen Vertragsstaaten offen, sachlich ist der Anwendungsbereich unbeschränkt. Ein 
Vertragsstaat kann dem Vergleichs- und Schiedsgerichtshof alle Streitigkeiten 
unterbreiten.  
 
Entsprechend der herrschenden Lehre ist eine qualitative Änderung der OSZE-
Dokumente zu verneinen. Das Übereinkommen des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes 
sieht einerseits keine obligatorische Gerichtsbarkeit für die Teilnehmerstaaten vor.376 Das 
Vergleichsverfahren kann zwar einseitig durch einen Vertragsstaat eingeleitet werden, die 
Entscheidung der Vergleichskommission ist aber für die Parteien nicht verbindlich. Die 
Vergleichskommission wendet Völkerrecht und OSZE-Verpflichtungen an. Dem Vorteil 
eines obligatorischen Vergleichsverfahrens steht die Unverbindlichkeit der Entscheidung 
der Vergleichskommission gegenüber. Demgegenüber stellt sich andererseits die 
Situation beim Schiedsverfahren seitenverkehrt dar. Die Anrufung eines Schiedsgerichtes 
ist für die Teilnehmerstaaten zwar nicht verpflichtend; die Entscheidung eines 
Schiedsverfahrens ist aber für die Teilnehmerstaaten verbindlich. Das Schiedsgericht hat 
den Vorteil einer für die Teilnehmerstaaten bindenden Entscheidung, dessen Einleitung 
ist jedoch nur mit Zustimmung der Vertragsstaaten möglich. Das Schiedsgericht wendet 
nur Völkerrecht, nicht aber auch OSZE-Verpflichtungen an. Ausgenommen hiervon sind 
jene OSZE-Normen, die völkerrechtliche Bestimmungen sind. Denkbar sind etwa OSZE-
Normen, die zu Völkergewohnheitsrecht geworden sind. Die Vertragsstaaten können 
vereinbaren, dass das Schiedsgericht auch ex aequo et bono entscheiden soll. Nach 
Art 24 des Übereinkommens soll die Vergleichskommission eine Streitigkeit zwischen den 
Vertragsstaaten unter Anwendung von Völkerrecht und der übernommenen OSZE-
Normen friedlich beilegen. Nach Art 30 des Übereinkommens ist es die Aufgabe des 
Schiedsgerichtes, die ihm unterbreiteten Streitigkeiten gemäß Völkerrecht zu 
entscheiden. Das Übereinkommen ordnet daher für das Schiedsverfahren eine Unter-
                                          
374  Kokott, Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof der OSZE 257. 
375  Drittes Treffen des Ministerrates, Stockholm 1992, Anhang 2 der Stockholmer Ratsbeschlüsse 61. 
376  Lüthy, Verfahren zur friedlichen Beilegung internationaler Streiigkeiten im Rahmen der OSZE 106; Kokott, 
Der Vergleichs- und Schiedsgerichtshof der OSZE 257. 
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scheidung im anwendbaren Recht an. Die OSZE-Normen sollen nicht die Grundlage einer 
gerichtlich verbindlichen Entscheidung bilden. Die Vertragsstaaten haben bei der 
Schaffung des Vergleichs- und Schiedsgerichtshofes die Anwendung von OSZE-Normen 
im Rahmen des Schiedsverfahrens ausgeschlossen. Dies lässt wiederum den Schluss zu, 
dass die OSZE-Normen kein rechtlich verbindliches Völkervertragsrecht darstellen.  
 
Die materielle Anwendbarkeit der OSZE-Normen durch die Vergleichskommission stellt 
zusammen mit der obligatorischen Anrufung ein Durchsetzungsmittel bzw einen Kontroll-
mechanismus der OSZE-Normen im Rahmen der OSZE dar.  
5.1.6. Konsequenzen aus der rechtlichen Unverbindlichkeit der OSZE-
Dokumente377 
OSZE-Normen unterscheiden sich von völkerrechtlich verbindlichen Normen durch die 
unterschiedlichen Rechtsfolgen. Die Verletzung von OSZE-Normen löst keine unmittel-
baren Rechtsfolgen aus.378 Aufgrund der mangelnden Rechtsverbindlichkeit können 
weder die OSZE noch die Teilnehmerstaaten die Einhaltung eingegangener OSZE-Normen 
gerichtlich durchsetzen und sanktionieren. Die OSZE sowie der verletzte Teilnehmerstaat 
haben keinen völkerrechtlichen Anspruch auf Wiedergutmachung. Auch rechtfertigt eine 
Verletzung von OSZE-Normen die Teilnehmerstaaten nicht, völkerrechtliche Repressalien 
gegen den verletzenden Teilnehmerstaat zu ergreifen. Die OSZE-Normen entfalten daher 
keine verpflichtende Normkraft. Die OSZE-Dokumente unterliegen nicht dem völker-
rechtlichen Prinzip „pacta sunt servanda“.  
 
Aus der rechtlichen Unverbindlichkeit folgt auch, dass völkerrechtliche Verpflichtungen 
Vorrang gegenüber den OSZE-Normen haben. OSZE-Normen sind von den 
Teilnehmerstaaten nicht in innerstaatliches Recht zu ratifizieren. Die völkerrechtlichen 
Regeln für den Abschluss, die Änderung, Kündigung und Auslegung von Verträgen, insb 
der Wiener Vertragsrechtskonvention, finden keine Anwendung.  
 
Die fehlende rechtliche Verbindlichkeit hat umgekehrt auch für die Befolgung der OSZE-
Normen durch die Teilnehmerstaaten Konsequenzen. Der Mangel an Rechtsqualität 
schließt grundsätzlich nicht aus, dass mit der Verletzung von OSZE-Normen keine 
Konsequenzen verbunden sind. Die Teilnehmerstaaten haben anerkannt, dass die OSZE-
Verpflichtungen „unmittelbares und legitimes Anliegen aller Teilnehmerstaaten“ sind und 
                                          
377  Marquier, Soft Law: Das Beispiel des OSZE Prozesses, 211; Wenig, Möglichkeiten und Grenzen der 
Streitbeilegung ethnischer Konflikte durch die OSZE, 73 ff. 
378  Höhn, Zwischen Menschenrechten und Konfliktprävention, 211; Marquier, Soft law: Das Beispiel des OSZE 
Prozesses, 221 ff. 
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folglich nicht als eine ausschließlich innere Angelegenheit der einzelnen Staaten gelten.379 
Die OSZE hat seit dem Zusammenbruch der Sowjetunion ihr Regime zur Einhaltung und 
Durchsetzung der OSZE-Normen stetig ausgebaut und „verrechtlicht“. Die OSZE 
entwickelte Mechanismen zur Einhaltung und Durchsetzung der OSZE-Normen. Diese 
Mechanismen sehen eine Sanktionierung bei Verletzungen von OSZE-Normen vor. Die 
Mechanismen sind vor allem im Bereich der Menschlichen Dimension angesiedelt.  
 
Die Verletzung einer OSZE-Verpflichtung ist mit einer (soft) Sanktion bedroht, sodass 
sich die Teilnehmerstaaten an die Verpflichtungen binden und binden wollen. Mangels 
einer ausdrücklichen Erklärung sich binden zu wollen, könnte man einen solchen Willen 
grundsätzlich auch als konkludent annehmen. Die Teilnehmerstaaten unterwerfen sich 
zwar nicht dem klassischen Völkerrecht, aber dem „OSZE-Regime“. Die OSZE hat ein 
individuelles System zur Durchsetzung der OSZE-Verpflichtungen, wie zB den Moskauer 
Mechanismus, Überprüfungskonferenzen, Reporting oder Monitoring, geschaffen. Dieses 
individuelle Rechtsfolgenregime entspricht auch dem politischen Charakter der OSZE. Die 
Verletzung von politischen Bestimmungen wird mit politischen Sanktionen bedroht. Da 
die OSZE-Normen nicht gerichtlich durchgesetzt und nach völkerrechtlichen Regeln 
sanktioniert werden können, ermöglicht es die OSZE für die Teilnehmerstaaten, Normen 
abzuschließen, die über das geltende Völkerrecht hinausgehen. Dies zeigt sich insb in der 
Menschlichen Dimension, wo die OSZE-Normen gegenüber dem Völkerrecht eine 
Vorreiterrolle einnehmen.  
5.1.7. Sanktionen der OSZE? 
Für die rechtliche Einordnung der OSZE-Dokumente ist die Abgrenzung zu treffen, ob die 
in den OSZE-Dokumenten enthaltenen Verpflichtungen moralische oder rechtliche 
Verpflichtungen darstellen.  
5.1.7.1. Psychologischer Zwang als geeignetes Kriterium für eine Rechtsnorm 
Ist die Verletzung von OSZE-Normen in der Organisation der OSZE mit Zwang bedroht? 
In den OSZE-Dokumenten finden sich zwar keine Beispiele für physische Sanktionen, 
dennoch gibt es Rechtsfolgen als Reaktion auf eine Verletzung von OSZE-Normen, die 
zumindest als psychologische Zwangsmomente gewertet werden können.  
 
Für die OSZE als eine internationale Organisation mit politischen Motiven kann 
argumentiert werden, dass psychologische Druckmittel als Zwangsmittel die 
Voraussetzung für die Subsumierbarkeit unter einer Rechtsnorm erfüllen. Ist physischer 
Zwang, wie militärische oder wirtschaftliche Sanktionen, in einer Materie wie der 
                                          
379  Abschließendes Dokument des sechsten Treffens des Ministerrates, Kopenhagen 1997 – Beschluss über 
Leitlinien für ein OSZE-Charta-Dokument über Europäische Sicherheit (MC[6].DEC/5), Ziffer 5(b).  
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Friedenssicherung auf kooperativer Basis geeignet, die Einhaltung der OSZE-
Verpflichtungen zu gewährleisten, oder widerspricht der kooperative Ansatz der OSZE 
einer Durchsetzung der OSZE-Normen mittels physischer Sanktionen?  
 
Die OSZE-Normen sind im Konsens von den Teilnehmerstaaten beschlossen worden. Auf 
der Grundlage dieser konsensualen Vereinbarungen wird die Einhaltung der OSZE-
Normen angeordnet. Die OSZE-Normen sind multinationale informelle Abmachungen, die 
im Konsens zwischen den Teilnehmerstaaten in den zuständigen OSZE-Gremien getroffen 
werden und durch die sich die Teilnehmerstaaten im Rahmen der OSZE zu einem 
bestimmten Tun oder Unterlassen verpflichten. Die OSZE-Normen richten sich dabei 
unmittelbar an alle Teilnehmerstaaten. Adressat der OSZE-Verpflichtungen ist damit 
jeder Teilnehmerstaat. Demgegenüber ist auch jeder Teilnehmerstaat aus den OSZE-
Verpflichtungen berechtigt, dass die eingegangenen Verpflichtungen von den anderen 
Teilnehmerstaaten eingehalten werden.  
 
Dass psychologischer Zwang für die Subsumierbarkeit der OSZE-Normen unter einer 
positiven Rechtsnorm innerhalb des Systems der OSZE genügt, soll im Folgenden 
exemplarisch erläutert werden. Eine Rechtsfolge im Bereich der OSZE kann anhand des 
Moskauer Mechanismus im Bereich der Menschlichen Dimension dargestellt werden. Falls 
ein Teilnehmerstaat der Meinung ist, dass in einem anderen Staat eine besonders 
schwerwiegende Verletzung der Bestimmungen der Menschlichen Dimension aufgetreten 
ist, kann er mit der Unterstützung von mindestens neun weiteren Staaten unverzüglich 
die obligatorische Entsendung einer Mission einleiten. Diese Mission beurteilt, ob eine 
Verletzung vorliegt und übermittelt dem Ständigen Rat einen Bericht. Nach einer 
Stellungnahme des betroffenen Teilnehmerstaates berichtet der Ständige Rat dem 
Ministerrat und gibt hierzu seine Empfehlungen ab. Dieser würdigt den Bericht und 
mahnt gegebenenfalls den betroffenen Staat, die OSZE-Normen einzuhalten bzw die 
Situation zu verbessern. Die Einhaltung der Verpflichtungen kann im betroffenen Staat 
überwacht werden.  
 
Die obligatorische Einleitung eines solchen Verfahrens entspricht zumindest im weiteren 
Sinne einer Sanktion für die Verletzung von OSZE-Normen durch einen Teilnehmerstaat, 
denn es bedarf nicht der Zustimmung des betroffenen Teilnehmerstaates. Auch wenn der 
verletzende Teilnehmerstaat nicht unmittelbar mit Rechtsfolgen konfrontiert wird, hat der 
betroffene Teilnehmerstaat mit Maßnahmen seitens der OSZE zur Einhaltung seiner 
eingegangenen Verpflichtungen zu rechnen. Die Verletzung einer OSZE-Norm wird im 
Rahmen der OSZE diskutiert und von den anderen Teilnehmerstaaten verurteilt bzw 
werden auch Maßnahmen beschlossen. Dies kann für den betroffenen Teilnehmerstaat 
negative Folgen hinsichtlich seines Ansehens und seines Rufes in der internationalen 
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Gemeinschaft haben. Ein möglicherweise nachhaltiger Verlust des Ansehens kann für den 
Teilnehmerstaat auch weitere Konsequenzen nach sich ziehen, wie etwa die Isolierung in 
der internationalen Staatengemeinschaft.   
 
Demnach stellt die Einsetzung derartiger Mechanismen eine Sanktion dar, die mit einem 
hohen psychologischen Zwang ausgestattet ist. Die Verletzung einer Rechtsnorm stellt 
sich in der öffentlichen Meinung regelmäßig als ungleich schwerer dar als ein sonstiger 
Normbruch. Die schärfste Sanktion im Rahmen der OSZE ist der Ausschluss von der 
Teilnahme an der OSZE, welche unter dem Konsens–Minus-Eins-Prinzip vom Ministerrat 
beschlossen wird. Diese Rechtsfolge kann als physische Sanktion gewertet werden.  
 
Darüber hinaus greifen die OSZE-Verpflichtungen mittelbar in die Souveränitätsrechte 
der Teilnehmerstaaten ein. Die Teilnehmerstaaten haben anerkannt, dass die OSZE-
Verpflichtungen „unmittelbares und legitimes Anliegen aller Teilnehmerstaaten“ sind und 
folglich nicht als eine ausschließlich innere Angelegenheit der einzelnen Staaten gelten.380  
 
Die der OSZE zur Verfügung stehenden Sanktionsmöglichkeiten können von jedem 
einzelnen Teilnehmerstaat sowie auch von den Organen der OSZE ausgehen. Der 
Ministerrat der OSZE hat die Möglichkeit, Empfehlungen an die UN abzugeben, welche in 
ihren Gremien über die weitere Behandlung der Situation beraten kann. Auf diesem Weg 
können etwa Verletzungen von Menschenrechten über den Umweg der OSZE vor die UN 
gelangen. Einem Teilnehmerstaat können durch die Verletzung von OSZE-Normen 
Konsequenzen drohen, indem internationale Organisationen ihre Entscheidungen an die 
Feststellungen bzw Empfehlungen der OSZE anknüpfen oder ihren Entscheidungen eine 
positive Empfehlung der OSZE zugrunde legen.  
 
Im Rahmen der OSZE sind auch psychologische Sanktionen geeignet, einer Norm 
Wirksamkeit zu verleihen. Im System der OSZE wird die Einhaltung der OSZE-Normen 
durch eine dezentralisierte Ordnung, in welcher es an einer zentralen, monopolisierten 
Gewalt wie der obligatorischen Gerichtsbarkeit mangelt, erreicht. Auch durch positive 
Anreize können die Teilnehmerstaaten zu vertragstreuem Verhalten bewegt werden.  
 
Das Kriterium des Zwanges ist auch in innerstaatlichen Rechtsordnungen nicht immer 
vollendet erfüllt. Es finden sich in den meisten nationalen Rechtsordnungen Normen ohne 
Zwangsdurchsetzung, denen die Eigenschaft als Rechtnorm jedoch nicht abgestritten 
wird. Ähnliche Normen sind auch dem Privatrecht in der Form der sogenannten „lex 
imperfecta“ bekannt. Der Unterschied zu den OSZE-Normen ist, dass die Verletzung einer 
                                          
380  Sechstes Ministerratstreffen in Kopenhagen 1997. 
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lex imperfecta sehr wohl mit einer Rechtsfolge bedroht ist, jedoch wird diese Verletzung 
faktisch nicht sanktioniert. 
 
Die Untersuchung zeigt auf, dass die Sanktionen im Rahmen der Verletzung einer OSZE-
Norm nicht mit den Sanktionen des Völkerrechtes übereinstimmen. OSZE-Normen lassen 
sich daher durch die unterschiedlichen Rechtsfolgen vom Völkerrecht abgrenzen. Dieses 
Abgrenzungsmerkmal ist ein wesentliches Charakteristikum der OSZE-Normen.  
5.1.7.2. Funktionen der OSZE-Normen  
Ziel der OSZE-Normen ist es, Regeln für die Teilnehmerstaaten festzulegen, um ihr 
Verhalten vorhersehbar zu machen und ein Funktionieren des Systems der Beziehungen 
unter den Teilnehmerstaaten sowie innerhalb der Teilnehmerstaaten zu erreichen. 
Insgesamt sollen in Europa stabile Beziehungen als Voraussetzung für eine Friedens-
gemeinschaft geschaffen werden. Durch die zwischenstaatlichen Vereinbarungen werden 
unter den Teilnehmerstaaten gegenseitige Erwartungen geweckt, wodurch eine Bindung 
an die OSZE-Verpflichtungen eintritt. Die Teilnehmerstaaten sollen nicht mehr einseitig, 
ohne sachliche Rechtfertigung, vom zu erwartenden Verhalten abweichen können. Die 
Teilnehmerstaaten stimmen ihr Verhalten ab, woraus gemeinsame Standards und 
Prinzipien resultieren und ein friedliches Bestehen in den Teilnehmerstaaten ermöglicht 
wird. Letztendlich dienen die OSZE-Normen den Teilnehmerstaaten als Orientierung in 
ihren Beziehungen. 
 
Die OSZE geht hierbei von einem umfassenden Konzept aus und bedient sich folgender 
Funktionsnormen: 
• die Verabschiedung von Aktionsprogrammen und Maßnahmenkatalogen durch die 
Gipfel- und Ministerratstreffen, 
• die politische Verständigung auf einen Kodex völkerrechtlich noch nicht 
anerkannter staatlicher Verhaltensregeln, 
• die Bekräftigung bereits anerkannter völkergewohnheitsrechtlicher Verhaltens-
regeln, 
• die gemeinsame politische Festlegung auf besonders dringliche Maßnahmen ohne 
Anerkennung einer entsprechenden völkerrechtlichen Verpflichtung und 
• die politische Einigung auf gemeinsame vorläufige Maßnahmen zur Durchführung 
eines völkerrechtlichen Vertrages. 
 
Es gibt abstrakte Regelungen sowie Regelungen, die dicht, präzise und detailliert die 
Verpflichtungen und Prinzipien ausgestalten. Damit lassen sich Normwirkungen erzielen, 
die einer rechtlich-verbindlichen Norm sehr nahe kommen. Man kann sie als homogen 
beschreiben. Demgegenüber haben jene Normen, die nur abstrakt ausgestaltet sind, eine 
geringe Regelungsdichte. Diese Normen vermögen kein
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Staaten zu normieren, haben aber eine Leitfunktion. Je subtiler und detaillierter die 
Norminhalte sind, desto konkreter sind die Verpflichtungen in ihrer Wirkung. 
5.1.7.3. Subsumierbarkeit der OSZE-Normen unter Art 38 Abs 1 IGH-Statut 
Bislang wurde untersucht, ob die OSZE-Normen unter einen allgemeinen Rechtsbegriff zu 
subsumieren sind. Ob die OSZE-Normen unter den Rechtsquellenkatalog des Art 38 
Abs 1 IGH-Statut zu subsumieren sind, soll im Folgenden kurz dargestellt werden. Die 
Völkerrechtsquellen sind Akte und Verfahren zur Schaffung von Völkerrecht. Die 
Methoden zur Schaffung von Völkerrecht sind vielfältig, Voraussetzung ist die Unter-
werfung unter Normen. Art 38 IGH-Statut weist den IGH, der nach Völkerrecht zu 
entscheiden hat, an, als Primärquellen das völkerrechtliche Vertragsrecht, das Völker-
gewohnheitsrecht und die Allgemeinen Rechtsgrundsätze anzuwenden. Der IGH kann 
hierzu hilfsweise Gerichtsentscheidungen und Völkerrechtsliteratur als Rechtser-
kenntnisquellen heranziehen. Die Aufzählung der Völkerrechtsquellen in Art 38 IGH-
Statut ist aber nicht erschöpfend, weil sie einseitige Rechtsgeschäfte und Beschlüsse von 
internationalen Organisationen nicht enthält. OSZE-Normen sind daher nicht unter Art 38 
Abs 1 IGH-Statut zu subsumieren und vom IGH anzuwenden. Dies entspricht auch der 
herrschenden Lehre. 
5.1.7.4. Schlussfolgerung 
OSZE-Normen sind rechtlich unverbindliche Vereinbarungen zwischen den Teilnehmer-
staaten der OSZE, deren Verletzungen nicht gerichtlich durchsetzbar sind oder 
sanktioniert werden können. OSZE-Normen können nicht unter Art 38 Abs 1 IGH-Statut 
subsumiert werden und sind nicht geeignet, als Grundlage für eine gerichtliche 
Entscheidung herangezogen zu werden. Die OSZE-Normen haben eine politische 
Bindungswirkung zwischen den Teilnehmerstaaten und der OSZE, deren Verletzung im 
Rahmen der OSZE-Mechanismen behandelt werden kann. Die politische Bindungswirkung 
ist auch in den OSZE-Dokumenten festgehalten. Zuletzt haben die Staats- und 
Regierungschefs anlässlich des Gipfeltreffens in Istanbul 1999 erklärt:  
 
"Wir bekräftigen unser uneingeschränktes Bekenntnis zur Charta der Vereinten Nationen 
sowie zur Schlussakte von Helsinki, zur Charta von Paris und zu allen anderen OSZE-
Dokumenten, denen wir zugestimmt haben. Diese Dokumente stellen unsere 
gemeinsamen Verpflichtungen dar und sind die Grundlage unserer Arbeit. Sie haben uns 
geholfen, der Konfrontation in Europa ein Ende zu setzen und im gesamten OSZE-Gebiet 
ein neues Zeitalter der Demokratie, des Friedens und der Solidarität einzuläuten. Sie 
geben eindeutige Standards für den Umgang der Teilnehmerstaaten miteinander und mit 
allen Menschen in ihrem Hoheitsgebiet vor. Alle OSZE-Verpflichtungen gelten 
ausnahmslos und gleichermaßen für jeden Teilnehmerstaat. Ihre Umsetzung in gutem 
Glauben ist unerlässlich für die Beziehungen zwischen den Staaten, zwischen den 
  - 146 - 
Regierungen und ihren Völkern sowie zwischen den Organisationen, denen sie 
angehören. Die Teilnehmerstaaten schulden ihren Bürgern Rechenschaft und sind 
einander verantwortlich für die Durchführung ihrer OSZE-Verpflichtungen. Wir betrachten 
diese Verpflichtungen als unsere gemeinsame Errungenschaft und somit als 
Angelegenheiten, die für alle Teilnehmerstaaten unmittelbare und legitime Anliegen 
sind."381 
5.1.8. Rechtswirkungen der OSZE-Normen382 
In den vorigen Kapiteln wurde festgestellt, dass die OSZE-Normen für die Teilnehmer-
staaten rechtlich unverbindlich sind, die OSZE-Normen aber dennoch geeignet sind, unter 
einen allgemeinen Rechtsbegriff subsumiert zu werden, allerdings mit der Unter-
scheidung, dass sie im Gegensatz zum rechtlich verbindlichen Völkerrecht nicht durch 
völkerrechtliche Rechtsmittel durchgesetzt werden können. Im Folgenden wird 
untersucht, ob und welche Rechtswirkungen die OSZE-Normen entfalten.   
 
Die rechtliche Unverbindlichkeit schließt nicht aus, dass die OSZE-Normen keinerlei 
Einfluss auf die Rechtsbeziehungen der Teilnehmerstaaten haben.383 Es kann zwischen 
einer unmittelbaren und einer mittelbaren Wirkung auf ein Rechtsverhältnis differenziert 
werden. Eine unmittelbare Rechtswirkung bedeutet eine direkte rechtliche Beeinflussung 
der Rechtsbeziehungen von Teilnehmerstaaten. Eine mittelbare Rechtswirkung bedeutet 
eine indirekte Auswirkung auf die Rechtsbeziehungen der Teilnehmerstaaten auf eine 
sonstige Weise. 
5.1.8.1. Ergänzung und Auslegung384 
In der Völkerrechtswissenschaft finden sich vermehrt Meinungen, die OSZE-Normen für 
die Auslegung und Ergänzung von völkerrechtlichen Verträgen heranziehen möchten. 
OSZE-Normen können eine völkerrechtliche Norm ergänzen, wenn diese eine Regelungs-
lücke aufweist. Der Regelungssatz der völkerrechtlichen Norm deckt nicht den zugrunde 
liegenden Sachverhalt, sodass sich im Wege einer ergänzenden Anwendung einer OSZE-
Norm die Regelungslücke schließen lässt. Voraussetzung für eine ergänzende Auslegung 
von völkerrechtlichen Normen durch OSZE-Normen ist, dass die beteiligten Staaten 
übereinstimmen. Indem völkerrechtliche Normen durch OSZE-Normen ergänzt werden, 
finden sie mittelbar Eingang in die Beurteilung von völkerrechtlichen Fällen.  
                                          
381  Abschließendes Dokument des Gipfeltreffens von Istanbul 1999, 1. Abschnitt – Europäische 
Sicherheitscharta, Ziffer 7. 
382  Marquier, Soft Law: Das Beispiel des OSZE Prozesses 229; Wenig, Möglichkeiten und Grenzen der 
Streitbeilegung ethnischer Konflikte durch die OSZE 74 ff. 
383  Lüthy, Verfahren zur friedlichen Streitbeilegung internationaler Streitigkeiten im Rahmen der OSZE 108; 
Bortloff, Die OSZE 348 ff.  
384  Bortloff, Die OSZE 348 ff; Marquier, Soft Law: Das Beispiel des OSZE Prozesses 229 ff; Höhn, Zwischen 
Menschenrechten und Konfliktprävention 264 ff. 
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Als Auslegungshilfe dienen OSZE-Normen auch bei unbestimmt formulierten 
Völkerrechtsnormen. Bei Zweifeln über den Inhalt einer Norm aufgrund mehrerer 
möglicher Varianten kann anhand einer OSZE-Norm der von den Teilnehmerstaaten 
gewollte Regelungsbereich festgestellt werden. Die Auslegung anhand einer OSZE-Norm 
kann aber erst dann erfolgen, wenn eine Auslegung nach dem Wortlaut, nach der 
Systematik sowie nach den historischen Umständen der völkerrechtlichen Norm kein 
Ergebnis bringt. Wenn objektiv das Ziel und der Zweck einer Norm hinterfragt werden, 
kann eine OSZE-Norm bei der Auslegung nach dem Ziel und Zweck der völkerrechtlichen 
Norm herangezogen werden. 
 
Daher ist es theoretisch vorstellbar, dass OSZE-Normen im Wege der Ergänzung und 
Auslegung von völkerrechtlichen Normen Auswirkungen auf ein Rechtsverhältnis haben 
können. Als formale Voraussetzung für die Verwendung von OSZE-Normen als 
Ergänzungs- und Auslegungshilfe wird gefordert, dass die Vertragsstaaten des 
ergänzungs- oder auslegungsbedürftigen völkerrechtlichen Vertrages Teilnehmerstaaten 
der OSZE sind.385 In Betracht kommen etwa Verträge des Europarates. Aufgrund des 
großen Teilnehmerkreises der OSZE sind die OSZE-Normen als Auslegungs- und 
Ergänzungshilfe jedenfalls geeignet. 
 
Gem Art 31 Abs 1 der WVK (Allgemeine Auslegungsregel) ist ein Vertrag nach Treu und 
Glauben in Übereinstimmung mit der gewöhnlichen, seinen Bestimmungen in ihrem 
Zusammenhang zukommenden Bedeutung und im Lichte seines Zieles und Zweckes 
auszulegen.386 Nach Art 31 Abs 2 der WVK bedeutet für die Auslegung eines Vertrages 
der Zusammenhang, außer dem Vertragswortlaut samt Präambel und Anlagen, (a) jede 
sich auf den Vertrag beziehende Übereinkunft, die zwischen allen Vertragsparteien 
anlässlich des Vertragsabschlusses getroffen wurde, und (b) jede Urkunde, die von einer 
oder mehreren Vertragsparteien anlässlich des Vertragsabschlusses abgefasst und von 
den anderen Vertragsparteien als eine sich auf den Vertrag beziehende Urkunde 
angenommen wurde. Ferner sind nach Art 31 Abs 3 WVK, außer dem Zusammenhang, in 
gleicher Weise zu berücksichtigen: (a) jede spätere Übereinkunft zwischen den 
Vertragsparteien über die Auslegung des Vertrages oder die Anwendung seiner 
Bestimmung sowie (b) jede spätere Übung bei der Anwendung des Vertrages, aus der die 
Übereinstimmung der Vertragsparteien über seine Auslegung hervorgeht, und (c) jeder in 
den Beziehungen zwischen den Vertragsparteien anwendbare einschlägige Völkerrechts-
                                          
385  Marquier, Soft Law: Das Beispiel des OSZE Prozesses 361. 
386  Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge, 23. Mai 1969; abgedruckt in 
Neuhold/Hummer/Schreuer, Österreichisches Handbuch des Völkerrechts II D 14.  
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satz. Eine besondere Bedeutung ist gem Art 31 Abs 4 WVK dann einem Ausdruck 
beizumessen, wenn feststeht, dass die Vertragsparteien dies beabsichtigt haben.  
 
Nach Art 31 Abs 3 lit WVK können die OSZE-Dokumente nicht für die Auslegung von 
völkerrechtlichen Verträgen herangezogen werden, da den Teilnehmerstaaten nicht 
unterstellt werden kann, mit der Vereinbarung der OSZE-Dokumente eine spätere 
Übereinkunft über die Auslegung des völkerrechtlichen Vertrages oder die Anwendung 
seiner Bestimmung beabsichtigt zu haben.387 Andererseits könnte man auch 
argumentieren, dass die OSZE-Dokumente als spätere Übung bei der Anwendung eines 
völkerrechtlichen Vertrages, aus der die Übereinstimmung der Vertragsparteien über 
seine Auslegung hervorgeht, zu qualifizieren sind und demnach nach Art 31 Abs 3 lit b 
WVK als Auslegungshilfe verwendet werden können. Dies könnte meines Erachtens für 
völkerrechtliche Verträge, die im Rahmen der OSZE geschaffen wurden, gelten, da sich 
Bezugnahmen durch die Teilnehmerstaaten hinsichtlich dieser Verträge in OSZE-
Dokumenten finden. Für andere völkerrechtliche Verträge ist jedoch der erforderliche 
Zusammenhang zu verneinen, da die OSZE-Dokumente keine Verweise auf einen 
bestimmten völkerrechtlichen Vertrag enthalten. 
 
Die Befürworter halten jedoch eine Auslegung anhand von OSZE-Dokumenten für 
zulässig und rechtfertigen dies mit dem konsensualen Charakter der OSZE-Normen.388 So 
sollen OSZE-Normen etwa für die Auslegung der EMRK herangezogen werden.389 Etwa 
hat der EGMR in der Beschwerdesache Sidiropolus ua gegen Griechenland, Urteil vom 
10. Juli 1998 (Bsw 26695/95) auf das Dokument des Kopenhagener Treffens der 
Konferenz über die Menschliche Dimension der KSZE vom 29. Juni 1990 und der Charta 
von Paris für ein neues Europa vom 21. November 1990 verwiesen und in diesem 
Zusammenhang mit der Prüfung eine Verletzung nach Art 11 EMRK festgestellt.  
5.1.8.2. OSZE-Normen als Rechtfertigungsgrund für völkerrechtswidriges 
Verhalten390 
Eine weitere Konsequenz aus dem konsensualen Charakter der OSZE-Normen ist, dass 
ein Handeln der Teilnehmerstaaten, welches den OSZE-Normen entspricht, nicht 
rechtswidrig ist. Dies kann aber nur dann gelten, wenn eine OSZE-Norm nicht einer 
völkerrechtlichen Norm widerspricht. Mit der Erfüllung der OSZE-Normen werden die 
Rechte und Pflichten aus anderen völkerrechtlichen Verträgen nicht berührt: 
 
                                          
387  Höhn, Zwischen Menschenrechten und Konfliktprävention 265. 
388  Marquier, Soft Law: Das Beispiel des OSZE Prozesses 14; Höhn, Zwischen Menschenrechten und 
Konfliktprävention 266 f. 
389  Höhn, Zwischen Menschenrechten und Konfliktprävention 267 f. 
390  Marquier, Soft Law: Das Beispiel des OSZE Prozesses 228 f. 
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„Indem die Teilnehmerstaaten die vorstehenden Prinzipien gebührend berücksichtigen,  
insb den ersten Satz des zehnten Prinzips, Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen 
nach Treu und Glauben, stellen sie fest, dass die vorliegende Erklärung weder ihre 
Rechte und Verpflichtungen noch die diesbezüglichen Verträge und Abkommen und 
Abmachungen berührt.“391 
 
Nach den Regeln der völkerrechtlichen Verantwortlichkeit kann aber ein völkerrechtliches 
Unrecht durch die Zustimmung des verletzten Völkerrechtssubjektes ausgeschlossen 
werden.392 In Art 20 des ILC-Entwurfes heißt es: „Valid consent by a State to the 
commission of a given act by another State precludes the wrongfulness of that act in 
relation to the former State to the extent that the act remains within the limits of that 
consent.“393 
 
Ein Rechtfertigungsgrund für völkerrechtswidriges Verhalten ist somit dann gegeben, 
wenn eine Zustimmung des Völkerrechtssubjektes zur Vornahme eines rechtswidrigen 
Verhaltens vorliegt. Aus den Kommentaren zum ILC-Entwurf geht hervor, dass eine 
Zustimmung dann vorliegt, wenn ein Völkerrechtssubjekt erklärt, dass ein anderes 
Völkerrechtssubjekt ein Verhalten vornehmen darf, welches grundsätzlich gegen 
Völkerrecht verstößt. Die Zustimmung muss rechtsgültig zustande gekommen sein. Dies 
liegt dann vor, wenn die Zustimmung von einer autorisierten Person ausgegangen ist und 
die Erklärung auf freiem Entschluss ohne Zwang, Irrtum oder Täuschung zustande 
gekommen ist. Der Passus „within the limits of that consent“ schließt eine rechtsgültige 
Zustimmung zur Vornahme einer Verletzung von ius cogens aus.394  
 
Da die OSZE-Dokumente durch Konsens zustande gekommen sind, liegt eine 
Zustimmung der Teilnehmerstaaten zur Vornahme der darin vereinbarten Verhaltens-
weisen vor. Hieraus ergibt sich, dass ein den OSZE-Normen entsprechendes Handeln eine 
Rechtfertigung für völkerrechtswidriges Verhalten darstellen kann. Die in den OSZE-
Normen enthaltene Zustimmung muss jedoch das an sich rechtswidrige Verhalten 
umfassen, um dieses zu rechtfertigen. Keine Relevanz hat der Rechtscharakter der 
OSZE-Normen bei der Erteilung der Zustimmung.  
 
                                          
391  Schlussakte von Helsinki 1975, 10.  
392
  Vgl Zemanek/Hafner/Wittich in Neuhold/Hummer/Schreuer, Österreichisches Handbuch des Völkerrechts4 I 
Rz 2729. 
393  Yearbook of the International Law Commission 2001 Vol II Part Two, draft articles on Responsibility of 
States for Internationally Wrongful Acts with commentaries 2001, abrufbar unter 
http://untreaty.un.org/ilc/texts/instruments/english/commentaries/9_6_2001.pdf 
394  Vgl Zemanek/Hafner/Wittich in Neuhold/Hummer/Schreuer, Österreichisches Handbuch des Völkerrechts4 I 
Rz 2729. 
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Der Antrag eines Teilnehmerstaates, aufgrund der Verletzung einer OSZE-Verpflichtung 
eine Expertenmission in einen anderen Teilnehmerstaat zu entsenden, könnte völker-
rechtswidriges Verhalten darstellen, so etwa einen Verstoß gegen das Prinzip der 
Nichteinmischung in innere Angelegenheiten. Die OSZE-Normen legitimieren aber gerade 
ein solches Verhalten, sodass die Rechtswidrigkeit des Verhaltens als ausgeschlossen gilt.  
 
Die OSZE-Normen finden insofern Eingang in das Völkerrecht, als dass die Zulässigkeit 
völkerrechtlichen Verhaltens anhand der in den OSZE-Dokumenten geregelten 
Angelegenheiten durch die Teilnehmerstaaten beurteilt werden muss.  
5.1.8.3. Weiterentwicklung des Völkerrechtes395 
Grundsätzlich können die OSZE-Normen mittelbar auf das geltende Völkerrecht 
einwirken. 
(i) OSZE-Normen als Grundlage für Völkerrecht396 
Durch die rechtliche Unverbindlichkeit sind OSZE-Normen inhaltlich weiter entwickelt als 
das rechtlich verbindliche Völkerrecht. OSZE-Normen können für den Fall, dass die 
Teilnehmerstaaten die OSZE-Normen mit Rechtsfolgewillen abschließen wollen, die 
Grundlage für völkerrechtliche Verträge bilden. Die OSZE-Normen können auch Eingang 
in bereits existierende völkerrechtliche Verträge finden. Sie sind Ausgangspunkt für die 
Weiterentwicklung von rechtlich verbindlichem Völkerrecht, da sie als Grundlage für den 
Abschluss von Völkerrechtsverträgen dienen können.  
(ii) OSZE-Normen als Völkergewohnheitsrecht397 
OSZE-Normen sind auch Basis für die Entstehung von Völkergewohnheitsrecht, wenn sich 
Teilnehmerstaaten in der Praxis an die OSZE-Normen halten und eine korrespondierende 
Übung entwickeln. Tritt zu dieser Praxis später eine Rechtsüberzeugung (opinio iuris) 
hinzu, und werden die OSZE-Normen von den Teilnehmerstaaten nicht mehr nur aus 
politischen Überlegungen eingehalten, entsteht Völkergewohnheitsrecht. Was die 
Anforderungen an den Nachweis von Völkergewohnheitsrecht betrifft, so gelten im 
internationalen Bereich an sich keine Besonderheiten. Danach erlangt eine bestimmte 
Verhaltensregel dann völkergewohnheitsrechtliche Geltungskraft, wenn sie einer 
allgemeinen Staatenübung von gewisser Dauer entspricht und diese Übung von der 
Rechtsüberzeugung (opinio iuris sive necessitatis) der Staaten getragen ist.398 Bei der 
                                          
395  Marquier, Soft Law: Das Beispiel des OSZE Prozesses 245 ff; Wenig, Möglichkeiten und Grenzen der 
Streitbeilegung ethnischer Konflikte durch die OSZE 75 ff. 
396  Lüthy, Verfahren zur friedlichen Streitbeilegung internationaler Streitigkeiten im Rahmen der OSZE 108; 
Bortloff, Die OSZE 66 ff; Höhn, Zwischen Menschenrechten und Konfliktprävention 211. 
397  Höhn, Zwischen Menschenrechten und Konfliktprävention 213. 
398  Simma in Neuhold/Hummer/Schreuer, Österreichisches Handbuch des Völkerrechts4 I Rz 177 ff, 546. 
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näheren Bestimmung dieser objektiven und subjektiven Voraussetzungen für die 
Entstehung von Völkergewohnheitsrecht zeigen sich freilich einige Unsicherheiten. Einmal 
stellt sich die Frage, ob OSZE-Normen das Erfordernis einer Staatenpraxis entfalten 
können. Die Entscheidungspraxis der OSZE ähnelt der Staatenpraxis, ist aber doch 
verschieden von ihr, und zwar aufgrund der sachbezogenen Entscheidungen. Werden die 
OSZE-Normen in der Praxis dauerhaft umgesetzt, wird diese Frage zu bejahen sein. Denn 
die Teilnehmerstaaten setzen den OSZE-Normen entsprechende Handlungen, woraus sich 
eine Übung bilden kann. In diesem Zusammenhang ergeben sich aber regelmäßig 
Probleme bei der Bestimmung, welche Handlungen zur Praxis werden und wie viele 
handelnde Staaten notwendig sind, um von einer allgemeinen Staatenpraxis zu sprechen.  
 
Völkergewohnheitsrecht kann sich auch innerhalb einer nur geografisch, historisch, 
politisch usw. abgegrenzten Gruppe von Staaten bilden. So kann sich auch bloß 
regionales Völkergewohnheitsrecht bilden. Innerhalb der OSZE ist die Gruppe von 
Staaten durch die Teilnahme an ihr bestimmt. Das Erfordernis der Zustimmung 
sämtlicher Staaten innerhalb der OSZE ist durch das Konsensprinzip erfüllt, wie es im 
Asyl-Fall vom Internationalen Gerichtshof gefordert wurde.399  
 
Besonders umstritten ist in diesem Zusammenhang, von welcher Dauer die betreffende 
Staatenübung sein muss und ob unter bestimmten Voraussetzungen von diesen 
zeitlichen Erfordernissen nicht gänzlich abgesehen werden kann.400 In den Nordsee-
Festlandsockel-Fällen entschied der Internationale Gerichtshof: „The state practice had to 
be both extensive and virtually uniform in the sense of the provision invoked.“401 
Entscheidend für das Vorliegen einer Staatenpraxis ist also nicht die Dauer, sondern nur 
der Umstand, ob diese Praxis ausgedehnt und praktisch gleichförmig war.402 
 
So wird eine spontane Entstehung von Völkergewohnheitsrecht gerade auch in dem sich 
besonders dynamisch entwickelnden Bereich der internationalen Beziehungen von einigen 
Stimmen der Lehre dann für möglich gehalten, wenn Staaten binnen kurzer Zeit 
wiederholt in gemeinsamen Erklärungen ihre Bindung an eine bestimmte Verhaltensnorm 
zum Ausdruck gebracht haben. Ein Prinzip müsste in zahlreichen multilateralen 
Dokumenten und Abkommen Niederschlag gefunden haben. Die Geltung des Prinzipes 
                                          
399  Simma in Neuhold/Hummer/Schreuer, Österreichisches Handbuch des Völkerrechts I Rz 185; vgl Asyl-Fall 
(Kolumbien-Peru), Urteil des IGH, 20. November 1950, abgedruckt in Neuhold/Hummer/Schreuer, 
Österreichisches Handbuch des Völkerrechts II D 4. 
400  ICJ Reports 1986, 86; Simma in Neuhold/Hummer/Schreuer, Österreichisches Handbuch des Völkerrechts I 
Rz 188 ff; Marquier, Soft Law: Das Beispiel des OSZE Prozesses 252. 
401  Nordsee-Festlandsockel-Fälle (Dänemark/Niederlande – Bundesrepublik Deutschland); Urteil des IGH, 
20. Februar 1969 abgedruckt in Neuhold/Hummer/Schreuer, Österreichisches Handbuch des Völkerrechts 
II D 5; siehe auch in ICJ Reports 1969, 43; Marquier, Soft Law: Das Beispiel des OSZE Prozesses 252. 
402  Simma in Neuhold/Hummer/Schreuer, Österreichisches Handbuch des Völkerrechts4 I Rz 181, 191, 199. 
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müsste unter den Staaten außer Zweifel stehen, wenn das zeitliche Moment 
vernachlässigt wird. Es müsste eben das Erfordernis der Überzeugung zwischen den 
Staaten verstärkt vorhanden sein.  
 
Das Vorliegen einer opinio iuris in den OSZE-Normen ist ebenso problematisch. Die 
Feststellung, ob bei den Vertretern der Staaten durch die Verabschiedung und Befolgung 
der OSZE-Normen ein Rechtsbewusstsein vorliegt, mag gerade im Falle der 
außerrechtlichen OSZE-Normen besonders schwer fallen. Zum einem haben die Teil-
nehmerstaaten die OSZE-Normen bewusst ohne rechtliche Bindungswirkung 
ausgestattet, sodass das Vorliegen einer opinio iuris bei der Schaffung der Normen 
vereint werden muss. Sie haben bei der Schaffung von außerrechtlichen Normen eben 
kein Rechtsbewusstsein. Zum anderen ist ein späteres Entstehen eines Rechts-
bewusstseins durch die Befolgung der OSZE-Normen zweifelhaft, da regelmäßig 
Wendungen und Bemerkungen in den verabschiedeten Dokumenten gemacht werden, die 
die Außerrechtlichkeit bekräftigen.  
 
Wiederum ist als Argument für das Vorliegen einer opinio iuris in den OSZE-Dokumenten 
anzuführen, dass die Teilnehmerstaaten das Bewusstsein gebildet haben, zu einem den 
OSZE-Normen entsprechenden Verhalten verpflichtet zu sein. Hier manifestiert sich die 
opinio iuris aus einer anfänglich als nicht rechtlich verbindlichen OSZE-Norm, diese 
künftig als Recht anzusehen. So ein Rechtsbewusstsein muss aber gerade im Falle der 
OSZE-Normen besonders in Erscheinung treten, wie etwa in einer Rechtsbehauptung in 
den Beschlüssen der OSZE, denn bei den OSZE-Normen liegen auch Normen vor, die mit 
dem Zweck vereinbart wurden, von den Teilnehmerstaaten eingehalten zu werden. Dies 
liegt, unabhängig von ihrem Rechtscharakter, sozusagen in der Natur einer Norm, sodass 
eine opinio iuris von Anfang an vorliegen müsste. Dies ist aber eben nicht der Fall.  
 
Der IGH hat sich im Nicaragua-Fall, bei Nachweis, ob das Gewaltverbot und das 
Interventionsverbot ein Völkergewohnheitsrecht darstellt, zur Beurteilung der 
Manifestation einer opinio iuris auf Beschlüsse internationaler Organisationen und 
Konferenzen, darunter die Friendly-Relations-Declaration, die Schlussakte von Helsinki 
sowie die Aggressionsdefinition der UN, bezogen.403 Der Konsens in diesen Dokumenten 
bekräftigt das Vorliegen einer opinio iuris unter den beteiligten Staaten. 
 
„The effect of consent to the text of such resolutions cannot be understood as merely 
that of a reiteration or elucidation… it may be understood as an acceptance of the validity 
of the rule (…).” 
                                          
403  Simma in Neuhold/Hummer/Schreuer, Österreichisches Handbuch des Völkerrechts4 I Rz 198; siehe 
Nicaragua-Fall (Nicaragua-USA), Urteil des IGH, 27. Juni 1986, abgedruckt in Neuhold/Hummer/Schreuer, 
Österreichisches Handbuch des Völkerrechts II D 5. 
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Im OSZE-System dürften wohl die zehn Prinzipien der Helsinki-Schlussakte sowie eine 
gegenseitige Informations- und Konsultationspflicht als Völkergewohnheitsrecht außer 
Streit stehen.  
 
OSZE-Normen bekräftigen zudem Völkerrechtsnormen bzw Grundsätze des Völker-
gewohnheitsrechtes und nehmen auf die Gesetzgebung der Staaten wesentlichen 
Einfluss. Beispielsweise bekräftigen OSZE-Normen Bestimmungen der SVN oder 
Völkerrechtsnormen über die Gewährleistung der Menschenrechte und der 
Grundfreiheiten. Hier wirken die OSZE-Normen aber nicht konstitutiv auf das Völkerrecht, 
sondern sind nur deklaratorisch.  
5.1.8.4. Umsetzung von OSZE-Normen in nationales Recht404 
Im Zuge des Umbruchprozesses in Mittel- und Osteuropa war zu erkennen, dass die 
OSZE-Normen in nationales Recht übernommen wurden. Die neuen Staaten wurden 
zügig in die OSZE aufgenommen. Man verlangte von ihnen aber die Umsetzung gewisser 
Prinzipien, die jede Rechtsordnung aufweisen muss. Dies sind insb die Prinzipien der 
demokratischen Mitbestimmung, der Rechtsstaatlichkeit und der Menschenrechte, welche 
Eingang in die nationalen Regelungen gefunden haben. 
5.1.8.5. Bildung von Allgemeinen Rechtsgrundsätzen405 
Gem Art 38 Abs 1 lit c IGH-Statut wendet der IGH die von den zivilisierten Staaten 
anerkannten allgemeinen Rechtsgrundsätze an.406 Zweck der Einbeziehung der 
Allgemeinen Rechtsgrundsätze in den Bereich der Völkerrechtsquellen war es, eine non 
liquet-Situation zu vermeiden und folglich dem Gericht die Beurteilung nach allgemeinen, 
den nationalen Rechtsordnungen immanenten Rechtsgrundätzen zu ermöglichen. So 
bilden sich Allgemeine Rechtsgrundsätze aus innerstaatlichen Normen. Durch die 
Anerkennung dieser Prinzipien erlangen sie auf völkerrechtlicher Ebene Rechtssatz-
qualität. Daher ist eine Bildung von Allgemeinen Rechtsgrundsätzen aus OSZE-Normen 
tatbestandsmäßig nicht möglich.  
 
Hingegen wären aber Allgemeine Rechtsgrundsätze, die sich aus völkerrechtlichen 
Normen bilden, theoretisch denkbar. Es wird auch die These vertreten, dass unter Art 38 
Abs 1 lit c IGH-Statut auch jene Rechtsgrundsätze fallen, die auf internationalen 
Konferenzen oder in Plenarorganen von internationalen Organisationen die einheilige 
                                          
404  Marquier, Soft Law: Das Beispiel des OSZE Prozesses 131 ff. 
405  Höhn, Zwischen Menschenrechten und Konfliktprävention 220. 
406  Statut des Internationalen Gerichtshofes, San Francisco, 26. Juni 1945, abgedruckt in 
Neuhold/Hummer/Schreuer, Österreichisches Handbuch des Völkerrechts II D1. 
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oder überwiegende Zustimmung von Staatenvertretern gefunden haben.407 Grundlage 
dieser These ist, dass die Staaten „Herr des Völkerrechtes“ sind und Völkerrecht in 
beliebiger Weise fortbilden können.408 
 
Der Konsens ist bei den Beschlüssen der OSZE-Organe zwar vorhanden, ebenso wie die 
Grundannahme, dass Staaten das Völkerrecht gestalten können, OSZE-spezifisch ist aber 
wieder der fehlende Rechtsbindungswille der Teilnehmerstaaten zu betonen, der ein 
unmittelbares Entstehen von Völkerrecht oder allgemeinen völkerrechtlichen Rechts-
grundsätzen verhindert. Denn es handelt sich um Rechtsgrundsätze, die sich nach dem 
Wortlaut des Art 38 Abs 1 lit c IGH-Statut aus innerstaatlichen Rechtsnormen 
herausbilden.  
 
OSZE-Normen können aber bestehende allgemeine Rechtsgrundsätze wiederholen, 
dadurch werden die Rechtsgrundsätze bestätigt und möglicherweise auch konkretisiert.  
5.1.8.6. Bindungswirkung über Estoppel409 
Diese Rechtswirkung einer OSZE-Norm geht von einem allgemeinen Rechtsgrundsatz des 
Völkerrechtes aus. Das Estoppel-Prinzip verbietet das venire contra factum proprium. 
Danach darf ein Völkerrechtssubjekt wegen seines früheren Verhaltens die Unver-
bindlichkeit oder gar Rechtswidrigkeit dieser seiner Praxis nicht geltend machen, sofern 
ein anderes Rechtssubjekt gutgläubig darauf vertraut und durch eine Verhaltensänderung 
Schaden erleiden würde.410 
 
Eine Bindung der OSZE-Normen durch Estoppel setzt demnach eine Erwartung voraus, 
die durch einen Teilnehmerstaat aufgrund seines Verhaltens bei einem anderen 
Teilnehmerstaat geschaffen wurde. Außerdem ist für die Erwartung seitens des 
vertrauenden Teilnehmerstaates Gutgläubigkeit erforderlich. Entsprechend entsteht eine 
Bindung auch über das Prinzip von Treu und Glauben. Das Vertrauen des Teil-
nehmerstaates ist Anknüpfungspunkt für die Bindung, als dieses aufgrund der 
geschaffenen Erwartungen geschützt wird. Man könnte dieses Prinzip als Verbot des 
Missbrauches von gutgläubigem Vertrauen bezeichnen.  
 
Als dritte Voraussetzung muss beim vertrauenden Teilnehmerstaat durch die Verhaltens-
änderung ein Schaden eintreten. Der Eintritt eines Schadens ist somit konstitutives 
Merkmal für die Bindungswirkung. Insofern muss zwischen der Verhaltensänderung und 
                                          
407  Rotter in Neuhold/Hummer/Schreuer, Österreichisches Handbuch des Völkerrechts4 I Rz 429 ff. 
408  Verdross/Simma, Universales Völkerrecht 386 f. 
409  Marquier, Soft Law: Das Beispiel des OSZE Prozesses 221 ff; Höhn, Zwischen Menschenrechten und 
Konfliktprävention 233 ff. 
410  Simma in Neuhold/Hummer/Schreuer, Österreichisches Handbuch des Völkerrechts4 I Rz 208. 
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dem Schaden ein kausaler Zusammenhang bestehen. Verschulden ist nicht erforderlich. 
Ein Teilnehmerstaat ist dann gutgläubig, wenn ein vernünftiger Teilnehmerstaat nach den 
objektiven Umständen auf ein zukünftiges Verhalten vertrauen durfte.  
 
Fraglich ist, ob eine nicht rechtlich verbindliche Vereinbarung wie die OSZE-Normen 
Grundlage für die Anwendung des Estoppel-Prinzipes sein kann. Argument für die 
Nichtanwendbarkeit ist wieder einmal, dass die Teilnehmerstaaten bewusst auf eine 
rechtliche Verbindlichkeit verzichtet haben und daher kein Teilnehmerstaat gutgläubig 
auf ein zukünftiges Verhalten vertrauen dürfte. Es fehlt demnach am schutzwürdigen 
Vertrauen. Dieses Argument vermag aber nicht überzeugen, da das Estoppel-Prinzip 
keine rechtliche Grundlage für die Schaffung eines Vertrauens verlangt, vielmehr genügt 
ein tatsächliches Verhalten. Der Sinn der OSZE-Normen liegt darin, das Verhalten der 
Teilnehmerstaaten untereinander vorhersehbar zu machen. Befolgen die 
Teilnehmerstaaten die OSZE-Normen und schaffen sie damit untereinander berechtigte 
Erwartungen, sind die Handlungen, welche die OSZE-Normen befolgen, Grundlage für 
das schützenswerte Vertrauen und nicht die OSZE-Normen selbst. Wann eine Erwartung 
berechtigt ist, wird im Einzelfall je nach den Umständen zu beurteilen sein, wobei 
aufgrund der weit reichenden Rechtsfolgen ein strenger Maßstab anzulegen ist.  
 
Allgemein eignen sich die OSZE-Normen als Regelungen geradezu ideal für die Schaffung 
einer berechtigten Erwartung. Durch die Vereinbarung eines Verhaltensstandardes und 
die darauf folgende Beachtung dieser Norm durch entsprechende Handlungen kann ein 
berechtigtes Vertrauen auf eine bestimmte Sachlage geschaffen werden.  
 
Es würde auch dem Sinn und Zweck des Prinzipes zuwiderlaufen, wenn man als 
Ausgangspunkt eine rechtlich bindende Norm für das gutgläubige Vertrauen verlangt, 
denn dann wäre eine Bindung über das Estoppel-Prinzip nicht mehr notwendig.  
 
Vielmehr wird das Vorliegen der dritten Voraussetzung – der Eintritt eines Schadens 
aufgrund einer vertrauenswidrigen Verhaltensänderung infolge einer geschaffenen 
Erwartung – schwer nachweisbar sein. Aus der Bindung über Estoppel resultiert 
einerseits, dass die Verletzung einer OSZE-Norm dazu berechtigt, ein internationales 
Gericht anzurufen, und andererseits die Anwendbarkeit der OSZE-Normen vor 
internationalen Gerichten. Es entsteht aus der OSZE-Norm aber kein generelles 
Völkerrecht, sondern die Bindung tritt nur für den konkreten Sachverhalt ein. Diese 
Rechtswirkung erfolgt aber nur mittelbar durch das Estoppel-Prinzip. Eine unmittelbare 
Anrufung eines Gerichtes bleibt auch hier ausgeschlossen.  
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5.1.8.7. Die Bedeutung der Anerkennung der OSZE-Verpflichtungen411 
Eine Konsequenz aus den OSZE-Normen ist, dass sich die Teilnehmerstaaten im 
Verhältnis untereinander nicht mehr auf das Verbot der Nichteinmischung in innere 
Angelegenheiten berufen können. Der völkerrechtliche Grundsatz des Interventions-
verbotes als Ausfluss der Souveränität der Staaten ist sozusagen suspendiert. Diese 
Wirkung ist nur relativ, als dass nur die in den Verpflichtungen geregelten Bereiche aus 
dem Verbot der Nichteinmischung in innere Angelegenheiten herausfallen. Der Ausfluss 
dieser Wirkung resultiert aus der Anerkennung der OSZE-Normen durch die Teil-
nehmerstaaten. Diese Anerkennung bewirkt gewissermaßen, dass die thematisierten 
Bereiche aus dem Kreis der Angelegenheiten der einzelnen Teilnehmerstaaten in den 
weiteren Kreis der Teilnehmerstaaten gehoben und zu einem Thema für alle Teilnehmer-
staaten gemacht werden. Das Konsensprinzip bewirkt eine rechtfertigende Wirkung. 
5.2. Die Rechtspersönlichkeit der OSZE  
5.2.1. Die OSZE als Trägerin von völkerrechtlichen Rechten und Pflichten412 
5.2.1.1. Allgemein 
Die Untersuchung der Frage, ob die OSZE im völkerrechtlichen Verkehr 
Rechtspersönlichkeit besitzt, ist mit der Untersuchung nach der Rechtsqualität der OSZE-
Normen verbunden. Mit der Rechtspersönlichkeit gehen die Vertrags- und die 
Deliktsfähigkeit der OSZE einher. Nach der herrschenden Lehre wurde durch die 
Schlussakte von Helsinki keine internationale Organisation geschaffen.413 Die Schaffung 
einer internationalen Organisation bedarf eines rechtswirksamen Gründungsvertrages. 
Die Teilnehmerstaaten hatten mit der Unterzeichnung der Schlussakte nicht den Willen, 
eine internationale Organisation zu gründen.  
5.2.1.2. Veränderung der Rechtspersönlichkeit durch die Institutionalisierung 
der OSZE414 
In der Literatur wird diskutiert, ob durch die Institutionalisierung der KSZE im Zuge der 
Verabschiedung der Charta von Paris und der Umbenennung in OSZE eine internationale 
Organisation geschaffen wurde. Die Grundlage der Diskussion ist der Ausbau der 
damaligen KSZE von einer Konferenz zu einem festen Institutionsgefüge. Nach dem 
Vorbild der Europäischen Gemeinschaften erhielt die KSZE eine mehrstufige 
                                          
411  Marquier, Soft Law: Das Beispiel des OSZE Prozesses 240 ff. 
412  Marquier, Soft Law: Das Beispiel des OSZE Prozesses 255 ff und die dort zitierte Literatur; Wenig, 
Möglichkeiten und Grenzen der Streitbeilegung ethnischer Konflikte durch die OSZE 77 ff. 
413  Schreuer in Neuhold/Hummer/Schreuer, Österreichisches Handbuch des Völkerrechts4 I Rz 1932; 
Neuhold/Simma, Neues europäisches Völkerrecht? 35. 
414
  Marquier, Soft Law: Das Beispiel des OSZE Prozesses 264 und die dort zitierte Literatur. 
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organisatorische Struktur (Treffen der Staats- und Regierungschefs, Rat der 
Außenminister, Ausschuss Hoher Beamter) sowie ständige Einrichtungen (ein Sekretariat, 
ein Konfliktverhütungszentrum und ein Büro für freie Wahlen). Die Institutionalisierung 
wurde auf den darauf folgenden Gipfeltreffen vorangetrieben, insb durch die in der 
Charta von Paris vereinbarte Errichtung einer Parlamentarischen Versammlung und die 
Einsetzung eines Hohen Kommissars für nationale Minderheiten. Ähnlich der Diskussion, 
ob die OSZE-Normen rechtlich verbindliche Normen darstellen, gehen die Meinungen in 
der Lehre auseinander.415 
 
Außer Streit steht, dass die OSZE seit der Charta von Paris eine internationale 
Organisation im Sinne der Politikwissenschaft darstellt.416 Die Politikwissenschaft versteht 
unter einer internationalen Organisation ein verfestigtes Institutionsgefüge mit eigenem 
Aufgabenbereich auf internationaler Ebene. 
 
Nach herrschender Meinung sind im völkerrechtlichen Sinn für die Entstehung einer 
internationalen Organisation ein völkerrechtlicher Vertrag, ein Minimum an 
institutionalisierten Einrichtungen und eine gewisse Dauerhaftigkeit Voraussetzung.417 Mit 
der Charta von Paris für ein neues Europa erhielt die OSZE ständige Institutionen, 
wodurch die OSZE als eine dauerhafte Einrichtung zu qualifizieren ist.418 Nach einer 
Mindermeinung ist die OSZE im Zuge der Institutionalisierung zu einer internationalen 
Organisation herangewachsen.419 
 
Nach der Definition der herrschenden Lehre ist die OSZE keine internationale 
Organisation mit eigener völkerrechtlicher Rechtspersönlichkeit, da sie auf keinem 
völkerrechtlichen Vertrag beruht. Diese Schlussfolgerung resultiert aus dem mangelnden 
Rechtsfolgewillen der Teilnehmerstaaten. Die OSZE-Dokumente sind politischer Natur 
und der erforderliche Rechtswille der Teilnehmerstaaten, eine internationale Organisation 
zu gründen, fehle. Auch der Status einer regionalen Abmachung im Sinne von Kapitel 
VIII der SVN, welcher durch die Gipfelerklärung der Staats- und Regierungschefs in 
Helsinki 1992 geschaffen wurde, heile nicht das Fehlen eines Gründungsvertrages, da 
eine solche Erklärung keinen konstitutiven Akt zur Gründung einer internationalen 
Organisation darstellt. Die OSZE wird als „eigenartiges Gebilde unterhalb der Schwelle 
                                          
415 
 Neuhold/Simma, Neues europäisches Völkerrecht? 34; Höynck, From CSCE to OSCE 184. 
416
  Marquier, Soft Law: Das Beispiel des OSZE Prozesses 260. 
417  Schreuer in Neuhold/Hummer/Schreuer, Österreichisches Handbuch des Völkerrechts4 I Rz 893; Seidl-
Hohenveldern, Das Recht der Internationalen Organisationen einschließlich der Supranationalen 
Gemeinschaften7 Rz 0105. 
418  Stadlmeier in Köck/Fischer, Das Recht der Internationalen Organisationen3 384. 
419  Ebenda 384. 
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einer Internationalen Organisation“420 bzw „als Organisation in status nascendi“421 
bezeichnet, wodurch ausgedrückt werden soll, dass die Entstehung einer internationalen 
Organisation in Zukunft nicht ausgeschlossen ist.  
 
Auch der Beschluss der Staats- und Regierungschefs anlässlich des Gipfeltreffens in 
Budapest 1994, die damalige KSZE in OSZE umzufirmieren, hatte keine Auswirkung auf 
den rechtlichen Status der OSZE. Der Beschluss der Staats- und Regierungschefs in 
Budapest hatte ua symbolische Wirkung und war ein kosmetischer Akt.422 Der OSZE 
wurde dadurch keine völkerrechtliche Rechtspersönlichkeit verliehen. Der Beschluss hatte 
für den Rechtsstatus der OSZE also keine Rechtsfolgen.423 
 
Betrachtet man die OSZE-Dokumente, welche die Institutionen geschaffen haben, ist 
auffällig, dass die Terminologie dieser Dokumente bewusst Bezeichnungen für die 
Institutionen verwendet, die nicht der klassischen Begriffsterminologie einer 
internationalen Organisation entsprechen. Zum Beispiel werden die Begriffe 
„Teilnehmerstaaten“ anstatt von „Mitgliedstaaten“, „Gremium“, „Büro“ oder „Forum 
anstatt „Organe“ verwendet oder es erhalten die Institutionen für ihr Handeln ein 
„Mandat“ anstatt einer „Kompetenz“.  
 
Durch die Beschlüsse von Rom am Ministerratstreffen im Jahr 1993 wurde den 
Institutionen Rechtspersönlichkeit nach innerstaatlichem Recht erteilt, was ihnen 
allerdings nicht die völkerrechtliche zuteil werden lässt, sondern sie nur befähigt, 
Verträge abzuschließen, bewegliches und unbewegliches Vermögen zu erwerben, sowie 
die Parteistellung vor Gerichten. Den OSZE-Institutionen wurden ferner die typischen 
Privilegien und Immunitäten von internationalen Organisationen eingeräumt.424  
 
Andere Meinungen stellen nicht auf den fehlenden Gründungsvertrag, sondern auf den 
Rechtsfolgewillen der Teilnehmerstaaten ab. Nach dieser Auffassung kann eine 
internationale Organisation nicht nur durch einen völkerrechtlichen Gründungsvertrag 
gegründet werden.425 Der Wille der Teilnehmerstaaten, die OSZE nicht als völker-
rechtlichen Träger von Rechten und Pflichten zu schaffen, ergibt sich unmittelbar aus 
dem Wortlaut der OSZE-Dokumente. Es ist immer nur von den Teilnehmerstaaten in ihrer 
                                          
420  Neuhold/Simma, Neues europäisches Völkerrecht? 34.  
421  Schweisfurth, Völkerrecht 390 ff. 
422 
 Schreuer in Neuhold/Hummer/Schreuer, Österreichisches Handbuch des Völkerrechts4 I Rz 1932; 
Neuhold/Simma, Neues europäisches Völkerrecht? 34. 
423  Ebenda 34. 
424  Vgl hierzu die österreichische Regelung im Bundesgesetz über die Rechtsstellung von Einrichtungen der 
KSZE in Österreich, BGBl 511/1993. 
425  Stadlmeier in Köck/Fischer, Das Recht der Internationalen Organisationen3 385. 
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Verbundenheit durch die OSZE die Rede. Daher sei die OSZE nicht als internationale 
Organisation, sondern als gemeinsames Forum der Teilnehmerstaaten zu bewerten.426 
 
Manche sehen im Vorliegen einer Satzung kein unbedingtes Erfordernis für die Gründung 
einer internationalen Organisation. Köck etwa meint, dass die OSZE zu einer echten 
internationalen Organisation geworden ist.427 Dies wird damit begründet, dass sowohl die 
permanente Überprüfung der Implementierung der OSZE-Verpflichtungen als auch die 
inhaltliche Arbeit im Detail durch die Organstruktur sachlich spezialisierten, dauerhaften 
Organen übertragen sind und damit die Folgetreffen nicht mehr belastet werden, womit 
sich diese voll und ganz der programmatischen Arbeit widmen können. Die OSZE hat 
damit ihren Konferenzcharakter endgültig abgelegt und ist − von ihrer Struktur her 
betrachtet − zu einer echten internationalen Organisation geworden, die sich als 
regionale Sicherheitsorganisation im Sinne des Kapitels VIII der SVN versteht. Unter 
diesem Gesichtspunkt erscheint auch die auf dem Treffen der Staats- und Regierungs-
chefs in Budapest im Dezember 1994 vorgenommene Umbenennung von KSZE in OSZE 
nur folgerichtig.428 
 
Nach dieser Ansicht können auch andere Rechtsakte als ein Gründungsvertrag eine 
internationale Organisation entstehen lassen. Im Falle der OSZE wird der Gründungsakt 
zum Teil in der Charta von Paris gesehen, wobei sich die Satzung aus einer Vielzahl von 
Dokumenten zusammensetzt. 
5.2.2. Die OSZE als Trägerin von innerstaatlichen Rechten und Pflichten 
5.2.2.1. Allgemein 
Von der völkerrechtlichen Rechtspersönlichkeit ist die Rechtspersönlichkeit der OSZE 
nach innerstaatlichem Recht zu unterscheiden. Die Rechtspersönlichkeit nach inner-
staatlichem Recht bedeutet die Rechtsfähigkeit einer internationalen Organisation, 
privatrechtliche Verträge zu schließen, bewegliches und unbewegliches Vermögen zu 
erwerben und darüber zu verfügen sowie gerichtliche Verfahren zu führen.  
 
Die Gewährung einer innerstaatlichen Rechtsfähigkeit in den Teilnehmerstaaten ist für die 
OSZE in der Praxis von wesentlicher Bedeutung. Etwa erfordern Einsätze der 
Organisation die Vergabe von Aufträgen und Beschaffungsverträgen oder aber auch, 
Rechtsstreitigkeiten vor einem örtlichen Gericht zu führen. 
 
                                          
426  Marquier, Soft Law: Das Beispiel des OSZE Prozesses 263. 
427
  Stadlmeier in Fischer/Köck, Das Recht der Internationalen Organisationen3 385. 
428  Ebenda 385. 
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In der Regel finden sich allgemeine Bestimmungen über die Rechtsfähigkeit sowie die 
Vorrechte und Immunitäten einer internationalen Organisation in ihren Gründungs-
verträgen. Dies ist bei der OSZE aber gerade nicht der Fall, da sie nicht durch einen 
Gründungsvertrag geschaffen wurde.  
 
Im Jahre 1993 wurde die Frage aufgeworfen, ob die OSZE Rechtsfähigkeit sowie 
Vorrechte und Immunitäten erhalten solle, und wenn ja, in welcher Form. In der 
Diskussion wurden zwei Möglichkeiten in Erwägung gezogen: die Ausarbeitung eines 
internationalen rechtsverbindlichen Abkommens, das von den Teilnehmerstaaten 
ratifiziert wird, oder die Rechtsfähigkeit sowie Vorrechte und Immunitäten der OSZE von 
jedem Teilnehmerstaat nach seiner innerstaatlichen Rechtsordnung umzusetzen.  
 
Der KSZE-Rat gelangte schließlich zu der Schlussfolgerung, dass den OSZE-Institutionen 
Rechtsfähigkeit sowie Vorrechte und Immunitäten verliehen werden sollten, jedoch nicht 
durch einen Vertrag, sondern gemäß innerstaatlichem Recht nach Maßgabe der 
verfassungsrechtlichen Erfordernisse jedes Teilnehmerstaates.429 
 
Am vierten Ratstreffen in Rom 1993 wurde den Teilnehmerstaaten nahe gelegt, nach 
Maßgabe ihrer verfassungsrechtlichen, gesetzgeberischen und sonstigen einschlägigen 
Erfordernisse den KSZE-Institutionen, ständigen Missionen der Teilnehmerstaaten, 
Vertretern der Teilnehmerstaaten, KSZE-Mitarbeitern und Teilnehmern von KSZE-
Missionen gemäß den von den Ministern angenommenen Bestimmungen Vorrechte und 
Immunitäten zu gewähren.430 Bereits in der Charta von Paris für eine Neues Europa 
wurde seitens der Staats- und Regierungschefs die Forderung gestellt, die Institutionen 
in die Lage zu versetzen, ihre Aufgaben uneingeschränkt zu erfüllen und vertragliche wie 
auch finanzielle Verpflichtungen einzugehen und ihnen einen entsprechenden 
diplomatischen Status zu gewähren.431  
 
Der Ratsbeschluss von 1993 sieht nicht die Einräumung der Rechtsfähigkeit für die OSZE 
als solche vor, sondern nur für OSZE-Institutionen. Im Beschluss von Rom wird nur auf 
das Sekretariat und das BDIMR Bezug genommen. Andere OSZE-Institutionen würden 
somit unter den Begriff „andere vom KSZE-Rat bestimmte KSZE-Institutionen“ fallen. 
Bisher wurde kein Beschluss gefasst, um die Anwendung des Ratsbeschlusses von Rom 
auf die anderen OSZE-Institutionen zu ermöglichen. 
                                          
429
  Beschluss des Ratstreffens in Rom 1993. 
430  Viertes Treffen des Rates, Die KSZE und das neue Europa - Unsere Sicherheit ist unteilbar, Beschlüsse des 
Treffens des Rates der Außenminister 25. 
431  Charta von Paris für ein Neues Europa 1990, Zusatzdokument zur Durchführung einiger Bestimmungen der 
Charta von Paris 11. 
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5.2.2.2. Umsetzung des Ratsbeschlusses von Rom 1993 
Anlässlich der Gipfelerklärung von Istanbul 1999 stellten die Staats- und Regierungschefs 
fest, dass einige Teilnehmerstaaten den Beschluss des Ratstreffens von Rom 1993 über 
die Rechtsfähigkeit der OSZE-Institutionen und über die Vorrechte und Immunitäten 
nicht umgesetzt haben. Sie beauftragten den Ständigen Rat mit der Überprüfung und 
Ausarbeitung von Empfehlungen. Unter österreichischem Vorsitz wurde der 
entsprechende Bericht in einer informellen Arbeitsgruppe unter Beteiligung von 
Vertretern der Teilnehmerstaaten und Rechtsexperten ausgearbeitet.432 Anlässlich des 
achten Ministerratstreffens in Wien 2000 legte der Ständige Rat seinen Bericht betreffend 
die Rechtsfähigkeit sowie Vorrechte und Immunitäten der OSZE vom 26. November 2000 
(PC.DEC/383) vor.433  
 
Elf Teilnehmerstaaten setzten den Ratsbeschluss von Rom 1993 um und räumten den 
OSZE-Institutionen Vorrechte und Immunitäten ein. Darunter befanden sich Belgien, 
Dänemark, Deutschland, Finnland, Italien, die Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, 
Schweden, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich, Vereinigte Staaten 
von Amerika und Norwegen.434 Die Niederlande, Österreich, Polen und die Tschechische 
Republik sind sogenannte Gastländer von OSZE-Institutionen. Die anderen 
Teilnehmerstaaten, die den Ratsbeschluss von Rom 1993 umgesetzt haben, sind 
Dänemark, Deutschland, Italien, Schweden, Ungarn und die Vereinigten Staaten von 
Amerika, Norwegen. Lediglich Belgien, Finnland und das Vereinigte Königreich 
entsprachen nicht dem Ratsbeschluss. 
 
Der österreichische Gesetzgeber hat den Ratsbeschluss von Rom 1993 durch die 
Verabschiedung des Bundesgesetzes über die Rechtsstellung von Einrichtungen der OSZE 
in Österreich, BGBl 511/1993, zuletzt geändert durch das BGBl 157/2002, umgesetzt.435 
Entsprechend dem Ratsbeschluss von Rom ist nicht die Rechtsfähigkeit der OSZE 
vorgesehen, sondern nur jene von OSZE-Institutionen mit Sitz in Österreich. Folgende 
Einrichtungen der OSZE mit Sitz in Österreich haben Rechtspersönlichkeit: der 
Generalsekretär der OSZE, das Sekretariat der OSZE, der Ständige Rat der OSZE, das 
                                          
432  Anmerkung: Folgende Dokumente dienten als Grundlage: Hintergrundbericht des Generalsekretärs über die 
Rechtsfähigkeit und die Vorrechte und Immunitäten der OSZE (SEC.GAL/20/00 vom 6. März 2000 und 
SEC.GAL/20/00/Add.1 vom 22. März 2000, Beilage 1); Non-paper des österreichischen Vorsitzes über die 
Rechtsfähigkeit und die Vorrechte und Immunitäten der OSZE (CIO.GAL/42/00 vom 23. Juni 2000, Beilage 
2); Papier des Generalsekretärs über Schwierigkeiten, auf die die OSZE aufgrund der Tatsache stößt oder 
stoßen könnte, dass ihr nicht von allen Teilnehmerstaaten Rechtsfähigkeit sowie Vorrechte und 
Immunitäten zugestanden werden (SEC.GAL/71/00 vom 13. Juli 2000, Beilage 3); vgl Achtes Treffen des 
Ministerrates 27. und 28. November 2000 (MC.DOC/2/00), Anhang Rechtsfähigkeit sowie Vorrechte und 
Immunitäten der OSZE (PC.DEC/383) 70. 
433
  Achtes Treffen des Ministerrates 27. und 28. November 2000 (MC.DOC/2/00), Anhang Rechtsfähigkeit 
sowie Vorrechte und Immunitäten der OSZE (PC.DEC/383) 70 ff. 
434  Bericht des Ständigen Rates PC.DEC/383 vom 26. November 2000, in Achtes Ministerratstreffen Wien 
2000, Beilage 1 zum Anhang, 74. 
435
  BGBl Nr 511/1993 zuletzt geändert durch BGBl Nr 157/2002. 
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FSK sowie der OSZE-Medienbeauftragte.436 In diesem Zusammenhang ist auch die 
Verordnung über die Ausstellung von Lichtbildausweisen an Angehörige jener Personen-
gruppen, die in Österreich Privilegien und Immunitäten genießen, BGBl II 189/2003, zu 
erwähnen.  
 
Die Regelungen zur Rechtsfähigkeit der OSZE-Institutionen sowie der Vorrechte und 
Immunitäten sind in den Teilnehmerstaaten unterschiedlich geregelt, da gemäß dem 
Ratsbeschluss die Umsetzung „nach Maßgabe der verfassungsrechtlichen (...) und 
sonstigen damit verbundenen Erfordernisse“ zu erfolgen hat. Jene Teilnehmerstaaten, die 
den Ratsbeschluss von Rom nicht umsetzten, beriefen sich größtenteils auf 
innerstaatliche Probleme. 
 
In der Gipfelerklärung von Istanbul 1999 stellten die Staats- und Regierungschefs fest, 
dass eine große Anzahl von Teilnehmerstaaten den Beschluss des Ratstreffens von Rom 
1993 über die Rechtsfähigkeit der OSZE-Institutionen und über die Vorrechte und 
Immunitäten nicht umgesetzt hatte. Sie beauftragten den Ständigen Rat mit der 
Überprüfung und Ausarbeitung von Empfehlungen.  
 
Aus dem Bericht des Ständigen Rates PC.DEC/383 vom 26. November 2000 geht hervor, 
dass Belgien mangels Einigung in Bezug auf einen Vertrag über Vorrechte und 
Immunitäten der OSZE den Beschluss nicht umsetzte. Finnland erklärte, es sei „nicht 
überzeugt, ob es notwendig sei, die bestehenden Rechtsvorschriften zu ändern, um der 
OSZE spezielle Vorrechte und Immunitäten einzuräumen“; es habe „in der praktischen 
Zusammenarbeit mit den OSZE-Institutionen auch ohne eine derartige Regelung keine 
nennenswerten Probleme gegeben“. Dennoch erklärte Finnland, dass OSZE-Bedienstete 
mit Diplomatenpässen ebenso behandelt würden wie andere Personen mit 
Diplomatenstatus.437  
 
Der Ständige Rat ist zur Schlussfolgerung gekommen, dass der Ratsbeschluss von Rom 
1993 durch die Teilnehmerstaaten nur unzureichend umgesetzt wurde. Der Mangel an 
Rechtsfähigkeit und Vorrechten und Immunitäten behindert in den meisten Teil-
nehmerstaaten den reibungslosen Betrieb der OSZE-Institutionen und -Missionen. Daher 
bestehe die Notwendigkeit, dass die Rechtsfähigkeit der OSZE in allen Teilnehmerstaaten 
anerkannt wird und dass ihr Vorrechte und Immunitäten eingeräumt werden. Der 
Ständige Rat bot mehrere Lösungen an:  
                                          
436
  BGBl II 79/1998.  
437  Bericht des Ständigen Rates PC.DEC/383 vom 26. November 2000, in Achtes Ministerratstreffen Wien 
2000, Beilage 1 zum Anhang, 89. 
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Ein multilaterales, völkerrechtliches Abkommen, entweder durch Ratifikation eines 
Gründungsvertrages oder durch den Abschluss eines Übereinkommens über die 
Rechtsfähigkeit und die Vorrechte und Immunitäten der OSZE. Diese Lösungen hätten 
den Vorteil, dass die OSZE über eine ausdrücklich anerkannte internationale 
Rechtsfähigkeit verfügen würde.  
Die Umsetzung nach innerstaatlichem Recht nach der Verabschiedung eines neuen 
Ministerratsbeschlusses zur Frage der Rechtsfähigkeit und der Vorrechte und 
Immunitäten der OSZE in ihrer Gesamtheit, einschließlich all ihrer Institutionen und 
Missionen, sowie zur Frage der Besteuerung und der Ortskräfte.  
 
Der Ständige Rat rügte auch den unsicheren Status von Personen, die bei OSZE-
Institutionen oder -Missionen beschäftigt sind. Die Rechtssituation der OSZE ist daher 
alles andere als klar, da bisher erst einige wenige Teilnehmerstaaten legislative oder 
gleichwertige Maßnahmen zur Umsetzung des Ratsbeschlusses von Rom ergriffen haben, 
diese sich konkret nur auf zwei OSZE-Institutionen beziehen und der Status der OSZE in 
ihrer Gesamtheit nicht angesprochen wird. Außerdem kann die von einem 
Teilnehmerstaat der OSZE einseitig gewährte Rechtsfähigkeit nicht der Rechtsfähigkeit 
gleichgestellt werden, die der OSZE durch eine internationale Vereinbarung (entweder 
multilateral in Form eines Übereinkommens oder bilateral in einem Amtssitzabkommen) 
eingeräumt wird. 
  - 164 - 
6.  Würdigung der Ergebnisse 
Bei der Untersuchung der Rechtsqualität der OSZE und ihrer Normen hat sich gezeigt, 
dass es in der Lehre unterschiedliche Ansätze für die Einordnung der OSZE in das System 
des Völkerrechtes gibt. Die herrschende Lehre verneint im Fall der OSZE das Vorliegen 
einer internationalen Organisation mit der einfachen Begründung, es fehle der OSZE an 
einem Gründungsvertrag. Andere Lehrmeinungen sehen dies differenzierter und stellen 
die These auf, dass die OSZE im Laufe der Zeit zu einer internationalen Organisation 
herangewachsen sei. Im Ergebnis lässt sich erkennen, dass sich die Lehre nicht nur dem 
Pro und Contra widmet, was für oder gegen die Eigenschaft der OSZE als internationale 
Organisation spricht, sondern insbesondere auch die grundsätzliche Frage diskutiert, ob 
tatsächlich ein Gründungsvertrag notwendig ist, um eine Organisation wie die OSZE zu 
einem Völkerrechtssubjekt zu machen.  
 
Meines Erachtens ist die OSZE hinsichtlich ihrer Funktion und Struktur mit einer 
internationalen Organisation vergleichbar. Im Laufe des OSZE-Prozesses wurde die 
Struktur der OSZE, insb durch die Schaffung von Institutionen, Mandaten und 
Mechanismen, maßgeblich ausgebaut, sodass sie viele Eigenschaften, die für das 
Vorliegen einer internationalen Organisation sprechen, erhalten hat. So haben die 
Teilnehmerstaaten der OSZE unter anderem dauerhaft Aufgaben und Kompetenzen 
übertragen, die sie durch eigene Institutionen bewältigt. Insb können folgende 
Eigenschaften der OSZE angeführt werden, die auf eine Qualifizierung als internationale 
Organisation deuten:  
 
• Die OSZE verfügt jedenfalls über eine feste Organisationsstruktur mit ständigen 
Organen, die für die OSZE nach außen auftreten und handeln. Sie besteht daher 
nicht mehr länger nur mehr aus periodischen Zusammentreffen. Die Struktur 
weist die typische Gliederung einer internationalen Organisation auf. Die 
Beschlussfassung findet auf zwei Ebenen statt, der politisch-ausführenden und der 
ausführend-administrativen. Ein Teil der Lehre sieht in dieser Organisations-
struktur ein eindeutiges Zeichen dafür, dass die Teilnehmerstaaten eine 
handlungsfähige (internationale) Organisation schaffen wollten.  
 
• Die Teilnehmerstaaten haben der OSZE im Rahmen der Gipfel- und 
Ministerratstreffen Aufgaben übertragen, die sie eigenständig durch ihre Organe 
erfüllen soll. Die zur Durchführung ihrer Aufgaben übertragenen Fähigkeiten und 
Kompetenzen sprechen dafür, dass es sich bei der OSZE um eine internationale 
Organisation handelt, zumal es zu deren Durchführung der Fähigkeiten und 
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Kompetenzen eines Völkerrechtssubjektes bedarf. Selbst wenn man davon 
ausgeht, dass die Handlungsfähigkeit der OSZE durch das entsprechende Mandat 
eingeschränkt ist, ändert dies nichts daran, dass sie dennoch über die 
entsprechenden Fähigkeiten eines Völkerrechtssubjektes verfügt. Die 
Einschränkung der Handlungsfähigkeit der OSZE sagt nichts über die Qualität 
ihrer völkerrechtlichen Rechtspersönlichkeit aus. Es spielt auch keine Rolle, in 
welcher Form die Befugnisse und Einschränkungen der Handlungsfähigkeit der 
OSZE festgelegt werden.  
 
• Für das Vorliegen einer internationalen Organisation ist eine gewisse 
Dauerhaftigkeit Voraussetzung. Im Hinblick auf ihre Institutionen besteht jeden-
falls kein Zweifel daran, dass diese dauerhaft eingerichtet sind. Auch die OSZE 
selbst ist ebenfalls auf unbeschränkte Zeit angelegt.  
 
• So wie andere internationale Organisationen verfügt auch die OSZE über einen 
eigenen Haushalt. Sie finanziert ihre Tätigkeit durch Beiträge ihrer Teilnehmer-
staaten, deren Bezahlung auf Basis eines politischen Verteilerschlüssels erfolgt, 
womit ihr Finanzsystem mit dem anderer internationaler Organisationen jedenfalls 
vergleichbar ist. 
 
• Die Mitarbeiter der OSZE sind direkt bei der Organisation angestellt. Obwohl die 
OSZE bezüglich ihrer Angestellten darauf angewiesen ist, dass deren Teilnehmer-
staaten nationales Personal der OSZE zuweisen, verfügt sie über ein eigenes 
Dienstrecht. Dies hat zur Folge, dass die Angestellten während ihres Dienst-
verhältnisses nur der OSZE unterstellt sind. Sie verfügt zudem über eine eigene 
Rechtsstruktur und eigene Normen, wie etwa im Bereich des Personalwesens, der 
Finanz und Organisation sowie der Verwaltung.  
 
• Abschließend werden der OSZE im staatlichen Bereich in manchen Staaten 
Immunitäten und gewisse Vorrechte eingeräumt, die mit jenen anderer 
internationaler Organisationen jedenfalls vergleichbar sind. 
 
Entscheidend ist meiner Meinung nach jedoch nicht das äußere Erscheinungsbild, sondern 
ob die Teilnehmerstaaten der OSZE den Willen hatten, die OSZE als internationale 
Organisation zu gründen und dies formell in einem rechtlich verbindlichen Vertrag zu 
manifestieren. Für einen solchen Willen spricht die Ausstattung der OSZE mit den 
geschilderten Kompetenzen und der Schaffung ihrer Institutionen. Dennoch fehlt der 
förmliche Akt, was den Schluss zulässt, dass die Teilnehmerstaaten letztlich nicht die 
Absicht hatten, die OSZE als internationale Organisation zu gründen. Während die 
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traditionelle Lehre den Abschluss eines Gründungsvertrages als wesentliche 
Voraussetzung für die Entstehung einer zwischenstaatlichen Organisation betrachtet, 
bedarf es nach einem anderen Teil der Lehre für die Schaffung einer internationalen 
Organisation mit eigener Rechtsfähigkeit keines formalen Gründungsvertrages. Die 
Teilnehmerstaaten haben allerdings meines Erachtens bewusst davon abgesehen, die 
OSZE durch einen Gründungsvertrag zu einer internationalen Organisation zu erheben.  
 
Die OSZE-Normen schaffen unmittelbar kein Völkerrecht und sind folglich für die 
Teilnehmerstaaten nicht völkerrechtlich verbindlich. Die OSZE-Normen unterliegen nicht 
dem völkerrechtlichen Prinzip „pacta sunt servanda“. Eine Verletzung von OSZE-Normen 
löst keine völkerrechtlichen Rechtsfolgen aus und berechtigt den verletzten Teil-
nehmerstaat weder zu völkerrechtlichen Sanktionen, noch hat er einen Anspruch auf 
Wiedergutmachung. Die Einhaltung der OSZE-Normen kann nicht gerichtlich geltend 
gemacht werden. Die OSZE-Normen sind für die Teilnehmerstaaten nicht rechtlich, 
sondern auf Grundlage des Konsensprinzipes politisch verbindlich. Die OSZE-Normen sind 
ein unmittelbares und legitimes Anliegen aller Teilnehmerstaaten und gelten nicht als 
eine ausschließlich innere Angelegenheit der Teilnehmerstaaten. Politisch-verbindlichen 
Charakter haben insbesondere jene OSZE-Normen, die anlässlich der Gipfeltreffen, der 
Ministerratstreffen sowie der sonstigen OSZE-Institutionen innerhalb ihres Kompetenz-
bereiches erlassen wurden.  
 
Eine Verletzung von OSZE-Normen durch einen Teilnehmerstaat wird im Rahmen der von 
der OSZE geschaffenen Mechanismen sanktioniert, insbesondere durch den Moskauer 
Mechanismus und den Valetta-Mechanismus. Die schärfste Sanktion ist der Ausschluss 
von der Teilnahme an der OSZE. Freilich dürfen diese Mechanismen nicht mit völker-
rechtlichen Sanktionen verwechselt werden. Die der OSZE zur Verfügung stehenden 
Mechanismen sehen keine Sanktionen im herkömmlichen Sinn vor, vielmehr wird die 
Verletzung von OSZE-Normen in der Öffentlichkeit behandelt und Empfehlungen zur 
Einhaltung der übernommenen Verpflichtungen werden erlassen. Ferner dienen 
insbesondere die Überprüfungskonferenzen und die fachspezifischen OSZE-Organe der 
Einhaltung der OSZE-Normen. In der Praxis der zwischenstaatlichen Beziehungen hat 
sich dieses individuelle Rechtsfolgesystem besonders in politisch sensiblen Bereichen 
bewährt. Die fehlende völkerrechtliche Verbindlichkeit bietet auch im Verfahren der 
Normsetzung Vorteile, weshalb die OSZE-Normen gegenüber dem geltenden Völkerrecht 
eine Vorreiterrolle einnehmen können. 
 
Meiner Ansicht nach sind die OSZE-Normen völkerrechtlich auch nicht völlig 
unbedeutsam, weil sie geeignet sind, auf das geltende Völkerrecht zumindest mittelbare 
Wirkung entfalten zu können. Daher ist die Einräumung einer völkerrechtlichen Rechts-
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fähigkeit der OSZE meines Erachtens zu befürworten, wodurch die OSZE die Möglichkeit 
erhielte, völkerrechtliche Übereinkommen mit anderen Völkerrechtssubjekten, va mit 
anderen internationalen Organisationen, abzuschließen. Die Zusammenarbeit mit 
anderen internationalen Organisationen ist zu einem der wichtigen Aspekte der OSZE 
geworden. Durch den Abschluss eines Gründungsvertrages könnten die Zweifel 
betreffend ihren Status und die von ihr geschaffenen Normen beseitigt werden. 
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7. Anhänge 
7.1. ANHANG I/Teilnehmerstaaten der OSZE 
Albanien Mazedonien 
Andorra Moldawien 
Armenien Monaco 
Aserbaidschan Montenegro 
Belgien Niederlande 
Bosnien und Herzegowina Norwegen 
Bulgarien Polen 
Dänemark  Portugal 
Deutschland Rumänien  
Estland Russische Föderation  
Finnland San Marino 
Frankreich  Serbien 
Georgien Slowakei  
Griechenland  Slowenien 
Großbritannien  Spanien 
Heiliger Stuhl  Schweden  
Island Schweiz  
Irland  Tadschikistan 
Italien  Türkei 
Kanada Tschechische Republik 
Kasachstan  Turkmenistan 
Kirgisistan  Ukraine 
Kroatien  Ungarn 
Liechtenstein Usbekistan 
Litauen  Vereinigte Staaten von Amerika 
Luxemburg Weißrussland 
Österreich Zypern 
Malta  
Quelle: http://www.osce.org/about/13131.html 
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KSZE/OSZE-TEILNEHMERSTAATEN KSZE/OSZE-TREFFEN BEITRITTSDATUM 
Belgien Helsinki, Dipoli Konsultationen  25. Juni 1973 
Bulgarien Helsinki, Dipoli Konsultationen  25. Juni 1973 
Bundesrepublik Deutschland438 Helsinki, Dipoli Konsultationen  25. Juni 1973 
Finnland Helsinki, Dipoli Konsultationen  25. Juni 1973 
Frankreich Helsinki, Dipoli Konsultationen  25. Juni 1973 
Jugoslawien439 Helsinki, Dipoli Konsultationen  25. Juni 1973 
Liechtenstein Helsinki, Dipoli Konsultationen  25. Juni 1973 
Luxemburg Helsinki, Dipoli Konsultationen  25. Juni 1973 
Österreich  Helsinki, Dipoli Konsultationen  25. Juni 1973 
Malta Helsinki, Dipoli Konsultationen  25. Juni 1973 
Niederlande Helsinki, Dipoli Konsultationen  25. Juni 1973 
San Marino Helsinki, Dipoli Konsultationen  25. Juni 1973 
Spanien Helsinki, Dipoli Konsultationen  25. Juni 1973 
Türkei Helsinki, Dipoli Konsultationen  25. Juni 1973 
Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken440 
Helsinki, Dipoli Konsultationen  25. Juni 1973 
Zypern Helsinki, Dipoli Konsultationen  25. Juni 1973 
Großbritannien Helsinki, Dipoli Konsultationen  26. Juni 1973 
Dänemark Helsinki, Dipoli Konsultationen  26. Juni 1973 
Deutsche Demokratische Republik Helsinki, Dipoli Konsultationen  26. Juni 1973 
Kanada Helsinki, Dipoli Konsultationen  26. Juni 1973 
Norwegen Helsinki, Dipoli Konsultationen  26. Juni 1973 
Schweden Helsinki, Dipoli Konsultationen  26. Juni 1973 
Griechenland Helsinki, Dipoli Konsultationen  27. Juni 1973 
Polen Helsinki, Dipoli Konsultationen  27. Juni 1973 
Schweiz Helsinki, Dipoli Konsultationen  27. Juni 1973 
Tschechoslowakei441 Helsinki, Dipoli Konsultationen  27. Juni 1973 
Vereinigte Staaten von Amerika Helsinki, Dipoli Konsultationen  27. Juni 1973 
Heiliger Stuhl Helsinki, Dipoli Konsultationen  28. Juni 1973 
Portugal Helsinki, Dipoli Konsultationen  28. Juni 1973 
Rumänien Helsinki, Dipoli Konsultationen  29. Juni 1973 
                                          
438  Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik, wiedervereinigt am 3. Oktober 
1990, waren ursprünglich Teilnehmerstaaten in der KSZE von 1973. 
439  Jugoslawien wurde unter Anwendung des Konsens-Minus-Eins-Verfahrens von der Teilnahme an der KSZE 
im Juli 1992 suspendiert. Im November 2002 wurde die Bundesrepublik Jugoslawien, bestehend aus zwei 
Republiken, Serbien und Montenegro, wieder zum KSZE-Prozess zugelassen. Am 21. Mai 2006 wurde eine 
Volksabstimmung über die Unabhängigkeit des Staates Montenegro abgehalten. Serbien behielt seinen 
OSZE-Sitz, Montenegro wurde als 56. Teilnehmerstaat am 22. Juni 2006 zur OSZE zugelassen. 
440  Die Teilnahme der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken am KSZE-Prozess wurde durch die Russische 
Föderation fortgesetzt (cf. 5-CSO/Journal Nr 1 und KSCE Kommunikation Nr 10 vom 7. Jänner 1992). 
441
  Die Tschechoslowakei war ein ursprünglicher Teilnehmer in der KSZE von 1973. Am Stockholmer 
Ratstreffen vom 15. Dezember 1992 wurde beschlossen, die Tschechische Republik und die Slowakische 
Republik als zwei neue Teilnehmerstaaten per 1. Jänner 1993 zuzulassen.  
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Ungarn Helsinki, Dipoli Konsultationen  29. Juni 1973 
Island Helsinki, Dipoli Konsultationen  30. Juni 1973 
Irland Helsinki, Dipoli Konsultationen  1. Juli 1973 
Italien Helsinki, Dipoli Konsultationen  2. Juli 1973 
Monaco442  Helsinki 3. Juli 1973 
Albanien Berlin, Erstes Ministerratstreffen 19. Juni 1991 
Estland443 Moskau, Zusätzliches Ministerratstreffen 10. September 1991 
Lettland Moskau, Zusätzliches Ministerratstreffen 10. September 1991 
Litauen Moskau, Zusätzliches Ministerratstreffen 10. September 1991 
Russische Föderation Prag, Fünftes Treffen des Ausschusses 
Hoher Beamter 
8. Jänner 1992 
Armenien Prag, Zweites Ministerratstreffen 30. Jänner 1992 
Aserbaidschan Prag, Zweites Ministerratstreffen 30. Jänner 1992 
Kasachstan Prag, Zweites Ministerratstreffen 30. Jänner 1992 
Kirgisistan Prag, Zweites Ministerratstreffen 30. Jänner 1992 
Moldawien Prag, Zweites Ministerratstreffen 30. Jänner 1992 
Tadschikistan Prag, Zweites Ministerratstreffen 30. Jänner 1992 
Turkmenistan  Prag, Zweites Ministerratstreffen 30. Jänner 1992 
Ukraine Prag, Zweites Ministerratstreffen 30. Jänner 1992 
Usbekistan  Prag, Zweites Ministerratstreffen 30. Jänner 1992 
Weißrussland Prag, Zweites Ministerratstreffen 30. Jänner 1992 
Georgien Helsinki, zusätzliches Ministerratstreffen 24. März 1992  
Kroatien Helsinki, zusätzliches Ministerratstreffen 24. März 1992  
Slowenien Helsinki, zusätzliches Ministerratstreffen 24. März 1992  
Bosnien und Herzegowina444 Prag, Fünftes Treffen des Ausschusses 30. April 1992 
Slowakische Republik Wien, Erstes Treffen der Wiener Gruppe 
des Ausschusses Hoher Beamter  
18. Jänner 1993 
Tschechische Republik Wien, Erstes Treffen der Wiener Gruppe 
des Ausschusses Hoher Beamter  
18. Jänner 1993 
Mazedonien Wien, 40. Treffen des Ständigen Rates  12. Oktober 1995 
Andorra  Wien, 66. Treffen des Ständigen Rates 25. April 1996 
Serbien Wien, 308. Treffen des Ständigen Rates 10. November 2000 
Montenegro Wien, 614. Treffen des Ständigen Rates 22. Juni 2006 
Quelle: http://www.osce.org/about/13131.html 
                                          
442  Monaco ist seit 3. Juli 1973 Teilnehmer der KSZE. Obwohl Monaco nicht an den Helsinki-Konsultationen 
(Dipoli) teilnahm, war Monaco unter den ursprünglichen Unterzeichnerstaaten der Schlussakte von Helsinki. 
443  Estland, Litauen und Lettland wurden als Teilnehmerstaaten anlässlich des zusätzlichen Treffens auf 
Ministerebene vor der Eröffnung des Dritten Treffens der Menschlichen Dimension zugelassen, welches in 
Moskau von 10. September bis 4. Oktober 1991 stattgefunden hat.  
444  Bosnien und Herzegowina wurden als Teilnehmerstaaten der KSZE gemäß der Erklärung des Amtierenden 
Vorsitzenden am 10. Treffen des Ausschusses Hoher Beamten am 30. April 1992 zugelassen. Anlässlich des 
13. Treffens des Ausschusses Hoher Beamten am 2. Juli 1992 wurde die Teilnahme von Bosnien und 
Herzegowina am Helsinki-Gipfeltreffen im Jahre 1992 begrüßt.  
 
  - 171 - 
GIPFELTREFFEN 
Periodisches Treffen der 
OSZE-Staats- und Regierungschefs 
MINISTERRATSTREFFEN 
Jährliches Treffen der Außenminister 
(außer in den Jahren mit Gipfeltreffen) 
STÄNDIGER RAT  
Ständiges Organ für politische 
Konsultationen und Beschlussfassung 
FORUM FÜR  
SICHERHEITSKOOPERATION 
Ständiges Organ für  
Rüstungskontrolle 
DER AMTIERENDE VORSITZENDE (AV) 
Belgien (2006) ◊ Spanien (2007) ◊ Finnland (2008) 
TROIKA 
PARLAMENTARISCHE 
VERSAMMLUNG DER 
OSZE 
7.2. ANHANG II/Überblick über die OSZE 
Quelle: OSZE-Handbuch, 11. Oktober 2007, abrufbar unter http://www.osce.org/item/22286.html. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
OSZE-MISSIONEN UND ANDERE FELDEINSÄTZE 
Südosteuropa Osteuropa Südkaukasus Zentralasien 
● Präsenz in Albanien ● Büro in Minsk ● Büro in Baku ● Zentrum in Aşgabat 
(Turkmenistan) 
● Mission in Bosnien und 
Herzegowina 
● Mission in Moldawien ● Mission in Georgien ● Zentrum in Astana 
(Kasachstan) 
● Mission in Kroatien ● Ukraine-
Projektkoordinator  
● Büro in Yerevan  
(Armenien) 
● Zentrum in Bishkek 
(Kirgisistan) 
● Mission in Montenegro  ● Persönliche 
Repräsentanten des 
AV in Minsk 
● Zentrum in Dushanbe 
(Tadschikistan) 
●Mission in Serbien   ● Projektkoordinator in 
PERSÖNLICHE 
REPRÄSENTANTEN 
DES AV 
BÜRO FÜR 
DEMOKRATIE UND 
MENSCHENRECHTE 
Warschau 
OSZE-BEAUFTRAGTER 
FÜR MEDIENFREIHEIT 
Wien 
Generalsekretär 
Sekretariat 
Wien/Prag Büro 
HOHER KOMMISSAR FÜR 
NATIONALE MINDERHEITEN 
Den Haag 
HIGH-LEVEL PLANNING GROUP 
OSZE-Friedenssicherungstruppe für Nagorno-Karabach 
OSZE-ASSISTENZ FÜR DIE IMPLEMENTIERUNG VON BILATERALEN VERTRÄGEN 
OSZE-VERBUNDENE GREMIEN 
GEMEINSAME BERATUNGSGRUPPE BERATUNGSKOMMISSION „OFFENER HIMMEL“ VERGLEICHS- UND SCHIEDSGERICHTSHOF 
Vertrag über konventionelle  Vertrag über den Offenen Himmel  Genf 
Streitkräfte in Europa  
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7.3. ANHANG III/Übereinkommen über Vergleichs- und 
Schiedsverfahren der OSZE − Stand Februar 2006 
Teilnehmerstaat 
Datum 
Unterzeichnung 
Datum 
Ratifikation/Beitritt 
Datum  
Inkrafttreten 
Albanien 15. Dezember 1992 10. Juni 1996 10. August 1996 
Armenien 15. Dezember 1992 8. Oktober 2001 8. Dezember 2001 
Belgien 15. Dezember 1992   
Bosnien und Herzegowina 15. Dezember 1992 14. November 2000 14. Jänner 2001 
Dänemark 25. März 23. August 1994 5. Dezember 1994 
Deutschland 15. Dezember 1992 29. September 1994 5. Dezember 1994 
Finnland 15. Dezember 1992 20 Februar 1995 20. April 1995 
Frankreich 15. Dezember 1992 13. August 1993 5. Dezember 1994 
Griechenland 15. Dezember 1992 22. August 1995 22. Oktober 1995 
Italien 15. Dezember 1992 5. Oktober 1994 5. Dezember 1994 
Kanada 31. März 1993   
Kroatien 15. Dezember 1992 4. November 1993 5. Dezember 1994 
Lettland 15. Dezember 1992 25. Juli 1997 25. September 1997 
Liechtenstein 15. Dezember 1992 15. Juli 1997 5. Dezember 1994 
Litauen 24. November 1997 19. Dezember 1997 19. Februar 1998 
Luxemburg 15. Dezember 1992 18. Juni 2003 18. August 2003 
Malta 15. Dezember 1992 6. April 2001 6. Juni 2001 
Mazedonien  21. April 1998 21. Juni 1998 
Moldawien 15. Dezember 1992 1. Februar 1999 1. April 1999 
Monaco 15. Dezember 1992 14. Oktober 1993 5. Dezember 1994 
Norwegen  15. Dezember 1992 8. September 1998 8. November 1998 
Österreich 15. Dezember 1992 14. November 1995 14. Jänner 1996 
Polen 15. Dezember 1992 9. Dezember 1993 4. Dezember 1994  
Portugal  15. Dezember 1992 9. August 2000 9. Oktober 2000 
Rumänien 15. Dezember 1992 22. Mai 1996 22. Juli 1996 
Russische Föderation 15. Dezember 1992   
San Marino  15. Dezember 1992 18. November 1994 18. Jänner 1995 
Slowakei 31. März 1993   
Slowenien 29. März 1993 11. Mai 1994 5. Dezember 1994 
Schweden  15. Dezember 1992 25. November 1993 5. Dezember 1994 
Schweiz 15. Dezember 1992 23. Dezember 1993 5. Dezember 1994 
Tadschikistan  24. März 1995 24. Mai 1995 
Ukraine 15. Dezember 1992 12. Dezember 1995 12. Februar 1996 
Ungarn 15. Dezember 1992 2. Juni 1995 2. August 1995 
Usbekistan   24. Jänner 1996 24. März 1996 
Weißrussland 2. August 1999 7. Februar 2000 7. April 2000 
Zypern 15. Dezember 1992 16. Februar 1994 5. Dezember 1994 
Quelle: OSZE-Handbuch, 11. Oktober 2007, abrufbar unter http://www.osce.org/item/22286.html. 
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8. Dokumententeil 
Zitiert nach Fastenrath (Hrsg), KZSE: Dokument der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (Loseblattsammlung) Berlin 1992. 
8.1. Dokumente der Gipfeltreffen 
Schlussempfehlungen der Helsinki-Konsultationen, Helsinki 1973 
 
KSZE-Schlussakte, Helsinki 1975 
 
KSZE, Charta von Paris für ein neues Europa, Paris 1990 
 
KSZE, Helsinki-Dokument 1992, Herausforderung des Wandels, Die KSZE und die 
Gestaltung des Wandels, Helsinki 1992 
 
KSZE, Budapester Dokument 1994, Der Weg zur echten Partnerschaft in einem neuen 
Zeitalter, Budapest 1994 
 
OSZE, Lissabonner Dokument 1996, Lissabon 1996 
 
OSZE, Gipfelerklärung von Istanbul 1999, Europäische Sicherheitscharta, Istanbul 1999 
8.2. Dokumente des Ministerrates 
KSZE, Erstes Treffen des Rates, Zusammenfassung der Schlussfolgerungen, Erklärung 
zur Situation in Jugoslawien, Berlin 1991 
 
KSZE, Zweites Treffen des Rates, Zusammenfassung der Schlussfolgerungen, Prager 
Dokument über weitere Entwicklung der KSZE-Institutionen und -Strukturen, Erklärung 
über die Nichtverbreitung und Waffentransfer, Prag 1992 
 
KSZE, Drittes Treffen des Rates, Zusammenfassung der Schlussfolgerungen, Beschluss 
Friedliche Beilegung von Streitigkeiten, Stockholm 1992 
 
KSZE, Viertes Treffen des Rates, Die KSZE und das neue Europa – Unsere Sicherheit ist 
unteilbar, Beschlüsse des Treffens des Rates in Rom, Rom 1993 
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OSZE, Fünftes Treffen des Ministerrates, Zusammenfassung des Vorsitzenden, 
Beschlüsse des Budapester Treffens des Ministerrates, Budapest 1995. 
 
OSZE, Sechstes Treffen des Ministerrates 18. - 19. Dezember 1997, Zusammenfassung 
des Vorsitzenden, Beschlüsse des Kopenhagener Treffens des Ministerrates, Berichte an 
das Treffen des Ministerrates in Kopenhagen, Kopenhagen 1997 
 
OSZE, Siebentes Treffen des Ministerrates 2. - 3. Dezember 1998, Erklärung des 
Ministerrates, Stellungnahme zum Kosovo, Beschlüsse des Ministerrates in Oslo, 
Zusammenfassung des Vorsitzenden, Oslo 1998 
 
OSZE, Achtes Treffen des Ministerrates 27. und 28. November 2000, Zusammenfassung 
des Vorsitzenden, Beschlüsse des Treffens des Ministerrates, Wien 2000 
 
OSZE, Neuntes Treffen des Ministerrates 3. und 4. Dezember 2001, Erklärung des 
Ministerrates, Beschluss über die Bekämpfung des Terrorismus und Bukarester 
Aktionsplan zur Bekämpfung des Terrorismus, Erklärung des Ministerrates, Beschlüsse 
des Ministerratstreffens in Bukarest, Bericht an das Ministerratstreffen, Bukarest 2001 
 
OSZE, Zehntes Treffen des Ministerrates 6. und 7. Dezember 2002, Erklärung des 
Ministerrates, OSZE-Charta zur Verhütung und Bekämpfung des Terrorismus, Erklärung 
zum Menschenhandel, Beschlüsse des Ministerratstreffens, Bericht an das 
Ministerratstreffen, Porto 2002 
 
OSZE, Elftes Treffen des Ministerrates 1. und 2. Dezember 2003, OSZE-Strategie gegen 
Bedrohungen der Sicherheit und Stabilität im 21. Jahrhundert, OSZE-Strategiedokument 
für die Wirtschafts- und Umweltdimension, Erklärung über Südosteuropa als 
Kooperationsregion, Beschlüsse des Ministerrates, Erklärung aus der Sicht des 
Vorsitzenden, Berichte an das Ministerratstreffen von Maastricht, Maastricht 2003 
 
OSZE, Zwölftes Treffen des Ministerrates 6. und 7. Dezember 2004, Erklärung des 
Ministerrates von Sofia zur Verhütung und Bekämpfung des Terrorismus, Erklärung des 
Ministerrates zum sechzigsten Jahrestag des Endes des Zweiten Weltkrieges, Erklärung 
des Ministerrates zum Berg-Karabach-Konflikt, Beschlüsse des Ministerrates, Erklärung 
des Vorsitzes, Berichte an das Ministerratstreffen von Sofia, Vereinbarung zwischen dem 
Sekretariat der OSZE und dem Sekretariat der UNECE, Sofia 2004. 
 
OSZE, Dreizehntes Treffen des Ministerrates 5. und 6. Dezember 2005, Erklärungen des 
Ministerrates, Konzept für Grenzsicherung und -management, Beschlüsse des Minister-
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rates, Erklärungen des Amtierenden Vorsitzenden und der Delegationen, Berichte an den 
Ministerrat, Laibach 2005 
 
OSZE, Vierzehntes Treffen des Ministerrates 4. und 5. Dezember 2006, Erklärungen des 
Ministerrates, Beschlüsse des Ministerrates, Geschäftsordnung der Organisation für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, Erklärungen des Amtierenden Vorsitzenden 
und der Delegationen, Berichte an den Ministerrat, Brüssel 2006 
 
OSZE, Fünfzehntes Treffen des Ministerrates 29. und 30. November 2007, Erklärungen 
des Ministerrates, Beschlüsse des Ministerrates, Arbeitsunterlagen mit den Vorstellungen 
des Vorsitzes, Erklärungen von Delegationen, Berichte an den Ministerrat, Madrid 2007 
 
OSZE, Sechzehntes Treffen des Ministerrates 4. und 5. Dezember 2008, Erklärungen des 
Ministerrates, Beschlüsse des Ministerrates, Arbeitsunterlagen mit den Vorstellungen des 
Vorsitzes, Erklärungen von Delegationen, Berichte an den Ministerrat, Helsinki 2008 
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ZUSAMMENFASSUNG 
1. Fragestellung und Untersuchungsgegenstand 
Die Dissertation will die Organisation und Struktur der Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) sowie ihren rechtlichen Gehalt zusammenfassend darstellen. 
Hierbei werden die Aktivitäten und Institutionen der OSZE näher skizziert und kritisch analysiert. 
Untersuchungsgegenstand der Arbeit sind aber auch die Vereinbarungen und Dokumente der OSZE 
sowie die Transformierung der OSZE-Dokumente in das innerstaatliche Recht der Teilnehmerstaaten. 
Dabei stellt sich die Frage nach der rechtlichen Qualifikation der OSZE im Völkerrecht und, damit 
verbunden, deren rechtlichen Einordnung im innerstaatlichen Recht. Insb wird untersucht, ob Form 
und Inhalt der OSZE-Dokumente den Schluss zulassen, diese als außerrechtliche oder nicht vielleicht 
doch als rechtliche Texte zu klassifizieren. 
Für die Analyse dieser Fragestellungen setzt sich die Dissertation mit dem geschichtlichen 
Werdegang der OSZE und mit der komplexen Organisationsstruktur auseinander. Um weitere 
Erkenntnisse hierfür zu erhalten, wurde ein Vergleich mit dem Europarat, der ähnliche Ziele wie die 
OSZE verfolgt, angestellt. Insb ist in diesem Zusammenhang von Interesse, ob sich aus den 
unterschiedlichen Rechtsstrukturen der beiden Organisationen Aus- und Rückwirkungen in Bezug auf 
die Einhaltung und Durchsetzung der Verpflichtungen ergeben. 
Schließlich soll die Untersuchung auch Ergebnisse darüber liefern, ob unter der Annahme der 
herrschenden Lehre, die Dokumente der OSZE besäßen keinen rechtsverbindlichen Charakter, durch 
die „OSZE-Normen“ dennoch mittelbare Rechtswirkungen erzeugt werden können. 
2. Aufbau der Arbeit 
Die Dissertation ist so gegliedert, dass sie mit der Darstellung des geschichtlichen Werdeganges der 
OSZE beginnt. Da dieser aufgrund der komplexen Entwicklung der KSZE zur OSZE und schließlich 
zur heutigen Form der OSZE sehr umfangreich ist, wird nur auf die wichtigsten Ereignisse und auf die 
nach mE bedeutendsten Dokumente eingegangen. Dabei werden für ein besseres Verständnis auch 
die politischen Hintergründe erläutert. 
Im zweiten Teil werden die Struktur der OSZE, ihre Organisationseinheiten und ihre Aktivitäten 
behandelt, um einen Einblick in die Art und Weise der Arbeit der OSZE zu gewinnen. 
Im dritten Teil steht der abstrakte und umfassende Themenkomplex der rechtlichen Behandlung der 
OSZE in allen ihren Eigenschaften im Mittelpunkt. Dieser Teil schließt mit dem Versuch, einen 
Lösungsansatz zu entwickeln, der sowohl die OSZE-Dokumente als auch die OSZE selbst aufgrund 
ihrer Eigenschaften und Charakteristiken rechtlich einordnet. Im Zuge dieser Auseinandersetzungen 
und Darstellungen wird auch auf den Europarat Bezug genommen, um Parallelen herauszuarbeiten 
bzw Unterschiede zu charakterisieren. 
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3. Ergebnisse 
Meines Erachtens ist die OSZE hinsichtlich ihrer Funktion und Struktur mit einer internationalen 
Organisation vergleichbar. Im Laufe des OSZE-Prozesses wurde die Struktur der OSZE, insb durch 
die Schaffung von Institutionen, Mandaten und Mechanismen, maßgeblich ausgebaut, sodass sie 
viele Eigenschaften, die für das Vorliegen einer internationalen Organisation sprechen, erhalten hat. 
So haben die Teilnehmerstaaten der OSZE unter anderem dauerhaft Aufgaben und Kompetenzen 
übertragen, die sie durch eigene Institutionen bewältigt.  
Die OSZE-Normen schaffen unmittelbar kein Völkerrecht und sind folglich für die Teilnehmerstaaten 
nicht völkerrechtlich verbindlich. Die OSZE-Normen unterliegen nicht dem völkerrechtlichen Prinzip 
„pacta sunt servanda“. Eine Verletzung von OSZE-Normen löst keine völkerrechtlichen Rechtsfolgen 
aus und berechtigt den verletzten Teilnehmerstaat weder zu völkerrechtlichen Sanktionen, noch hat er 
einen Anspruch auf Wiedergutmachung. Die Einhaltung der OSZE-Normen kann nicht gerichtlich 
geltend gemacht werden. Die OSZE-Normen sind für die Teilnehmerstaaten nicht rechtlich, sondern 
auf Grundlage des Konsensprinzipes politisch verbindlich. Die OSZE-Normen sind ein unmittelbares 
und legitimes Anliegen aller Teilnehmerstaaten und gelten nicht als eine ausschließlich innere 
Angelegenheit der Teilnehmerstaaten. Politisch-verbindlichen Charakter haben insbesondere jene 
OSZE-Normen, die anlässlich der Gipfeltreffen, der Ministerratstreffen sowie der sonstigen OSZE-
Institutionen innerhalb ihres Kompetenzbereiches erlassen wurden.  
 
Meiner Ansicht nach sind die OSZE-Normen völkerrechtlich unter anderem nicht völlig unbedeutsam, 
weil sie geeignet sind, auf das geltende Völkerrecht zumindest mittelbare Wirkung entfalten zu 
können. Daher ist die Einräumung einer völkerrechtlichen Rechtsfähigkeit der OSZE meines 
Erachtens zu befürworten, wodurch die OSZE die Möglichkeit erhielte, völkerrechtliche 
Übereinkommen mit anderen Völkerrechtssubjekten, va mit anderen internationalen Organisationen, 
abzuschließen. Die Zusammenarbeit mit anderen internationalen Organisationen ist zu einem der 
wichtigen Aspekte der OSZE geworden. Durch den Abschluss eines Gründungsvertrages könnten die 
Zweifel betreffend ihren Status und die von ihr geschaffenen Normen beseitigt werden. 
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